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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Herausgegeben vom Deutſchen Anwaltverein. 
a Schriftleiter: 
Juſtizrat Dr. Dr. Julius Magnus, Berlin, Rechtsanwalt Dr. Heinrich Dittenberger, Leipzig 
unter Mitwirkung von Rechtsanwalt Dr. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


; — EEE EEE REN En an ⅛ : | | Koh: m, 
* erlag: W. Moeſer Buchhandlung, Inh.: Oscar Brandſtetter, Ceipzig C 1, Dresdner Straße 11/13. 
— Fernſprecher Sammel- Nr. 72566 / Drahtanſchrift: Imprimatur / Poftihedtonto Leipzig Nr. 63675. 
die 
Referend. erſcheint wöchentlich. Bezugspreis monatlich M. 4.50; Einzelhefte koſten den halben Monatsbetrag. Für Studenten, 
der Dt und Aſſeſſoren im Vorbereitungsdienſt ijt ein Vorzugspreis von monatlich M. 3.— feſtgeſetzt; Auskunft hierüber erteilt 
Bel. — Der Bezug erfolgt am zweckmäßigſten durch die Poft, doch nehmen auch die Buchhandlungen und der Verlag 
eſtellungen an. Beſchwerden über mangelhafte Suſtellung find bei Poſtbezug ausſchließlich bei der Poſt anzubringen. 
ngeigen die 6 geſpaltene Millimeterhöhe 23 Pf., für den Stellenmarkt 17 pf., ½¼ Seite N. 325.—, ½ Seite M. 170.—, / Seite M. 90.—. Der Anzeigenraum wird in 
der Höhe von Crennungsſtrich zu Trennungsſtrich gerechnet. Bei Chiffreaa zeigen kommen noch 75 Pf. Gebühren hinzu. Zahlungen ausnahmslos 
auf Poſtſchecktonto W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig 63673, erbeten. 


Fur den Deutſchen Anwaltverein find Suſchriften nach Leipzig C1, nitiſchplatz 3, Zahlungen auf poſtſcheckkonto Leipzig 10 102 zu richten. 
— Alle Sendungen für die Schriftleitung der JM. werden nach Beclin W 62, Maaßenſtr. 27 erbeten. 


Das verfahren vor den Landesarbeitsgerichten. 


Ratigrz 
angenläge einer Kommiſſion aus Vorſitzenden der Landes: begründung zu, auch wenn die Berufungsſchrift bereits eine 
liche gerichts Berlin und Mitgliedern des Arbeitsrecht: formelle Berufungsbegrundung enthält. Die Tatſachen und 
a Ausſchuſſes und des Gerichtsausſchuſſes des Verliner Beweis mittel in der materiellen Berufungsbegründung werden 
Anwaltvereins i. S. 867 ArbGG. als rechtzeitig vorgebracht erachtet. 


1. Bei 5 £ 5 8. Die Zuſtellung der Berufungsſchrift und der Be⸗ 
in e r be 1 e 185 rufungsbegründungen erfolgt von Amts wegen. Daher iſt bei 
aſſenen (8 11 Arbcgch) i e ja beiden ſtets die Urſchrift mit der erforderlichen Zahl von be⸗ 
Di E * y 2 glaubigten Abſchriften einzureichen. Dasſelbe gilt von einer 
Amts wee Zuſtellung des Urteils des Arbcz, erfolgt von Einſpruchsſchrift. Alle ſonſtigen Schriftjäge, alſo auch Be⸗ 
Berufuneden. Der mit der Zuſtellung erfolgende Hinweis, ob rufungsrücknahmeſchriftſätze, find unmittelbar zuzuſtellen, auch 
Früfun! zuläſſig iſt, entbindet nicht von der ſelbſtändigen wenn ein Prozeßbevollmächtigter der Gegenpartei ſich noch 
Frage 8. der Zuläſſigkeit der Berufung. Soweit für die nicht gemeldet hat oder der Prozeßbevollmächtigte der Gegen⸗ 
des = Berufungsfähigkeit der Wert des Streitgegenſtan⸗ partei ein Verbandsvertreter iſt. Dem Gericht iſt bei dieſen 
bindend“ gebend iſt, ‚it die Feſtſezung im Urteil des Arbcß. ſonſtigen Schriftjägen nur eine Gerichtsabſchrift einzureichen. 
nich auch im Falle der Unrichtigkeit vom LArb. Ber Eingaden an das Gericht, die die Prozeßleitung betreffen, 
achten if der Berufungsfähigkeit nicht abänderbar. Zu ber empfiehlt es ſich, zur Beſchleunigung der Gegenpartei eine 
pruchs 5 daß Zwiſchen⸗Urteile über den Grund des An⸗ Abſchrift zuzuſtellen und hiervon dem Gericht Mitteilung zu 
. ſelbſtändig anfechtbar find (§ 61 Abſ. 5 ArbGG.) machen. Die Vorſchrift des § 198 380. findet gegenüber 

Sg, ae Berufungsfriſt beträgt zwei Wochen (8 66 Arb⸗ Verbandsvertretern keine Anwendung. 


Regel nicht Einreichung einer Urteilsausfertigung ift in der 9. Auf die ſtrenge Vorſchrift des 8 67 ArbGG. über 
Nerwortpoſtkar e derlich Zweckmäßig iſt die Beifügung einer verſpätetes Vorbringen von Tatſachen und Beweismitteln iſt 
erufangsſtearte zur Angabe des Tages des Eingangs der beſonders zu achten. Die Verlegung des § 67 ArbGG. kann 


4 5 5 
rg Ssſchrift und zur Angabe des Aktenzeichens des nach der Rſpr. des RArbG. zur Aufhebung des Urteils 
4. Bei h führen. Der Benennung der Zeugen iſt ſchon im Hinblick 
eg; A Stellung von Einſtellungsanträgen und Armen⸗ auf $ 56 ArbGG. ſtets eine zur Ladung geeignete Anſchrift 
8 88 Abbe iſt die Beifügung einer Vollmacht zu empfehlen beizufügen. Werden nach Ablauf der Berufungsbegründungs⸗ 
u: .2 ZPO.) friſt neue Tatſachen oder Beweismittel geltend gemacht, fo 
Mey di Die Angabe der geſetzlichen Vertreter der Parteien ſind die Tatſachen zu bezeichnen und unter Beweis zu ſtel⸗ 
oder eine gabe, ob es ſich um eine offene Handelsgeſellſchaft len- aus denen nach $ 67 Saß 2 ArbG. die Zulaſſung noch 

Reiten, n Einzelkaufmann handelt, iſt zur Vermeidung von erfolgen kann. 
nennung den und Rückfragen und mit Rückſicht auf die Be⸗ 10. Der Vorſitzende des LALbG. kann die Friſt zur Be⸗ 
von Zeugen dringend erforderlich ($ 130 ZRD.). rufungsdegründung verlängern. Nach der Rſpr. des RUrbO. 


ef da ſich das RArbcß. der Rſpr. des RG. über die muß aber die Verfügung, durch die die Friſt verlängert 
dung d des § 519 ZPO. angeſchloſſen hat, ift die Ver⸗ wird, vor Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt zu⸗ 
Seruſungeg Berufungsſchriſt mit einer ſogenannten formellen geſtellt ſein. Die Verlängerung erfolgt nur ausnahms⸗ 


Schriſſtgebegründung zuläſſig. Eine Bezugnahme auf andere weiſe und bei Glaubhaftmachung erheblicher Gründe. 
Cine wie z. B. Armenrechtsgeſuche, empfiehlt ſich zur 11. Mit Rückſicht darauf, daß das Vorbringen neuer 
N. = ul Rechtsnachteilen aus § 67 ArbGG. nicht. Tatſachen und Beweismittel durch den Berufungsbeklagten 
seh ge und Friſt zur Berufungsbegründung beträgt vierzehn in der mündlichen Verhandlung dem Berufungskläger kein 
chest Bi läuft vom Tage des Eingangs der Berufungs⸗ Recht auf Vertagung gibt, und mit Rückſicht darauf, daß 
beeilt wird LArbG., auch wenn das Urteil ‚erft ſpäter zu⸗ nach 8 56 ArbGG. die Verhandlung möglichſt in einem Ter⸗ 
hal, Vie Se min zu Ende geführt werden ſoll, ift die Frage, ob die Partei 
b dieser inſtimmige Praxis des LUG. Berlin läßt inner⸗ zum perſönlichen Erſcheinen veranlaßt werden ſoll, beſonders 
6 4 vierzehn Tage eine weitere materielle Berufungs⸗ ſorgfältig zu prüfen, und zwar auch dann, wenn der Vor⸗ 


411 


= Me ri 


ſitzende das perſönliche Erſcheinen von ſich aus nicht an⸗ beſchäftigt, oft ſchwer werden, in den kurzen zur Verfügun 
geordnet hat. ſtehenden Friſten des arbeitsrechtlichen Verfahrens ſich a 

12. Die Vorſitzenden machen gemäß § 56 ArbGG. in ausreichenden Überblick über den Stand der Streitfragen i 
großem Umfange von der Befugnis Gebrauch, die Beweis⸗ Schrifttum und Rechtſprechung zu verſchaffen. Leiden gt 
mittel ſchon zur erſten mündlichen Verhandlung heran⸗ Anwälte ſchon allgemein unter einer überfülle cz des 
zuziehen, insbeſondere die Zeugen zu laden und das per⸗ ſcheidungen, ſo trifft dies insbeſondere für das Gebie ger 
ſönliche Erſcheinen der Partei anzuordnen. Die Vorſitzenden materiellen Arbeitsrechts und des arbeitsgerichtliche en, 
pflegen, ſoweit dies möglich iſt, von dieſen Anordnungen dem fahrens zu. Die kürzlich von Mansfeld, Eſſen, verbſle u 
Prozeß bevollmächtigten rechtzeitig Nachricht zu geben. lichte Schrift „Fundſtellen arbeitsgerichtlicher Entſcheidung g 

13. Vor dem LArbG. müffen ſich die Prozeßbevoll⸗ (JW. 1930, 3083) weiſt allein für die Zeit von Ende } 2 
mächtigten darauf einrichten, daß zu der in der Ladung an⸗ bis Anfang 1930 rund 930 an den verſchieden n 
gegebenen Zeit, ähnlich wie in Strafſachen, verhandelt wird. Stellen veröffentlichte Entſch. des RArbG. nach. Arb, 
Die Vereinbarung einer abweichenden Verhandlungszeit durch kommt ein Vielfaches von veröffentlichten Entſch. der x 


die Prozeßbevollmächtigten iſt unzuläſſig. Die Vorſitzenden und der ArbG. das 
des LArbG. find aber bereit, rechtzeitig geäußerten überein⸗ Aber grundſätzlich muß betont werden, daß weder br 
ſtimmenden und begründeten Wünfchen auf Verlegung der Arbeitsrecht noch das arbeitsgerichtliche Verfahren eine ien 
Verhandlungszeit nach Möglichkeit zu entſprechen. ſondere Geheimwiſſenſchaft darſtellen, in die ſich einzuar 

14. Bei Klagen aus Arbeitsverträgen, die unter einen nicht jedem Rechtsanwalt möglich ſein ſollte. 4 der 
Tarifvertrag fallen, iſt regelmäßig der Tarifvertrag nach Eine Beſchäftigung eines möglichſt großen Teile im 


Überſchrift und Datum genau zu bezeichnen und feine etwaige Anwaltſchaft mit arbeitsrechtlichen Sachen iſt aus zwei 


allgemeine Verbindlichkeit zu prüfen (vgl. hierzu den Revi⸗ den außerordentlich wünſchenswert: 1 if 
ſionsgrund des 8 73 Abſ. 1 Arb G.). Das beim LALbO. Was zunächſt das materielle Arbeitsrecht betrifft, ir 
beſtehende Tarifarchiv ſteht den Prozeß bevollmächtigten zur dasſelbe m. E. eines derjenigen Rechtsgebiete, das U° er 
Einſicht zur Verfügung. 5 jeden Anwalt ganz beſonders intereſſant bezeichnet. 9e. 

15. Im Falle einer Anſchlußberufung ſind auch im den kann. Auf dieſem erſt vor einigen Jahren in Fluß iete 


landesarbeitsgerichtlichen Verfahren die Vorſchriften über das kommenen und ſich ſtändig in Fluß befindlichen Rechtsgeb t. 
Erfordernis der ſchriftlichen Einreichung einer Anſchluß: treten die neuen Gedanken, die unſer ganzes Net Er. 
berufung nebſt Begründung zu beachten. Die Erklärung zu dringen, beſonders deutlich hervor. Die auch fonit im mo 
Protokoll reicht nicht aus. 8 nen Wirtſchaftsrecht ſich Bahn brechende Erkenntnis ud 
16. Nach der übung, die bei der Geſchäftsſtelle des auch der Individualanſpruch beeinflußt ſein muß durch c 
LArbch. beſteht, liegen die Terminsakten bis eine Woche vor ſicht auf die Allgemeinheit, wirkt ſich nicht nur im 016 iel 
dem Termin in der Geſchäftsſtelle zur Einſicht bereit. vertragsrecht ſelbſt aus, ſondern auch, um nur ein Ba, 
17. Mit Rückſicht auf die beſondere Bedeutung der münd⸗ anzuführen, in der Berückſichtigung der Verhältniſſe des ez 
lichen Verhandlung vor dem LArbch ift der weſentliche In⸗ ſamtbetriebes beim Einſpruchsrecht des einzelnen Arbes gf 
halt der Schriftſätze, unter Hervorhebung der Tatſachen und gegen ſeine friſtgerechte Kündigung im Rahmen de et 
Beweismittel, vorzutragen. Betr. Andere Beiſpiele bilden die Verlängerunt erer 
18. Die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung erfolgt Kündigungsfriſten durch das KindShG. zugunſten n der 
nach § 62 ArbGG. zwar ohne Sicherheitsleiſtung, jedoch nur Angeſtellter, die Vorſchriften des Schw Beſchch. zugunſten ch 
bei Glaubhaftmachung derjenigen beſonderen Tatſachen, aus Kriegsverletzten uſw. Das Arbeitsrecht bildet ein au ral 
denen ſich die Vorausſetzungen des $ 62 Satz 2 ArbcgG. (nicht netes Beispiel dafür, wie je länger je mehr auch das P ngen 
zu erſetzender Nachteil) ergeben ſollen. recht von öffentlich⸗rechtlichen Geſichtspunkten bunchbet bie 
19. Bei der Zuſtellung landesarbeitsgerichtlicher Urteile wird. Hinzu kommt, daß m. E. für die Anwalt! af lrbeit 
iſt zu beachten, daß bei der Zuſtellung von Verſäumnis⸗ keine Ware umſetzt, ſondern unabhängige geiſtige . Be. 
urteilen gleichzeitig die Belehrung über den einzulegenden leiſtet, die Beſchäftigung mit dem Recht der (in gewisse ol 
Einſpruch mit zugeſtellt werden muß, während bei der Zu. ziehungen verwandten) abhängigen Arbeit beſonders!“ 


ſtellung reviſionsfähiger Endurteile (mit Tatbeſtand und ſein müßte. unſchel, 
Gründen) die Zuſtellung der Belehrung über die einzulegende Aber noch aus einem zweiten Grunde iſt zu wün Iten 
Reviſion gleichzeitig erfolgen ſoll. daß fich eine immer größer werdende Zahl von UNE richt 
mit dem arbeitögerichtlichen Verfahren beichäftigt: Jg net 

Bemerkungen hierzu. 17 105 19 5 dung ab die in 90 ch user dec 

Be 5 erfahren die Richtung erblicken, in der ſich unſer il 

Von RA. Dr. Ewald Friedländer, Berlin. zivilrechtliches Verfahren zu bewegen hat. Zwar if at 

I. 8 272 b ARD. der Grundſatz aufgeſtellt, daß der Rech und 


„ 5 einſchließlich der Beweisaufnahme tunlichſt in einer geht 
Im Vorſtehenden handelt es ſich nicht um bindende lichen Verhandlung erledigt werden ſoll. aber tier e 
Richtlinien, ſondern nur um Ratſchläge. dieſe Beſtimmung für das Zivilprozeßverfahren, nid 


Die Ratſchläge find zunächſt für das LArbch. Berlin für das landgerichtliche Verfahren — ſoweit ich es u gu die 
vereinbart, finden aber naturgemäß auch auf alle anderen kann, nicht nur in Berlin —, auf dem Papier (j. Hie Verh. 
L ArbG. Anwendung. Sie bezwecken eine Arbeitserleichterung Verh. des Wiener Juriſtentages 1912 und jetzt die Dau 


für die Anwälte, die ſeltener arbeitsrechtliche Prozeſſe füh⸗ des Bayr. Anwaltsverbandes 1930). In der langen ide, pie 
ren, ſich in die Abweichungen dieſes Verfahrens hinein⸗ des landgerichtlichen Verfahrens liegt einer der Grit en 
zufinden, ſoll einmal dazu beitragen, Verſehen, die bei einem die Rechtſuchenden in größerem Umfange das ord andes 
neuen Verfahren in der erſten Zeit ſtets vorkommen können, ſtaatliche Prozeßverfahren vermeiden laſſen. Im. hei 
abzuſtellen, ſoweit es ſich um typiſche Verſehen handelt. Dies arbeitsgerichtlichen Verfahren dagegen wird die Ein. 
dient auch der Erleichterung des Zuſammenarbeitens zwiſchen keit der Verhandlung und die Unmittelbarkeit der die 
Richtern und Anwälten. aufnahme durch zwingende Vorſchriften geſichert, nf die 
Darüber hinaus aber möchte ich wünſchen, daß durch Prapis zeigt, daß es geht. Beſonderer Wert iſt hier etwa 
die Veröffentlichung in immer größerem Umfange die ge⸗ Unmittelbarkeit der Beweisaufnahme zu legen: Es ir ermt 
ſamte Anwaltſchaft ſich veranlaßt ſieht, Vertretungen im Ver⸗ ganz anderes, ob die Zeugen in einem beſonderen bei die 
fahren vor den LArbG. anzunehmen, anſtatt etwa grundſätz⸗ von einem beauftragten Richter, der vielleicht ſpätet „ um 
lich vor der Übernahme derartiger Mandate zurückzuſcheuen Entſcheidung nicht mehr mitwirkt, vernommen ige 
und die Rechtſuchenden an ſolche Perſönlichkeiten zu ver⸗ von ber Beweisaufnahme lediglich ein Protokoll 5 in 5 
weiſen, die in größerem Umfange arbeitsrechtlich tätig ſind. das meiſt nicht in der Sprache der Zeugen, ſonn e nich 
Gewiß mag es in ſchwierigeren Fällen zweckmäßig ſein, wie Sprache des vernehmenden Richters geſchrieben ig aus, 
auch auf anderen Rechtsgebieten, die Parteien an die Spe⸗ erkennen läßt, ob die Zeugen zögernd oder freim erhebe 
zialiſten zu verweiſen. In ſchwierigeren Fällen wird es geſagt haben und welches Geiſtes Kind die Zeugen de 
einem Juriſten, der ſich ſeltener mit arbeitsrechtlichen Fragen geweſen find. Alle dieſe Nachteile ſcheiden wenigſte a 


4 
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Regel; 

2 85 um landesarbeitsgerichtlichen Verfahren aus. Das er⸗ 
Zeugen Gericht ſteht unter dem lebendigen Eindruck der 
eidi ung sſagen. Die im ordentlichen Verfahren übliche Be⸗ 
des g wird in der Regel durch den perſönlichen Eindruck 


hand 
des alt, iſt eine weſentlich bedeutungsvollere als diejenige 


dechrnmwete im landgerichtlichen Verfahren, der ſich darauf 


5 landgerichtliche Verfahren nur mutatis 
übertragen. Im ordentlichen Verfahren werden 
mei ter, wie meiſt im arbeitsgerichtlichen Verfahren, die 
einer Veugen ſich am Sitze des Gerichts aufhalten, aber in 
Wenn Soßen Reihe von Fällen trifft dies auch hier zu. 
Über art dazu noch die bekannten Beſtrebungen nimmt, 
daduren t im bürgerlichen Rechtsverkehr den Zeugenbeweis 
wöhnt Linzuſchränken, daß man das Publikum daran ge⸗ 
wenigſt wichtige Vereinbarungen ſchriftlich zu treffen oder 
der lens ſchriftlich zu beſtätigen, jo wird ſich auch in 
die Konstwiegenden Zahl der ordentlichen Zivilprozeſſe 
keit der dentrierung der Verhandlung und die Unmittelbar⸗ 
I ich eweisaufnahme erreichen laſſen. Daß dies natür⸗ 

möglich iſt, wenn einzelne Kammern etwa ſchon 
dungen übergehen ſollten, den 8 272 b ZPO. wirklich 
Beſeit; führen, andere nicht, und daß insbeſ. für Berlin die 


du — der völlig unerträglichen Gerichtsverhältniſſe 
"ung me. Zuſammenlegung der Zivilgerichte Voraus⸗ 


alle dei, möchte ich nur nebenbei bemerken. Wenn aber 
m. E. a Hemmungen beſeitigt ſein werden, dann wird ſich 
ſuhrbar ir daß dieſes Verfahren auch im Zivilprozeß durch⸗ 


Drogen A Es werden alsdann für den einzelnen Zivil— 
wendig zucht wie heute durchſchnittlich fünf Termine not⸗ 
richt enn, ſondern ein Termin. Der Anwalt und das Ge⸗ 


heutig erden auf ihrem Terminszettel nur ein Fünftel der 
lechniſche ne finden, und dann wird ſich zeigen, daß 


den Part ſche Schwierigkeiten kein Hemmnis bilden. Auch 
bies derben die perſönlich zu erſcheinen wünſchen, wird 
urch erleichtert. 
II. 
Die ei 


Ju zelnen Punkte find kurz!), wie folgt, zu ergänzen: 
00 0 Alter 1: Alle deutſchen Rechtsanwälte kön⸗ 
ch IR. 193080 70 ichs arbeitsgericht vertreten (ſ. hierzu 
dend. G chiffer 2: Auch unrichtige Streitwertſeſtſezung iſt bin⸗ 


in zweiter G. kann nur bei Anderung des Streitwertes 
ohne biefe Inſtanz neu feſtſetzen (8 69 Abſ. 2 ArbGG.); 
hin 5 € Vorausſetzung iſt Neufeſtſetzung nichtig, darauf⸗ 


eing 
7 1933Tlegte Rev. unzuläſſig (RArb c.: ArbRNipr. 1929 
lelungem and 2309). Wegen Streitwertberechnung bei Feſt⸗ 
des erlzrklagen vgl. Entſch. des RArbGG. v. 18. Juni 
Sr rl Anw Bl. 185 (Zuſammenrechnung des Streitwerts 
ge und Widerklage). Entſcheidend iſt Streitgegenſtand, 
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RA 
dir. en „v. 4. Juni 1930, Bensh. S. 316 und Aufſatz des 


Zu 3: 
Meng) Affer 9. 8 67 Arbe wird vom NGC. ſehr 
Race gswandt. „Zeuge N. N.“ oder „Zeugnis der Firma 
weigant dustrie Fianniferi in Mailand“ kein ausreichender 


Aufſätze 


3283 


S. 3). Nachholung nach Friſtablauf iſt regelmäßig unzuläſſig, 
ſelbſt bei Stellung des Zeugen zum Termin. 

Zu Ziffer 12: Hier iſt, im Intereſſe der Konzen⸗ 
tration und Beſchleunigung des Verfahrens, anzuregen, dem 
Prozeßbevollmächtigten die Befugnis einzuräumen, ähnlich 
wie im Strafprozeß, ſelbſt Zeugen laden zu können. 


III. 


Bei dieſer Gelegenheit möchte ich noch auf einige weitere 
Punkte aufmerkſam machen, die vielleicht gelegentlich Schwie⸗ 
rigkeiten machen können. 


a) Steuerabzug und Sozialbeiträge: 


Ob dieſe Abzüge bereits im Prozeß zu berückſichtigen 
ſind, war anfangs zweifelhaft, wird ſeit dem Gutachten des 
NH. (1925, Bd. 15 S. 239 ff.) allgemein verneint. Der 
Prozeßbevollmächtigte braucht ſich ſomit hierum nicht zu 
kümmern. 

Die Berückſichtigung dieſer Abzüge erfolgt in der 
Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher bzw. bei der 
freiwilligen Zahlung. Der Arbeitgeber, der in dieſem Zeitpunkt 
meiſt nicht mehr im Beſitz der Steuerkarte uſw. fein wird, wird 
gut tun, alsbald nach Erlaß des Urteils die Abzüge zu berechnen 
und durch die Poſt an die betr. Stellen abzuſenden, damit er dem 
Gerichtsvollzieher den Nachweis gem. 8 775 Ziff. 5 ZPO. 
erbringen kann. (Zur Erleichterung der Berechnung der Ab⸗ 
züge — auch in ſonſtigen Fällen — mache ich auf die im 
Verlage von Reinhold Kühn A.⸗G., Berlin, erſchienenen 
Tabellen aufmerkſam.) Die Gerichtsvollzieher ſind auf die 
Notwendigkeit der Berückſichtigung des Steuerabzuges bei 
Lohnforderungen durch Allg Vfg. v. 17. Febr. 1930 (JM Bl. 
38; abgedruckt auch in dem ſoeben erſchienenen Buch „Das 
Gerichtsvollzieherweſen“ von Sattelmacher⸗Lentz S. 322) er⸗ 
neut hingewieſen und ihnen eine Mitteilung an die Finanz⸗ 
ämter zur Pflicht gemacht worden. (Vgl. im übrigen zu 
dieſen Fragen: Hellwig: „Arbeitgeber“ 1928, 534ff.; 
Piſſel: „NZ ArbR.“ 1928 Sp. 669; Bindels in Pott⸗ 
hoffs „Arbeitsrecht“ 1928 Sp. 241.) 


b) Arbeitsloſenunterſtützung: 


Anders iſt die Rechtslage hier. Das Geſetz über die 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung — das 
viel zu wenig wirklich bekannt iſt, obwohl ſtändig dar⸗ 
über geredet und geſchrieben wird — beſtimmt in § 113, 
daß, wenn Bezüge aus einem Arbeitsverhältnis für eine Zeit 
geſchuldet werden, für die bereits Arbeitsloſenunterſtützung ge⸗ 
zahlt iſt, der Arbeitgeber die Unterſtützungsbeiträge der 
Reichsanſtalt zu erſtatten hat, ſie aber dem Arbeitnehmer 
gegenüber aufrechnen kann. Das RArbG. hat im Urt. vom 
15. Dez. 1928 (III, 55 = JW. 1930, 3151; Bensh⸗ 
Samml. V, 55 Samml. Stilke 1929, 74) dahin entſchieden, 
daß es ſich nicht um Aufrechnung im techniſchen Sinne, ſon⸗ 
dern um eine cessio legis, um eine Bemängelung der Aktiv⸗ 
legitimation handele, die auch noch in zweiter Inſtanz zu⸗ 
läſſig ſei. Dieſe Frage iſt alſo im Prozeß zu klä⸗ 
ren, nicht erſt in der Zwangsvollſtreckung. Der einen Arbeit⸗ 
geber vertretende Prozeßbevollmächtigte wird daher auf recht⸗ 
zeitige Beſchaffung diesbezüglicher Unterlagen hinwirken 
müſſen. 

Bemerkt wird, daß nach ausdrücklicher Vorſchrift des 
§ 113 Abſ. 4 ArbVermG. bei Entſchädigungen aus 8 87 
Abſ. 1 Betr. (bei unbilliger Härte im Kündigungsein⸗ 
ſpruchsverfahren) und aus 8 74 Abſ. 2 HGB. keine Erſtat⸗ 
tung von Arbeitsloſenunterſtützung ſtattfindet, nach RArbG. 
5, 48 = JW. 1930, 3152; auch nicht bei der Geldentſchädi⸗ 
gung für nicht gewährten Urlaub, da ſie Gegenleiſtung für 


in der Vergangenheit liegende Arbeit iſt. 
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Das deutſch⸗ ſchweizeriſche vollſtreckungsabkommen vom 2. November 1929. 


(RCG Bl. 1930 II S. 1065) 


% 
Von Miniſterialrat Dr. Jonas, Berlin. 


Die Beſtrebungen, mit der Schweiz, mit der wir ſeit 
jeher neben vielfachen engen wirtſchaftlichen Verflechtungen 
vor allem auch durch das Band weitgehender grundſätzlicher 
Übereinſtimmung der beiderſeitigen Rechtsordnungen verknüpft 
ſind, zu einer vertraglichen Regelung über die Urteilsvoll⸗ 
ſtreckung zu gelangen, reichen an ſich weit zurück. Wenn 
gleichwohl lange Jahre hindurch das Stimulans zum Ab⸗ 
ſchluß eines derartigen Abkommens gering geweſen iſt, ſo 
war der Grund der, daß auf dem Gebiete der vermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten die Gegenſeitigkeit mit den wich⸗ 
tigſten und für den deutſchen Verkehr vornehmlich in Betracht 
kommenden ſchweizeriſchen Kantonen — Zürich, Bern, Baſel⸗ 
Stadt, Schaffhauſen, Waadt — durch die Gerichtsübung be⸗ 
reits hergeſtellt war und auf dem Gebiete der nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten das Haager Eheſcheidungsabk. v. 
12. Juni 1902 (RGBl. 1904, 231), dem ſowohl Deutſch⸗ 
land wie die Schweiz angehörten, eine für beide Teile be⸗ 
friedigende Regelung enthielt. In ein dringliches Stadium 
trat die Frage des deutſch-ſchweizeriſchen Abkommen erſt, als 
die Entwicklung einerſeits durch die bekannte Schwenkung der 
reichsgerichtlichen Rſpr. und andererſeits durch die ſchwei⸗ 
zeriſche Kündigung des Haager Abkommens eine gewiſſe 
Unterbrechung erfahren hatte. Das am 2. Nov. 1929 ab⸗ 
geſchloſſene, durch Gef. v. 28. Juli 1930 (RG Bl. II, 1065) 
genehmigte Abkommen ſchließt nunmehr die entſtandenen 
Lücken wieder. Für den praktiſchen Rechtsverkehr bedeutet 
das Abkommen nicht Neuland, ſondern im weſentlichen nur 
die Wiederherſtellung eines Rechtszuſtandes, der Jahrzehnte 
hindurch vordem beſtanden hatte. 


J. Entſcheidungen in vermögensrechtlichen 
Streitigkeiten; gerichtliche Vergleiche. 

RG. 107, 308 = JW. 1924, 703; 115, 103 = JW. 
1924, 518 hatten die Gegenſeitigkeit i. S. des § 328 Abf. 1 
Nr. 5 im Verhältnis zur Schweiz im Hinblick auf Art. 59 
SchweizBund Verf. — der für perſönliche Anſprüche gegen 
einen in der Schweiz wohnhaften zahlungsfähigen Schuldner 
an deſſen Wohnſitz einen, wenn auch verzichtbaren, aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtsſtand vorſieht — aus der Erwägung 
verneint, daß durch dieſe Beſtimmung in der Schweiz der 
Kreis der für die Vollſtreckung in Betracht kommenden aus⸗ 
ländiſchen Entſcheidungen im Vergleich zu der deutſchen Rege⸗ 
lung von vornherein ſo ſtark beſchränkt ſei, daß von einem 
annähernd gleichen Umfange, wie ihn § 328 Abſ. 1 Nr. 5 
vorausſetze, nicht mehr geſprochen werden könne. Dies iſt für 
das Verſtändnis der in dem Abkommen getroffenen Regelung 
weſentlich. Eben aus der Rückſichtnahme auf die genannte 
Verfaſſungsbeſtimmung, deren Außerkraftſetzung für den Gel⸗ 
tungsbereich des Abkommens vom ſchweizeriſchen Stand⸗ 
punkte ſelbſtverſtändlich nicht in Frage kam, erklärt ſich die 
auf den erſten Blick nicht ganz durchſichtige Regelung des 
Abkommens: um auf der einen Seite Kolliſionen zwiſchen 
dem Abkommen und der Verfaſſungbeſtimmung zu vermeiden, 
auf der anderen Seite aber eine volle Parität in der An⸗ 
erkennung der beiderſeitigen Entſcheidungen ſicherzuſtellen, 
war man genötigt, die gegenſeitige Anerkennung auf die in 
beſtimmten Gerichtsſtänden — Wohnſitz bzw. Sitz der 
juriſtiſchen Perſon, Vereinbarung, vorbehaltloſe Einlaſſung, 
geſchäftliche Niederlaſſung und Widerklage — ergangenen 
Entſcheidungen zu beſchränken. Dabei iſt zu den drei letzt⸗ 
genannten Gerichtsſtänden hervorzuheben, daß die Einrede 
aus dem genannten Art. 59, wie erwähnt, verzichtbar iſt 
und daß — außer der Unterwerfung unter die Zuſtändigkeit 
eines anderen Gerichts im Wege dahingehender Vereinbarung 
— als Verzicht auf die Einrede nach ſtändiger ſchweizeriſcher 
Rſpr. auch die vorbehaltloſe Einlaſſung ſowie weiter bezüglich 
der unter Art. 2 Nr. 4, 5 aufgeführten Anſprüche auch 
die Errichtung einer geſchäftlichen Niederlaſſung und die 
Erhebung einer Widerklage angeſehen wird. 


8 * 
1. Nach Art. 1 des Abtommens beſchränkt ſich die Rehn 
lung auf die im Prozeß verfahren der bürgerlichen 
Gerichte ergangenen Entſcheidungen; ausgeſchloſſen | 
danach einmal die im ſtrafgerichtlichen Adhäſionsverſe a 
ergangenen Anſprüche über privatrechtliche Folgen von frei. 
taten, ferner alle Entſcheidungen, die in Verfahren der Ir 
willigen Gerichtsbarkeit, insbeſ. auch im Verfahren nd 
AufwSt. ergangen find, endlich auch die im Konkur⸗ ichte 
Vergleichsverfahren erwachſenen Titel. Bürgerliche Ger oll 
im Sinne des Abkommens ſind — worüber im Sitzungspro die 
übereinftimmung der Auffaſſungen feſtgeſtellt iſt — jowohl 1 
ordentlichen Gerichte wie diejenigen beſonderen Gerichte, Vene 
die Entſcheidung bürgerlicher Rechtsſtreitigkeiten obliegt / die 
insbeſ. in Deutſchland die Arb. und in der S we ds 
ihnen entſprechenden GewGer. und gewerblichen Sch 
gerichte. elle 
Vorausſetzung iſt ferner, daß die Entſcheidung tee 
Rechtskraft erlangt hat; vorläufig vollſtreckbare uche 
ſcheiden danach aus; ebenſo kraft ausdrücklicher Bord, 
Arreſte und EinſtwVerf. Welche Bezeichnung die CT ei, 
dung nach dem für fie maßgeblichen Prozeßrecht trägt, u 
Beſchluß, Vollſtreckungsbefehl u. dgl., iſt gleichgültig. 
Die Staatsangehörigkeit der an dem Rechtsſtren c 
teiligten Perſonen iſt, wie im Art. 1 ebenfalls ausdr 
klargeſtellt iſt, für die Anerkennung ohne Bedeutung. a? 


Hinſichtlch der Zuständigkeit müſſen nach Na: 
folgende poſitive und negative Vorausſetzungen erfüllt all 
a) Es muß entweder bei Klagerhebung (vgl. 8 263 feinen 


Wohnſitz 1 
im Gebiete des Urteilsſtaates gehabt haben — nicht mot gal 
im Bezirk des erkennenden Gerichts. Ständiger Aufen ang 
genügt nicht. Da es ſich um eine Anerkennungs voraus dem 
handelt, wird die Frage, ob ſich die Rechtsbeziehung Rechte 
Orte als „Wohnſitz“ darſtellt, vom Standpunkte des air 
des Vollſtreckungsſtaates zu beurteilen fein; praktiſc Wohn. 
ferenzen können ſich indeſſen bei der Gleichartigkeit des 
ſitzbegriffs kaum ergeben. Ber“ 
b) Oder der Bekl. muß ſich durch ausdrückliche "nr 
einbarung der Zuſtändigkeit des Gerichts, das Warteien 
ſcheidung gefällt hat, unterworfen haben. Daß ſich die F nicht 
genau der Worte bedient haben, iſt ſelbſtverſtändlich, zun 
erforderlich; mit dem Worte „ausdrücklich“ hat ledig" ud 
Ausdruck gebracht werden ſollen, daß ſich die Abrede 1 0 5 B. 
bar auf die Gerichtszuſtändigkeit beziehen muß, daß allo ich 
die Vereinbarung eines Erfüllungsortes in dieſer * 
nicht genügen würde. den 
e) Oder der Bekl. muß ſich vorbehaltlos auf i 
Rechtsſtreit eingelaffen haben. Ein Vorbehal pot, 
Sinne dieſer Beſtimmung liegt nicht nur dan digkeit 
wenn der Bekl. die formelle Einrede der Unzuftenm ale 
erhoben hat, ſondern auch dann, wenn er in einem sit des 
wo nach dem Recht des Urteilsſtaates die Zuſtänd rtennen 
Prozeßgerichts begründet iſt, vor der Einlaſſung zu eso 
gibt, daß er ſich dem Verfahren nur für den re. W 
unterwirft und einer Durchführung des Urteils in oon 
deren Staate widerſpricht. Auch dies iſt im Sitzungsp 
als übereinſtimmende Auffaſſung niedergelegt. 10 lichen 
d) Oder der Bekl. muß am Orte ſeiner geſch ee Au 
Niederlaſſung oder Zweigndederlaſſung wegen ein, ſein. 


e) Oder endlich muß es ſich um r 
handeln, deren Gegenſtand mit dem in der lage zahlt 
gemachten Anſpruch oder mit einem gegen dieſen vo oſßeht 90 
Verteidigungsmittel in rechtlichem Zuſammenhange ! die 
nimmt alfo z. B. die in der Schweiz anſäſſige Parte d aß ein 
Deutſchland klagt, mit der Klage schlechthin auf ſich, — den 
auf eine Widerklage gegen ſie ergehendes Urteil in de 
erwähnten rechtlichen Zuſammenhang vorausgeſetzt 
Schweiz zur Vollſtreckung zugelaſſen wird. 


. 
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daß Negative Vorausſetzung für die Anerkennung iſt, 


ihr; gt in dem Vollſtreckungsſtaate für die Klage eine aus⸗ 
don des liche Zuſtändigkeit beſteht; es wäre alſo z. B. 
ausge Anerkennung in Deutſchland ein ſchweizeriſches Urteil 
in Eſchtoſſen, das über einen Anſpruch erkannt hat, für den 
earſeutſchland der dingliche Gerichtsſtand des § 24 3. 
gründet if, 
N 
bei Be Art. 4 des Abkommens find die Gründe aufgeführt, 
N 1 Vorliegen, trotz ſonſt gegebener Vorausſetzungen, 
fa gen ländiſchen Entſcheidung die Anerkennung zu ver⸗ 
or + iſt. Abs. 1 enthält die übliche Klauſel Hinsichtlich des 
Abs 20 Public; die Faſſung entſpricht derjenigen im Art. 25 
21. 8 Kr. 2 des deutſch⸗öſterreichiſchen Rechtshilfevertrags v. 
aufn 1923 (Ré Bl. 1924, II, 55). Die im Abſ. 2 u. 3 
daß ten Fälle — mangelhafte Zuſtellung der den 
des einleitenden Ladung oder Verfügung und vom Rechte 
wiſf Üſtreckungsſtaates abweichende Beurteilung ge⸗ 
und or Statusverhältniſſe — entſprechen den Nr. 3 
beſtegt Im 8328 Abſ. 1 3 O.; ein ſachlicher Unterſchied 
Zee fur inſoweit, als die einſchränkende Beſtimmung der 
Abſ. 3 kund ebenſo des deutſch⸗öſterreichiſchen Vertrags Art. 25 
zugunſt r. 1), nach der der Mangel der Zuſtellung nur 
ier „en eines inländiſchen Beteiligten zu berückſichtigen iſt, 
nicht gilt. 
Sf ie Gerichte des Staates, in dem die Anerkennung der 
Früfundung nachgeſucht wird, ſind nach Art. 5 bei der 
Rechts 9 der Anerkennungsvorausſetzungen weder an die 
vorgeſauffaſſung noch an die tatſächlichen Feſtſtellungen der 
Nach sten Entſcheidung gebunden. Für eine weitere 
prüfung der Entſcheidung iſt kein Raum. 


Nach der im Art. 8 des Abkommens getroffenen 
g, ſtehen die in einem gerichtlichen Güte- 
ühneverfahren oder nach Klageerhebung 
m bürgerlichen Gericht abgeſchloſſenen oder von einem 
eſtätigten Vergleiche „anzuerkennenden“ ge⸗ 
chen Entſcheidungen gleich; die Vollſtreckbar⸗ 
9 hat hier danach nicht zur Vorausſetzung, daß das 
Art. 1 . in dem der Vergleich abgeſchloſſen wurde, den in 
Der e vorgeſehenen Zuſtändigkeitserforderniſſen entſpricht. 
Boozep side Grund, aus dem einem nach dem Recht des 
werden — — gültigen Vergleich die Anerkennung verſagt 
des Art m, iſt die Rückſicht auf den ordre public i. S. 
rt. 4 Abſ. 1. 


Regeln, 
It 
bzw. e 


‚or eine 


a 1 i 
len 
fahr, 


Urteile ne Sicherſtellung der gegenſeitigen Anerkennung der 
ldet bei den Vollſtreckungsabkommen nur die eine 
te Geſtal Problems. Die andere, kaum minder wichtige, iſt 
vollen altung des Exequaturverfahrens; denn ihren 
erſt durchert erhält die Urteilsanerkennung für die Wirtſchaft 
erfahre ie Möglichkeit, in einem einfachen und ſchleunigen 
Ninſicht ! zu dem Vollſtreckungstitel zu gelangen. In dieſer 
cher lagen nun die Dinge auf deutſcher und auf ſchweize⸗ 
Er: bisher weſentlich verſchieden: bei uns das Klage⸗ 
en nach § 722 ZPO. — jedenfalls auf dem Gebiet 
au prüf vertraglichen Regelung, bei der die vom Gericht 
Fal en en Punkte klar umriſſen find, für das Gros der 
Heite di reichlich ſchwerfälliger Apparat; auf ſchweizeriſcher 
leg des gegen, jedenfalls bei Geldanſprüchen, der einfache 
Ahen Betreibungsverfahrens, bei dem es zu einer gericht⸗ 
echtsbarſcheidung nur kommt, wenn der Gläubiger durch den 
bericht „lag (Widerſpruch) des Gegners genötigt iſt, beim 
Ne für L Rechtsöffnung nachzuſuchen — alſo ein Verfahren, 
ER je normalen, glattliegenden Fälle ohne mündliche 
reg 1 ng auskommt und den Apparat des ſtreitigen Ver⸗ 
6 weizeriſch für die kranken Fälle vorbehält. So war, wo die 
naſenklich 2 Regelung den zu ſtellenden Anforderungen im 
a en bereits genügt, die gegebene Löſung die, die da⸗ 


led 
Erdiglich auf deutſcher Seite erforderliche Umgeſtaltung 


e 
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nehm ie im Wege einer Ausführungsverordnung vorzu⸗ 
n der 1 vertraglichen Regelung des Verfahrens hätte 
beh. prozeſ Umſtand im Wege geſtanden, daß in der Schweiz 
art 1 Verfahren der kantonalen Geſetzgebung vor⸗ 
duſteun, für * Art. 6 des Abkommens beſchränkt ſich daher 
baellen, 5 das Verfahren lediglich die beiden Grundſätze auf⸗ 
0 der S aß es moͤglichſt einfach und ſchleunig fein ſoll, und 

Schuldner vor der Vollſtreckungserklärung zu hören iſt. 


n ein eturperſahrens nicht in dem Abkommen ſelbſt, ſon⸗ 


Für die in den deutſchen Ausführungsvorſchriften zu 
treffende Regelung war das gegebene Vorbild das bewährte 
Verfahren nach dem deutſch⸗öſterreichiſchen Rechtshilfevertrag, 
der Verfahrenstypus, wie er auch beim Arreſt und der einſt⸗ 
weiligen Verfügung von jeher Rechtens iſt: d. h. die Ent⸗ 
ſcheidung über den Antrag kann ohne mündliche Ver⸗ 
handlung nach Anhörung des Gegners als Beſchluß oder 
auf Grund mündlicher Verhandlung als Urteil 
ergehen; gegen den die Vollſtreckbarerklärung ausſprechenden 
Beſchluß hat der Gegner den Widerſpruch, über den dann 
auf Grund mündlicher Verhandlung durch Urteil entſchieden 
wird, während bei Ablehnung der Vollſtreckbarerklärung der 
Antragſteller die ſofortige Beſchwerde hat. Nachdem 
die neue ZPO Novelle über das ſchiedsrichterliche Verfahren 
dieſen Verfahrenstypus auch für die Vollſtreckbarerklärung von 
Schiedsſprüchen übernommen hat, ergab ſich als der techniſch 
einfachſte Weg, in der Ausf VO. zum deutſch⸗ſchweize⸗ 
riſchen Abkommen v. 23. Aug. 1930 (RG Bl. II, 1209) 
das Verfahren lediglich durch Verweiſung auf die Vorſchriften 
der neuen 88 1042 a ff. ZPO. zu regeln. Ein weſentlicher 
Unterſchied zwiſchen der für die ſchweizeriſchen Urteile und 
gerichtlichen Vergleiche und der in der ZPO. für die Schieds⸗ 
ſprüche getroffenen Regelung beſteht indeſſen bezüglich der 
Zuſtändigkeit. Während es bei den Schiedsſprüchen nach 
§ 1046 3 8. bei der allgemeinen Zuſtändigkeitsregelung 
bewendet, der Gläubiger ſich alſo bei einem den Wert von 
500 RM überſteigenden Gegenſtand der Verurteilung an das 
LG. wenden muß, iſt im Art. 1 AusfVoO. zum deutſch⸗ 
ſchweizeriſchen Abkommen nach dem Vorbilde des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Vertrags das Vollſtreckbarerklärungsverfahren 
ohne Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtandes allgemein 
dem Amtsgericht zugewieſen. Dieſe Regelung gilt aber, 
wie zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen noch ausdrücklich 
betont ſei, nur für die Vollſtreckbarerklärung der 
gerichtlichen Entſcheidungen und gerichtlichen 
Vergleiche; ſchweizeriſche Schiedsſprüche und ſchiedsrichter⸗ 
liche Vergleiche unterſtehen der allgemeinen Regel der 88 1044, 
1044 a, 1046. 


Im Art. 3 der AusfVoO. haben die in den 88 726, 727 
SPD. behandelten Fälle nach dem Vorbild des Art. 23 des 
deutſch⸗öſterreichiſchen Vertrags eine entſprechende Regelung 
erfahren. Aus allgemeinen Rechtsgrundſätzen folgt, daß ſich 
in den Fällen, wo die Vollſtreckung nach dem Inhalt der 
Entſcheidung von dem Ablauf einer Friſt oder von dem 
Eintritt einer anderen Tatſache abhängt, die Frage, 
inwieweit die Bewilligung der Zwangsvollſtreckung von dem 
Nachweis beſtimmter Vorausſetzungen abhängt, nach dem 
Rechte des Urteilsſtaates beſtimmt, und ferner, daß für die 
Frage, inwieweit die Entſcheidung für und gegen Dritte, 
Rechtsnachfolger u. dgl., wirkſam iſt, gleichfalls das Recht 
des Urteilsſtaates maßgebend ſein muß. In Übereinſtimmung 
mit den Feſtſtellungen im Sitzungsprotokoll iſt dies in Art. 3 
der Ausf Vo. klargeſtellt und anſchließend das Verfahren ent⸗ 
ſprechend $ 731 3055. dahin geregelt, daß, wenn die nachzu⸗ 
weiſenden Tatſachen weder offenkundig ſind, noch mit öffent⸗ 
lichen oder öffentlich beglaubigten Urkunden belegt werden 
können, über den Antrag auf Vollſtreckbarerklärung mündliche 
Verhandlung angeordnet werden muß. Im Art. 4 iſt in 
Übereinſtimmung mit der Regelung im Art. 27 des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Vertrags beſtimmt, daß Einwendungen 
gegen den rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch, 
ſoweit ſolche nach dem Recht des Urteilsſtaates zuläſſig ſind, 
§ 767 8PO., und ebenſo Einwendungen gegen die Zuläſſig⸗ 
keit der Vollſtreckungsklauſel, 88 732, 768 38 0., 
im Vollſtreckbarerklärungsverfahren mittels Widerſpruchs gel⸗ 
tend gemacht werden können, daß es dem Schuldner aber 
unbenommen bleibt, die Einwendungen im Verfahren nach 
85 732, 767, 768 3PO. ſelbſtändig zu verfolgen. 


II. Entſcheidungen in nichtvermögens⸗ 
rechtlichen Streitigkeiten. 


Das Haager Eheſcheidungsabkommen v. 12. Juni 1902 
(RG Bl. 1904 S. 231) iſt im Verhältnis zur Schweiz infolge 
Kündigung ſchweizeriſcherſeits mit dem 1. Juni 1929 außer 
Kraft getreten (Bek. v. 26. März 1929, RGBl. II S. 171). 
Anlaß zu der Kündigung war, nebenbei bemerkt, der auch bei 
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uns als ernſter Mangel empfundene Umſtand, daß Ehen, die 
Inländerinnen mit Angehörigen ſolcher Staaten abgeſchloſſen 
batten, die die Scheidung dem Bande nach nicht kennen Lins⸗ 
beſ. Italien), nach dem Abkommen auch für die Frau, ſelbſt 
bei ſpäterem Rückerwerb der alten Staatsangehörigkeit, als 
ſchlechthin unlösbar anerkannt ſind. Die Lücke, die durch das 
Außerkrafttreten des Abkommens im Verhältnis Deutſchlands 
zur Schweiz eingetreten war, iſt nunmehr durch Art. 3 des 
neuen Abkommens wieder geſchloſſen. 


1. Die Regelung im Art. 3 beſchränkt ſich auf Entſchei⸗ 
dungen, die zwiſchen Angehörigen eines der beiden oder beider 
Staaten ergangen ſind; Vorausſetzung iſt alſo, daß die 
Prozeßparteien entweder beide die deutſche oder beide die 
ſchweizeriſche oder der eine Teil die deutſche und der andere 
Teil die ſchweizeriſche Staatsangehörigkeit beſitzen. Gehören 
beide Teile dem Urteilsſtaate an, ſo werden, auch wenn in 
dem anderen Lande eine Zuſtändigkeit beſtanden hatte, die 
Urteile anerkannt. Gehören dagegen beide oder auch nur 
eine der Parteien dem anderen Staate an, ſo iſt Voraus⸗ 
ſetzung für die Anerkennung, daß nach dem Recht dieſes 
Staates in dem Urteilsſtaate eine Zuſtändigkeit begründet 
war. Die Faſſung ergibt, daß die Zuſtändigkeit nicht not⸗ 
wendig gerade bei dem erkennenden Gericht begründet geweſen 
ſein muß. Der Richter, vor dem die ausländiſche Entſcheidung 
geltend gemacht wird, hat danach, wie auch in dem Sitzungs⸗ 
protokoll erläuternd klargeſtellt iſt, zu prüfen, ob eine vom 
eigenen Recht für den Rechtsſtreit aufgeſtellte Zuſtändigkeits⸗ 
vorausſetzung im Gebiete des anderen Staates erfüllt war. 
Sind z. B. deutſche Ehegatten, die in der Schweiz ihren 
Wohnſitz hatten, dort geſchieden, ſo iſt das Urteil in Deutſch⸗ 
land anzuerkennen, da vom Standpunkte des deutſchen Rechts 
(8 606 Abſ. 1 i. Verb. m. 8 13 ZPO.) in der Schweiz eine 
Zuſtändigkeit begründel war. Hatte dagegen ein deutſcher Ehe⸗ 
mann, der früher in der Schweiz wohnte, ſeinen Wohnſitz her⸗ 
nach nach Deutſchland verlegt, ſo würde dem Eheſcheidungs⸗ 
urteil, das die in der Schweiz zurückgebliebene Ehefrau dort 
erwirkt hat, in Deutſchland die Anerkennung verſagt ſein, da 
nach deutſchem Recht, wenn der Ehemann im Inlande wohnt, 
die Scheidungsklage nur im Gerichtsſtande ſeines Wohnſitzes 
durchgeführt werden kann. Umgekehrt würde, wenn ein 
Schweizer ſeinen Wohnſitz in Deutſchland genommen hatte, 
die Ehefrau dagegen in der Schweiz zurückgeblieben war, das 
von der Frau in Deutſchland erwirkte Scheidungsurteil in 
der Schweiz nicht anzuerkennen ſein, da nach Art. 144 des 
ſchweiz. Zivch B. in dieſem Falle die Frau die Scheidungsklage 
bei dem Richter ihres Wohnſitzes hätte anbringen müſſen. 
Für einen von ſchweizeriſchen Staatsangehörigen in Deutſch⸗ 
land geführten Scheidungsprozeß ergibt ſich daraus nach 
8 606 Abſ. 4 ZPO., daß, wenn die Schweiz dem begehrten 
Urteil mangels einer nach ſchweizeriſchem Recht in Deutſch⸗ 
land begründeten Zuſtändigkeit die Anerkennung verſagen 
müßte, in Deutſchland auch keine Zuſtändigkeit nach deutſchem 
Recht gegeben iſt. Die Gefahr, daß einem von einem deutſchen 
Gericht erlaſſenen Eheſcheidungsurteil in der Schweiz die An⸗ 
erkennung unter dem Geſichtspunkt des Übergriffs über die 
Zuſtändigkeitsgrenzen verſagt wird, beſteht danach, abgeſehen 
von der Möglichkeit unzutreffender Geſetzesanwendung, nur 
in den ſeltenen Fällen, wo die beiden Ehegatten verſchiedene 
Staatsangehörigkeit beſitzen. 


Die Verſagungsgründe des Art. 4 — Verſtoß 
gegen den ordre public, abweichende Beurteilung gewiſſer 
Statusverhältniſſe von Angehörigen des anderen Staates, 
mangelhafte Zuftellung — greifen auch hier Platz. Dabei iſt 
zu dem letztgenannten Falle aber zu beachten, daß der Um⸗ 
ſtand, daß nach dem Abkommen der Verſagungsgrund gegeben 
iſt, der Anerkennung des Urteils nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der ZPO. nicht entgegenſteht. Beiſpiel: der ſchweize⸗ 
riſche Ehemann hat in der Schweiz gegen ſeine in Deutſchland 
aufenthaltſame ſchweizeriſche Ehefrau ein Scheidungsurteil auf 
Grund öffentlicher Klagezuſtellung erwirkt; obwohl hier der 
Fall des Art. 4 Abſ. 3 des Abkommens gegeben iſt, würde 
das Urteil nach 8 328 Abſ. 2 ZPO. in Deutſchland anzuer⸗ 
kennen ſein, da die Beſtimmung im Abſ. 1 Nr. 2 daſelbſt nur 
für Deutſche gilt. 


Die rechtsgeſtaltende bzw. feſtſtellende Wirkung der anzu⸗ 
erkennenden ausländiſchen Entſcheidung iſt nicht davon ab⸗ 


Aufſätze 


Vorſchriften zu verſchiedenen Ergebniſſen führen 


(Iuriſtiſche gu 


hängig, daß über die Anerkennungsvorausſetzungen in eine 
Exequaturverfahren entſchieden wird. Daß auch der in 10. 
Standesregiſter aufzunehmende Vermerk nach 8 55 ein 
keine derartige Entſcheidung vorausſetzt, iſt jetzt er 
anerkannt (vgl. RG. 88, 244). Notfalls iſt über die 
kennung des ausländiſchen Eheſcheidungsurteils im Wege 5 
Ehefeſtſtellungsklage nach §638 ZPO. zu entſcheiden Voll 
RG. 102, 82; 109, 385 = ZW. 1925, 765). Der lichen 
ſtreckbarerklärung eines über einen nicht vermögens rechen 
Anſpruch ergangenen Urteils würde es nur in den ſel eine 
Fällen bedürfen, wo nach der Art des Anſpruchs ur die 
Vollſtreckung Raum iſt; der einzige denkbare Fall iſt wog 
Klage auf Herausgabe eines Kindes. 


Inwieweit nicht unter den Art. 3 des urstommend 1 
lende ſchweizeriſche Entſcheidungen, namentlich ſolche, bei! and 
nur Angehörige dritter Staaten beteiligt find, in Deutſcheen⸗ 
anzuerkennen find, beſtimmt ſich nach § 328 und den he 
ſchlägigen Vorſchriften des internationalen Privatrechts 
Art. 13 EGBGB. Be 

2. Nach Art. 3 Saß 2 des Abkommens erſtreckt Ne 
Anerkennung der in nichtvermögensrechtlichen Streiti en 
ergangenen Urteile auf den in der Entſcheidung enthalte z, 
Ausſpruch über einen von dem feſtgeſtellten Rer hen 
verhältnis abhängigen vermögensrechtl! im 
Anſpruch. Damit iſt den nach ſchweizeriſchem Recht die 
Scheidungsurteil ſelbſt ergehenden Ausſprächen Un gert. 
Unterhaltspflicht der Ehegatten die Anerkennung geſeſk 
Entſprechende deutſche Entſcheidungen gibt es nicht Vor⸗ 
weilige Verfügungen nach § 627 fallen nicht unter die het 
ſchrift, und die Anerkennung ſonſtiger Entſcheidungen den 
familienrechtliche Unterhaltsanſprüche richtet ſich nach 
Art. 1 u. 2. er 

Die Zwangsvollſtreckung aus Annexentſcheidungen dez 
bezeichneten Art ſetzt die vorherige Vollſtreckbarerklar 
Ausſpruchs voraus (vgl. Ausf VO. Art. 1 Satz 2). 


IM. Schiedsſprüche und ſchiedsrichterliche 
Vergleiche. IN 
1. Die gegenfeitige Anerkennung von Sch gu 
ſprüchen iſt im Art. 9 Abſ. 1 des Abkommens durch Heyl. 
1 le 


nahme auf das Genfer Vollſtreckungsabkommen v. 26 

1927 (RG Bl. 1930, II, 1067), dem bis zum Inkraſ hege 
des deutſch⸗ſchweizeriſchen Abkommens beide Staaten über 
treten ſein werden, geregelt, und zwar ſoll die Regent) a 
den eng gezogenen Rahmen des Genfer Abkommens eds 
auf alle in Deutſchland und in der Schweiz ergangene John 
ſprüche — ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, erk en 
oder Gerichtsunterworfenheit der bei dem ſchiedsricht Dil 
Verfahren beteiligten Parteien — Anwendung finde mn 
Bedeutung der Abrede liegt darin, daß damit die Aner 5 
deutſcher Schiedsſprüche in allen ſchweizeriſchen Nine 
ſichergeſtellt iſt. Für die Behandlung ſchweizeriſcher B attiſc 
ſprüche in Deutſchland ergibt ſich aus der Regelung PT yet 
keinerlei Abweichung von dem, was auch ſonſt für ſagallich 
würde, denn die Erforberniffe, die das deutſche inner dische 
Recht im 8 1044 3PO. für die Anerkennung az wie 
Schiedsſpruͤche aufgeſtellt hat, find ſachlich die gie rung 
nach dem Genfer Abkommen, und das Vollſtreckbarert Ö 
verfahren ift ohnehin das der ZPO. 


Ab⸗ 
2. Nach Art. 9 Abſ. 2 des deutſch⸗ſchweizeriſche ab, 
kommens ſollen auch vor einem Schiedsgerich until 
geſchloſſene Vergleiche in derſelben Weiſe — ohren 4 
denſelben Vorausſetzungen und in demſelben Verse in lie 
wie Schiedsſprüche für vollſtreckbar erklärt werden. 2° eutsche, 
eine zwiefache Abweichung vom innerſtaatlichen 10 
Recht: der Vergleich braucht, wenn er in einem dem ſchloſſe 
Recht unterſtehenden ſchiedsrichterlichen Verfahren abge int # 
if, die Unterwerfungsklauſel (1044 a Abs. 1 Sas 1) gehe 
enthalten, und die Prüfung erfolgt nicht unter dem e 
punkte der Erforderniſſe des 8 1044 a Abſ. 2,3, e Dr 
den für Schiedsſprüche geltenden Grundſätzen, d. h. ſchiede 
Art. 1-3 des Genfer Abkommens; der letztere Unte ar fin! 
allerdings ein rein theoretiſcher, da kaum Fälle den andelt⸗ 
in denen die Prüfung auf Grund der einen oder bonne 


59. & 
rg. 1930 Heft 44/45] 


IV. Das Inkrafttreten des Abkommens. 


usa) Art. 10 tritt das Abkommen drei Monate nach 
am fubſch der Ratifikationsurkunden, d. h., da der Austauſch⸗ 


au 1 777 Vergleiche. Der Ausſchluß der Rückwirkung beruht 
Bft a dercn Wünſchen, die auf gewiſſe Befürchtungen 
bar 

der — 8 erwünſcht auch die Rückwirkung wohl für das Gros 
daß > geweſen wäre — namentlich wenn man bedenkt, 
eines 
früheren uch die Entwicklung der Rechtſprechung unterbrochenen 


in 
führ 

Feen können. Bei Vergleichen kommt dem Ausſchluß der 
tung „ung nur die untergeordnete, rein prozeſſuale Bedeu⸗ 
ſrelbäre daß dem Vergleichsgläubiger der Antrag auf Voll⸗ 
Erfülln erklärung nach 81044 à verſagt iſt und er auf die 
riellen A llage aus der in dem Vergleiche enthaltenen mate⸗ 

rede angewieſen bleibt. 


II. 
m; Von Rechtsanwalt Dr. H. Meyer-Wild, Zürid). 

Dund d Bezug auf die Bedeutung des Art. 59 Schweiz⸗ 
für einerf. — Garantie des Gerichtsſtands des Wohnſitzes 
weiſen, . aufrechtſtehenden Schuldner — iſt darauf hinzu⸗ 

aß es die Gerichtspraxis mit dem Vorliegen einer 
erfaſſſtand vereinbarung als einem Verzicht auf 
nahme ſaſſungsmäßiges Recht ſtreng nimmt. So genügt Auf⸗ 
ge diesbezüglichen Klauſel in die Faktura oder Auf⸗ 
da die gu gung und Stillſchweigen des Empfängers nicht, 
echo etreffenden Verträge in der Regel ſchon vorher ab⸗ 
erst len worden ſind, und die Klauſel von einer Partei 
886. 49 räglich und einſeitig angebracht worden iſt (vgl. 
eln m „, 379). In den Beſtellſcheinen find ſolche Klau⸗ 
ſammen glichſt augenfällig und nicht auf der Rückſeite zu⸗ 

mit den Lieferungsbedingungen anzubringen, um 
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die Einrede auszuſchließen, die Klauſel ſei nicht beachtet 
worden, oder der Empfänger habe deren Bedeutung nicht 
erkennen können, was freilich nur in Ausnahmefällen gehört 
werden wird (vgl. EGB. 45, J, 47). 

Die Durchführung der Vollſtreckung für An⸗ 
ſprüche auf Geldzahlung oder Sicherſtellung erfolgt 
auf dem Wege des Schuldbetreibungs⸗ und Konkursgeſetzes, 
das den Anforderungen des Staatsvertrages genügt. Das 
Geſuch um Zuſtellung eines Zahlungsbefehls als Einleitung 
des Vollſtreckungsverfahrens kann direkt vom Auslande aus 
beim Betreibungsamt des Wohnorts des Schuldners geſtellt 
werden, wozu außer den Parteien der Schuldgrund und die 
Forderung, in Schweizerwährung umgerechnet, angegeben 
werden müſſen, ſowie ein Zuſtellungsdomizil des Gläubigers 
in der Schweiz, anſonſt angenommen würde, dasſelbe be⸗ 
finde ſich im Lokale des Betreibungsamts (Art. 67 SchKG.) 
Da das Betreibungsamt aber nicht verpflichtet iſt, in dieſem 
Falle die Zuſtellungen an den Gläubiger ins Ausland zu 
ſenden, und es dies aus Gefälligkeit gegen Portoerſatz kaum 
mehr tun wird, nachdem die Zuſtellung durch die Poſt auf 
diesbezügliche Stellungnahme von Deutſchland als unzuläſſig 
erklärt worden iſt (Bund Bl. 1913, II, 716), ſo iſt es zweck⸗ 
mäßig, in der Schweiz einen Vertreter zu beſtellen, der je⸗ 
doch nicht Anwalt zu ſein braucht. Hierzu iſt noch beſonders 
darauf hinzuweiſen, daß die Koſten eines Anwalts im Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren dem Schuldner gemäß Art. 27 SchKG. 
nicht angerechnet werden dürfen. Der Gläubiger hat außer⸗ 
dem die ſehr geringen amtlichen Koſten vorzuſchießen und 
erhält dieſelben lediglich aus dem Erlös der gepfändeten 
Gegenſtände zum voraus zurück; im Konkursverfahren iſt 
dies nur teilweiſe der Fall, ſo daß auch auf die Vorſchüſſe, 
ſoweit ſie verwendet worden ſind, nur die Konkursdividende fällt. 

Als Einreden find vom Art. 81 SchKG. zugelaſſen: der 
Beweis durch Urkunden, daß die Schuld ſeit Erlaß des Ur⸗ 
teils getilgt oder geſtundet oder verjährt iſt. 

Handelt es ſich nicht um Anſprüche auf Geldzahlung, ſo 
kommt das kantonale Verfahren am Wohnort des Schuld⸗ 
ners zur Anwendung, das allerdings auch ſummariſch iſt, 
aber vielerorts ziemlich verwickelt und durch die Praxis aus⸗ 
geſtaltet, ſo daß ſich die Zuziehung eines kantonalen Anwalts 
dringend empfiehlt. 


zus Re Das Verfahren nach S 118 30. 
Ss, re durch Art. II Nr. 6 der Nov. von 1924 eingeführten 
Er der an Kann bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten vor dem 
N zu ri . zu Protokoll des U. d. G. gehört und hierbei ein Ver⸗ 
in 5 hre c erlichem Protokoll geſchloſſen werden, der nach der herrſchen⸗ 
bellt )., „nen Vollſtreckungstitel i. S. von 8794 Abſ. 1 Ziff. 1 dar⸗ 
ie] ie gütlicr Praxis der LG, wird von dieſer Vorſchrift, die den Zweck 
mühren, u iche Prozeßerledigung ſchon vor Rechtshängigkeit herbei⸗ 
N 5 dem Zier fangreich Gebrauch gemacht. Regelmäßig wird ein Termin 
a erſönliender vergleichsweiſen Erledigung anberaumt, zu dem außer 
Acheordnet ichen Erſcheinen der Parteien häufig die Ladung von Zeugen 
zefragn ird, um den Streitſtand zu klären. Die imformatoriſche 
0 vorgeſer en Zeugen zu dieſem Verfahren iſt zwar nicht ausdrück⸗ 
erſchender zn, aber mangels einer gegenteiligen Vorſchrift nach 
ar, Hat an Meinung in der Praxis wohl als zuläſſig anzuſehen. 
unde Dane ein Rechtsanwalt, der das Armenrechtsgeſuch für die 
reg itwirk eingereicht hat, einen Auſpruch auf Benachrichtigung 
gelt 5, ung bei dieſem Termin, und nach welchen Grundfägen 


In aun die Koſtenerſtattung ? - 
ehe Praxis wird meiſt nur die Partei, felten ihr 
9 fahren mächtigter von dem Termin in Kenntnis geſetzt. Dieſes 


machrich Unzuläffig. Der Rechtsanwalt hat einen Anſpruch auf 
CH außung und Anweſenheit im Termin. Das Verfahren nach 
Sp Shäng; Keitentſpricht dem Sühneverſuch des 8 296 ZPO. nach 
it ang nach dat. Nach ausdrücklicher Vorschrift erfolgt danach die 
dae Parte em Örunbjap bes $ 141 Alf? ibo d. h. Die Ladung 
bewüchten 5 ſelbſt zuzuſtellen, auch wenn fie einen Prozeßbevoll⸗ 


Dabei iſt aber die Benachrichtigung auch des Prozeß⸗ 


Mächti 
1 nach 8176 3PO. unumgänglich. Wenn auch der 
Noreen gegentetige Anſicht vertritt allein Sonnen (Das neue 
Er Berlin 1924, S. 5), der in der durch den Juſtiz⸗ 
Mein Abs. rund des Art. VIII der VO. v. 13. Febr. 1924 zu 
5 „Ziff. 1 erfolgten Beifügung der Worte „ſowie aus Ver⸗ 
ode urch De $118a zu richterlichem Protokoll genommen find“ 
ung der Jogenannte Geſetzesbeſtimmung nicht mehr gedeckte 
er 3D. Sieht, 


hierfür in Frage kommende 8176 nur von einem „anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit“ ſpricht, ſo muß er doch vernünftigerweiſe ſchon für das Ver⸗ 
fahren vor Rechtshängigkeit gelten mitffen, ſoweit ein Prozeß⸗ 
bevollmächtigter tätig geworden iſt, alſo z. B. bei Einreichung des 
Armenrechtsgeſuches (ſo die herrſchende Meinung vgl. Baumbach, 
Anm. 6 zu 8 141 u. Anm. 1 zu 8 176; Stein⸗Jonas, Anm. III 
zu § 141 u. I zu § 176; Roſenberg S. 982 u. Freudenthal⸗ 
Sauerländer, 4. Aufl., Anm. 6 zu 8141; dagegen Sydow⸗ 
Buſch⸗ Krantz, Anm. 4 zu 8 141). Baumbach geht m. E. mit 
Recht ſogar ſo weit, zu ſagen, daß die Parteierklärungen in ſolchem 
Falle unbeachtlich ſind, wenn der Prozeßbevollmächtigte nicht be⸗ 
nachrichtigt war. In ſinngemäßer Anwendung dieſer Vorſchriften auf 
das Verfahren nach 8 118 a 3PO. würde alſo der ohne Be⸗ 
nachrichtigung des Prozeßbevollmächtigten der armen Partei zu richter⸗ 
lichem Protokoll abgeſchloſſene Vergleich unwirkſam ſein. Das Er⸗ 
gebnis iſt auch nur zu billigen, denn erſtlich würde es den allgemeinen 
Grundſätzen der ZPO. widerſprechen, die Parteien ohne ihren Prozeß⸗ 
bevollmächtigten zu hören, zum anderen aber muß man erwägen, daß 
ſich der das Armenrechtsgeſuch einreichende Rechtsanwalt mit dem 
Prozeßſtoff ſchon vertraut gemacht und die Möglichkeiten, den Prozeß 
ausſichtsreich zu führen, durchdacht hat. Wird er im Verfahren nach 
81183 BRD. von dem Termin nicht benachrichtigt, fo kann es 
ſein, daß die arme Partei unter dem Drucke der Verhältniſſe und 
durch geſchickhte Einwendungen des Gegners in die Enge getrieben, 
ſich herbeiläßt, einen ihr ungünſtigen Vergleich abzuschließen. 

Dies geſchieht alles hinter dem Rücken des Rechtsanwaltes, der 
dann nach abgeſchloſſenem Vergleich kaum in der Lage ſein wird, 
den Schaden für die arme Partei wiedergutzumachen. 

Hat der Rechtsanwalt nun bei dem Vergleich mitgewirkt, ſo iſt 
noch immer ſtrittig, ob ihm die Gebühr nach 8 13 Ziff. 3 RAGED. 
zuſteht. Die herrſchende Meinung billigt für dieſen Fall die Gebühr 
zu (jo Friedlaender, Anm. 52 zu 8 13 u. Anm. 34 zu 8 23 
RAGED.). Natürlich hat er den Gebührenerſtattungsanſpruch nur gegen 
die arme Partei und nicht gegen den Fiskus, denn gegen dieſen 
entſteht er ja erſt mit ſeiner Beiordnung. Über dieſe ſoll ja aber 
gerade erſt im Verfahren nach $118a ZPO. entſchieden werden. 

Dr. Erich Liſt, Leipzig. 
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Juriſtiſche Wochenſcht. 


Der Antrag auf Nachzahlung der Armenrechtsgebühren 
gemäß 8 125 3500. Ein Beitrag zur Verbilligung der 
Rechtspflege. 


I. 


In der bisherigen Rſpr. und Rechtslehre iſt allgemein an- 
erkannt, daß in ſolchen Fällen, wo der Armenanwalt bei Gericht 
die Nachzahlung der Gebühren gemäß § 125 Abſ. 2 beantragt und 
dieſer Antrag abgelehnt wird, dem Armenanwalt eine Beſchwerde 
nicht zuſteht (vgl. Sydow⸗Buſch, 20. Aufl., zu § 127 Ziff. 1 und 
Stein⸗Jonas, 14. Aufl., zu § 127). Kraemer: JW. 1930, 
2811 (Anm. zu OLG. Dresden) deutet auf dieſe Rſpr. hin und be⸗ 
merkt, daß ſie „nicht ohne weiteres zwingend“ erſcheint. Tatſächlich 
handelt es ſich m. E. darum, daß hier eine vor mehr als 40 Jahren 
gefällte Entſch. des RG. von der Literatur immer wieder ohne jede 
nähere Nachprüfung übernommen und dadurch auch in der Rſpr. 
als maßgebend angeſehen worden iſt, und zwar obwohl ihr durch⸗ 
greifende Bedenken entgegenſtehen, und ſie ſich in der Praxis außer⸗ 
ordentlich ungünſtig ausgewirkt hat. 

Die erwähnten Komm. berufen ſich für die hier bekämpfte 
Auffaſſung lediglich auf RG. 20, 417 und ZW. 1900, 129 ſowie 
OLG. Hamm: OLG. 33, 49. 

Was zunächſt dieſe letzte Entſch. anbetrifft, To bezieht ſie ſich 
lediglich auf die erſterwähnte RG. 20, 418, enthält alſo keine 
ſelbſtändige Argumentation und kann auch außer Betracht bleiben. 
RG.: IW. 1900, 129 bezieht ſich auf den früheren § 117, jetzigen 
§ 126 der die Entziehung des Armenrechtes betrifft, alſo nicht auf 
den hier zur Erörterung ſtehenden Fall. Auf den Beſchluß aus dem 
jetzigen § 125 Abſ. 2 ZPO. kann nur RG. 20, 417 bezogen 
werden, die v. 30. Jan. 1888 datiert. Die entſcheidende Argumen⸗ 
tation dieſes Beſchluſſes lautet: „Durch die Gegenüberſtellung der 
Fälle der Verweigerung oder Entziehung des Armenrechtes und der 
Anordnung der Koſtennachzahlung iſt deutlich zum Ausdruck ge⸗ 
bracht, daß unter dem Fall der Bewilligung des Armenrechtes auch 
diejenigen Fälle begriffen ſeien, in welchen das Gericht die Ab⸗ 
lehnung der die Fortdauer des Armenrechtes oder die Konſequenzen 
desſelben beeinträchtigenden Anträge ausſpricht. Die ratio des Ge⸗ 
ſetzes iſt auch in allen dieſen Fällen die gleiche. Wenn das Gericht 
findet, daß die Vorausſetzungen der Entziehung des Armenrechts 
oder der Nachzahlung der geſtundeten Beträge nicht vorhanden ſind, 
ſo bringt es zum Ausdruck, daß die Vorausſetzungen der Bewilligung 
des Armenrechts noch fortbeſtehen bzw. noch fortwirken.“ 


Bei dieſen Darlegungen wird nun m. E. folgender ſchwer⸗ 
wiegender Unterſchied verkannt, der hinſichtlich des Beſchluſſes auf 
Armenrechtsbewilligung und hinſichtlich des Beſchluſſes auf Ab⸗ 
lehnung der Nachzahlung für das hier erörterte Thema beſteht. Der 
Beſchluß, durch den das Armenrecht bewilligt wird, ermöglicht der 
Partei die Rechtsverfolgung in dem ſchwebenden Prozeß. Jede Auf⸗ 
hebung des Beſchluſſes würde das gegenwärtige Recht der Parteien 
aufs ſchwerſte beeinträchtigen. Unter dieſen Umſtänden iſt es eine 
Sache des ſozialen Entgegenkommens, daß, wenn einmal erſt das 
zuſtändige Gericht erklärt hat, der Partei ſolle die Möglichkeit der 
Rechtsverfolgung gegeben werden, nicht durch eine Beſchwerde dieſe 
Möglichkeit abgeſchnitten wird. Die Verweigerung des Armenrechtes, 
die dazu führen würde, daß die Partei ihre Rechtsverfolgung aufgibt, 
müßte einen verbitterten Einfluß auf die Partei gerade dann aus⸗ 
üben, wenn zunächſt einmal das zuſtändige Gericht das Armenrecht 
gewährt hat. Dieſe Geſichtspunkte werden entſprechend auch dann 
gelten, wenn der Anwalt während des ſchwebenden Prozeſſes den 
Antrag auf Entziehung des Armenrechtes geſtellt hat, und wenn dann 
gegen die Auffaſſung des zuſtändigen Gerichtes erſt durch das über⸗ 
geordnete Gericht die Entziehung ausgeſprochen und der Partei die 
weitere Rechtsverfolgung unmöglich gemacht wird. Aus dieſem Grunde 
war es eine durchaus weiſe Beſtimmung des Geſetzes, die Beſchwerde 
gegen den Beſchluß auf Bewilligung des Armenrechtes auszuſchließen. 
Dies gilt hinſichtlich eines Antrages des Armenanwaltes um ſo mehr, 
als es grundſätzlich nicht erfreulich erſcheint, wenn noch während 
des Schwebens des Prozeſſes ein Armenanwalt eine Beſchwerde, die 
ſich in weittragender Weiſe gegen ſeine eigene Partei richtet, einreicht. 

Ganz anders geſtaltet ſich die Sachlage aber dann, wenn der 
Prozeß bereits zu Ende geführt worden iſt, und alſo die Rechts⸗ 
verfolgung der armen Partei nicht mehr in Frage geſtellt wird. Hier 
iſt ſchlechterdings kein Grund dafür erſichtlich, der es rechtfertigen 
würde, dem Anwalt und dem Fiskus die Möglichkeit zu nehmen, 
eine wirtſchaftlich jo wichtige Entſch. wie die der Nachzahlung der 
Gebühren dem Beſchw. zu unterbreiten. Wenn die in § 567 ZPO. 
zugelaſſene Beſchwerde ſogar für ganz geringfügige Objekte ge⸗ 
geben iſt, ſo würde es um ſo undilliger ſein, ſie auszuſchließen, 
wenn es ſich wie im vorl. Falle unter Umſtänden um mehrere 
tauſend Mark handeln kann, die in Frage ſtehen. Die grundſätliche 
Zulaſſung der Beſchwerde erſcheint um ſo wichtiger, als nach der 
herrſchenden Meinung der Anwalt bei der prozeſſualen Geltend⸗ 
machung ſeiner Anſprüche von einem vorgängigen Beſchluß nach 
8125 ZPO, abhängig iſt, das ProzeßGer. alſo dieſe Entſch. nicht 
ſelbſtändig fällen kann. Demnach bedeutet die Nichtzulaſſung der 


Beſchwerde eine außerordentliche Härte gegen den Anwalt und zu 
gleich eine ſchwere Schädigung der fiskakiſchen Intereſſen. Lage 
Die Zulaſſung der Beſchwerde erſcheint bei der jetzigen 1919, 
um fo mehr geboten, als nunmehr auf Grund der Novelle von auf 
wie allgemein anerkannt, die Anordnung der Nachzahlung ae 
Teilzahlungen gehen kann. Hierdurch geſtaltet ſich die Unten ö 
des § 125 Abſ. 2 im Einzelfalle noch ſchwieriger, und es iſt um 
mehr das Bedürfnis für eine Nachprüfung gegeben. „ An⸗ 
Wie ſehr die Auffaffung der einzelnen Richter über die ein 
wendung des 8 125 ſchwanken kann, dafür ſei mir geſtattet, auf En 
in verſchiedener Hinſicht recht lehrreiches Erlebnis hinzuweiſen. war, 
hatte namens einer Partei, der das Armenrecht bewilligt worden pon 
auf ſofortige Fälligkeit einer Reſtkaufgeldforderung in 90 aren 
6500 RM geklagt. Meine Mandantin und ihr Ehemann dieser 
völlig verarmt, und ihr einziges Vermögen beſtand aus eben 
Reſtkaufgeldforderung. Sie lebten im übrigen von öffentlicher ical 
ſtützung. Der Bekl., der ein kleines Anweſen hatte, lebte gleichf be⸗ 
in dürftigen Verhältniſſen, und es war ihm das Armen one 
willigt worden. Bei den Vergleichsverhandlungen in dem P. die 
der für meine Mandantin offenſichtlich ſehr gut ſtand, redete mit e 
Dezernentin aufs dringendſte zu, doch der Gegenſeite inſofern ein 
Konzeſſion zu machen, daß ich auf Teilung der Gerichtskoſten ken, 
gehe, da ja Armenrecht für beide Teile bewilligt ſei. Mein Bede die 
daß möglicherweiſe ein Nachzahlungsbeſchluß ergehen könne, WITT 
Richterin nicht gelten laſſen, weil bei der Vermögenslage der ante 
teien mit einem derartigen Beſchluſſe nicht zu rechnen jet. Ich ; 
mich nicht entſchließen, auf dieſe Verſicherung zu trauen © 
meiner Mandantin zur Ablehnung des Vergleiches. Der Prozeß Mar 
N ih 


vorſichtig beraten, um ſich nicht etwa ſpäteren Vorwürfen ode 
Regreſſen auszuſetzen. deshell 
Im übrigen iſt der von mir erwähnte Fall aber auch ſeitens 
lehrreich, weil er beweiſt, daß das KG. weit mehr, als dies e 195 
der unteren Inſtanzen manchmal geſchieht, geneigt iſt, den 2 
Abſ. 2 zugunſten des Anwaltes und des Fiskus anzuwenden 
jenem Falle iſt zwar der aus § 125 Abſ. 2 ſeitens des LG. on ben, 
gefaßte Beſchluß zunächſt in der Ausführung ſuspendiert we wor, 
nachdem aber beim RG. dann ein Vergleich geſchloſſen worden und 
nach dem 2500 AM zum 1. Jan. 1930 gezahlt werden ſollo den, 
die reſtlichen 4000 GM. bis zum 1. Jan. 1933 geſtundet 1 
die Bekl. endlich ſämtliche Koſten dieſes Verfahrens übern ah 
iſt die von mir zugunſten meiner Partei gegen dee b. 
zahlungsbeſchluß ergangene Beſchwerde durch Beſchluß des 
18. Febr. 1930 (2 W 527/30) zurückgewieſen worden „nie 
ſicht darauf, daß die Kl. aus dem Vergleich v. 17. Dez. er: det 
reits jetzt 2500 AA erhalten hat und daher zur Trage der 
Prozeßkloſten in der Lage iſt“. Dieſer Beſchluß it gefaßt Ten nen 
obwohl die Kl. im damaligen Zeitpunkt ihrerſeits die Prozeßl 
von dem Bell. noch nicht erſtattet erhalten hatte. ze 
Es iſt naturgemäß, daß gerade ein höheres Gericht eher e. 
ift, von der Befugnis des 8 125 Abſ. 2 Gebrauch zu man ichn 
ein niederes Gericht, bei dem unter Umftänden lokale Rü 2 
gefühlsmäßig mitſprechen können. Im Hinblick auf den 8 die 
ordentlichen Umfang, den bei der Verarmung unſeres Vene en“ 
Armenrechtsbewilligung gewonnen hat, liegt es daher im dreſege 
den Intereſſe der Verbilligung der Rechts pf, ant 
daß die Beſchwerdefahigkeit der Entſch. aus g 125 Abſ. 2 0% wild 
wird. Je mehr das Publikum auf dieſe Möglichkeit hingewieſe Meiſ⸗ 
deſto mehr wird es auch Bedenken tragen, in leichtfer - 
von der Möglichkeit des Armenrechtes Gebrauch zu mache entelen 
Hingewieſen ſei ſchließlich darauf, daß die hier ukten m 
Meinung in mancher Hinſicht auch aus anderen Geſichtspun alt auch 
Intereſſe der armen Partei ſelbſt liegt; denn wenn der an, 
bei der nachträglichen Zubilligung ſeiner Gebühren völlig . 0 
Entſch. des zuſtändigen Gerichtes abhängig iſt und ihm Jer beste 
lichkeit einer Beſchwerde von vornherein genommen wird, = Nell 
die Gefahr, daß ſich der Anwalt bei der Wahrnehmung be gig 
feines Mandanten im ſchwebenden Prozeß in feiner Linabhä 
aegenüber dem Gericht beeinträchtigt fühlen Rönnte. 


lin. 
RA. Dr. Eruſt Emil Schweitzer, Berl 


1 iner 
mein 
Wie Schweitzer zutreffend hervorhebt, habe ich ha: Br 
Anm.: JW. 1930, 281128 die Frage ber Unzuläſſigbert rauf 4 
ſchwerde nicht abſchließend geprüft. Mir kam es dort nut 2 nehme 
zu dem ſachlichen Entſcheidungsgrund des OG. Stellung © 1 


BP 


* 


59. 
—Fubrg. 1930 Heft 44/45 
Die 
Nip on Schweitzer auf Grund einer Nachprüfung der bisherigen 
5 gefundene abweichende Löſung halte ich im Ergebnis für 


we ge allerdings der Meinung, daß die Begründung 
bei der gers nicht ſchlüſſig iſt. Der Geſichtspunkt, daß es ſich 
läßt Entſch. u. U. um mehrere tauſend Mark handeln kann, 


8. B. auch der ausdrücklichen Beſtimmung des 8 99 Abſ. 1 


ſcheint entgegengehalten werden können. Ebenſowenig zwingend 
drozeſſualer der Hinweis darauf zu ſein, daß der Anwalt bei der 
len Geltendmachung ſeiner Anſprüche von einem vorgängigen 
Prazeg , nach 8 125 ZPO. abhängig iſt. Fälle, in denen das 
ese a an eine Vorentſcheidung gebunden ift, find auch außer⸗ 
ename nicht ſelten. Für entſcheidend aber halte ich 
erlegung: 

Auge dſählich iſt nach 8567 ZPO. jede Entſch. der Beſchwerde 
gewie an 0, durch die ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurück⸗ 
Verbrorden iſt, es ſei denn, daß dieſe Entſch. vorgängige münd⸗ 
Zuläßf; khandlung erfordert. Daneben verweiſt 8567 hinſichtlich der 
beſon de eit der Beſchwerde auf die Fälle, in denen ſie in der ZPO. 
2 lberworgehoben worden iſt. Wenn 8127 3PO. in ſeinem 
rmenren le ein Rechtsmittel gegen den Beſchluß, durch welchen das 
Beſtimm. t bewilligt wird, verſagt, ſo iſt das eine an ſich neben der 
gilt von ig des § 567 ZPO. überflüſſige Verdeutlichung. Dasſelbe 
den Bet Beſtimmung, daß gegen den das Armenrecht verweigern⸗ 
dub Beſchwerde ftatifinde. Auch das folgt ſchon aus g 567 
des ae mündliche Verhandlung über das Geſuch um Bewilligung 
läſſigzeit rechts nicht vorgeſchrieben iſt. Dagegen mußte die Zu⸗ 
anord der Beſchwerde gegen einen die Nachzahlung von Koſten 
Geſege nenden Beſchluß gegenüber 8567 ZPO. ausdrücklich im 
80 ig, usgeſprochen werden. Es iſt aber m. M. nach nicht an⸗ 
= 25 aus dieſer Sonderbeſtimmung darüber hinausgehend den 
Kost Ko ziehen, daß im Falle der Ablehnung der Anordnung, 
geſett wich zuzahlen, die in 8 567 ZPO. gegebene Regel außer Kraft 
Ber 8567 RO. folgt dann aber natürlich weiter, daß ein 
Koſten vet gegenüber dem die Anordnung der Nachzahlung von 
gegenüber ſagenden Beſchluſſe nur der Antragſteller hat, da nur ihm 
iſt Pi bet das Verfahren betreffendes Geſuch abgelehnt worden 
das Pran ig zum Erlaß des Beſchluſſes iſt nach feſtſtehender Rſpr. 
von den zeßcher. erſter Inſtanz, auch wenn das Armenrecht nicht 
Warner erſten Inſtanz bewilligt worden iſt (vgl. RG. 12, 416; 
Guſch 10 1908, 63 Nr. 90; ZW. 1927, 8425 [bei Sydow⸗ 
Gegen „lich 845 2 zitiert; OLG. Oldenburg: OLG. 2, 297). 
d nach de Rſpr. läßt ſich auch daraus kein Argument herleiten, 
er Stack ArmelnwG. v. 20. Dez. 1928 die Feſtſetzung der aus 
Kundapen Rafie zu erſtattenden Armenrechtsgebühren durch den Ur⸗ 
enge en der Geſchäftsſtelle des Gerichts erfolgt, das das 
Aguläre . bewilligt hat. Dabei handelt es ji um eine offenbar 
D eſtimmung, aus der für die Zuſtändigkeitsvorſchriften der 


F Schlüſſe nicht gezogen werden können. 


RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


5 utſch 
Würd ft 5 die Zuläſſigkeit der Beſchwerde nicht verwerten; er 


u 
x Zustellung des Baftbefehls im Vollſtreckungs⸗ 
verfahren. 


A. 
Bolz. f diesen Gebiete herrſcht Unſtimmigkeit. Nach § 99 PrGer⸗ 
der. Geschl. Suftetfung nicht erforderlich, während 8 1700 Abſ. 1 
Fl reibt ur die ſächſ. Juſt Beh. Zuſtellung bei der Verhaftung 
agen gib und in Abf. 2 bes 5 909 J. eutſprechende Anwet⸗ 
909 Eu Im Schrifttum wird von Stein⸗Jonas zu 8 901 II, 
0 at ohne Widerſpruch (vgl. N. 4 zu 8 909, N. 7 zu 
uus nicht ohne weitere Begründung — gelehrt, daß die Zustellung 
Au an zm Termin verkündeten Haftbefehls von Amts wegen 
eh? und n Gläubiger zu erfolgen habe (Kann, 8 900 N. 8 
Küshändi d Falkmann Bp. 2 S. 983: Gerichtspraxis formloſer 
ee 1 an den Gläubiger) und daß weiter die Mitteilung des 
durch an den Schuldner in Durchbrechung der Regel der 88 750, 
ie Vorzeigung nach 8 909 exit bei der Verhaftung 
ellune de. Kann zu 5 900 N. 8 Abſ. 3 erklärt daneben 


gr zuläſſig. Der Auffaſſung von Stein⸗Jonas folgt 
Wee (JW. 1930, 569) mit dem Bemerken, daß die Be⸗ 
ger: Rſpr 75 von der Vorzeigung an laufe, während nach KG.: 
richts, —.— 294 die Haftanordnung als Entſch. des Vollſtreckungs⸗ 
. Diaber der Haftbefehl der Zuſtellung bedarf. 
denen auch ie Unterlaſſung des verkündeten Haftbefehls von Amts 
u m an ihn widerſpricht dem unzweideutigen Wortlaut des nach 
woungsamtt ahn 1 S. 292 zu 8 284 im richterlichen Prozeß⸗ 
Un auf im dienrdelnden 8 329. Es iſt hiernach nicht erſichtlich, 
schrift (I 1925 e gründet. $ 329 ift Schutz⸗ 
n. 
eſtnen Harn die Zuſtellung der in mündlicher Verhandlung er⸗ 
rderlich. anordnung nach 8 170 ZPO. im Parteibetrieb erſcheint 


0 8 a1 
12 ſeeht nicht entgegen. Denn er regelt nur das 
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der Verhaftung mit Eröffnung der Beſchwerdefriſt 
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Beſtehen eines rechtswirkſamen richterlichen Aktes innerhalb des 
Verfahrens (Hahn, Mot. 1 S. 287 zu $ 273). 8 329 erfordert aber 
weiter, indem er nach 8312 auf 8 317 Bezug nimmt, Zuſtellung 
im Parteibetrieb; ſo auch — mit Rückſicht auf den Gebrauch der 
Rechtsmittel — Stein⸗Jonas, 8 312 II, 8 329 III, wobei im 
Erfolg gleich iſt, ob fie als Ausnahme von 8 312 gefordert wird 
(Hahn 1 S. 287 zu 8 273 Abſ. 2); ebenſo fordert Zuſtellung 8577 
en insbeſ. Zuftellung der Haſtanordnung die Sächſ. GejhD. ($ 1700 
Abi. 1). 

b) Unter Zuſtellung aber iſt nach 8170 ZPO. Übergabe der 
Ausfertigung oder der begl. Abſchrift zu verſtehen; hätte die bloße 
Vorzeigung oder die Erteilung einer einfachen Abſchrift auf Ver⸗ 
langen (8909) die geſetzmäßige Art der Zuſtellung nach 8 170 er⸗ 
ſetzen ſollen, jo hätte das bei 8 170 deutlicher gejagt fein müſſen; 
es handelt ſich hier um Formvorſchriften zum Schutz des Zuſtellungs⸗ 
empfängers. Die Mot. zu § 909 (Hahn 1 S. 469 zu 734 f.) laſſen 
nicht erkennen, daß 8909 bewußte Ausnahme von den Schutzvor⸗ 
ſchriften der 88 170, 329 ZBO. fein wollte. $ 909 regelt 
— unbeſchadet der Zuſtellung des richterlichen Beſchluſſes nach 
8 908 gem. 8 329 — nur das Verfahren bei der Ausführung 
der Haft (Mot. Hahn I S. 469 zu 8 734) Zutreffend unterſcheidet 
das KG.: OLG Rſpr. 15, 294 zwiſchen der der Zuſtellung be⸗ 
dürftigen Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts über die Haft⸗ 
anordnung und dem nicht der Zuſtellung bedürfenden Haftbefehl. 
8929 Abf. 3 beruht darauf, daß bei der Vollſtreckung des Perſonal⸗ 
arreſtes (8 933) die Zuſtellung innerhalb der Friſt des Abſ. 2 
in manchen Fällen (Stein⸗Jonas, 8 929 III) ſich als untunlich 
erwies. Auch hier erſchien vorherige Zuſtellung an ſich erforderlich, 
weder ſollte bloße Vorzeigung des Haftbefehls genügen, noch genügt 
ſie als nachträgliche Bekanntmachung. 

II. Wie hinſichtlich der Erforderniſſe der Zuſtellung herrſcht 
auch Unſtimmigkeit darüber, ob wenn, wie dargelegt, Zuſtellung er⸗ 
forderlich, ſofort Verhaftung erfolgen kann, oder ohne ſolche zunächſt 
die Beſchwerdefriſt eröffnet wird (88 577, 793 ZPO.). 

Abweichend von der PrVO. ſchreibt zunächſt die Sächſ. GeſchO. 
Zuſtellung — bei der Verhaftung — vor, ſodaß Zuſtellung und Vor⸗ 
zeigung des Haftbefehls zwecklos gehäuft wird; § 909 wird aber 
praktiſch bedeutſam erſt, wenn früher zugeſtellt war. 

Nach Kann (8 900 N. 8 Abſ. 3), der den Lauf der Friſt 
der ſofortigen Beſchwerde ſpäteſtens mit der Vorzeigung des 
Haftbefehls bei der Verhaftung beginnen läßt, iſt der Gläubiger 
in der Lage, die Friſt durch Zuſtellung ſchon vor der Verhaftung 
in Lauf zu ſetzen; indeſſen iſt die Zuſtellung nicht Recht, ſondern, 
wie dargelegt, Pflicht. Auch Stein⸗Jonas zieht nach § 909 N. 4, 
wenngleich er das Prinzip des § 329 als durch 8 909 unterbrochen 
anſieht, den Fall der vorherigen Zuſtellung in Betracht, ohne zu 
erörtern, ob damit — ohne Verhaftung — zunächſt die Beſchwerde⸗ 
friſt in Lauf geſetzt wird. 

Die Einſchaltung eines innerhalb der von der Zuſtellung an 
nach § 577 laufenden Friſt in Gang geſetzten Beſchwerdeverfahrens 
vor der Verhaftung, in dem die Rechtsbeſtändigkeit der Haftanord⸗ 
nung gegenüber den ſämtlichen noch jetzt zuläſſigen Einwendungen 
des Schuldners (Stein⸗Jonas, 8 901 IV Ziff. 2, OL GRſpr. 27, 
189) geprüft wird, entſpricht nicht nur dem Charakter des 8 329 
(577) als Schutzvorſchrift (JW. 1925, 1491), ſondern ſie erſcheint auch 
gegenüber den Nachteilen des Eingriffs in die perſönliche Freiheit 
zweckmäßig. Denn wenn die Beſchwerdefriſt erſt mit der Vorzeigung 
des Haftbefehls bei der Verhaftung ſoll zu laufen beginnen (vgl. 
JW. 1930, 569), muß der Schuldner, um ſich wirkſam bes 
ſchweren zu können, erſt die Verhaftung mit ihren wirtſchaftlichen 
Nachteilen abwarten; über das Beſtreben, überflüſſige Verhaftungen 
zu vermeiden, vgl. OLGGRſpr. 27, 190. Zwar wird ſofortige Be⸗ 
ſchwerde vor Zuſtellung für zuläſſig erklärt (vgl. Stein⸗Jonas, 
§ 577 II), aber der Schuldner hat, ohne die Zuſtellung, auf die er 
ein Recht hat (ſ. oben I.), keine Kenntnis von der Haftanordnung. 
Einſtellung kann er vor der Verhaftung nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen der 88767, 769 herbeiführen. Andererſeits muß der 
Gläubiger zunächſt den Haftkoſtenvorſchuß aufbringen, auf die Ge⸗ 
fahr hin, daß der Schuldner mit der erſt mit der Verhaftung 
zlaſſe gewordenen ſofortigen Beſchwerde den Haftbefehl zu Falle 

ringt. 

Für die Frage, ob ſich die Zuläffigkeit eines Prüfungsver⸗ 
fahrens vor der Verhaftung aus der ZPO. begründen läßt, it zu 
beachten: 

a) Nach den Mot. zu § 572 Hahn 1 S. 376 iſt allerdings 
die ſofortige Vollſtreckbarkeit der Beſchwerde⸗unterliegender Entſch. 
als Regel feſtgehalten und gegenüber 8 656, bei dem die Maßregeln 


des 8 908 f. Platz greifen (vgl. Stein⸗Jonas, 8 656 IV), iſt der 


Beſchwerde gegen den Haftbefehl Reine aufſchiebende Wirkung bei⸗ 
BER, Ei HE. ee 

gl. aber insbeſ. hinſichtlich der Entſch. im Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren a 4 10 5 793, Hahn 1 8 445 755 
8 650 und S. 377 zu 8 516 „der baldige Eintritt der Rechts⸗ 
kraft iſt für den ungeſlörten Fortgang des Verfahrens und das 
entgegenſtehende Intereſſe der Beteiligten notwendig“, was an⸗ 
ſchemend gegen die Vollſtreckung vor der Prüfung ſpricht. 
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Juriſtiſche Wochenſch * 


c) Vor allem ordnet § 900 Abſ. 3 für den Fall der Zurück⸗ 
weiſung des Widerſpruchs die Eidesleiſtung erſt nach Rechtskraft der 
Entſch. an. Dem Schuldner ſtehen aber alle Einwendungen gegen die 
Haftanordnung zu (j. oben), jo daß die Verhaftung zur Erzwingung 
der Eidesleiſtung vor Ablauf der Beſchwerdefriſt oder Eintritt der 
Rechtskraft der Entſch. über die ſofortige Beſchwerde gegen die Haft⸗ 
anordnung unzuläſſig erſcheint. 

OLGR. W. Werner, Dresden. 


Sind Zwangsſchiedsgerichte gültig? 


Zahlreich ſind im neuen Recht die Fälle geworden, in denen 
ein Vertragsverhältnis nicht durch Willenserklärungen der Parteien, 
ſondern durch Staatsakt zuſtande kommt. Erwähnt ſeien Zwangs⸗ 
mietverträge, Zwangsdienſt⸗ und Zwangsarbeitsanträge, ſowie 
Zwangsſyndikatsverträge. Welche Bewandtnis es im einzelnen mit 
ſolchen Verträge ſchaffenden Staatsakten hat, welche Grundlagen und 
Grenzen ihnen insbeſ. gegeben ſind, harrt noch in mancher Richtung 
der Erörterung 1). Aus der Fülle der Fragen ſei hier heraus⸗ 
gegriffen, ob den Parteien im Rahmen eines durch Staatsakt zu⸗ 
ſtandegebrachten Vertrages eine Schiedsgerichtsklauſel aufgezwungen 
werden kann. 

Die Bedeutung dieſer Frage iſt noch letzthin zutage getreten, 
als durch die VO. des RWiM. v. 31. März, 30. April und 28. Mai 
1930 (NAnzeiger Nr. 77, 101 und 123) das Rhein.⸗Weſtf. Kohlen⸗ 
ſyndikat dreimal um je einen Monat verlängert worden iſt. Sämt⸗ 
liche Verlängerungen bezogen ſich auf den Syndikatsvertrag v. 
30. April 1925. In 8 14 daſelbſt wird ausgeſprochen, daß Streitig⸗ 
keiten unter Ausſchluß der ordentlichen Gerichte durch ein Schieds⸗ 
gericht zu erledigen find. Die VO., welche nach ihrem eigenen Wort⸗ 
laut als Vereinbarungen der Bergwerksbeſitzer i. S. des Vertrages 
v. 30. April 1925 zu gelten haben, umfaſſen alſo auch die Schieds⸗ 
gerichtsklauſel mit der Maßgabe, daß dieſe fortan nicht mehr kraft 
Willenserklärung der Syndikatsmitglieder, ſondern kraft VO. des 
RWi M. gelten ſoll. 

Im Arbeitsrecht kann dieſelbe Frage auftauchen, wenn ein 
Tarifvertragsvorſchlag mit Schiedsgerichtsklauſel durch den RArbM. 
für verbindlich erklärt wird. Hier will die Verbindlichkeitserklärung 
die fehlende Zuſtimmung der Parteien zu dem Tarbertr., folglich 
auch zu einer etwa darin enthaltenen obligatoriſchen Schiedsgerichts⸗ 
klauſel für Streitigkeiten aus dem TarVertr. erſetzen. 

Ahnlich liegen die Dinge im Kaſſenarztrecht. Hier können durch 
einen Akt der Schiedsämter Normenverträge zwiſchen Krankenhaſſen 
und der Arzteorganiſation ſowie darüber hinaus auch Einzelverträge 
zwiſchen einer Krankenkaſſe und einem einzelnen Arzt herbeigeführt 
werden 2). Da ſowohl das Geſetz (8 368 k Abſ. 2 RVO.) als auch 
die Vertragsrichtlinien des Reichsausſchuſſes für Arzte und Kranken⸗ 
kaſſen v. 14. Nov. 1928 (RArbBl. IV 409) Schiedsgerichtsklauſeln 
ausdrücklich anregen, liegt für die Schiedsämter die Frage beſonders 
nahe, ob die Schiedsgerichte aufzwingen ſollen und können, wenn 
die Parteien ſich darüber nicht freiwillig zu einigen vermögen. 

Dieſe drei Fälle ſind inſofern mit Bedacht ausgewählt worden, 
als die Auferlegung der Schied3klaufel danach in recht verſchiedene 
Formen eingekleidet ſein kann. Die Verlängerungen des Syndikats⸗ 
vertrages ſind durch einen Akt der formellen Geſetzgebung aus⸗ 
geſprochen worden. Die Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrags⸗ 
vorſchlags durch den RArbM. iſt dagegen ein Verwaltungsakt, und 
die Auferlegung eines Kaſſenarztvertrages durch die Schiedsämter 
der RVO. iſt ein Urteil auf Grund eines gerichtsähnlichen Ver⸗ 
fahrens. Dennoch liegt aber in allen Fällen gleichermaßen ein Er⸗ 
ſatzgeſchäft zugrunde. 

Unter einem Erſatzgeſchäft iſt ein Verwaltungsakt des Staates 
zu verſtehen, welcher zum Zwecke der Zwangsvollſtreckung oder zur 
Herbeiführung von Vertragsbeziehungen im Bereich der Vertrags⸗ 
freiheit des privaten oder öffentlichen Rechts gleiche Wirkungen wie 
eine Willenserklärung derjenigen äußert, welche von der Willens⸗ 
erklärung des Staates betroffen werden. Im Sinne der von Kor⸗ 
manns) herausgearbeiteten Terminologie iſt das Erſatzgeſchäft ein 
„rechtsgeſchäftlicher Verwaltungsakt“ oder ein „Verwaltungsakt im 
engeren oder eigentlichen Sinne“ 4). 

Soweit es ſich um eine Verbindlichkeitserklärung von Tar Vertr. 
handelt, tritt der Verwaltungsakt klar zutage. Aber auch den 
Zwangsverträgen des Kaſſenarztrechts liegt unzweifelhaft ein rechts⸗ 


1) Eine erſte umfaſſende Grundlegung habe ich in einer Ab⸗ 
handlung über „Das Erſatzgeſchäft“ in Gruchot 69, 319 ff. unter⸗ 
nommen. Neuerdings erörtert Bürckner, „Der privatrechtsgeſtal⸗ 
tende Staatsakt“, Leipzig 1930, den gleichen Fragenkreis, jedoch 
in einer teilweiſe anderen Umgrenzung. 

2) Vgl. G. W. Heinemann, Kaſſenarztrecht 1929 Anm. 2 2 
zu § 368 m RVO. 5 

3) Syſtem der rechtsgeſchäftlichen Staatsakte 1910, S. 26 
und 123. 

4) Vgl. hierzu im einzelnen G. W. Heinemann a. a. O. 
S. 327ff., insbeſ. 334 ff. 5 


geſchäftlicher Verwaltungsakt zugrunde; die Form des Urteils e 
keinen Hinderungsgrund dar 5). Eine Schwierigkeit ſcheinen ut g. 
Zwangsſyndikatsverträge zu bilden injofern, als ſie auf ein od 
zurückgehen. Indeſſen handelt es ſich auch hier nicht um eine N 
ſetzung, ſondern nur um eine VO. im formellen Sinne, mel elle 
Wahrheit einen Verwaltungsakt enthält. Eine BO. im male, 
Sinne würde allenfalls dann gegeben fein, wenn der NA. 
Syndikat des öffentlichen Rechtes von ſich aus organiſieren er⸗ 
deſſen Satzung vollſtändig in die VO. aufnehmen würde. In 17 
wähnten Fällen ift aber lediglich ein Syndikatsvertrag des PET die 
Rechts als ſolcher dadurch verlängert worden, daß der RWI f 
Willenserklärungen der Bergwerksbeſitzer erſetzt hat. Hier ent 
an ber Rechtsnalur des Syndikates als einer Geſellſchaft des bauch 
lichen Rechts nichts geändert. Die erwähnten VO. find deshalb Mur 
anderes als erſatzgeſchäftliche Verwaltungsakte s). Die eingangs zu, 
geworfene Frage jpist ſich demnach für ſämtliche Fälle dab gel 
ob Schiedsklauſeln durch erſatzgeſchaftlichen Verwaltungsakt auf 
werden können. Dieſe Frage iſt zu verneinen. it 
Eine Aufzwingung von Schiedsklauſeln durch Erjahd Tal- 
würde bedeuten, daß vereinzelte Tatbejtände oder Gruppen von ichen 
beſtänden ohne allgemeingültigen Leitgedanken vom ge dre im 
Richter auf einen privaten Richter übertragen werden. Das W weil 
Ergebnis einer Abſchneidung des Rechtsſchutzes vielfach gleich den, 
die Beteiligten damit einer Gerichtsbarkeit ausgeliefert weil 
deren Eignung und Unparteilichkeit nicht immer über jeden 9 uch 
erhaben iſt. Art. 105 Nerf. (,. .. Niemand darf feinem dung 
lichen Richter entzogen werden ...) ſteht einer ſolchen Behand eine 
im Wege. Der „geſetzliche Richter“ iſt derjenige Richter, DEM ieſe 
Sache kraft geltenden Rechtes zur Entſcheidung zugewieſen it 1400 
Zuweiſung darf nicht willkürlich, oder wie Graf zu Do rellen 
es ausdrückt, derart aufgehoben werden, „daß es an dem geit pie 
Charakter des zugrunde liegenden Geſichtspunktes gebricht . er 
Fortnahme einer Streitſache vom geſetzlichen Richter durch dle 
waltungsakt gehört ganz beſonders zu dieſen Eingriffen 
Rechtspflege, welche Art. 105 RVerf. verbietet. Wil 
Dariiber hinaus widerſpricht es aber auch überhaupt e pe 
kungskreis eines Erſatzgeſchäftes, ſich mit Schiedsklauseln 8 ſeſ⸗ 
faſſen. Das Erſatzgeſchäft muß notwendigerweiſe auf einer 7 
lichen Grundlage beruhen. Fehlt dieſe geſetzliche Grundlage, ſei 
es unwirkſam. Dieſe Tatſache kann keinem Zweifel unterliegen a 
dem die Notwendigkeit einer geſetzmäßigen Begründung aller 
akte unbeſtrittenes Gemeingut geworden iſt. 


if 
Soweit das Erſatzgeſchäft ein Akt der Zwan svollſrechun ge, 
wie insbeſ. bei der Auferlegung eines Zwan, sſyndikatsver ang 
hängt feine geſetzliche Grundlage mit dem Kontrahierung 86. 
zuſammen, jo wie er für dieſen Fall in den AusfBeſt. zun fen’ 
ausgeſprochen wird. Das Erſatzgeſchäft ſoll hier diejenigen derel 
erklärungen der Bergwerkäbefiger erſetzen, welche ſich mi er⸗ 
Verpflichtung zum Zuſammenſchluß in einem Kohlenſyndie auch 
geben. Dieſe Grundlage des Erſatzgeſchäftes iſt aber zuglen am 
ſeine Grenze. Das Erſatzgeſchäft ſoll und kann naturgene ver 
ſolche Willenserklärungen erſetzen, zu denen die Betroffen icht du 
pflichtet find. Eine Verpflichtung, ſich über ein Schiedsger Auch 
einigen, iſt weder im KWG. noch in ſeinen Ausfsgeſt. erſicheh gage 
gehört es nicht zum Weſen eines Syndikats, daß Streiten 
den ordentlichen Gerichten entzogen werden. Die VO. des fir eine 
überſchreitet deshalb die geſetzliche Ermächtigung, wenn Yes 
Schiedsklaufel umfaßt. Nur nebenbei ſei hier bemerkt, daß 5 man 
keine Ungültigkeit der VO. im ganzen zu folgern iſt. Auch cee 
im Einzelfall zu prüfen haben, ob der Betroffene ſich bie sung) 
gerichtsklauſel nicht nachträglich (etwa durch ſchlüſſige Hand 
eigen macht. unt um 
Aber auch inſoweit, als das Erſatzgeſchäft nicht beſtin anche 
riſſene Pflichten zwangsweiſe zur Erfüllung bringt, ſondern en ge 
auf Grund einer Intereſſenabwägung vertragliche Beziehund ſolche 
ſtaltet (wie im Tarifrecht oder im Laſſenarztrecht), müſſe r fin 
Punkte ausgeſchloſſen bleiben, welche höchſt perſönlicher N auf eil 
Dazu gehört in dieſen Zuſammenhang die Einlaſſung r BE 
Schiedsgericht. Der öffentliche Rechtsſchutz iſt ein elements 
ſtandteil unſeres Staatsgefüges; ein Verzicht auf dieſen — ehen 
kann nicht erzwungen werden. Aus dieſer Erkenntnis heran lich 
die Richtlinien des RArbM. (RArbBl. 1928, I, 100) für 
tungsausſchüſſe und über die Verbindlichkeitserklärung vongeſglage 
ſprüchen ausdrücklich vor, daß Schiedsklauſeln weder vor darts dez 
noch insbeſ. für verbindlich erklärt werden ſollen. Die P e de 
NAHM. geht infolgedeſſen dahin, etwaige Schiedsklauſeln un ilk 
Verbindlichkeitserklärung ausdrücklich auszuſchließen. ſprochef 
§ 369 k Abſ. 2 RVO. demgegenüber vom Geſetzgeber aus gen 0 
wird, daß der Vertragsausſchuß in den Kaſſenarztvertra 


5) Vgl. Kormann a. a. O. S. 66 ff. 

6) Vgl. hierzu im einzelnen G. W. 
S. 334 ff. 

7) Bei Nipperdey, Die Grundrechte und Grundp 
der MVerf. S. 121. 
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dbedsgenche hinzuwirken habe, ſo kann dies nur aus den be⸗ 
Kassen Verhälkniſſen des Kaſſenarztrechtes heraus erklärt werden. 
den „ etliche Streitigkeiten erfordern Spezialkenntniſſe, welche bei 


Nur entlichen Gerichten nicht immer vorausgeſetzt werden können. 
der dieſem Grunde ſoll für kaſſenärztliche Streitigkeiten in 
Algen von Schiedsgerichten eine beſondere Gerichtsbarkeit her⸗ 
der bet werden, welche in etwa den ArbG. entſpricht. Trotzdem 


auch d etzgeber hier Schiedsgerichte ausdrücklich anregt, ſind aber 

Aug e Schiedsämter der RVO. nicht imſtande, Schiedsklaufeln 
klaus ingen. Auch fie können höchſtens auf eine freiwillige Schieds⸗ 

inwirken s). 

nicht 8 ergibt ſich alſo, daß Schiedsklauſeln durch Erſatzgeſchäfte 
Art. 107 egtoungen werden können, weil darin ein Verſtoß gegen 
Inez a Verf. liegen würde und weil es überhaupt dem Weſen 
geben. datzgeſchäftes widerſpricht, ſich einen derartigen Inhalt zu 


RA. Dr. Dr. Guſtav W. Heinemann, Eſſen. 


Die Verſtempelung von Schiedsſprüchen. 


Schieß ach der Tarifſelle 13 des preuß. StempStch. wird von 
San ſprüchen ein Stempel von 2/000, mindeſtens 2 % und 
folgt > 5000 % erhoben. Die Berechnung der Stempelabgabe er⸗ 
andes e beſonders hervorgehoben iſt, vom Wert des „Streitgegen⸗ 
ennt, N enn nun ein Schiedsſpruch über einen Anſpruch er⸗ 
Wert ber aus Kapital und Zinſen beſteht, fo fragt es ſich, wie der 
Streitgegenſtandes zu berechnen iſt. Würde man die ZPO. 
wenn ſie legen, fo würden nach 8 4 Zinſen unberückſichtigt bleiben, 
Ab als Nebenforderung geltend gemacht werden, d. h. der Ver⸗ 

Die gung könnte nur die Kapitalforderung zugrunde gelegt werden. 
daß nichts der Steuerbehörden verfährt jedoch anders. Sie erklärt, 
ſei, we der 8 4 HPO. bei der Berechnung des Werts maßgebend 
ein der 86 StempStß., da es ſich um eine Stempelſteuer 

np Im 8 6 fehle es aber an einer Vorſchrift, wie fie der 8 4 
Da „halte, Demzufolge müßten die Zinſen berückſichtigt werden. 
die Zinſen auf unbeſtimmte Dauer zugeſprochen zu 
pflegen, fo gelte der 86 Abſ. 9, daß bei Nutzungen 
grenzende ſmter Dauer, ſoweit nicht anderweit die Dauer be⸗ 
des einde Umſtände in der Urkunde angegeben ſind, das 12½ fache 
n „gen Betrages als Wert anzuſehen iſt. Unter dieſen Um⸗ 
40% erhöht ſich der Stempel je nach den zugeſprochenen Zinſen 
um 50 %, bei 8% um 100%. Dieſe Praxis wird kaum 
wöhnt da da man ſich allgemein an die Grundſätze der ZPO. ge⸗ 
ang . und ein Übermaß der Beſteuerung in einer ſolchen Hand⸗ 
beit die blickt. Bei den gegenwärtigen Zinsſätzen kommt in Wahr⸗ 
werden Ari darauf hinaus, daß ſtatt 2/ö10% 4½10% erhoben 
beſchäftz h as NS. Hat ſich mit der Frage der Zinsberückſichtigung 
igt, allerdings nicht bei Schiedsſprüchen, ſondern bei Ur⸗ 
menten N denen Rechte ſichergeſtellt worden find (Kautionsinſtru⸗ 
n. Auf dieſe Rſpr. wird auch bei der anderen Tarifſtelle ver⸗ 
ausg n der Entſch. v. 25. Mai 1900 (NG. 46, 272) hat es 


nun 
den 


berträgeuchen, daß die Zinſen für die Zukunft bei ſolchen Kautions⸗ 
2002 1 gicht mitzurechnen ſeien. In einem zweiten Urt. v. 21. März 
hat ; 5¹, 123) hat es aber dieſe Auffaſſung aufgegeben. Es 


nabe. 
daß Bei, auf den erwähnten 86 StempSt®. verwieſen und erklärt, 


der a h ortlaut dieſer Beſtimmung, wonach bei Geldforderungen 
Bebenp fei, niſtempelpflichtigen Urkunde erſichtliche Geldbetrag maß⸗ 
fe ſeien nicht ausſchließe, daß die Zinſen zugerechnet werden. Auch 


betra ackrſichtlich ſelbſt wenn ſie nicht ihrem ziffernmäßigen End⸗ 
nicht, daß angegeben ſeien. Das RG. hat erklärt, es verkenne 


Weiß as Ergebnis ni fbi ˖ 

e rgebnis nicht befriedigend ſei. Es werde auf dieſe 
ſiehe nie Stempelwert der Urkunde um 50% erhöht, und es 
dung recht miteinander im Einklang, wenn bei Schuldverſchrei⸗ 


bellung — Stempelwert nur nach dem Kapital, bei der Sicher⸗ 
auf hin nach Kapital und Zinſen berechnet werde. Es ſei indes 
om zuweisen, daß für die Beurkundung der Sicherſtellung 
de Jerechnet werden würde, als für die Beurkundung des ſicher⸗ 
% el fü Rechts. Mit anderen Worten, es kann kein höherer 
raus 05 die Bürgſchaft als für die Schuld ſelbſt erhoben werden. 
agen 8 ſich, daß niemals mehr zur Verſtempelung ge⸗ 
ub net Bee der Schuldverſchreibungsſtempel, der ohne Zinen 
9 ſie mit 5 Ob dieſe Entſch. für Sicherſtellungen richtig war und 
wenden 5 Tatſache in Einklang zu bringen iſt, daß bei kurs⸗ 
ſtenn die ertpapieren der Tageskurs als Wert anzuſehen ift, auch 
mpelpflieh ürshabenden Wertpapiere mit Zinſen Gegenſtand eines 

S Denn nen Geſchäfts find, kann dahingeſtellt bleiben. 
0 mi aach, daß bei Sicherſtellungen die Zurechnung der 
ungen Ber) die Höhe des Stempels für die Schuldver⸗ 
erſte ſchränkt 
wan ue gilt, nicht auch für Schiedsſprüche gelten kann. Vor 
dung di aber Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte gegen die An⸗ 
eſer Grundſätze auf Schiedsſprüche. Nach dem Wortlaut 


8 
) Ebenſo Bewer: „Arztliche Mitteilungen“ 1928, 549 ff. 


Aufſätze 


Ur Schiedsſprüche iſt eine andere Rechtslage gegeben. 


iſt, ſpricht dafür, daß das, was für die 
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der Tarifſtelle wird der Stempel nicht vom Wert des Gegenſtandes, 
ſondern vom Wert des „Streitgegenſtandes“ berechnet und damit 
offenbar die Ausdrucksweiſe gebraucht, die die ZPO. anwendet. 
Dieſe Bezeichnung ergibt den Willen des Geſetzgebers, die Beſtim⸗ 
mungen der ZPO., insbeſ. den oben erwähnten 8 4, der die Ein⸗ 
rechnung der Zinſen ausſchließt, zur Anwendung zu bringen. Zu 
allem Überfluß iſt aber auch in der Begründung des Entwurfs eines 
StempSt®. die Anwendung des 84 ZRD. auf Schiedsſprüche be⸗ 
ſonders hervorgehoben (vgl. Druckſ. des Hauſes der Abgeordneten 
1895 III. Bd. zu Nr. 35 S. 1404). Dort heißt es: „Als Steuerſatz 
wird der mäßige Wertſtempel von 1/,% des nach § 6 des Geſetz⸗ 
entwurfs i. Verb. m. den 88 4—8 ZRDO. und 8 11 und 8 13 Abſ. 1 
GKG. zu berechnenden Werts des Streitgegenſtandes vorgeſchlagen.“ 
Es wird demnach die Bezeichnung des maßgebenden Werts in un⸗ 
mittelbare Verbindung mit der ZPO. gebracht und ausdrücklich die 
Anwendung des 8 4 vorgeſchrieben. Es wäre ſchlechterdings unmög⸗ 
lich, für die Anwendung des 84 irgendein Anwendungsgebiet zu 
finden, wenn nicht gerade die Beſtimmung, daß die Zinſen als 
Nebenforderung unberückſichtigt bleiben, angewendet wird. Wenn da⸗ 
neben in der Begründung auch noch der $6 StempStG. angezogen 
wird, ſo iſt damit nicht etwa beſtimmt, daß im Falle des Wider⸗ 
ſtreits dieſer Vorſchriften der $6 StempStG. vorgehen ſoll, ſondern 
nur, daß für die Ermittlung des Werts der Wert zur Zeit der 
Beurkundung des Geſchäfts gelten ſoll. Eine ſolche Auslegung liegt 
um jo näher, als in der Begründung zu 86 noch beſonders her⸗ 
vorgehoben wird, daß, wo nach den Erfahrungen des täglichen Lebens 
eine Vervielfachung des Werts von Nutzungen nach den im $6 auf⸗ 
geſtellten allgemeinen Grundſätzen bei einzelnen Verträgen zur Feſt⸗ 
ſtellung von zu hohen Werten führen würde, für den einzelnen Fall 
abweichende Beſtimmungen getroffen worden ſind. Daß aber für 
Schiedsſprüche ſolche Unbilligkeiten mit in den Kauf genommen 
werden müſſen, war ganz gewiß nicht die Abſicht. Der Standpunkt, 
daß die ZPO. maßgebend ſein ſoll, ergibt ſich auch aus der Art, 
wie die Stempelſteuerpflicht für Schiedsſprüche entſtanden iſt. Das 
Geſetz wegen der Stempelſteuer v. 7. März 1822 kannte keine be⸗ 
ſondere Verſtempelung der Schiedsſprüche, ſondern erfaßte ſie zugleich 
mit den Erkenntniſſen und Urteilsſprüchen der Gerichte. Für die 
Wertberechnung aber hatte das alte Geſetz wegen der Stempelſteuer 
im 84 allgemeine Beſtimmungen für alle Tarifſtellen und im 8 11 
beſondere Beſtimmungen für Prozeſſe. Statt daß die dem § 11 
entſprechenden Vorſchriften in das StempStG. aufgenommen worden 
find, wurden die gleichartigen Beſtimmungen der ZPO. durch den 
Vermerk bei der Tarifſtelle über die Schiedsſprüche, daß der Stempel 
vom Wert des Streitgegenſtandes berechnet werden ſoll, in Bezug 
genommen. Ein ſachlicher Unterſchied ſollte dadurch nicht herbeigeführt 
werden. Es iſt alſo fo anzuſehen, wie wenn die 88 4—8 uſw. ZPO. 
im StempStG. ſelbſt enthalten find. Da es nicht zweifelhaft ſein 
Kann, daß die Beſtimmung des 8 11 über die Bewertung von Er⸗ 
Kenntniſſen und Urteilen den allgemeinen Beſtimmungen des 84 im 
alten Geſetz von 1822 vorging, jo muß das gleiche von den 88 4ff. 
ZPO. gelten. Allerdings ſcheint es, als ob das KG. in einer in der 
Erläuterung von Loeck⸗Eiffler erwähnten Entſch. v. 2. März 
1920 eine andere Auffaſſung geäußert hätte. Sie kann jedoch nicht 
als zutreffend angeſehen werden. 


Syndikus der Induſtrie⸗ und Handelskammer 
Dr. Weisbart, Berlin. 


Bagatellverfahren. 


Nach 88 20, 18 der Bek. z. Entl. d. Gerichte v. 9. Sept. 
1915 i. d. Faſſ. v. 13. Mai 1924 (RGBl. I, 552) kann das AG. 
bei Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche, ſofern der 
Wert des Streitgegenſtandes zur Zeit der Einreichung der Klage 
50 M nicht überſteigt, fein Verfahren nach freiem Ermeſſen be⸗ 
ſtimmen. Von dieſer Möglichkeit wird gelegentlich Gebrauch ge⸗ 
macht, im allgemeinen werden jedoch die „Bagatellſachen“ nicht 
anders behandelt als die übrigen Sachen, die den weitaus größten 
Teil des Arbeitsgebiets der Prozeßabteilungen darſtellen. Dieſe Er⸗ 
fahrung führte zu der Überlegung, daß die durch die angeführte 
Beſtimmung gegebenen Möglichkeiten beſſer ausgenutzt werden 
könnten, wenn die Bearbeitung ſämtlicher Bagatellſachen in einer 
Hand vereinigt würde. Um die Richtigkeit dieſer Überlegung zu 
erproben, wurde auf Veranlaſſung des LGPräf. in Erfurt bei 
dem dortigen AG. eine „Bagatellabteilung“ eingerichtet. 
Die Maßnahmen, die von dieſer Abteilung durchgeführt worden 
ſind, haben vor allem folgende Ziele im Auge: Beſchleunigung 
des Verfahrens und Entlaſtung der Sitzungen, Vereinfachung des 
Bürobetriebes, Verminderung der der Staatskaſſe und den Parteien 
entſtehenden Koſten. 

1. Ein großer Teil aller Rechtsſtreitigkeiten betrifft unſtreitige 
Forderungen. Sie werden von feiten des Schuldners nur geführt, 
um Zeit zu gewinnen. Die Erfahrung zeigt, daß bereits die Auf⸗ 
forderung, Einwendungen gegen den geltend gemachten Anſpruch 
vorzubringen, den Schuldner häufig von der weiteren Durch⸗ 
führung des Rechtsſtreits abhält. Von einzelnen Gerichten wird 
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daher in Bagatellſachen bereits Schiedsurteil erlaſſen, wenn der 
Schuldner gegen den Zahlungsbefehl ohne Angabe von Gründen 
Widerſpruch erhebt, indem für dieſen Fall das Vorbringen des 
1030 5) als zugeſtanden angeſehen wird (vgl. z. B. Dag. 

Gegen dieſes Verfahren beſtehen Bedenken: Zunächſt iſt die 
Begründung der Forderung im Zahlungsbefehl in ſehr vielen 
Fällen ungenau. In derartigen Fällen wird man Bedenken gegen 
den Erlaß eines Verſäumnisurteils zurückſtellen können, 
den Erlaß eines Schiedsurteils aber für bedenklich halten 
müſſen. Die Tatſache, daß das Schiedsurteil unanfechtbar iſt, 
darf m. D. nicht gering gewertet werden. Das Schiedsurteil ſchafft 
endgültig Recht, auch wenn die Entſch. ſich nachträglich als un⸗ 
richtig herausſtellt. Dabei iſt es keineswegs immer auf Nach⸗ 
läſſigkeit oder auf das Fehlen von begründeten Einwendungen 
zurückzuführen, wenn der Bekl. ſolche trotz Aufforderung nicht 
rechtzeitig geltend macht. Gegen das erwähnke Verfahren beſtehen 
aber auch formelle Bedenken, da nach der wohl als herrſchend zu 
bezeichnenden Anſicht der § 20 EntlBek. nicht für das Gütever⸗ 
fahren, ſondern erſt für das Streitverfahren gilt ((Stein⸗Jonas, 
14. Aufl., Anm. II 1 zu § 20; Sonnen, Das neuegivilprozeßR., 
Anm. II 6 zu § 20 und Anm. III 4 zu 8 18; Baumbach, 5. Aufl., 
Anm. 1 zu 820; offenbar auch Sydow⸗Buſch⸗Krantz, 
19. Aufl., Anm. II zu § 20). Ohne Einverſtändnis des Gläubigers, 
der manchmal ein Intereſſe an dem Güteverfahren hat, kann aber 
von dieſem Verfahren nicht abgeſehen werden (Stein⸗Jonas, 
14. Aufl., Anm. II Abſ. 3 zu § 4954 ZPO. und Anm. II 2a zu 
§ 696 3PO.). 

Aus den erörterten Gründen wird von der Bagatellabteilung 
des AG. Erfurt in Abweichung von der Übung anderer Gerichte 
folgendes Verfahren angewandt, um den Kl. ſchnell und unter 
Vermeidung eines Termins in den Beſitz eines Vollſtreckungstitels 
zu ſetzen. Unter Verwendung von Formularen wird bei Eingang des 
Widerſpruchs gegen einen Zahlungsbefehl bei dem Gläubiger an⸗ 
gefragt, ob er mit der Abſtandnahme vom Güteverfahren ein⸗ 
verſtanden iſt. Der Schuldner wird aufgefordert, innerhalb einer 
Woche ſeinen Widerſpruch zu begründen und ihm angedroht, daß 
andernfalls Verſäumnisurteil erlaſſen werden kann. Bei Ein⸗ 
reichung einer Klage kann aus der Tatſache, daß Klage und nicht 
Güteantrag eingereicht iſt, darauf geſchloſſen werden, daß der Kl. 
mit en Streitverfahren einverſtanden iſt. Es wird daher 
ein Formularbeſchluß erlaſſen, in dem in weitherziger Auslegung 
des § 495 a Ziff. 6 ZPO. vom Güteverfahren abgeſehen und dem 
Bekl. aufgegeben wird, innerhalb einer Woche ſeine Einwendungen 
geltend zu machen, mit der Androhung, daß ſonſt Verſäumnisurteil 
ergehen könne. Die Formulare enthalten ferner die Aufforderung 
an den Gläubiger (Kl.), die etwa noch zu zahlende Gebühr ein⸗ 
zuſenden. Kommt nun der Schuldner der Aufforderung nicht nach, 
verlangt der Gläubiger nicht ausdrücklich eine Güteverhandlung 
und iſt der Anſpruch ſchlüſſig, ſo wird ohne Anberaumung 
eines Verhandlungstermins ein Verſäumnisurteil 
erlaſſen. Daß im Bagatellverfahren von den Vorſchriften der 
ZPO. abweichende Vorausſetzungen für den Erlaß eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils beſtimmt werden können, unterliegt keinen Be⸗ 
denken (vgl. Sonnen a. a. O. Anm.IVd zu 818 EntlBek.). 

Das geſchilderte Verfahren iſt in der Zeit vom 18. Nov. 1929 
bis 31. Mai 1930 in 2309 Fällen durchgeführt worden. In 
1038 Fällen wurde Verſäummisurteil ohne mündliche Verhandlung 
erlaſſen, in 870 Fällen wurden Einwendungen geltend gemacht. 
Die übrigen Fälle haben ſich durch Zurücknahme der Klage wegen 
Zahlung des geforderten Betrages oder aus anderen Gründen er⸗ 
ledigt. Auch der größte Teil dieſer Sachen würde ohne das Ver⸗ 
fahren zur Terminanberaumung geführt haben. Außerordentlich 
gering war die Zahl der Einſprüche. Auf 1106 ohne mündliche 
Verhandlung erlaſſene Verſäumnisurteile entfielen nur 17 Ein- 
ſprüche. Wie aus dieſen Zahlen hervorgeht, iſt die Entlaſtung der 
Sitzungen erheblich. In der Zeit von etwa 6½ Monaten find un⸗ 
gefähr 30 Sitzungen erſpart worden. Das Verfahren hat daher 
auch eine erhebliche Beſchleunigung der Sachen zur Folge, in denen 
— z. B. weil der Widerſpruch bereits eine Begründung ent⸗ 
hielt — ſofort Termin anberaumt wird. Die Friſt zwiſchen Termin⸗ 
anberaumung und Termin beträgt im Durchſchnitt etwa 14 Tage. 
Durch dieſe kurze Friſt wird auch die Verzögerung wieder aus⸗ 
geglichen, die dadurch eintritt, daß nicht ſofort bei Eingang der 
Klage oder des Widerſpruchs, ſondern erſt bei Eingang der Ein⸗ 
wendungen des Bekl. Termin anberaumt wird. 

2. Der Beſchleunigung des Verfahrens dienen noch 
verſchiedene Formulare, auf deren Juhalt hier nicht näher ein⸗ 
gegangen werden kann, durch die erreicht werden ſoll, daß der 
Streitſtoff bereits im erſten Termin vollſtändig vorliegt. So müſſen 
3. B. ſämtliche beweiserheblichen Urkunden bei Vermeidung des 
Ausſchluſſes im erſten Termin vorgelegt werden. Von der Möglich⸗ 
keit, lediglich auf Grund eines ſchriftlichen Verfahrens 
zu entſcheiden, wird wenig Gebrauch gemacht. Es hat ſich heraus⸗ 
geſtellt, daß die mündliche Verhandlung zur Aufklärung des Sach⸗ 
verhalt3 in den ſeltenſten Fällen entbehrt werden kann. Das 


in 
schriftliche Verfahren iſt umſtändlich und dauert länger. Immer 
wird gelegentlich ſchriftlich verhandelt, wenigſtens mit einer 
beiden Parteien, wenn dieſe weit entfernt wohnt und ihr Del 
bringen offenbar erheblich iſt. So wird unter Umſtänden der An⸗ 
vom Erſcheinen im Termin entbunden und auch ohne 1 er 
mwejenheit Verſäumnisurteil gegen den ausgebliebenen SER u 
laſſen. Um den Parteien die Koſten einer Beweisaufnahme echt 
erſparen, die häufig in keinem Verhältnis zum Strei hund 
ſtehen, wird in geeigneten Fällen ein mit ſchriftlicher Begrün min 
verſehener Vergleichsvorſchlag verkündet. Damit ein 5 
zur Protokollierung vermieden wird, wird in dieſen Fälle soll, 
ſtimmt, daß der Vergleich als gerichtlicher Vergleich gestehe 
wenn die Parteien die Annahme des Vergleichsvorſchlags ger 
lich zu den Gerichtsakten erklären. Da die Art, wie vor Deren 
richt ein Vergleich abzuſchließen iſt, einen Teil des Verfa ei 
bildet, erſcheint eine derartige Beſtimmung und die Erteilung e ge; 
vollſtreckbaren Ausfertigung von den auf dieſe Weiſe zuſtal ver⸗ 
kommenen Vergleichen zuläſſig. Im Beweis aufna me 
fahren wird weitgehend von der Möglichkeit Gebrauch gem At 
abweichend von § 391 ZPO. die Zeugen nicht zu beeidige ice 
allgemeinen genügt bei eingehender Vernehmung der wers u 
Eindruck des Zeugen zur Bildung eines Urteils über ſeine augen 
würdigkeit. Als zweckmäßig hat ſich auch herausgeſtellt, den I” 


n 
während der Ferien Wert legt. In ſtreitigen Sachen wird 986. 
N, das Vorliegen der Vorausſetzung des § 200 Abf. 8 
ejaht. ei 
3. Eine Vereinfachung der Büro⸗ und wand 
geſchäfte wurde durch die Verwendung von Formulake sen 
Stempeln ſowie des Fernſprechers erreicht. Ein den Bor] per 
der PO. entſprechendes Protokoll wird nur bei ſtreitigen ein 
handlungen aufgenommen. In den übrigen Fällen gan ent‘ 
Stempel, der im weſentlichen nur die häufigſten Beſchlüf Erlaß 
hält. Bei der Verkündung von Verſäumnisurteilen und dem ein 
der Verſäumnisurteile ohne mündliche Verhandlung wird ger 
Stempel verwandt, der Eintritt in das Streitverfahrene ng 
kündung (Erlaß) und Bezugnahme auf die Klageſchrift (ET nun 
befehl) enthält und vom Richter ſowie im Falle der Berk 
auch vom Urkundsbeamten unterſchrieben wird. Von der u 
kollierung der Zeugenausſagen wird in der Regel abgeſehe 
ſcheint ſie notwendig, ſo erfolgt ſie in Kurzſchrift. Gerichte, 
Wie die Anwaltsgebühren, fo ſtehen auch die G in’ 
gebühren bei den Bagatellſachen in keinem Verhältnis zu jahre! 
Roſten. Schon die baren Auslagen für das Zuſtellungsves legte 
überſteigen in den meiſten Fällen eine Prozeßgebühr. den, ah“ 
den Gedanken nahe, von Zuſtellungen überhath maß 
zuſehen. Das iſt im Bagatellverfahren zuläſſig, da dar Al 
gebenden Beſtimmungen Verfahrensvorſchriften ſind. Um einfache 
halt für die Zuverläſſigkeit der Poſtbeſtellung durch 5 
Brief zu haben, iſt zunächſt der Verſuch gemacht word fand‘ 
Formulare, die das Verſäumnisverfahren ohne mündliche 
lung einleiten, durch einfachen Brief zu verſende „, l. 
bei ihnen auf den genauen Zeitpunkt des Zugangs nicht a von den 
Das Ergebnis iſt außerordentlich günſtig. Abgeſehen keit ga 
Fällen, in denen der Brief als unbeſtellbar zurückkam, tt " 
bekannt geworden, in dem die Sendung dem Empfänger 000 Sen. 
gegangen iſt. Es handelt ſich dabei bisher um mehr als 4 
dungen. BR 
5. Zuſammenfaſſend kann gejagt werden, daß ſich duden 
richtung der Bagatellabteilung bewährt hat. Die gAT nd 
Abweichungen von den Vorſchriften der ZPO. haben es per 
eine große Zahl von Sachen — in einem Jahr 7100 = ne 
durchicgnittlic, 3500 in den ordentlichen Prozeßabteilungen . 5 
und mit verhältnismäßig wenig Arbeitskräften zu er alſchen 
großen Gerichten könnte die Zuſammenfaſſung der Bagate ie 10 
einer Erſparung von Richterkräften führen. Da garteie 
Bagatellſachen in den meiſten Fällen für die ſtreitenden Fpabel 
große wirtſchaftliche und gelegentlich auch ideelle Bedeunme nauer 
wird man Bagatellabteilungen mur bewährten Richtern am al 


dürfen, die ſich der Verantwortung, die ſie durch die rt übel“ 
Entſch. auch eines Rechtsſtreites mit geringem Streit none 
nehmen, voll bewußt ſind. Dann beſtehen aber keine mi 


das Bagatellverfahren auch auf Streitigkei⸗ 1 1 
höherem Streitwert auszudehnen. Wenn ich zreitwe 

Verſagung der Berufung für Streitigkeiten mit einem auß m. 2 
über 100 „ nicht für wünſchenswerk halte, jo könnte 
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die 8 
weicermächeigung von Verfahrensvorſchriften der ZPO. abzu⸗ 


werden“ unbedenklich für alle Amtsgerichtsſachen gewährt 
nahmen zum mindeſten eignen ſich einige der erprobten Maß⸗ 
tigen „ für eine Anwendung auch in anderen Sachen. So berech⸗ 


durch de. Erfahrungen, die mit der Verſendung der Formulare 
eine einfachen Brief gemacht worden ſind, zu der Annahme, daß 
ede nderung des Zuſtellungsverfahrens tragbar ſein 
Brief Im allgemeinen würde die Verſendung durch einfachen 
ein ausreichen, in beſonderen Fällen, z. B. wenn die Zuſtellung 
Einſchrachtsmittelfriſ in Lauf ſetzt, könnte die Verwendung von 
Verfahrlbe endungen mit Rückſchein zugelaſſen werden. Letzteres 
als 1 gibt noch beſſere Gewähr für den Zugang der Sendung 
der € rſatzzuſtellung, vor allem die durch Niederlegung, von der 
mpfänger häufig überhaupt nichts erfährt. 

08 wertvollſte Ergebnis hat der Verſuch mit dem Erlaß 
lung erſäumnisurteilen ohne mündliche Verhand⸗ 
derfahrenbabt. Wenn die in Hinblick auf das obligatoriſche Güte⸗ 
fahren N beſtehenden Bedenken beſeitigt werden, kann das Ver⸗ 
Jusdeh ereits bei Erlaß der Zahlungsbefehle einſetzen. Auch eine 
Dadur nung des Verfahrens auf alle AGSachen iſt erwägenswert. 
ohne ch würde ſich eine erhebliche Anzahl von Rechtsſtreitigkeiten 
Schritt andliche Verhandlung erledigen. Man wird dann auch einen 
den Erlafeitergehen können und die Erledigung dieſer Sachen, alſo 
der Verfäumnisurteile ohne mündliche Verhandlung dem 

leger übertragen können (ngl. die Reformvor⸗ 
uf Bundes deutſcher Juſtizamtmänner zur Verbilligung, 
Jeden achung, Beſchleunigung der Rechtspflege S. 67 ff.). Erhebliche 
chtsß werden hiergegen nicht geltend gemacht werden können. 
Klage, euntniſſe find lediglich für die Prüfung der Schlüſſigkeit des 
Diener rbeingens erforderlich. Dieſe Prüfung muß der Rechts⸗ 
Die m aber bereits vor Erlaß des Zahlungsbefehls vornehmen. 
nutzun tmutungen der „Reformvorſchläge“, die Gefahr einer Aus⸗ 
willge des Verfahrens ohne mündliche Verhandlung durch bös⸗ 
erhebli 0 chuldner werde nicht groß fein, dagegen werde ſich eine 
erledi Er hl der Sachen durch dieſes Verfahren ohne Termin 
rſuchg, ind durch die in der allerdings verhältnismäßig kurzen 
fun it gemachten Erfahrungen beſtätigt worden. Die Ent- 
fahrens 8 des Richters wäre durch die Übertragung dieſes Ver⸗ 
Verfapı auf den Rechtspfleger außerordentlich groß, da die mit dem 

en verbundene Dezernatsarbeit recht erheblich iſt. 
AGR. Dr. H. Meyer, Erfurt. 
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in dae der Ausfertigung notarieller Urkunden, die 


zen früheren deutſchen Schutzgebieten (jetzigen 

Mandatsgebicten) Afrikas und der Hüdfee 
aufgenommen ſind. 

u 


des ieh sten v. 9. Nov. 1900 (ROLL. 1005), die in Ausführung 


Gbr barer beg (RG Bl. 1900, 197 ergangen war, hatte der 
e 


1 (Kol Bl. 659), enthielt in 8 3a auch eine Reihe von 
Fi gen über die Dienſtverhältniſſe der Notare (Ernennung, die 
Antef für ein beſtimmtes Schutzgebiet unter Anweiſung eines 
e in dieſem zu erfolgen hatte, Beaufſichtigung, Dienſteid, 
gel. Stellvertretung u. dgl.). Im übrigen waren in den 
‚den für die Rechtsstellung und Tätigkeit der Notare gemäß 
i ichtsbe . ‚und des darin angezogenen § 19 Geſ. über die Konſular⸗ 
Geist keit b. 7. April 1900 (RGBl. 213) die einſchlägigen Vor⸗ 
u deutſchen und preußiſchen Rechts maßgebend, insbeſ. alſo 
fer Tarſz des NSG. und des Pr§ GG. . 
> in lic) waren, ſoweit die Schutzgebiete Afrikas und der Süd⸗ 
In Notarencht Kommen, bis zum Kriegsausbruch 1914 Ernennungen 
Flafripen nur fur Deutſch⸗Südweſtafrika und Deutſch⸗ 
Mrz erfolgt. Als im Verlaufe des Krieges Truppen der 
ge, (Englands und der Südafrikaniſchen Union) in dieſe 
in ene Ver E einzogen, richteten fie dort — kraft Kriegsrechts — eine 
af, Eine Peltung ein, die dann ſpäter auf Grund des Art. 22 VV. 
kala t undatsverwaltung überging. Das Mandat über Südweſt⸗ 
im die Südafrikaniſche Union, dasjenige über den Haupt⸗ 


ie, bon 8 
Yen übe Kaftika (jetziges „Tanganyika Territory“) an Großbritan- 


t Refiheng gen worden. (In der Belgien unterſtellten Nordweſtecke 
n cht zen Ruanda-Urundi — befanden ſich Amtsſite von No⸗ 


0 16955 üdweſtafrika durften die deutſchen Notare ihre Tätig- 
Ku kun 5 und es wurde ihnen ſpäter, nachdem durch die Juſtiz⸗ 
Rdn proklamation von 1919 (Nr. 21) die Rechtspflege dort in 
3050 be Au die Gerichtsverfaſſung und das (Römiſch⸗Holländiſche) 
laffung approvinz der Union neu geregelt worden war, auch die 
zur Ausübung der Praxis als „Notary Public“ i. S. 


des neuen Rechts ſowie als „Conveyancer“ (zur Ausfertigung von 
Dokumenten in bezug auf Grundſtücke berechtigte Perſonen) gewährt 
(vgl. Sektion 11 der Juſtizverwaltungsproklamation ſowie auch 
Sektion 17 der Law Society (South-West Africa) Private Pro- 
clamation 1921 Nr. 32). Die Urſchriften der von den Notaren in 
deutſcher Zeit aufgenommenen Urkunden befinden ſich noch in deren 
Beſitze. Sie ſind kraft ihrer jetzigen Eigenſchaft als Notaries Public 
auch in der Lage, Ausfertigungen der Urkunden zu erteilen. Soweit die 
ehemaligen deutſchen Notare ausgeſchieden ſind, ſind nach einer dem 
Unterzeichneten erteilten Auskunft des deutſchen Konſulats in Wind⸗ 
huk die Urkunden von der Adminiſtration des Mandatsgebiets in 
Verwahrung genommen worden. Die Erteilung von Ausfertigungen 
iſt bei dem Obergericht (High Court) in Windhuk zu beantragen. 

Im engliſchen Mandatsgebiet Tanganyika Territory 
ſind frühere deutſche Notare nicht mehr tätig, da ſie nach dem Ab⸗ 
ſchluß des Waffenſtillſtandsvertrages zugleich mit den übrigen Deut⸗ 
ſchen „heimgeſchafft“ und zur Ausübung einer Praxis nicht wieder 
zugelaſſen worden find (vgl. hierzu Art. 122 VV.). Das in ihren 
Händen befindliche Aktenmaterial iſt ihnen zwecks Mitnahme nach 
Deutſchland belaſſen worden. Es hängt dies offenbar damit zu⸗ 
ſammen, daß das im Mandatsgebiet (durch die Tanganyika Order 
in Council 1920 und die ſich daran anſchließenden „Ordinances“) 
eingeführte Recht zwar auch das Inſtitut des „Notary Public“ Rennt 
(vgl. Notaries Public and Commissioners for Oaths Ordinance 
1928), aber ebenſowenig wie das heimiſche engliſche Recht eine frei⸗ 
willige Gerichtsbarkeit i. S. der deutſchen Geſetzgebung, und daß im 
übrigen das engliſche Recht im allgemeinen für Geſchäfte des bürger⸗ 
lichen Rechts die Form öffentlicher Urkunden nicht fordert !). 

Es erhebt ſich nunmehr die — ſchon praktiſch gewordene — 
Frage, wer jetzt Ausfertigungen der im früheren Deutſch⸗Oſtafrika 
aufgenommenen Notariatsurkunden erteilen kann. Leider enthält das 
Gef. zur Überleitung von Rechtsangelegenheiten der Schutzgebiete v. 
9. Juli 1922 (RGBl. I, 571) keine Beſtimmungen in betreff der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, ſondern nur ſolche über bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten, Konkursverfahren und Strafſachen. Die nach 
Deutſchland gelangten Akten der ehemaligen deutſch⸗oſtafrikaniſchen 
Notare ſind dementſprechend, ſoweit hat feſtgeſtellt werden können, 
weder von einem deutſchen Gericht noch auch von dem Auswärtigen 
Amt in Verwahrung genommen worden, ſondern befinden ſich noch 
in den Händen der früheren Amtsinhaber. Dieſe kommen aber inſo⸗ 
weit jetzt nur als Privatperſonen in Betracht und können amtliche 
Ausfertigungen nicht erteilen (vgl. Art. 42 ff. Pry GG.). So⸗ 
fern es ſich nur darum handelt, von den Urkunden beweiſeshalber 
gegenüber einem Gericht oder einer ſonſtigen Behörde Gebrauch zu 
machen, werden Beteiligte, die ſeinerzeit keine Ausfertigung erhalten 
haben und eine ſolche zu fordern berechtigt ſind, wohl immer in der 
Lage ſein, ſich irgendwie zu helfen, und es wird ihnen jedenfalls nichts 
anderes übrigbleiben. Nötigenfalls können ſie ſich wegen Vorlegung 
der Urſchrift des Protokolls oder ſonſtigen in Betracht kommenden 
Schriftſtücks mit dem früheren deutſch⸗oſtafrikaniſchen Notar in Ver⸗ 
bindung ſetzen. (Die Anſchrift iſt bei der Kolonialabteilung des Aus⸗ 
wärtigen Amtes zu erfahren.) Auch werden ſich von den meiſten Ur⸗ 
Runden in den im Schutzgebiet verbliebenen Gerichtsakten aus der 
deutſchen Zeit Ausfertigungen befinden. Von dieſen könnten beglau⸗ 
bigte Abſchriften erfordert werden, die Intereſſenten bei Zahlung der 
tarifmäßigen Gebühr nicht verweigert werden dürften. Nötigenfalls 
könnten ſolche auf diplomatiſchem Wege beſchafft werden. (Vgl. auch 
das deutſch⸗britiſche Abkommen über den Rechtsverkehr v. 20. März 
1928 [RGBl. II, 623], ſowie die Bekanntmachung über deſſen Aus⸗ 
dehnung auf verſchiedene britiſche Kolonien, Protektorate und Man⸗ 
datsgebiete v. 18. Nov. 1929 [RG Bl. II, 736]. Der für das Tan⸗ 
ganyika Territory zuſtändige deutſche Konſul hat ſeinen Amtsſitz in 
Nairobi.) 

Eine Beſonderheit bietet — auch für Südweſtafrika — der 


1) Auch in Fällen, wie fie die 88 311 ff. BGB. regeln, genügen 
private Vertragsurkunden, die allerdings als „deeds“ gewiſſen Förm⸗ 
lichkeiten genügen, z. B. geſiegelt fein müſſen. Eine Art Erſatz für 
die gerichtliche oder notarielle Beurkundung bildet nach engliſchem 
Recht die Regiſtrierung durch eine Regiſterbehörde. Sie iſt z. B. im 
Tanganyika Territory nach der Registration of Documents Ordi- 
nance 1923 für Urkunden, die ſich auf Grundſtücke beziehen, obliga⸗ 
toriſch. Alsdann iſt auch Atteſtation der Unterſchrift oder Abnahme 
eines Affidavits ſeitens eines öffentlichen Beamten oder Notars uſw. 
erforderlich. (Vgl. im übrigen noch wegen der Befugniſſe der Notare 
nach mutterländiſchem engliſchen Recht: Osborn, Concise Law 
Dictionary for Students and Practitioners, London, Sweet & Max- 
well Limited, 1927, S. 193. „Notary Public. A person, who 
attesis the execution of any deeds or writings, or makes certi- 
fied copies of them in order to render the same authentic, 
especially for use abroad. He is appointed to his office by the 
Archbishop of Canterbury, and can be removed from office by the 
Court of Faculties“.) Soweit nach der engliſchen Geſetzgebung die 
Anfertigung privatrechtlicher Urkunden, wie z. B. ſolcher über real 
and personal estates, Rechtskundigen vorbehalten iſt, ſind hierzu 
auch Notare befugt (54 & 55 Vict. c. 41 8 44). 
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gleichfalls ſchon vorgekommene Fall, daß aus einer in den Mandats⸗ 
gebieten aufgenommenen notariellen Urkunde, in welcher der Schuld⸗ 
ner ſich zuläſſigerweiſe der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen 
hat, dieſe jetzt durchgeführt werden ſoll und zu dem Zwecke eine 
vollſtrechbare Ausfertigung der Urkunde benötigt wird 
(88 794 Abi. 1 Ziff. 5, 797 Abſ. 2 ZPO., die gemäß 8 3 Sch G., 
§ 19 KonſccG. auch in den früheren Schutzgebieten Geltung hatten). 
Hierzu iſt zu bemerken: Weder das Recht der Union noch das eng⸗ 
liſch⸗indiſche Prozeßrecht (es gilt im Tanganyika Territory der 
Indian Code of Civil Procedure 1908) kennen das Inſtitut voll⸗ 
ſtreckbarer notarieller Urkunden und ebenſo nicht die ſog. Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel i. S. der deutſchen ZPO. Die Zwangsvollſtreckung 
wegen privatrechtlicher Anſprüche geſchieht nur aus gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen und auf Grund einer Anordnung („writ“ uſw.) des Ge⸗ 
richts. Es kann dementſprechend in den Mandatsgebieten 
Südweſtafrika und Tanganyika Territory weder auf 
Grund einer bereits vorhandenen vollſtreckbaren Ausfertigung einer 
notariellen Urkunde die Zwangsvollſtreckung vorgenommen noch eine 
ſolche vollſtreckbare Ausfertigung neu erlangt werden. Auch wenn ein 
Gläubiger die vollſtreckbare Ausfertigung einer notariellen Urkunde 
bereits in Händen hat, muß er, um die Zwangsvollſtreckung durch⸗ 
führen zu können, zunächſt eine Klage erheben. In dieſer kann er 
ſich allerdings auf die Vollſtreckungsklauſel mit der Wirkung ſtützen, 
daß der Prozeß in einem ſummariſchen Verfahren ähnlich dem Ur⸗ 
kundenprozeß der ZPO. durchgeführt werden kann. (So für Südweſt⸗ 
afrika Auskunft des deutſchen Konſulats in Windhuk. Offentliche Ur⸗ 
kunden, wie z. B. auch ausländiſche Urteile, bilden nach engliſchem, 
für das Mutterland wie für die einzelnen überſeeiſchen Gebiete durch 
„Rules“ der höchſten Gerichte feſtgelegten Prozeßrecht einen „prima- 
facie“⸗Beweis). 


Dagegen iſt in Deutſchland die Zwangsvollſtrechung aus 
den in Rede ſtehenden Urkunden ehemaliger Notare in den Schutz⸗ 
gebieten gemäß § 794 Abſ. 1 Ziff. 5 ZPO. zweifellos auch jetzt 
noch zuläſſig, ſofern eine vollſtreckbare Ausfertigung beigebracht wer⸗ 
den kann. (Die Notare waren „deutſche Notare“; vgl. auch 8 26 
KonſcchG. und dazu Gerſtmeyer, Schutzgebietsgeſetz, Berlin 1910, 
Verlag Guttentag, S. 78). Es fragt ſich nur, wer eine ſolche Aus⸗ 
fertigung jetzt noch erteilen kann. Irgendeine Inſtanz in den Man⸗ 
datsgebieten kommt nach dem Ausgeführten nicht mehr in Betracht 
und das erwähnte ÜbLeit®. v. 9. Juli 1922 verſagt auch in dieſer 
Hinſicht. Soweit es Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung und die 
Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen enthält, beziehen ſich dieſe 
lediglich auf gerichtliche Entſcheidungen. Indes iſt auf folgendes hin⸗ 
zuweiſen: Durch das ReichsGeſ. betr. elſaß⸗lothringiſche Rechts⸗ 
angelegenheiten v. 1. April 1922 (RGGBl. I, 327), deſſen § 2 die 
Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen von Notariatsurkunden mit 
regelt, ſofern fie vor dem 30. Nov. 1918 in Elſaß⸗Lothringen 
errichtet worden ſind, iſt der Reichsjuſtizminiſter ermächtigt worden 
(8 6), entſprechende Vorſchriften auch im Verhältnis zu anderen auf 
Grund des Friedensvertrags abgetretenen Gebieten zu erlaſſen. Dies 
it für alle „übrigen“ abgetretenen Gebiete durch die 
VO. v. 22. Aug. 1922, betr. Rechtsangelegenheiten der Abtretungs⸗ 
gebiete (RGBl. I, 719) geſchehen. Dabei iſt (durch 8 2 VO.) für die 
einzelnen in Frage kommenden Gebiete der als Zeitpunkt des Über⸗ 
ganges der Rechtspflege zugrunde zu legende Tag, vor dem der Voll⸗ 
ſtreckungstitel errichtet ſein muß, beſonders feſtgeſetzt worden, und 
eine ſolche Feſtſetzung iſt nun allerdings für die früheren Kolo⸗ 
nien nicht erfolgt. Sie find überhaupt in der VO. nirgends aus⸗ 
drücklich erwähnt. Auf der anderen Seite iſt der 8 1 VO. fo allgemein 
gehalten, daß es an ſich möglich erſcheint, auch die Kolonien als 
unter die VO. fallend zu betrachten. Freilich ſpricht der die über⸗ 
ſeeiſchen Beſitzungen betreffende Art. 119 VV. nicht von einer „Ab⸗ 
tretung“ derſelben, ſondern von einem „Verzicht“ Deutſchlands auf 
ſie zugunſten der alliierten und aſſoziierten Hauptmächte. Indes ſind 
im § 2 VD. u. a. das Gebiet der freien Stadt Danzig ſowie das 
Memelgebiet aufgeführt, und der Wortlaut der für ſie in Betracht 
kommenden Art. des VV. (99 und 100) iſt der gleiche, wie der 
des Art. 119. Im Sinne der VO. v. 22. Aug. 1922 ſoll alſo der 
Ausdruck „Abtretung“ offenbar auch den Verzicht zugunſten der 
a. u. a. Hauptmächte mit umfaſſen. (Der Wortlaut der Art. 99, 100 
und 119 VV. erklärt ſich daraus, daß von vornherein eine andere 
Behandlung der hier erwähnten Gebiete in Ausſicht genommen war 
als eine glatte Angliederung an ein Gebiet der Vertragsgegner 
Deutſchlands. Art. 119 VV. iſt im Zuſammenhang mit Art. 22 
zu verſtehen, welcher anordnet, daß die früheren deutſchen Kolonien 
durch Mandatare des Völkerbundes zu verwalten ſind.) 


Hiernach wäre für die Erteilung vollſtreckbarer Ausfertigungen 
der in den früheren Schutzgebieten aufgenommenen notariellen Ur⸗ 
kunden dasjenige deutſche Gericht zuſtändig, bei dem die Partei, 
gegen die ſich die Zwangsvollſtreckung richtet, ihren allgemeinen Ge⸗ 
richtsſtand oder in Ermangelung eines ſolchen einen Gerichtsſtand 
des Vermögens aus § 23 38D. hat (88 2, 1 Gef. v. 1. April 1922). 
Dem Gericht könnte gegebenenfalls die Urſchrift der in Deutſch⸗ 
Oſtafrika aufgenommenen notariellen Verhandlung (vgl. oben) oder, 
ſofern es ſich um eine ſüdweſtafrikaniſche Urkunde handelt, eine vom 


High Court in Windhuk erbetene Ausfertigung (8 3 Geſ. v. 1. april 
1922) vorgelegt werden. aren, 
Nachdem die obigen Ausführungen zum Druck gegeben 1. Jan. 
iſt dem Verf. ein Beſchl. des LG. Hannover, 1. 3K., v. 24. Nein 
1930 — 1 Gen IV 5/0 — bekannt geworden, durch welchen in 
Antrag, die Notariatsakten eines früheren deutſchen mae en 
Deutſch⸗Oſtafrika beizuziehen und eine vollſtreckbare Ausferkt ung 
einer Urkunde dieſes Notars zum Zwecke der Zwangsvollſtr 
zu erteilen, zurückgewieſen worden iſt. Das LG. hat ſich zur 
über den geſtellten Antrag nicht für zuſtändig erachtet, u 
aus folgenden Erwägungen: 


i 
1100 buch 
die Anwendung des Geſ. v. 22. April 1922 auf die Schutzgebiete 115 
rechtfertigen, da die Schutzgebiete in dieſer VO. nicht mit aufgef het 
find. Die VO. betriſft allerdings auch die Rechtsangelegenheite ine 
„Abtretungsgebiete“. Eine „Abtretung“ der deutſchen Schußg find 
ift aber bisher nach dem VV. nicht endgültig erfolgt, vielmehr uch 
die deutſchen Schutzgebiete einſtweilen „Sog. Mandatsland“⸗ ciel 
das Gef. zur Umleitung von Rechtsangelegenheiten der Schußg⸗ 


v. 9. Juli 1922 (RGBl. I, 571) enthält eine Regelung bezüge 2 
Überleitung der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht, ſondern Kon⸗ 


nur die ſtreitige Gerichtsbarkeit (bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, 
Kurs- und Strafſachen). en 
Auch in dem Gef. betr. die Überleitung von Rechen it 
heiten der Konſulargerichtsbarkeit v. 1. Juli 1921 (NEBL. 80% e 
für die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit Ge⸗ 
Überleitung nicht vorgeſehen. Die Angelegenheiten der freiwiligen 16 
richtsbarkeit find daher (vgl. Schlegelberger, FGG. 1927 digen 
zu 8 1 FchG. S. 74) gegebenenfalls bei der nunmehr zune gl 
innerdeutſchen Behörde erneut anhängig zu machen. Das lege a 
(nach Schlegelberger a. a. O.) für die Überleitung der 9, 
angelegenheiten der Schutzgebiete nach dem Geſ. v. 9. Juli 1922. . 
Auch apderweitige geſezliche Vorſchriften, auf welche die Ag⸗ 
ſtändigkeit des LG. Hannover für die Entſch. des vorliegenden eine 
trags geſtützt werden könnte, ſind nicht vorhanden Da mu 
geſetzliche Regelung, wie oben ausgeführt iſt, überhaupt fehlt, i 
dem Antragſteller überlaſſen bleiben, erneut bei dem zuſtän, zu 
deutſchen Gericht einen Vollſtreckungstitel gegen den Schuldne 
erwirken.“ . der 
Hierzu iſt zu bemerken: Abgeſehen davon, daß die Erteilung der 
Zwangsvollſtreckungsklauſel nicht eigentlich eine Angelegenhe g ch 
freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt, iſt die Begründung des der 
zweifellos inſoweit zutreffend, als darin ausgeführt wird, 
geftellte Antrag in den Gef. v. 9. Juli 1922 und 1. Juli 1981, 
Stütze findet. Dagegen iſt ſie nicht überzeugend, ſoweit auch d 
wendbarkeit der VO. v. 22. Aug. 1922 verneint wird, und der ſegt 
vermag nicht anzuerkennen, daß ſeine gegenteilige Anſicht Geſichts 
ſei. Insbeſ. erſcheint es verfehlt, wenn das LG. mit dem ul fat 
punkt operiert, die in Art. 119 und 22 WV. erfolgte Regel ein 
keine „endgültige“ und die ehemaligen beutfchen Schutzgebien, 9 2 
„einſtweilen ſog. Mandatsland“. Der durch die Art. 119 m bein 
geſchaffene Rechtszuſtand iſt doch nach dem Wortlaut derſelben atar 
vorläufiger, und er ſollte es auch nicht nach der Abſicht der Sign gef. 
mächte des VV. fein. Im völkerrechtlichen Sinne ſind Di et 
der Art. 119 und 22 WV. genau fo „endgültige“ wie diejenige pet 
Danzig und das Memelgebiet betr. Art. 99 und 100. Eine 
Frage iſt, ob etwa Deutſchland wegen der Art des Zuſtandek trüber 
des Art. 119 berechtigt fein könnte, ihn anzufechten (vgl. pet 
Gerſtmeyer: DYZ.1926, 920). Die VO. geht aber in nut 
tatſächlich beſtehenden Rechtszuſtande aus. J. S. derſelben ſbosten 
zu entſcheiden, ob ein „Verzicht“ zugunſten der alliierten und ON ge it 
ten Hauptmächte als „Abtretung“ zu erachten ift, und dieſe Ö chli 
in der VO. ſelbſt für Danzig und das Memelgebiet aus! 
bejaht. erlin · 
Geh. ORegR. Min. Gerſtmeyer, © 


Entgegnungen. 


u 
Riedinger: JW. 1930, 521, findet das peak and 


meg 
10% Shan 
ſind. Das Anerkenntnisteilurteil ſichere dem Gläubiger fe un 
die Vollſtreckungsmöglichkeit am anerkannten Fällial, chen md 
geftatte es ihm nichts deſto weniger zu verſuchen, inzwiſe gi 
einen Titel für einen früheren Fälligkeitstag zu ergarnn er BE 
Erwägung verkennt die Seele des faulen Schuldners. We Möglich 
ſonnen iſt, auch zu dem von ihm zugegebenen Tage nach 


L 
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Reit 

en wagten zahlen, fo wird er dem Gläubiger ſicherlich nicht durch 
auf kin ülertes Anerkenntnisurteil Gelegenheit geben, einen Titel 
die all de Zahlung zu erwirken, ſondern ſich darauf beſchränken, 
Abwei igkeit im Augenblicke der Klagerhebung zu beſtreiten, und 
aber N der Klage aus dieſem Grunde beantragen. Weiter gibt 
Einſchri „wenn der bekl. Schuldner den Klageanſpruch mit der 
Knernen Kung ſpäterer Fälligkeit anerkennt, die für ihn durch das 
don ere geſchaffene günſtige Prozeßlage nicht preis, wenn er 
fie em Antrage auf Verurteilung gemäß dem Anerkenntnis 
Das — ſeinen Anſpruch auf ſofortige Zahlung weiter verfolgt. 
kann es benntnis des Bekl. wird dadurch nicht berührt. Der Bekl. 
zu dem „nicht einſeitig widerrufen. Zieht ſich der Rechtsſtreit bis 
der vom Bekl. anerkannten Fälligkeitstage hin oder gelangt 
Bird be zu der Überzeugung, daß er die frühzeitige Fälligkeit nicht 


Stellu weiſen Können, ſo iſt es ihm nicht verwehrt, nunmehr durch 
nach — es entſprechenden Antrages die Verurteilung des Bekl. 
186 damaligen Anerkenntnis herbeizuführen (vgl. RG. 90, 


d) W. 1917, 720 und Stein⸗Jonas, IV 1 zu 8 307 
u praktiſches Bedürfnis für die Zuläſſigkeit eines ſolchen 
tnisteilurteils läßt ſich alſo ſchlechterdings nicht erweiſen. 
Riedinger meint nun, dieſes Anerkenntnisurteil ſei, ab⸗ 
— der Frage des praktiſchen Bedürfniſſes, auch nach 
FO. zuläſſig. Er glaubt das gewöhnliche Teilurteil im 
daß eis zum Endurteil begrifflich dahin beſtimmen zu können, 
Klagean r einen Anſpruch entſcheidet, der im Verhältnis zum 
hätere ſpruch ein minus darſtellt. Da nun die Leiſtung zu einem 
darſtelle Jeitpunkt ein minus im Verhältnis zur früheren Leiſtung 
gegeben) Fälle umgekehrten Wertverhältniſſes werden dabei zu⸗ 
Tieſe , ſo ſei ein Teilurteil hinſichtlich dieſes minus zuläſſig. 
beſeß 3 veisführung widerſpricht allen Regeln der richterlichen 
dann ni legung. Wie Riedinger ſelbſt kurz vorher zugibt, 
erſten Sand fprachlih jagen, daß eine Zahlung am nächiten 
bildet rüber einen Teil einer ſchon morgen erfolgenden Zahlung 
Fhrachlehreeits die in erſter Linie zu berückſichtigenden Regeln der 
ft en de, verbieten alſo ſolche Auslegung. Das muß bedenklich 
lehre aug Ebensowenig läßt ſich aber nach den Regeln der Denk⸗ 
Vethälln der Feſtſtellung, daß das Teilurteil des § 301 ZPO. im 
ſcheidet = zu dem ganzen Klageanſpruch über ein weniger ent⸗ 
punkt 5 daß andererſeits eine Leiſtung zu einem ſpäteren Zeit⸗ 
eitpunkt Verhältnis zu der gleichen Leiſtung zu einem früheren 
hbölſtung Ein weniger darſtelle, der Schluß ziehen, daß über die 
Vengigp gm ſpäteren Termin Teilurteil bei Fortdauer der Rechts⸗ 
erhaltene hinſichtlich der früheren Fälligkeit ergehen, fie alſo im 
5 301 Amp" Leiſtung zum früheren Termin als Teil i. ©. des 
d ae angeſehen werden kann. Das Werturteil „weniger“ 

) ei den Falle bei einem Vergleich von Mengen, im zweiten 
nen, en Vergleich von Eigenschaften oder richtiger Funk⸗ 
wegen ſich nlich der Fälligkeiten, gefunden. Die Vergleichungen be⸗ 
indem ganz verſchiedenen Ebenen. Es fehlt deshalb an den 
chluß „den Begriffen, um zu dem von Riedinger gewünſchten 
Kommen. Aber auch aus dem der Vorſchrift des § 301 
unde liegenden Rechtsgedanken ergibt lich nichts für die 
El Binfigef; ingers. Zweck und Sinn dieſer Vorſchrift iſt, dem 
wied un ich des ſpruchreifen Teiles ſeines Anſpruches vor der 
ſtelserhehn des vielleicht noch langwieriger Aufklärung und Be⸗ 
ng bedürfenden Reſtes ſchon jetzt die Zwangsvoll⸗ 

es Teiln ten ermöglichen. Dem prozeſſualen Anſpruch auf Erlaß 
eils ſteht ein Rechtsſchutzbedürfnis, das berechtigte Inter⸗ 


Schri 
Mart 


us 
Veil Veradt : Der deutſche Richter. Frankfurt a. M. 1930. 
4,80 „Rütten und Loening. Preis kart. 3,90 A, geb. 


Big Verf mi i iſti 

jo ters dare; will das ſeeliſche und geiſtige Weſen des deutſchen 

bie ch ſtellen, pſychologiſch erklären und durch eine, wie überall, 

yuen 5 dieſem Gebiete, berechtigte Kritik erhöhen. Wer unter 
e Uberelibispunkte das Buch lieſt, wird nicht enttäufcht werden. 

ng! ten der Kapitel, „Der Richter, ſeine Herkunft und 


lung, Logik und Piychologie des Urteils, Öffentlichkeit 
„Richter und Politik“ uſw. verſprechen viel Intereſſantes 
naht neue uch ſelbſt bringt ſehr viele, freilich nur zum kleineren 
ile Ur nötige Beobachtungen und Feſtſtellungen und manches 
fig Dit eil. Für das Reklame und Senſation widerſpiegelnde 


d : 
fein, ag nicht der Verf., ſondern der Verleger verantwort⸗ 


Aber 
at kon ach jorgfäftiger Durchleſung legt man das Buch gerade als 
* d 


ſſchüttelnd weg mit dem tiefen Bedauern, daß ein An⸗ 
ich eine jo hohe Aufgabe geſtellt hat, fie nicht anders, 


Schrifttum 


— „ſeine Abhängigkeit und Freiheit, Wahrheit und Lüge 
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eſſe des Kl. an alsbaldiger Vollſtreckung zur Seite. Dagegen fehlt 
es an einem ſolchen Rechtsſchutzbedürfnis für den Anſpruch auf 
Verurteilung zu künftiger Leiſtung, ſolange der Kl. an ſeinem 
Verlangen nach Verurteilung zu ſofortiger Leiſtung feſthalt. Das 
ergibt ſich im übrigen auch aus den unter 1 gemachten Aus⸗ 
führungen. 

Nur nebenbei ſei bemerkt, daß die von Riedinger ver⸗ 
tretene Anſicht dahin führen müßte, den Bekl. auch ohne An⸗ 
erkenntnis durch Teilurteil zur Leiſtung zum ſpäteren Termine zu 
verurteilen, ſobald die Fälligkeit des Klageanſpruches mindeſtens 
zu dem ſpäteren Zeitpunkte erwieſen, die vom Kl. behauptete 
Fälligkeit zu einem früheren Zeitpunkt hingegen noch nicht er⸗ 
wieſen iſt, ein Fall, der ſehr wohl denkbar iſt, wenn die Parteien 
darüber ſtreiten, ob eine vom Kl. ausgeſprochene Kündigung 
friſtgemäß erfolgt oder ob ein wichtiger Grund zu friſtloſer Kün⸗ 
digung gegeben iſt. Eines Antrages von ſeiten des Kl. bedürfte 
es hierzu nicht. Auf der anderen Seite wäre das Gericht allerdings 
auch nicht gezwungen, dieſes Teilurteil zu erlaſſen (8 301 Abſ. 2 
3PO.). ; LGR. Dr. R. Buſch, Leipzig. 


Die Einwirkung der Gewerbeſtener der Rechtsanwälte 
anf ihre Einkommenſteuer. 


JW. 1930, 282 vertritt Becker den Standpunkt, daß die 
Gewerbeſteuer neben dem Unkoſtenpauſchale bei der Einkommenſteuer 
nicht abzuſetzen ſei. Dies iſt unrichtig. Die Richtlinien der RSM. 
„für die Frühjahrsveranlagung 1930 zur Einkommenſteuer und 
Körperſchaftsſteuer v. 30. Juni 1930, S 2209/0“, abgedrucht im 
Deutſchen Anwaltsblatt 1930 S. 65, lauten unter V. 6. Abſatz 
wie folgt: 

„Die von den einzelnen Gemeinden erhobene Leiſtungs⸗ 
umſatzſteuer iſt ebenſo wie eine Gewerbe⸗ und Berufsſteuer neben 
dem Pauſchſatz zum Abzug zugelaſſen.“ 

So auch Bewer: JW. 1930, 2523. 
RA. Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Arbeitsamt der Deutſchen Rechtsanwaltſchaft. 


Die Lage am juriſtiſchen Arbeitsmarkt, wie ſie ſich im Arbeits⸗ 
amt der deutſchen Rechtsanwaltſchaft ſpiegelt, hat ſich weiter ver⸗ 
ſchlechtert. 

Am 21. Okt. 1930 waren in der Kartothek der Bewerber, 
die eine juriſtiſche Tätigkeit ſuchten, eingetragen: 

1. 85 Rechtsanwälte und 3 Rechtsanwälte a. D., davon aus 

Berlin 62 Rechtsanwälte und 1 Rechtsanwalt a. D. 

2. 186 Gerichtsaſſeſſoren, davon aus Berlin 94. 
3. 121 Referendare, davon aus Berlin 106. 
4. 47 ſonſtige Juriſten, davon aus Berlin 27. 

Dieſen Bewerbungen ſtanden am gleichen Tage an zu ver⸗ 

gebenden juriſtiſchen Poſten gegenüber: 
1 Anwaltsvertretung, 
2 koſtenfreie Bürogemeinſchaften, 
1 dauernde juriſtiſche Anſtellung. 

über die Zahl der vermittelten Poſten und die Tätigkeit des 
Arbeitsamts im allgemeinen unterrichten die Jahresberichte (vgl. 
darüber zuletzt JW. 1930, 698). 


fttum. 


nicht beſſer, daß er ſie, gerade heraus geſagt, ſo mehr als mangel⸗ 
haft gelöſt hat. 

Zunächſt rein äußerlich: Das Buch erinnert an das bekannte 
Wort von dem, der keine Zeit hatte oder ſich keine Zeit nahm, 
einen kurzen Brief zu ſchreiben und deshalb einen langen Brief 
ſchrieb. Man vermißt die Konzentration und Ordnung der Ge⸗ 
danken und die für die Wirkung erwünſchte Kürze. So kommt es, 
daß derſelbe leitende Gedanke, beiſpielsweiſe das Verhältnis des Ge⸗ 
ſetzes, des poſitiven Rechtes zur Gerechtigkeit, zum Rechtsgefühl, das 
Verhältnis des Richters zur Politik, das Verhältnis des Richters 
zum Staat auf der einen Seite, zum einzelnen Menſchen auf der 
anderen Seite, die Frage, ob dem Richter die Befugnis gegeben 
werden ſoll, ein ausgleichendes Urteil ) zu fällen, an verſchiedenen 
Stellen grundſätzlich behandelt werden. 

So kommt es, daß der Verf. eine Fülle von Gedanken, die ihm 


1) Die Frage ift ausführlich in dem im Jahre 1915 in 
Amſterdam erſchienenen Buche des holländiſchen RA. Hartzfeld, 
„Det bemiddelend vonnis“ behandelt (vgl. auch Dag. 1930, 
252 und 254). 
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teilweiſe am Herzen liegen, plötzlich an einer Stelle, an der man jie 
unmöglich ſuchen könnte, vorbringt. Was hat wohl der Hinweis auf 
die mangelhafte Allgemeinbildung unſerer Rechtsſtudierenden (S. 180), 
der Beſchluß des Deutſchen Anwaltvereins über den numerus clausus 
der Referendare (S. 184), die Klage über das mangelhafte Deutſch 
der Urteilsgründe (S. 187), die Kenntuis oder Unkenntnis der 
Richter auf dem Gebiete der Kunſt (S. 190) mit dem Thema: 
„Offentlichkeit und Richter“ zu tun? 

Aber davon abgeſehen: das Buch bringt eine Fülle guter und 
ſchlechter, alter und neuer Witze über Juriſten, Richter und Anwälte 
(bis hinauf zu dem mir ſchon aus meiner Referendarzeit erinnerlichen 
Witz von dem Richter, der die Parteien zum Vergleich mürbe machen 
wollte, indem er ſie an den heißen Ofen ſetzte und dem dies bei dem 
Heizer einer Dampfmaſchine eine Blamage eintrug), allerhand Anek⸗ 
doten, eine Fülle von ganz netten — leider auch an den ernſteſten 
Stellen (z. B. S. 220) —, amüfanten oder überſpitzten Bermerkungen 
und Zitaten aus Schriftſtellern aller Art, vor allem eine Fülle von 
Schlagworten; es lieſt ſich deshalb ſehr amüſant, iſt aber gerade 
deshalb in der Hand des minder ernſten, minder kritiſchen, alles 
beſſerwiſſenden Teiles der Bevölkerung gefährlich, für das Verhält⸗ 
nis zwiſchen Richter und Anwalt recht bedenklich. Dieſes Verhältnis 
könnte durch das Buch ernſtlich geſtört werden, wenn nicht die An⸗ 
waltſchaft mit vollem Recht und mit vollem Ernſte betonen könnte, 
daß ſie für die Leiſtung eines einzelnen keinerlei Verantwortung trägt. 

Das Schlimmſte und das tief Bedauerliche an dem Buche ſind die 
maßloſen Übertreibungen und Verallgemeinerungen, deren ſich das 
Buch — man bann nicht anders jagen — ſchuldig macht; Verall⸗ 
gemeinerungen in ſachlicher und perſönlicher Beziehung. 

Gleich zu Anfang (S. 16) behandelt Verf. das überaus wichtige 
und ſchwierige Verhältnis zwiſchen Recht und Gerechtigkeit, Recht 
und Rechtsgefühl, Geſetz und Recht (S. 16) und man lieſt: „Was 
iſt das: Gerechtigkeit? Man hat bei uns viel Geſetze gemacht, dieſer 
Begriff fand ſich nicht, auch viel über Rechtsbegriffe geſchrieben, 
nur über Gerechtigkeit nicht, ſie erſchien nicht wichtig.“ 

Man ſieht faſt das grinſende Geſicht des Philiſters, der eine 
törichte Bemerkung über die Juriſten machen kann, wenn er dieſe 
Worte in einem von einem Juriſten geſchriebenen Buch lieſt. 

Aber wenn der Verf. des vorl. Buches dieſe Worte hinſchreibt, 
ſo wird man allerdings annehmen müſſen, daß ihm die ſehr um⸗ 
fangreiche Literatur über die Begriffe des Rechtes, der Gerechtigkeit, 
des Rechtsgefühls, das Verhältnis zum poſitiven Geſetz nicht bekannt 
find. Aber ohne allzu große Mühe hätte er feſtſtellen können, daß 
es eine ſolche Literatur in größtem Umfange gibt. 

Man denke an die Schriften von G. Rümelin, M. Rüme⸗ 
lin, man vergleiche die außerordentlich umfangreiche Literatur in 
den Anmerkungen bei Marſchall von Bieberſtein, Vom Kampf 
des Rechtes gegen die Geſetze, Stuttgart 1927, Fehr, Recht und 
Wirklichkeit, Hans Fritz Abraham, Vom Recht das mit uns 
geboren uſw. 

Wenn es dann weiter heißt „ein Rechtsgefühl gibt es nicht, 
doch etwas anderes gibt es ... das iſt Unrechtsgefühl“, fo handelt 
es ſich doch nur um ein Spiel mit Worten. Denn das Unrecht iſt 
das Widerſpiel des Rechtes, und an anderen Stellen (S. 40, 148, 156) 
Klingt es auch anders. 

Dann weiter: Darf denn wirklich ein verantwortungsbewußter 
Juriſt eine ſo gefährliche und zum Glück unrichtige Behauptung 
herausſchleudern wie die, daß „täglich der Schuldige freigeſprochen 
und der Gerechte beſtraft wird“ (S. 40). Jeder von uns weiß, daß es 
Fehlſprüche gibt und daß fie, da fehlbare Menſchen in der Rechts ⸗ 
pflege tätig ſind, unvermeidlich ſind. „Es irrt der Menſch, ſo lang 
er ſtrebt.“ Aber darf man es wagen, eine allgemeine Behauptung 
von ſolcher Gefährlichkeit aufzuſtellen, wie es der Verf. dieſes Buches 
tut, eine Behauptung, an deren Richtigkeit außer ihm ſelbſt nur 
wenige glauben werden? 

Man leſe die in höflicher Form kaum zu charakteriſierende Be⸗ 
urteilung, die der Verf. S. 117 den Erwägungen der Juriſten zuteil 
werden läßt, wiederum nicht der oder jener Erwägung des oder 
jenes Juriſten, ſondern den Erwägungen der Juriſten. 

Genau ſo übertrieben, ſo ohne jede gründliche Prüfung verall⸗ 
gemeinernd ſind die Urteile, die der Verf. über unſere Geſetze, über 
das Schrifttum und die Rſpr. des RG. und anderer höherer Ge— 
richte fällt. 

Der Verf. ſagt zwar nichts neues, aber etwas durchaus richtiges, 
wenn er über die Unmenge der Geſetze, überhaupt der Rechtsnormen 
und der Entſcheidungen klagt. Aber ſein Vorſchlag, von den Kom⸗ 
mentaren, die weiter geſchrieben werden mögen, aus vielen, immer 
einen und nur dieſen einen als den maßgebenden auszuſuchen (S. 34) 
läuft doch nur auf eine Vermehrung der von ihm beklagten Unlaſt 
des Stoffes hinaus. Jede einzelne Anmerkung dieſes Standard⸗Kom⸗ 
mentars würde, wenn ſie auch nicht formell Geſetz wäre, wie ein Geſetz 
gehandhabt werden. 

Ebenſo übertreibt Verf. in ſeinem Urt. über Form und Inhalt 
der höchſtrichterlichen Entſch. Es iſt einfach nicht richtig, daß ſich der 
Richter an die tauſende von Entſch. des RG. oder der anderen höheren 
Gerichte gebunden hält; dies iſt ſchon deshalb nicht richtig, weil er 
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Im 
dieſe tauſende von Entſch. weder kennen kann noch kennt. und 
übrigen aber: Verf. erkennt ſelbſt die Bedeutung einer Kühne hehe 
ſchöpferiſchen Rſpr.“ an (S. 29). Wie ſoll ſich aber eine ein 
Rſpr. entwickeln, wenn, wie Verf. will, nur wenige won ein 
Kommiſſion ausgewählte Entſch. veröffentlicht werden, im 
die Veröffentlichung von Entſch. verboten wird? teilung 

Aber alles dies iſt nicht das Entſcheidende für die Beurte net 
und für den Inhalt des Buches. Als Thema des Buches been aut 
der Verf. den deutſchen Richter, und was er hier, wiederum 
kKraſſeſter Übertreibung und Verallgemeinerung, jagt, kann, © teilt 
vom Standpunkt der Anwaltſchaft aus, nicht ſcharf genug ben 
und verurteilt werden. , und un. 

Jeder von uns weiß, daß es gute und ſchlechte, fähige jo‘ 
fähige, fleißige und minder fleißige, forgfältige und minder gibt 
fältige, gebildete und minder gebildete Richter gibt: Sichert hren 
es Beiſitzer, die nicht aufpaſſen, und Richter, die gegenüber 
Vorſitzenden kein Rückgrat und kein felbjtändiges Urt. Nah ipen 

Der Verf. iſt nun ſelbſtverſtändlich nicht fo töricht, die E 
von Richtern guter und beſter Qualität zu beſtreiten (vgl-, 
aber, was die entſchiedenſte Ablehnung herausfordert und nötig der 
iſt die nach Form und Inhalt gleich verletzende Art, in icht 
Verf. die ſchlechte Qualität als die Regel bezeichnet, wiederun al 
ſelten mit Wendungen, die in ihrer Allgemeinheit zwar den Leſers 
des Raiſonneurs, aber nur das tiefſte Bedauern eines ernſten 
finden müſſen. iht 

Wo es ſich um die Beurteilung der Rechtsanwälte u eln 
Tätigkeit handelt, iſt der Verf. keineswegs blind gegenüber M te 
der Leiſtung. Er bemängelt die Vortragskunſt „vieler Al li 
(S. 86), er ſagt, daß jeder Stand, auch der Anwaltsſtand Made 
hat, die nicht unbedenklich find (S. 125, 183, 190); er gibt mu ge 
eine herbe und nach der Meinung des Unterzeichneten unbe pit 
Beurteilung der Verhandlungsfähigkeit der Anwälte, wenn Ner- 
die mündliche Verhandlung im Zivilprozeß (S. 87) dasjenige 
fahren als das beſſere bezeichnet, bei dem der Vorſitzende das erteilt: 
des Streites bloßlegt und erſt dann den Anwälten das Wort ? auc, 
Als ob nicht ein tüchtiger verantwortungsbewußter Anwalt der 
ſeinerſeits das „Gerippe“ klar und objektiv der Ausführ 
Parteirechte voranſchicken könnte! * nich 

Aber wo der Verf. von den Anwälten redet, da denkt = und 
daran, das Urt., ſoweit es ungünſtig iſt, zu verallgemein 
zu übertreiben. inet 

Leider iſt es ganz anders, wo der Verf. von den Richtern IT per 

Was er von der Herkunft und der Familie der Richtet, gem 
das Verhalten des angehenden oder jungen Richters gegenüben abe 
Vorgeſetzten jagt (S. 44, 55) ift teilweiſe geradezu abſtoßend, Ki be⸗ 
weil es Einzelerſcheinungen, einzelne Mißſtände als die Rege ben 
handelt; die Angaben über das Verhalten des Richters gegen I 
mittleren Beamten werden Richter und mittlere Beamte Nike! 
lächelndem Achſelzucken leſen (S. 56). Aber über dieſe Außerlid n 
hinaus iſt es geradezu unerträglich, wenn man Urt. lieſt, uu und 
nicht als Beurteilung von Ausnahmen, ſondern als allgeme nut 
allgemein zutreffende Angaben wie die: „Der Richter fühlt nimm 
als Arbeiter in einem Staatsbetriebe“ (S. 10), „der Riege rſthende, 
es nicht ſchwer, wenn er Unrecht tut“ (S. 18), „die Vor el in 
unferer Kammern und Senate — einige wenige ausgezeichne g. 75% 
Anzahl gut, die weit überwiegende Zahl nicht auf der Höhe abe al 
Schatten achter — bleiben mindeſtens in Großſtädten, beinah ml 
Richter“ (S. 112). „Die Hilflosigkeit vieler Richter (daß hier, Rabe 
nicht von den Richtern, ſondern nur von vielen Richtern ch iht 
iſt, iſt eine anerkennenswerte Ausnahme) wird oft nur ra 
Schroffheit überboten” (S. 121). „Bei dem NG. hat man geen 
das Gefühl, es ſei ein Orden, feine Räte Mönche, es hercit wie 
Kſauſur, geradezu Tutenernſt, ein Lachen würde totgeſchlaß 
anderswo eine Fliege“ (S. 193). N rebel 

Die Beiſpiele laſſen ſich in faſt ungemeſſener Zahl 1. . 

Der Prozeßhanſel, der einen Prozeß, mit Recht oder st lebe 
verloren hat, der Bierbankpolitiker, dem das laute Schlagwoß ap 
und bequemer iſt als die mühſelige Forſchung, vielleicht au j 
jener temperamentvolle Anwalt wird dem Verf. beipflichten un heit 
Gott ſei Dank, daß einer einmal den Mut hat, bie ba * Bel 
ſagen. Aber der Beifall dieſer Kreiſe wird wohl auch für nf 10 
nicht entſcheidend ſein, und mit allem Ernſt muß und hg gen 
werden, daß die Wahrheit nicht fo einfach und MI t en 
zu ermitteln iſt, am wenigſten durch einſeitige Übertreibung einiger 

Dieſe bedauerliche Einſeitigkeit des Verf. erklärt ſeülter, 
maßen dadurch, daß er im weſentlichen nur den Sprudtl ai“ 
Prozeßrichter behandelt (S.1f.) und daß feine Erfahr uam 
ſcheinend vorzugsweiſe der Großſtadt und Strafrechtspraxis en wik 11 
Der Maſſenbetrieb der Großſtadt fördert bei dem Richte eie 
faſt jedem anderen Berufe gewiſſe Schattenſeiten. In der Täg 
und auf dem Lande aber iſt der Richter, der die richterliche 
jeder Art handhabt, nicht lediglich Spruchrichter. klärt 

Das Temperament und die Beleſenheit des Verf, e pald 10 
die Tatſache, daß er, bald in einem beſonderen Abſaße⸗ meht e 
einer eingeſtreuten Zwiſchenbemerkung, bald — und leider Dinge 
genug — in boshaft witzigen Einſchaltungen allerhand * 


* 
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Lehn die nicht unmittelbar zu ſeinem Thema gehörten und deren 

"lung auch vielfach Widerſpruch herausfordert. 

gegan, ber darauf kann im Rahmen einer Beſprechung nicht ein⸗ 

wa ar werden. Das Entſcheidende ift, daß der Verf. dasjenige, 

algemei als Hauptthema bezeichnet, in bedauerlichſter Weiſe mit ver⸗ 
Derernden einſeitigen Schlagworten vollpfropft. 

ſache emgegenüber tritt vollſtändig in den Hintergrund die Tak⸗ 

Erſahr B der Verf. aus dem Schatze einer reichen anwaltlichen 

teren rung und Allgemeinbildung vielerlei gibt, das durchaus in⸗ 


ere 
ber Kut, i und anregend iſt, ſo wenn er von dem Einfluß 
wischen eit des Richters auf deſſen Perſon, von dem Unterſchied 
erhält dem Einzelrichter und dem Mitglied des Kollegii, von dem 
Er ep. des Richters zur Politik und zur Öffentlichkeit ſpricht. 
er Paeunt an, daß es in mancher Beziehung auch auf dem Gebiete 
hötte detspflege beſſer geworden iſt als früher. Aber gerade deshalb 
chien ner Verf., deſſen Buch aus einer kürzeren i. J. 1909 er⸗ 
ſeiner , Studie erwachſen ift, bei der Umarbeitung, die er nach 
Jahrze klärung vorgenommen hat, „um die Erfahrungen zweier 

ute bereichert“, nicht jo wie geſchehen verfahren ſollen. 
wie er in Schluß bildet eine warmherzige Rede, mit der der Verf., 
Menſch agt, wenn er einen Sohn hätte, einen begabten gutwilligen 
manchen dieſem Sohn raten würde, Richter zu werden, eine in 
auch hi ichtung ſchöne Rede, an der man ſeine Freude hat. Aber 
den ger kann es der Verf. ſich nicht verſagen, gleich zu Anfang 
Wied ichtern, deren Beruf zu preiſen er im Begriff iſt, durch 
Außerdude einer — man verzeihe den Ausdruck — „ſchnoddrigen“ 
ER die einem Anwalt nacherzählt wird, eine Ohrfeige zu geben. 
ſo zu „ade wenn und weil der Verf. Amt und Beruf des Richters 
wenn würdigen weiß, wie es dieſer Schluß des Buches ergibt, gerade 
walkſhaft weil das Zuſammenwirken des Richterſtandes und der An⸗ 
gereicht ſt für die Rechtspflege, für Volm und Staat zum Segen 
Richte; A gerade weil zur Zeit das Verhältnis zwiſchen dem deutſchen 
wicklun and und dem deutſchen Anwaltsſtand in einer erfreulichen Ent⸗ 
ſo schieß ſich befindet, bleibt es tief bedauerlich, daß ein Anwalt ein 
gezeichnetes Bild des deutſchen Richters veröffentlicht hat. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Ri 
gel, Staatsſekretär: Juſtizreform. Berlin 1930. Otto 
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hefte ne Schrift ift das erſte Heft einer Schriftenreihe, die als Bei⸗ 
Die Sprite d. von Mügel und Schiffer herausgegeben werden. 
tes zetenrethe will die Erörterung der Probleme des werdenden 
ſeitigen Nerausheben aus „dem oberflächlichen Tagesgeſpräch und ein⸗ 
nahebein arteigezänk und auch dem Verſtändnis der Allgemeinheit 
0 115 „ ſie ſoll die Reformbewegung durch Zuſammenfaſſung 
D iefung fördern. 
ſchidert d Schrift gibt im weſentlichen Vorträge des Verfaſſers wieder, 
er Geri 75 Entwicklung der deutſchen Geſetzgebung auf dem Gebiete 
„kleine Itsverfaſſung und des Prozeſſes jeit 1879 und die ſog. 
auf bie Justizreform“, die in der Übertragung richterlicher Geſchäfte 
län, Kechtspfleger“ gipfelt. Der zweite Teil behandelt die Vor⸗ 
der Versa preuß. Regierung zur Juſtizreform (vgl. JW. 1930, 25). 
liegen 5 aſſer ſchickt voraus, daß, ſo wie die Verhältniſſe nun einmal 
tragen 90 die Juriſten der finanziellen Not des Staates Rechnung 
ohne Schub, verſuchen müſſen, den Anforderungen dieſer Verhältniſſe 
Kon N gung ihrer Ideale Rechnung zu tragen. Die preuß. Vor⸗ 
E te 


e ſi 

hren vom RT. inzwiſchen abgelehnt worden. Aber die Dinge 
Die Ergleider“ wieder, freilich auch die Gründe für und wider. 
er wil bung der Zuſtändigkeit der AG. befürwortet Mügel; 
daß die zarin eine Verbeſſerung der Rechtspflege ſehen und meint, 
trächtigt age der Rechtsanwälte dadurch nicht ſehr weſentlich beein⸗ 
lehrt, einc rden würde. Seine Meinung, die Erfahrung habe ge⸗ 
man mie prompte Juſtiz ſei meiſt auch die ſachlich beſſere, wird 
klärt 5 einem großen Fragezeichen verſehen können. Mügel er⸗ 

1 a auch als Anhänger der Einſchränkung der Berufungen, 
weſentlißderem auch deshalb, weil das Verfahren erſter Inſtanz 
die Entſe vereinfacht werden würde, wenn die Parteien wiſſen, daß 
bepründeneidung eine endgültige iſt. Gerade im Widerſpruch damit 
ann dez andere die Einſchränkung der Berufung damit, daß als⸗ 
letzt. dy Verfahren erſter Inſtanz viel ſorgfältiger jein würde als 


wie e. 5 gel will eine Berufungsſumme einführen, freilich nicht, 


Wige t, wie 
breufiig erklärt ſich auch hier grundſätzlich für den Vorſchlag der 


I. Revi 5 

Wreimzuſion begnügen, Folgerichtig will er es denn auch bei dem 
wünde a eaſenat des Oberlandesgerichts bewenden laſſen. Die Gegen⸗ 
ieberho teen dieſe Vorſchläge ſind ſo oft geſagt, daß ſie nicht 
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Gebühren der Armenanwälte rät Mügel zur Zurückhaltung; er 
will abwarten, wie ſich die Auswirkung der im übrigen gemachten 
Vorſchläge auf die Rechtsanwälte herausſtellen würde. 

In Verbindung damit erörtert der Verf. die Einwirkung der 
geplanten Maßnahmen auf die Verhältniſſe der Richter. Er ver⸗ 
langt, gerade weil er die Zuſtändigkeit des Einzelrichters beim LG. 
erweitern will, die Gewinnung hervorragender Kräfte für die LG. 
und als geeignete Maßnahme die Ernennung bewährter Anwälte zu 
Richtern und die Erhöhung der Gehälter der Einzelrichter bei den 
LG., aber auch der Gehälter der Amtsrichter, beſonders wenn deren 
Zuſtändigkeit erweitert und die Richter durch Übertragung von Ge⸗ 
ſchäften auf den Rechtspfleger von minderwichtigen Geſchäften ent- 
laſtet werden. Mügel denkt dabei an Richter, die durch die An⸗ 
wendung des Rechts über den einzelnen Fall hinaus zugleich rechts⸗ 
ſchöpferiſch wirken. Den an ſich verlockenden Gedanken der Ein⸗ 
führung gleichen Gehaltes für alle Richter verwirft er. 

Gegenüber perſönlichen Intereſſen will Mügel dasjenige, was 
das Gemeinwohl erfordert, ausſchlaggebend ſein laſſen, ein Geſichts⸗ 
punkt, der ſicher, trotz aller Meinungsverſchiedenheiten über die 
Einzelheiten, als zutreffend angeſehen werden muß. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Verbilligung, Vereinfachung, Beſchleunigung der Rechts⸗ 
pflege. Das erſte Echo auf die Reformvorſchläge des 
Bundes Deutſcher Juſtizamtmänner. Berlin. Selbſtverlag 
dieſes Bundes. 


Die unter dem obigen Schlagwort herausgegebenen Reformvor⸗ 
ſchläge des Bundes Deutſcher Juſtizamtmänner zur ſog. „Kleinen 
Juſtizreform“, ſind von Hawlitzky: JW. 1929, 3134 vom an⸗ 
waltlichen Standpunkt, von Amtmann Meyer, Eſſen: JW. 1929, 
3139 von ſeiten der Juſtizamtmänner ausführlich behandelt worden. 
Die vorliegende zweite kleine Schrift des Bundes behandelt die an 
den Vorſchlägen geübte Kritik, ſowohl die der juriſtiſchen Fachpreſſe 
wie die der Tagespreſſe, und ſetzt ſich mit dieſer Kritilz, der zu⸗ 
ſtimmenden wie der ablehnenden, auseinander. Die Vorſchläge wollen 
erfreulicherweiſe die Grenze zwiſchen der richterlichen Tätigkeit und 
derjenigen der Rechtspfleger da ziehen, wo die Streitentſcheidung 
beginnt. Im einzelnen ergaben ſich natürlich eine Fülle von Zweifels⸗ 
punkten, die, um Wiederholungen zu vermeiden, nicht nochmals er⸗ 
örtert werden ſollen. Allgemeine Zuſtimmung herrſcht wohl darüber, 
daß nicht Richter zweiter und dritter Klaſſe geſchaffen werden ſollen 
und dürfen, ſondern Bürobeamte (um dieſen Ausdruck zu gebrauchen), 
deren Leiſtung und Verantwortlichkeit gehoben wird. Bis zu einer 
rundlegenden Anderung unſerer Gerichtsverfaſſung und unſeres Ver⸗ 
A wird die Hauptfrage immer die fein, ob die Übertragung be⸗ 
ſtimmter Aufgaben an „Rechtspfleger“ unmittelbar durch Geſetz er⸗ 
folgen oder von richterlicher Anordnung abhängen ſoll. Die Frage 
wird vielleicht je nach der Größe der Orte und der Gerichte ver⸗ 
ſchieden zu entſcheiden ſein. Die gerichtsverfaſſungsmäßige weitere 
Frage iſt dann die, ob an Stelle der jetzigen Bezeichnung „Urkunds⸗ 
beamter“ zwei Funktionsbezeichnungen in das Geſetz aufgenommen 
und damit zwei Beamtenkategorien geſchaffen werden. Die Gefahr, 
daß damit die Überſicht der Organiſation beeinträchtigt und — ſo 
wie die Dinge bei uns nun einmal laufen — die geplante Erſparnis 
wieder beſeitigt wird, iſt nicht zu verkennen. Doch ſoll die Frage 
hier keineswegs endgültig als erledigt bezeichnet werden. Der 
Juſtizverwaltung wird die an ſich erwünſchte Entlastung der Richter 
und die dadurch zu erwartende Verringerung der Richterzahl freilich 
Sorge machen, wenn ſie an die Hochflut der Studenten der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, der Referendare und Aſſeſſoren denkt. 


Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Dr. Martin Jonas: Die Novelle zum ſchieds richterlichen Ver⸗ 
fahren, das Genfer Abkommen zur Vollſtreckung aus⸗ 
ländiſcher Schiedsſprüche, das deutſch⸗ſchweizeriſche Voll: 
ſtreckungsabkommen und weitere Nachträge zur Zivilprozeß⸗ 
ordnung für das Deutſche Reich. (14. Auflage des Gaupp⸗ 
Steinſchen Kommentars.) Tübingen 1930. J. C. B. Mohr 
(Paul Siebeck). 63 S. Preis 3 , für die Käufer des 
Kommentars 2,40 . 

Die Hauptfrage der zwiſchenſtaatlichen Regelung der Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit, die gegenſeitige Anerkennung der Schiedsſprüche hat 
durch das Genfer Völkerbundsprotokoll über die Schiedsklauſeln im 
Handelsverkehr v. 24. Sept. 1923 (RG Bl. 1925 II, 47) und das 
Völkerbundsabkommen zur Vollſtreckung ausländiſcher Schiedsſprüche 
v. 26. Sept. 1927 eine vorläufig abſchließende, wenn auch nicht völlig 
einwandfreie und befriedigende Löſung gefunden. Für Deutſchland 
ergab ſich bei Annahme des Genfer Abkommens (Gef. v. 28. Juli 
1930 [RG Bl. II, 1067]) die Notwendigkeit, das deutſche Recht dieſem 
Abkommen anzugleichen. Dies iſt durch das Geſ. v. 25. Juli 1930 
(RGBl. I, 361) geſchehen. Man hat die Gelegenheit benutzt, eine 
Teilreform durchzuführen, wie fie ausnahmsweiſe nur gebilligt werden 
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kann, d. h. das Verfahren zur Vollſtreckbarerklärung der Schieds⸗ 
ſprüche von gewiſſen Mängeln, die der Neuregelung durch die Nov. 
v. 13. Febr. 1924 anhaften, zu befreien. Die vorliegende Regelung 
ift, worin man Roſenberg (Dig. 1930, 1229) unbedenklich bei⸗ 
ſtimmen muß, als zweckmäßig, einfach und klar zu begrüßen. Sie 
iſt offenbar auf Vorſchläge zurückzuführen, die von Volkmar (JW. 
1926, 2404) und Jonas (JW. 1927, 1301) begründet ſind. Leo 
hat (in der Feſtgabe der Hanſeatiſchen Juriſten zum 24. Deutſchen 
Anwaltstag, S. 406) den Einwand erhoben, die Tatſache, daß — 
vielleicht ohne daß ein Schiedsvertrag vorliege und unter Verletzung 
aller zum Schutz der Parteien gegebenen Vorſchriften — irgendein 
Schiedsſpruch erlaſſen ſei, könne nicht den Vorausſetzungen eines 
Arreſtbefehls gleichgeſetzt werden. Da aber nach der neuen geſetzlichen 
Vorſchrift der Schuldner vor dem Erlaß des Vollſtreckungsbeſchluſſes 
gehört werden muß und bei Geltendmachung eines Aufhebungsgrundes 
mündliche Verhandlung anzuordnen iſt (ſofern nicht die alsbaldige 
Ablehnung des Antrags gerechtfertigt erſcheint), ſind die Belange des 
Schuldners in jeder Beziehung ausreichend gewahrt. 

Jonas bringt in dem Hefte die notwendigen Nachträge und 
Erläuterungen (auch zum Genfer Abkommen, ferner zu dem Voll⸗ 
ſtreckungsabkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Schweize⸗ 
riſchen Eidgenoſſenſchaft v. 2. Nov. 1929 (RGBl. 1930 II, 1065) und 
zu dem 827 IV des ſog. Reichsminiſtergeſetzes v. 27. März 1930 
(RG Bl. I, 96), durch den die 88 376, 382, 408 ZPO. geändert find, 
endlich Hinweiſe auf die ſeit dem Abſchluß der 14. Auflage eingetre⸗ 
tenen Anderungen auf dem Gebiete zwiſchenſtaatlicher Regelungen. Es 
wäre zweckmäßig geweſen und würde m. E. den Umfang des Er⸗ 
gänzungsheftes nicht übermäßig belaſtet haben, wenn der Wortlaut 
der Verträge mitgeteilt worden wäre. Für den Benutzer auch des 
beſten Erläuterungswerks iſt die Nachprüfung des Wortlauts uner⸗ 
läßlich. Das iſt zu betonen, obwohl ſich bei der Anwendung der Ab⸗ 
kommen und des 8 1044 nur geringe Unterſchiede ergeben und, wie 
Jonas zutreffend hervorhebt, in den meiſten Fällen dahingeſtellt 
bleiben kann, ob der ausländiſche Schiedsſpruch dem Abkommen unter⸗ 
fällt oder nicht. Sachlich zeichnen ſich die Erläuterungen durch jene 
Klarheit, Schärfe und Sorgfalt aus, die den von Jonas beſorgten 
Auflagen in beſonderem Maße eigen ſind. In den grundlegenden 
Fragen werden ſie wohl überall Beifall finden. Den neu eingeführten 
Begriff der „öffentlichen Ordnung“ (ordre public) beſtimmt 
Jonas (Anm. III 2 zu Nr. 2 des 8 1041) i. S. einer Gleichſetzung 
mit dem im 8 328 Nr. 4 gewählten Ausdruck „Zweck eines deutſchen 
Geſetzes“. Darunter ſeien ſolche zwingende Normen zu verſtehen, die 
der Geſetzgeber in einer die Grundlagen des ſtaatlichen und wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens berührenden Frage aus beſtimmten ſtaatspolitiſchen, 
ſozialen oder wirtſchaftlichen Anſchauungen, nicht nur aus bloßen 
Zweckmäßigkeitserwägungen gegeben habe. Er bezeichnet es aber — 
mit Recht — als einen grundlegenden Unterſchied in der Tragweite 
der Vorſchrift, daß der Schiedsſpruch im Gegenſatz zum Urt. ſeine 
Kraft der Partei vereinbarung entnehme. Immerhin wird 
auch mit dieſer Formel und dieſer Beſchränkung nicht jede Schwierig⸗ 
keit gelöſt werden können, z. B. in der Frage der Unverjährbarkeit 
ſchuldenrechtlicher Anſprüche (8 225 BGB., RG. 106, 82 ff.: Wun⸗ 
derlich in der Feſtſchrift für Heinitz 1926, 484 f.). Weshalb 
hat man ſich nicht allgemein an die Faſſung des Art. 25 Abſ. 2 Nr. 2 
des deutſch⸗öſterreichiſchen und Art. 4 des deutſch⸗ſchweizeriſchen Voll⸗ 
ſtreckungsabkommens angeſchloſſen, wonach die Zwangsvollſtreckung 
zu verſagen iſt, „wenn dadurch ein Anſpruch zur Verwirklichung ge⸗ 
langen ſoll, dem im Gebiete des Vollſtreckungsſtaats aus Rückſichten 
der öffentlichen Ordnung oder der Sittlichkeit die Gültigkeit, Ver⸗ 
folgbarkeit oder Klagbarkeit verſagt iſt“? — Bei 8 1042 VII und 
§ 1042 a IV 2 läßt Jonas zutreffend die Geltendmachung nach⸗ 
träglich gegen den Anſpruch entſtandener Anſprüche im Beſchlußver⸗ 
fahren über die Vollſtreckbarerklärung zu; in dieſem Falle iſt die 
Anordnung der mündlichen Verhandlung nicht zwingend, wie bei der 
Geltendmachung von Aufhebungsgründen. (Roſenberg: DIZ. 
1930, Sp. 1227 u. 1228, ſcheint die Geltendmachung nicht ſchon bei 
der Anhörung des Schuldners, ſondern erſt in der mündlichen Ver⸗ 
handlung über die Vollſtreckbarerklärung zuzulaſſen. Für eine ſolche 
Unterſcheidung bietet das Geſetz keinen Anlaß.) — Die Frage, wann 
der Beſchluß, durch den der Schiedsſpruch für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt wird, in Rechtskraft erwächſt, iſt im Kommentar nicht aus⸗ 
drücklich beantwortet. Man wird mit Roſenberg (a. a. O. 
Sp. 1230) anzunehmen haben, daß für 88 1043, 1044 als Tag der 
Rechtskraft des Vollſtreckbarkeitsbeſchluſſes der Ablauf der Wider⸗ 
ſpruchsfriſt (8 1042 d I) und, im Falle der Einlegung des Wider⸗ 
ſbechs, das Rechtskräftigwerden der Entſch. über ihn anzuſehen iſt. 
Das folgt m. E. ohne weiteres aus den 88 705, 706 ZPO., die wegen 
ihrer allgemeinen Bedeutung auch auf Beſchlüſſe, die dem Rechtsmittel 
der Beſchwerde unterliegen, entſprechend anzuwenden ſind (Stein⸗ 
Jonas i“, Anm. VI zu $ 706). 

OLG Präſ. i. R. Dr. Levin, Berlin⸗Schöneberg. 


Dr. Adolf Baumbach: Das neue ſchiedsgerichtliche Boll: 
ftredungsverfahren und andere Anderungen der Zivil⸗ 
prozeßordnung von 1930. Zugleich ein Nachtrag zu ſeinem 


Taſchenkommentar der Zivilprozeßordnung 5. Auflage. * 
lin 1930. Otto Liebmann. 31 Seiten. Preis 0,60 


2 
In der weithin bekannten Baumbadjden Erläuterung, 
art werden hier die Beſtimmungen des Gef. v. 25. Juli 1980 ei 
geftellt (vorangeht ein kurz erläuterter Abdruck der durc) — 
Geſ. v. 27. März 1930 geänderten Beſtimmungen der DPI: , 
den Schluß bildet das Genfer Abkommen zur Vollſtreckung . 
ländiſcher Schiedsſprüche von 1927 mit kurzer Vorbeme rk 
Den Leſern der ZW. iſt der Inhalt des am 1. Okt. in Kraft ge. 
tretenen Geſetzes durch Volkmar: JW. 1930, 2749 , 
gebracht. Baumbach teilt nicht ſtets die von der amt! 
gründung propagierten Anſichten. So vertritt er im Gegenſatz Ju ff 
und Volkmar m. R. die Auffaſſung, daß gem. 04: ab⸗ 
n. F. den Antrag auf Vollſtreckbarkeiterklärung auch dann die 
zulehnen iſt, wenn die von Amts wegen erfolgende Prüfung ch. 
Nichtgewähr des rechtlichen Gehörs feſtſtellt. Das Recht auf "yes 
liches Gehör iſt in der Tat ein ſo elementares züwülproßeſſongge 
Recht, daß nur ausdrückliche geſetzliche Vorſchrift die gegente un 
Auffaſſung rechtfertigen könnte. — Aber auch ſonſt ſollte "fe 
mit der Annahme des Verzichts auf zivilprozeſſuale Befagn zie 
vorſichtig ſein. So teilen wir nicht Baumbachs Anſicht, daß et 
Klauſel „Auf Angehung der ordentlichen Gerichte wird verzieh . 
den Verzicht auf den Aufhebungsgrund des $ 1041 3. ge; 
lende Gründe) umfaßt. In der von Baumbach in Bezug ine 


Begründung. Dort hatten u. a. die Parteien darauf “a 
durch richterliches Verfahren eine Aufhebung des 
zu beantragen. 


Dr. Carl Albrecht: Verbeſſerungen des ſchiedsgerichlhen 
Verfahrens insbeſondere hinſichtlich der Vollſtreckung 1 
Schiedsſprüchen. Mit einem Anhang: Der Text der be 
{hen Zivilprozeßordnung über das ſchiedsgerichtliche 9 
fahren in der ab 1. Ottober 1930 geltenden Ball" 
Hamburg 1930. Verlag Paul Meyer. ene 

Das Heftchen bringt eine ſorgfältige Einführung in das 1927 

Geſetz v. 25. Juli 1930 und das Genfer Abkommen von ber 

(vgl. dazu Volkmar: JW. 1930, 274). Den Schluß bilder. 

Text des Geſetzes v. 25. Juli 1930. 2.9 
ie 

Dr. Auguſt Hegler, Profeſſor der Rechte in Tübingen! 1 


Eidesreform. Heft 23 der Tübinger Abhandlungen BEN 
öffentlichen Recht. Stuttgart 1930. Verlag von F. 
86 Seiten. Preis geh. 7,80 .#. 


mente 
Die aus einem Vortrage entſtandene, Ende Mai d. J. erſchien 
Abhandlung gibt zunächſt einen plaſtiſchen, inſtruktiven Über en, 
über die Grundlagen des Eidesproblems und über die verſchlung al 
dornenvollen Wege, die zu den Beſchlüſſen erſter Leſung des bauen“ 
rechtsausſchuſſes des vorigen RT. und den ſich auf ihnen auf oiſch, 
den vrozeſſualen Beſtimmungen im Entw. eines Einf. z. € ig: zünkt 
StGB. geführt haben. In feiner kritiſchen Stellungnahme beſche ge 
ſich der Verf. im weſentlichen auf die beiden Hauptfragen, DIE, der 
behaltung oder Abſchaffung des Eides überhaupt und die Fraß Er 
Einführung einer zweiten Beteuerungsform minderen Grad und 
gelangt zu dem Ergebnis, daß an dem Eide als der einzigen ſei 
der regelmäßig zu erfordernden Beteuerungsform feſtzuhalten nut 
und ſucht — im Rahmen der kurzen Ausführungen allerdings im 
ſkizzenhaft angedeutet — die praktiſche Löſung des Probleit f 
Wege der Erweiterung und des Ausbaues der prozeſſualen =” 
keiten, von der Veeidigung abzuſehen. Die Kritik bewegt NO mit 
ganz in der gleichen Linie wie die des Reichsrats in ſeine 90 
der R Vorlage des Einf®. (RT Druckſ. Nr. 2070 v. 20. Mat 
mitgeteilten Entſchließung. Den Bedenken des Reichsrats 
Kanntlich der Strafrechtsausſchuß in feinen Beſchlüſſen zweiter Neben 
auch inſofern Rechnung getragen, als er den Gedanken der aller 
einanderſtellung zweier Bekräftigungsformen hat fallen laſſen, afer 
dings mit der Maßgabe, daß die einheitliche Bekräftigung net 
nicht mehr als Eid, ſondern als „feierliche Beteuerung“ 

iſt. Die gewiſſermaßen den Angelpunkt der vorliegenden 
bildende Frage der Einführung einer zweiten Beteuerungs af’ 
ſich alſo — wenn auch im übrigen die letzten Beſchluſſe des achlich 
rechtsausſchuſſes wohl noch keineswegs als die abſchließende = 
Löſung des Eidesproblems angeſehen werden können — wei, 
Zwiſchenzeit erledigt, und mit einem Wiederaufleben des . ſich 
teilungsgedankens“ dürfte kaum zu rechnen ſein. Schriften, en pe 
mit Gegenwartsfragen befaſſen, verfallen ja leider nicht Te aeg 
Schickſal, daß fie infolge einer Verſchiebung der Problemſheinen 
bereits im Zeitpunkte ihres Erſcheinens ihre Aktualität zu enden 
guten Teil verloren haben. Leider gilt dies auch von der vort rige 
Schrift. Für denjenigen, der genötigt if, fi mit der bis) be⸗ 
parlamentariſchen Entwicklung der Eidesfrage eingehender 2 


1 


8 Kühret 
ſchäftigen, wird die Abhandlung ihren Wert als zuverläſſiger 09 4 
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allerd; 

bei Dire auch Künftig behalten. Von beſonderem Werte werden da⸗ 

Über: den Text der Abhandlung an Umfang faſt um das Doppelte 

namenigenden Anmerkungen fein: fie bieten eine Fülle intereſſanten, 
ich auch rechts vergleichenden Materials. 


Min. Dr. Jonas, Berlin. 


Dr 
unberer, Rechtsanwalt beim Reichsgericht: Das Rechts⸗ 
mb 6 der Reviſion in Zivilſachen und ferner in Ehe: 
J. S trafſachen. Zweite vermehrte Ausgabe. München 1930. 
Schweitzer Verlag. 


. 
Darſtellrriſtiſche Monographien behandeln meiſt in ſyſtematiſcher 
dem Kung Begriff und Weſen ihres Stoffes. Das iſt bei vorliegen⸗ 
derſuch den nicht beabſichtigt und auch nicht der Fall. Der Verf. 
be. D abgefehen von dem Anhang, der ſich mit der Rev. in 
Schlage uud Strafſachen beſchäftigt — in 46 Paragraphen unter 
der nein praktiſche Fingerzeige zu geben. Das iſt z. B. bei 
Begrüönd echung der Armenrechtsgeſuche, der Reviſionsſumme, der 
wenn düngsform der Rev. geglückt. Hier findet der Praktiker, 
Fingenger nicht weſentlich Neues, jo doch recht beachtenswerte 
ot 8 Bei anderen Punkten iſt dies weniger der Fall. Was 
heißt: „ Juriſten die Ausführung in § 3 Da bieten, woſelbſt es 
eſete ind preuß. Landesgeſetze find reviſibel; die anderen Landes- 
es ſelbſt dann nicht, wenn das preuß. Geſetz, z. B. das 
ed wörtlich abgeſchrieben iſt; aber abſolut reviſionsfeſt ſind 
chrift, „ Oder die Erörterung zu 8 23 IV „Eigenhändige Unter⸗ 
keuiter nur wie beim Wechſel“, und der Ausführung bei 
genügt iſionsbegründung: „Unterſchrift nur mit dem Konſonanten 
die yigg dt; die hebräiſche Sprache ſchreibt Vokale nicht“ Auch 
Heraus lachen Verweiſungen ohne Text ſind ſtörend, ebenſo das 
„Waren 77 0 einiger weniger Beiſpiele, wie etwa in 8 13, welcher 
und für chen, Markenſchutz, Namen, Verwechſlungsgefahr“ behandelt 
gen Beiſpiele aufführt. Von erheblichem Intereſſe ſind die in 
laſtungsg achten Vorſchläge des Verf. zur Bekämpfung der „über⸗ 
des kanzönheit“ des RG. Hier ſchlägt Scherer die Einführung 
franzofſ zöſiſchen Syſtems vor, d. h. das NG. dürfte, wie der 
n 177 Kaſſationshof, nur die erhobenen prozeſſualen und mate⸗ 
das Reſerſchwerden prüfen und entſcheiden. Ob hierbei aber wirklich 
if, we fall welches durch die Geſchäftsordnung des NG. eingeführt 
werden lt und eine dauernde Entlaſtung des RG. herbeigeführt 
wordereitann, erſcheint recht zweifelhaft. Darauf, daß zur gründlichen 
laſtung zung der Reviſionsverhandlungen und damit auch zur Ent⸗ 
eine in. Sisung es beſſer wäre, auf die Reviſionsbegründung 
gewieſen iftliche Erwiderung abzugeben, muß immer wieder hin⸗ 
erden. Der Verf. hält in § 30, in Übereinſtimmung mit der 
eg zur Zeit herrſchenden Übung, die Abgabe einer Reviſions⸗ 
Anſicht due in der Regel nicht veranlaßt. Seiner Begründung dieſer 
iſt es 5 tite wohl kaum zuzuſtimmen ſein, welche dahin geht: „Oft 
das N gefährlich, die wunden Punkte des Urt. zu beleuchten, 
Verf. „„des DOG. gleicht einer Feſtung.“ Zuzuſtimmen iſt dem 
TER auch ö der RA. beim RG. mit Formalitäten überlaſtet iſt und 
HE, Irrezeim NO. ſelbſt, wie Scherer durch mehrere Veiſpiele be- 
mer und Fehler vorkommen. Sein Vorſchag, die Wieder⸗ 
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echtseinheit zu begrüßen, aber wohl kaum geeignet, die 
des NG, zu mildern. 


Edu 

ard g; N 

an 4 Bötticher, Dr. jur., Gerichtsaſſeſſor, Privatdozent 
von 5 Univerſität in Gießen: Kritiſche Beiträge zur Lehre 
1930 materiellen Rechtskraft im Zivilprozeß. Berlin 

Die tto Liebmann. 242 Seiten. Preis 11 . 

agtskbafencege Habilitationsſchrift bekämpft die materiellrechtliche 

Wuretene heorie des AG. und will die von Stein und Hellwig 
ührend prozeſſuale Auffaſſung verteidigen und weiterführen. 

ent. in Der die letztere das Weſen der materiellen Rechtskraft 

allich im Bindung des Richters an die Entſch. des Vorprozeſſes 


en eichenden der Verf. nachzuweiſen, daß dieſes Verbot der nicht 


Entſch. ge ja ſi i icht 
bora gegenſtandslos, ja ſinnlos ſei, wenn man nich 
beiten En gebendes Verbot anerkenne: nämlich das Verbot der 
RI Ferm überhaupt. Das hört ſich ganz annehmbar an: wes⸗ 
du ofer an d. das Geſetz überhaupt die zweite Entſch., wenn der 
mit smöglichgenerſte gebunden iſt? Wenn ihm jede eigene Entſchei⸗ 
Hie borgef ap entzogen ift, jo ſei doch die „nochmalige Eutſch.“ 
Hermit 5 Inhalt eine contradictio in adjecto (S. 140). 
nie der Verf. die „prozeſſuale Errungenſchaft“ der Stein- 
Then Lehre preis; ja er verkehrt die Formulierung, auf 


die einſt Stein jo ſtolz war: Rechtskraft bedeute Nicht- anders⸗ 
urteilen, nicht aber bedeute Rechtskraft Nicht- nochmals⸗ urteilen — 
in ihr Gegenteil. Und des Verf. Einwand iſt auch einleuchtend genug: 
Stein bekämpfe mit Recht die materiellrechtliche Auffaſſung des 
R., nach der das Urteil neues Recht ſchaffe, verfalle aber ſelbſt in 
jene für ein prozeßrechtliches Inſtitut abzulehnende Anſchauung; 
denn das Gebot für den zweiten Richter, die erſte Entſch. zu reſpek⸗ 
tieren, ſei doch nur dann verſtändlich, wenn das erſte Urteil in der 
Tat Recht geſchaffen habe; von einer Bindung könne man nur 
ſprechen, wenn eine Norm beſtehe, und dieſe ſei eben das von dem 
erſten Urteil geſchaffene Recht. 


Was bietet nun aber poſitiv unſer Autor? Er greift zurück 
auf jene römiſch⸗rechtliche Auffaſſung von der negativen Funktion der 
materiellen Rechtskraft, auf den Grundſatz ne bis in idem, der im 
Strafprozeß von einer verbreiteten Meinung (Roſenfeld, Be⸗ 
ling, Graf Dohna, Gerland, Goldſchmidt), im Zivil⸗ 
prozeß vereinzelt (J. Chr. Schwartz, L. Roſenberg) als 
Prinzip der Rechtskraft angeſehen wird. Was der Verf. über dieſen 
von mir genannten Grundſaß der Einmaligkeit ausführt, verdient Be⸗ 
achtung; aber weder erſchöpft ſich in ihm das Weſen der Rechtskraft 
noch gibt es überhaupt das ſpezifiſche Rechtskraftprinzip wieder. 
Seine Polemik gegen meine ſcharfe Trennung der materiellen Rechts⸗ 
kraft und des ne bis in idem — worin ich mit Stein und der 
prozeſſualen Rechtskrafttheorie überhaupt einig bin — iſt nicht über⸗ 
zeugend. Der Grundſatz der Einmaligkeit gilt keineswegs nur für 
das rechtskräftige Urteil; er gilt für das Urteil ſchlechthin — ein 
zweiter Richter darf doch ſchon dann nicht „nochmals“ entſcheiden, 
wenn ein anderer Richter ein Urteil bereits in derſelben Sache ge⸗ 
fällt hat, mag es auch noch nicht rechtskräftig geworden ſein. Und 
jener Grundſatz gilt weit darüber hinaus von anderen Prozeßakten. 
Der Verf. beſtreitet das offenbar; will er es aber nicht z. B. für 
die Anklage anerkennen? Darf ein Staatsanwalt in derſelben Sache 
bei gleicher Lage „nochmalig“ Anklage erheben? Der Grundſatz der 
Einmaligkeit liegt auch der Einrede der Rechtshängigkeit zugrunde; 
er kann aus allen dieſen Gründen gewiß nicht das ſpezifiſche Weſen 
der Rechtskraft ausmachen. Die Nochmaligkeit iſt bei gleicher 
Sachlage eben überflüſſig, zwecklos, unwirkſam, ſofern der erſte 
Akt wirkſam iſt. Es iſt gar nicht zu verſtehen, daß der ſo einſichtige 
Verf. dieſe einfache Rechtslage nicht einſieht. Von hier aus erledigt 
ſich auch die Polemik gegen die Stein ſche Lehre von der Bindung; 
dieſe iſt richtig ſo zu verſtehen: Dem Richter wird in einem an⸗ 
deren Prozeß die alte Frage noch einmal zur Entſch. unter⸗ 
breitet; er darf, ja er muß noch einmal darüber entſcheiden, aber 
er muß die Rechtslage ebenſo beurteilen (ein idem liegt nicht vor, 
weil der zweite Prozeß ein anderes petitum hat). Auch dieſe erſte 
Rechtskraftwirkung kommt für den Strafprozeß in Betracht. 

Aber auch in dieſer Bindung erſchöpft ſich nicht, beſteht nicht 
das Weſen der materiellen Rechtskraft. In dieſer Hinſicht geht 
der Verf. gründlich in die Irre. Seine Abhandlung findet ihren 
Zielpunkt in der negativen Funktion der Rechtskraft; er ſpricht 
übrigens auch von einer negativen Prozeßvorausſetzung ber rechts⸗ 
kräftig entſchiedenen Sache, und zwar durchaus mit Recht, überſieht 
allerdings, daß dieſe Auffaſſung oft (auch von mir) und dabei in 
verſchiedenen Abwandlungen vertreten wird, da der Begriff der 
Prozeßvorausſetzung in verſchiedenem Sinne nicht nur als Zuläſſig⸗ 
keitsvorausſetzung verſtanden wird. Alles Negative iſt aber un⸗ 
zureichend; geſetzestechniſch mag es ſich empfehlen (wie die Regelung 
in 8 274 ZRO.), vor der Wiſſenſchaft hält es nicht ſtand. Dieſe 
darf nicht eher ruhen, als bis ſie den poſitiven Gehalt, das iſt eben 
das Weſen, herausgearbeitet hat. Dem jungen Autor wäre für ſein 
Thema Bülow ein Vorbild geweſen, inſofern er ſich nicht mit dem 
Begriff der Prozeßeinrede begnügte. In dieſer Hinſicht ſind die 
Ausführungen des erſten Teils der vorl. Abhandlung über das 
Geltungsproblem unzulänglich. Gerade vom Standpunkt des Verf., 
lag der wichtige und richtige Schritt nahe. Der zweite Richter darf 
nicht noch einmal entſcheiden, weil der erſte Richter dieſe Sache 
bereits endgültig prozeſſpal geſtaltet, nämlich einem ein für alle 
Male verbindlichen Urteil entgegengeführt hat. Der Grund iſt nicht 
Verfahrensökonomie, wie der Verf. betont, ſondern Rechtsſicherheit, 
die zugleich „generelle Gerechtigkeit“ bedeutet (vgl. mein Lehrbuch 
der Rechtsphiloſophie). In dieſem Punkte berühren ſich die 
beiden, einander zum Teil grundlos und verſtändnislos befehdenden 
Theorien; und zu dieſem Punkte hätte auch unſer Autor gelangen 
können. Der erſte Richter hat zwar nicht neues materielles Recht 
geſchaffen, aber er hat bereits beſtehendes Recht (oder vielmehr dieſes 
fo, wie er es verſtand, mag es auch irrig geweſen fein) prozeſſual 
geſtaltet. In dieſer Sach- und Rechtsgeſtaltung beſteht feine ſchöpfe⸗ 
riſche Tätigkeit, feine „Kraft“, Recht in conereto zu ſchaffen. Das 
iſt das Weſen der materiellen Rechtskraft; ſie iſt prozeſſuale Rechts⸗ 
geſtaltungskraft. Und die Wirkung iſt, daß alle Beteiligten 
(innerhalb der geſetzlichen Grenzen) dieſen Rechtszuſtand zu reſpek⸗ 
tieren haben. Erſt entferntere (praktiſch ſelten eintretende) Folge ⸗ 
erſcheinungen ſind das Verbot für einen ſpäteren Richter, abweichend 
zu entſcheiden oder, in noch engeren Grenzen, noch einmal zu 


entſcheiden. 
Prof. Dr. Wilhelm Sauer, Königsberg. 
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(Juriſiſche Wegen, 


Dr. jur. Karl Kernert, Dresden: Stellung des Sicherungs⸗ 
eigners gegenüber Zwangsvollſtreckungen der Gläubiger 
des Übereigners und in deſſen Konkurs. Leipziger 
rechtswiſſenſchaftliche Studien, herausgegeben von der Leip⸗ 
ziger Juriſten⸗Fakultät. Heft 54. Leipzig 1930. Ver⸗ 
lag von Theodor Weicher. 

Die Schrift ſetzt ſich zum Ziel, den Zwieſpalt der Rſpr., der in 
der Behandlung der Sicherungsübereignung im Konkurje und in der 
Zwangsvollſtreckung beſteht, durch die Verfechtung der Anſicht zu 
löſen, daß dem Sicherungseigentümer bei der Zwangsvollſtreckung 
gegen den Übereigner ein Vorausbefriedigungsrecht gemäß § 805 
ZPO. zu geben ſei. Nach einer ausführlichen — Wiederholungen 
nicht immer vermeidenden — Darſtellung der bekannten Grundtat⸗ 
ſachen, welchen das Inſtitut der Sicherungsübereignung ſeine Ent⸗ 
ſtehung verdankt, ſowie der Ausgeſtaltung, welche die Rſpr. ihm ge⸗ 
geben hat, bemüht ſich der Verfaſſer um den Nachweis, daß es 
weder wirtſchaftlich noch juriſtiſch gerechtfertigt iſt, dem Sicherungs⸗ 
eigentümer bei der Zwangsvollſtreckung weitergehende Rechte zu ge⸗ 
währen als im Konkurſe. Auch wenn man ſich dieſer Auffaſſung 
anſchließt, ſcheint mir der Ausweg, auf welchem Kernert zur 
Anwendung des 8 805 auf die Sicherungsübereignung gelangen zu 
können glaubt, nicht gangbar: Er verſucht darzutun (vgl. auch 
JW. 1930, 2763), daß der Verkehr ſich unter Anerkennung durch die 
Rſpr. ein dem BGB. unbekanntes „Wertrecht“ geſchaffen habe, das 
an die zu ſichernde Forderung gebunden ſei und deshalb nicht die 
Rechte des 8 771 ZPO., ſondern nur die des § 805 gewähren könne. 
Nun iſt zwar richtig, daß die juriſtiſche Konſtruktion der Sicherungs⸗ 
übereignung als eines constitutum possessorium gemäß 8 930 
BGB. unzulänglich, weil mit dem Fauſtpfandprinzip der 88 1205, 
1253 unvereinbar iſt; ebenſo, daß es ſich im Grunde um eine ge⸗ 
wohnheitsrechtliche Abänderung des geſchriebenen Geſetzes handelt. 
Aber gerade, wenn man mit dem Verfaſſer der Anſicht iſt, daß Ge⸗ 
wohnheitsrecht „heute nur aus einer langjährigen feſtſtehenden Rſpr. 
der oberſten Gerichte erkannt werden kann“, geht es nicht an, ledig⸗ 
lich in abstracto ein Rechtsinſtitut, das durch die Rſpr. geſchaffen iſt, 
anzuerkennen, im übrigen aber einzelne von den Rechtsſätzen, die den 
eigentlichen Inhalt dieſes Inſtituts bilden, als deſſen wirtſchaftlichen 
Zwecken nicht entſprechend abzulehnen. Man kann ſich nicht mit der 
Bildung des neuen Worts „Wertrecht” darüber hinwegſetzen, daß die 
Sicherungsübereignung, wie ſie heute vom Verkehr angewandt und 
von der Rſpr. behandelt wird, alſo, wenn man will, in ihrer „ge⸗ 
wohnheitsrechtlichen“ Form, dem Sicherungsübereigner die Wider⸗ 
ſpruchsklage gemäß 8 771 3PO. gewährt. Das an ſich erſtrebens⸗ 
werte Ziel, ihm nur ein Vorausbefriedigungsrecht zuzubilligen, kann 
m. E. nur auf dem Wege der Geſetzgebung erreicht werden. 

RA. Dr. Günter Stulz, Berlin. 


Das deutſche Gerichtskoſtengeſetz, die Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte und die Gebührenordnung für Ge⸗ 
richtsvollzieher. Mit Erläuterungen und Koſtentafeln, 
ſowie mit den Gebührenordnungen für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige, für Schöffen, Geſchworene und Vertrauens⸗ 
perſonen und den Vorſchriften der Reichsabgabenordnung 
über Koſten und Rechtsanwaltsgebühren. Herausgegeben 
von den Rechnungsräten Otto Wittmann, Rechnungs⸗ 
reviſor i. R., und Peter Wenz, Juſtizamtmann i. R. 
15. neubearbeitete Auflage. Mannheim 1930. J. Bens⸗ 
heimer. Preis in Leinen 18 . 

Die 14. Aufl. erſchien anfangs 1929. Daß jetzt bereits eine 
neue Auflage vorliegt, iſt ein Beweis der großen Beliebtheit des 
Werkes, die wohlverdient iſt. Die 15. Aufl. zeigt eine Vermehrung 
des Umfanges um mehr als 200 Seiten. Der weitaus größte Teil 
hiervon entfällt auf die Erläuterungen des Gch. Dieſe zeigen gründ⸗ 
liche Durcharbeitung des Textes ſowie Verückſichtigung und teilweiſe 
auch Anführung von Schrifttum und Rechtſprechung. Inhaltsüberſichten 
am Eingange der Erläuterungen zu den einzelnen Paragraphen er⸗ 
leichtern die Benutzung. 

Im Titel des Werkes find GRG., NAGED. und GVollzGebO. 
nebeneinander aufgeführt. Man ſollte deshalb erwarten, daß ſie be⸗ 
züglich der Erläuterungen einigermaßen gleichwertig behandelt wären. 
Das iſt aber nicht der Fall. Während dem GKG. rund 470 Seiten 
gewidmet ſind, muß ſich die RAGebO., obwohl fie an Umfang hinter 
dem GKG. nicht zurückſteht und ihm an praktiſcher Bedeutung gewiß 
gleichkommt, mit rund 100 Seiten begnügen. Das wird dadurch noch 
nicht gerechtfertigt, wie die Verf. meinen, daß für die Wertberechnung 
in beiden Geſetzen im weſentlichen dieſelben Grundſätze gelten und 
hier wie dort das Syſtem der Pauſchgebühren beſteht. Wenn die 
Verf. weiter ſagen: „Für einen neuen ſelbſtändigen Kommenkar zur 
Gebührenordnung beſteht kein Bedürfnis. In einem Werke aber, in 
dem das Gerichtskoſtengeſetz eingehend erläutert iſt, bedarf es einer 
eingehenderen Behandlung der Gebührenordnung nicht“, ſo iſt die 
Richtigkeit des zweiten Satzes durchaus in Zweifel zu ziehen. Vielleicht 


5 e 
erwägen die Verf. für eine neue Auflage doch nochmals die . 
einer Erweiterung der Erläuterungen zur RAGebd., um auch IM wie 
den Anſprüchen der Praxis zu genügen. Dann wird nicht nur, jiht 
er die umfänglichere Kommentierung des GKG. freudig bege 
werden. 
LR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


5 a 5 K 

Die Geſetze des Reiches und Preußens über die freiwillig” 
Gerichtsbarkeit. Textausgabe mit Einleitung, Anmerkung 
und Sachregiſter. Von Amtsgerichtsrat Hermann Zastrow 
Siebente, vermehrte Auflage von Dr. Hermann Gün det 
Kammergerichtsrat. (Guttentagſche Sammlung Deut] 
Reichsgeſetze Bd. 46.) Berlin 1928. Verlag von ei 
de Gruyter & Co. Taſchenformat. Etwa 550 Seit 
Preis in Leinen geb. 9 . 

Die beliebte Textausgabe mit Anmerkungen zu den Geſetze 
Reichs und Preußens über die freiwillige Gerichtsbarkeit wird N 
7. Aufl. von KGR. Günther neubearbeitet vorgelegt. Alle ben, 
züge, die zur Verbreitung der früheren Auflagen beigetragen 7 
find auch dieſer eigen. Mit großer Sorgfalt hat der Herausge en 
in den Anmerkungen alle in der Zwiſchenzeit erfolgten Ander un 
des Rechtszuſtandes durch Geſetz oder Vol., ſowie die Fortentwicktnn 
der Rſpr. vermerkt. Stichproben überzeugten davon, daß m un 
Wichtiges überſehen wurde. Die Reihe der Anlagen iſt wieder z 
einige Nummern vermehrt, ſo z. B. um die preuß. Ent agent 
verfügung v. 1. März 1928. Einen weſentlichen Teil ber Ed. 
bilden wie bisher Auszüge aus dem GVG. der ZPO. und der aſtung 
Hier kann fraglich ſein, ob darin nicht eine überflüſſige Bel et 
einer Handausgabe liegt. Es kann wohl als ſicher voraudß” es 
werden, daß die genannten Geſetze auf dem Arbeitstisch jung 
juriſtiſchen Benutzers liegen. Hingegen könnte der durch Sori acc 
dieſer Auszüge gewonnene Raum unſeres Erachtens zweckmäßig rnit 
einen ganzen oder teilweiſen Abdruck des preuß. GKG. ausg der 
werden. Dieſes Geſetz iſt bei faſt allen Beſchlüſſen in Sache agen, 
freiwilligen Gerichtsbarkeit anzuwenden. Die Zahl der Sun end 
die einen Abdruck dieſes Geſetzes nicht beſitzen, iſt aber auſſa ie 
groß. — Ein weiterer Vorſchlag für eine Neuauflage geht dahl die 
Anmerkungen nicht nur (wie geſchehen) durch Hinweiſe au von 
Fortſchritte der Rechtsentwicklung zu ergänzen, ſondern auch gur 
Überholten zu entlaſten. So könnten die Hinweiſe auf die 467 
ſtändigkeit für die Beglaubigung in den beſetzten Gebieten bei, rent 
Anm. 1 wohl ohne Schaden für die Brauchbarkeit fehlen und Wichtiger 
Platz machen (gleiches gilt von der S. 284 abgedr. VO.). Den g. 
iſt weiter eine reiche Verbreitung zu wünſchen. D. 


a 


n be⸗ 


77 
Adolf Weißler: Formularbuch für freiwillige euch 
keit von Dr. Friedrich Weißler, Land- und Berlin 
gerichtsrat in Halle a. d. S. 21. u. 22. Auflage. 
1930. Carl Heymanns Verlag. Preis geb. 15 ene 
Die neue Auflage, die knapp ein Jahr nach dem Ee 
der vorhergehenden, JW. 1929, 2131 beſprochenen 20. Maßen 
nötig wurde, unterſcheidet ſich in erſter Linie dadurch von . 
Vorgängern, daß diesmal nicht nur die Gebührenaufſtel ner 
ſondern auch die der Stempel und Steuern in den Anhang 
wieſen ſind. 0 die 
Der Anhang erleichtert die Überſicht und gewährt aut wer’ 
Möglichkeit, bei Anderung der Geſetzgebung ausgewechſelt dem 
den. Sehr pralttiſch iſt ferner der neuerdings bei den " ie s 
berechnungen eingeführte Zuſatz durch Angabe des RR 
(10, 1/10 usw.). Die Zahl der Muſter iſt durch Zuſamme 
gleichartiger um 8 verringert worden. 5 die f 
Neu aufgenommen find Muſter für Siegelungen ſowie 9008. 
das Urkundenweſen in Betracht kommenden Vorſchriften des 
und der WO. h 
Beſondere Sorgfalt ift auf die Übereinſtimmung der gebung 
und der Koſtenrechnungen mit der neueſten Rſpr. und Geſeh 
verwendet worden. 1 
Das Grundbuchbereinigungsgeſetz und die letzten wichtigen 
ſcheidungen des RG. betr. das Stempelgeſetz, ſind berückſichtig 


Muſtel 


Verf. 

Als kritiſche Würdigung der hervorragenden Arbeit d verde 
kann dieſem kaum eine höhere Anerkennung ausgeſprochen & Dr. 
als dies bereits bei der früheren Auflage durch Geh. Inn. 
Oberneck: JW. 1929, 2131 geſchehen iſt. 

Auch die neue Auflage wird jedem, der mit Beur N 
oder den dazugehörigen Koſtenrechnungen zu tun hat, 5 ©. 
gezeichneter Ratgeber ſein. r 


en 
und, 


j 0 alls 
Köppel, Dipl.⸗Kaufmann: Einheitsbuchführung für Auw 
bürvs. Berlin 1930. Carl Heymanns Verlag. ihre? 
Es wäre außerordentlich erwünſcht, wenn die Anwälte ſich 
eigenen Buchführung mehr Aufmerkſamkeit ſcheuken wollten, Buch⸗ 
überhaupt mehr als bisher mit Fragen der Buchführung un 
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halt; 
be 900 beſchäftigen würden. Hierbei iſt unter Buchführung nicht nur 
zu 5 Im nung der Einnahmen oder der Einnahmen und Ausgaben 
trollier! ehen, ſondern eine Buchführung, die den Kaſſenführer kon⸗ 
einen 1 mittels deren ſich der Anwalt ſelbſt Kontrolliert und ſich 
Privat berblick über die Unkoſten und ihre Zuſammenſetzung, über 
Gelder nahmen und die jeweils vorhandenen eigenen und fremden 
ü berſchaffen kann. Darüber hinaus würde das Führen eigener 
Außer Verſtändnis für Fragen der Buchführung und Buchhaltung 
Man 0 entlich verbeſſern und dem Anwalt bei Beratung ſeiner 
ferner in Buchführungs⸗, Bilanze und Steuerfragen uſw. von 
u dentlich großem Nutzen ſein können. 
peu ter dieſem Geſichtspunkt würden alſo Vorſchläge über Bud; 
Der ger methoden bei der Anwaltſchaft außerordentlich erwünſcht ſein. 
Stiſtun uch des Verf. iſt nicht der erſte Verſuch. Von der Soldan⸗ 
ſaßtes 9 wird bereits ſeit einigen Jahren ein vom RA. Senf ver⸗ 
i ch. vertrieben, das ſich, namentlich bei den größeren und 
Büros, ziemlicher Beliebtheit zu erfreuen ſcheint, und An⸗ 
es Jahres wurden von dem öſterr. Kollegen Thurner in 
ebenfalls Vorſchläge gemacht (vgl. AnwBl. 1930, 70). Gegen 
Dedenbeen Vorſchläge Köppels iſt an ſich nichts einzuwenden. 
buch een haben wir lediglich dagegen, daß fir als Einheits⸗ 


empfoßſen vnn g bezeichnet und allen Kollegen zur Einführung 
bürv en wird. Ich weiß nicht recht, warum ein kleines Anwalts⸗ 


haben mm geringem Geld⸗ und Zahlungsverkehr dieſelbe Buchführung 
mögen 105 wie eine Sozietät von vier oder fünf Anwälten, die Ver⸗ 
mitwirz erwaltungen haben, bei Auszahlung von Hypothekengeldern 
Betrieb n u. dgl. m. Auch bei den Gewerbetreibenden hat der kleine 
ſcheint eine andere Buchführung als der Großbetrieb. Und es er⸗ 
geeigneß Förderung der Buchführung bei den Anwälten nicht gerade 
die offen von den kleinen Büros dieſelbe Buchführung zu fordern, 
ſenbar auf die größten Büros zugeſchnitten iſt. 
RA. Dr. Paul Marcuſe, Berlin. 


Ala Hoppe, Suftizoberfefretär in Hamburg: Mahn: und 
Lehroneſen Volkstümlicher Führer zum Zivilverfahren. 
u ac für Beamtenſchulen und ⸗akademien, Handels⸗ 
18 Verufsſchulen, ſowie zum Eelbſtunterricht. Ham⸗ 
8 1930. Helmut Sperl, Handfeſtverlag. 111 S. 
jähri Verf. hat das vorliegende kleine Werk aus Anlaß des 
fach AR Beſtehens der Reichsjuſtizgeſetze der ſtaatlichen Beamten⸗ 
laſſigzeit in Hamburg gewidmet. Er verſichert, daß bei aller Zuver⸗ 
geſtellt « der Inhalt klar und durchaus gemeinverſtändlich dar⸗ 
wärter 5 damit „ſich jeder Beamte oder jede Beamtin, jeder An⸗ 
Gericht. Steve oder Lehrling, jeder Angeſtellte unſerer Behörden und 
könne“ un Deutſchen Reiche und jeder Laie mit ihm vertraut machen 
mittleren — ſoll im beſonderen zur Einführung in den unteren und 
8 8 
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richt ſtiz⸗ und Verwaltungsdienſt und ferner dem Rechtsunter⸗ 
angeſten z andelse, Fortbildungs⸗ und Fachſchulen für Rechtsanwalts⸗ 
ſie zu er uſw. dienen. Die Ziele find hochgeſteckt; das Beſtreben, 
gebil ichen, Kann an ſich nur begrüßt werden. Der akademiſch 
bie ſchädiſeriſtenſtand hat den Bemühungen, die darauf gerichtet ſind, 
mit a Ge Rechtsfremdheit des Volkes zu beſeitigen, von jeher 
ollen und Verſtändnis gegenübergeſtanden, und ein un⸗ 
Bedürfnis nach geeigneten Lehrbüchern für die 
guet w eamten⸗ und Fortbildungsſchulen kann nicht wohl ge⸗ 
gemei verſteden. Der Verf. hat auch richtig erkannt, daß klare und 
beit uwerſtändliche Darſtellungsweiſe, ſowie unbedingte Zuverläſſig⸗ 
gabe ind aßliche Vorausſetzungen für die Löſung der geſtellten Auf⸗ 
geworden“ aber er iſt ihnen leider zu einem großen Teile nicht gerecht 
ü erhaupt Man kann ein jo großes Gebiet mit zahlloſen Einzelheiten 
darſtell nicht in einem ſo kleinen Hefte „allgemeinverſtändlich“ 
ange eim Ein Lehrbuch, wie es dem Verf. vorgeſchwebt hat, ver⸗ 
cher fer e gewiſſe Vollſtändigkeit. Die Überſicht muß viel ausführ- 
in bolkz wenn ſie dem rechtsunkundigen Leſer von Nutzen ſein ſoll. 
zweckmz stümlicher Führer wird, wie auch im Titel angedeutet iſt, 
und der 003 Mahnverfahren vor dem Streitverfahren behandeln, 
ee kann natürlich keinen Überblick gewinnen, wenn zwar 
dert "oerfahren vor den Amtsgerichten und Kollegialgerichten 
ne den Hargeſtellt wird, aber unter Verkennung des 8 495 ZPO. 
Hager; & erforderlichen Hinweis wichtige Verfahrensvorſchriften, z. B. 
weiſun, nahme, Klageänderung, Rechtshängigkeit, § 272 b, Zurück⸗ 
lebllegiam n Angriffs⸗ und Verteidigungsmitteln uſw. nur beim 
eidet „ fahren erörtert werden. Der geſamte Aufbau des Buches 
geilen ub beblichen Mängeln. Ich kann das nicht näher nach⸗ 
eiſpielen muß mich darauf beſchränken, an einer Reihe von 
0 be Fehler zeigen, daß das Buch auch zahlreiche, zum Teil recht 
daſſi em es enthält und daher auch die Eigenſchaft eines zuver⸗ 
95 erſten gredteberaters keinesfalls beſitzt. Schon der zweite Satz 
nur die dapitels enthält eine Ungenauigkeit. Nach § 169 GVG. 

o ni Jerhandlung vor dem erkennenden Gericht öffentlich, 
nacht das Git Beweisaufnahme vor dem beauftragten Richter und 
Ac ie des derfahren, da das Gütegericht kein erkennendes Ge⸗ 
Fre es Geſetzes iſt (anders nach 852 ArbGG. Über die 
uch wichts abheben und das Verfahren vor ihnen iſt in dem 
geſagt, obwohl darauf an verſchiedenen Stellen Bezug 
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genommen wird). — S. 8 iſt fälſchlich (neben der Abtretung) der 
Kaufvertrag als Beiſpiel für ein vertragliches Verfügungs⸗ 
geſchäft angezogen. Dinglicher Vertrag iſt die Übereignung und Be⸗ 
laſtung von Sachen, der Kaufvertrag gehört zu den ſchuldrecht⸗ 
lichen Geſchäften i. S. des 81399 BGB. — Unrichtig iſt (S. 12), 
daß nach § 23 Abſ. 2 ZPO. die Amtsgerichte ohne Rückſicht auf den 
Wert des Streitgegenſtandes u. a. ſchlechthin für „Mieteſtreitigkeiten“ 
zuſtändig ſein ſollen. Gerade für Streitigkeiten über rückſtändige 
Miete entſcheidet die 500-RA-Gtenze. — S. 13 beſchränkt ſich der 
Verf., wie er es häufig tut, darauf, den Geſetzestext, hier u. a. 8 8 
ZPO., anzuführen. Der Laie wird aber gewiß keine rechte Vor⸗ 
ſtellung von dem geſetzlichen Zuſammenhang gewinnen, wenn ihm 
nicht gleichzeitig gejagt wird, daß der 8 8 a. a. O. für die Zuſtändig⸗ 
keit natürlich nur in Frage kommt, ſoweit nicht 823 Ziff. 2 a ent⸗ 
ſcheidet. — S. 14 ift von den bei dem AG. beſtehenden „Abteilungen 
für Handelsſachen“ die Rede, obwohl das Geſetz nur Kammern für 
Handelsſachen bei den Landgerichten kennt. Unrichtig und un⸗ 
vollſtändig iſt, daß die Kammer für Handelsſachen nur bei „Streitig⸗ 
keiten zwiſchen Kaufleuten“ entſcheidet. — Ganz ſchief und ungenau 
iſt der Inhalt der §s 24, 26 3PO. wiedergegeben. Der Verf. ſagt 
(S. 16): „Bezüglich des dinglichen Gerichtsſtandes (der unbeweglichen 
Sache) iſt zu beachten, daß bei Streitigkeiten um ein Grundſtück — 
die Klage bei dem Gerichtsſtand erhoben werden kann, in deſſen 
Bezirk ſich das fragliche Grundſtück befindet. Soll der Eigentümer 
oder Beſitzer eines Grundſtücks als ſolcher verklagt werden, ſo iſt 
das Gericht des Ortes zuſtändig, in deſſen Bezirk das Grundſtück 
liegt. Der dingliche Gerichtsſtand iſt alſo (1) kein wahlfreier, ſon⸗ 
dern ein ausſchließlicher.“ Dieſe Angaben find ein Muſterbeiſpiel 
für eine fehlerhafte, irreführende Berichterſtattung. Ausſchließlich — 
nach ausdrücklicher Geſetzesvorſchrift — iſt der Gerichtsſtand bekannt⸗ 
lich nur im Falle des 8 24, nicht im Falle des 826, deſſen Inhalt 
der Verf. augenſcheinlich nicht verſtanden hat. — S. 28 behauptet der 
Verf., der Zeuge ſolle, wie aus der Eidesformel erſichtlich, die 
reine Wahrheit ſagen, nichts verſchweigen und nichts hinzuſetzen. 
Nach § 392 ZPO. geht aber die Eidesnorm nur dahin, daß der 
Zeuge nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit geſagt und nichts ver⸗ 
ſchwiegen habe. — S. 38 iſt von einem Zwiſchenurteil über ein ſelb⸗ 
ſtändiges Angriffs- oder Verteidigungsmittel die Rede, obwohl ein ſolches 
Zwiſchenurteil ſeit der Nov. von 1924 nicht mehr zuläſſig iſt. — 
S. 39 wird der Glaube erweckt, daß in Eheſachen und Entmündi⸗ 
gungsſachen alle Urt. von Amts wegen zugeſtellt werden. Für Ehe⸗ 
ſachen iſt der 8 625 ZPO. unrichtig wiedergegeben, und die End⸗ 
urteile, die in Entmündigungsſachen auf die Anfechtungsklage oder 
die Klage aus 8679 ZRO. ergehen, ſind nach 8317 ZPO. im 
Parteibetriebe zuzuſtellen; der 8625 iſt in § 670 nicht angeführt 
(Stein⸗Jonas 14, Anm. I Abſ. 2 zu 8 672 ZPO.). — S. 65 
iſt der Kernpunkt der Entſch. RG. 123, 84 nicht richtig bezeichnet. 
Wenn man Abmachungen der Ehegatten, die der Erleichterung der 
Scheidung dienen, lediglich nach 8 138 BGB. beurteilen will, muß 
man prüfen, welchen Zweck die Parteien verfolgt haben. Das RG. 
meint a. a. O. (im Anſchluß an RG. 118, 171), ſolche Abmachungen 
fielen jedenfalls unter 8 134 BGB., weil der Grundſatz des Ehe⸗ 
ſchutzes auch gegenüber dem Willen der Ehegatten in den Vorſchriften 
des Eheverfahrens, insbeſ. in 88 617—622 ZPO. zum Ausdruck 
komme. Zur Anwendung des 8 134 ſei aber keinesfalls zu fordern, 
daß die Parteien die Verletzung des Gef. gerade bezweckten. — 
S. 69 iſt die Zuſtändigkeit für den Erlaß eines Zahlungsbefehls ganz 
ungenügend behandelt und ohne jede geſetzliche Grundlage behauptet, 
das Mahngeſuch müſſe (abgeſehen von 8 690 Ziff. 3 ZPO.) auch eine 
gedrüngte Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes, alſo den „Tat⸗ 
beſtand“, enthalten. — 8887 ZPO. ſpricht nicht, wie der Verf. 
meint, von der Verpflichtung, eine Handlung vorzunehmen, zu 
unterlaſſen oder zu dulden, ſondern lediglich von der Ver⸗ 
pflichtung, Handlungen vorzunehmen, deren Vornahme durch 
einen Dritten erfolgen kann. — Im letzten Abſchnitt (Gerichtsferien) 
iſt der Fehler begangen, daß der Inhalt des 8 200 GVG. und 810 
FGG. ohne klare Kennzeichnung des Standpunktes des letzteren Gef. 
durcheinandergeworfen und im übrigen der weſentliche Unterſchied 
zwiſchen dem amtsgerichtlichen Verfahren und dem Verfahren vor 
den LG. und in den höheren Inſtanzen nicht beachtet iſt. 


OLG Präſ. i. R. Dr. Levin, Berlin⸗Schöneberg. 


Das Gerichtsvollzieherweſen in Preußen. Geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen und Verwaltungsverfügungen für die Gerichts⸗ 
vollzieher und Gerichtskaſſenvollzieher, unter Benutzung 
amtlichen Materials zuſammengeſtellt von Vizepräſident 
Dr. Sattelmacher und Miniſterialrat Lentz unter Mitwir⸗ 
kung von Amtsrat Schröder. Berlin 1930. R. v. Decker's 
Verlag, G. Schenk. Preis geb. Ganzleinen 15 .#. 

Das verdienſtvolle Hand⸗ und Lehrbuch von Schönfeld „Der 
Preuß. Gerichtsvollzieher“ erſchien zuletzt 1914 in 7. Auflage. Es 
iſt jetzt völlig veraltet und hatte bereits in der Praxis infolge der 
zahlreichen Anderungen der Geſetze und Verwaltungsvorſchriften irre⸗ 
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führend gewirkt, insbeſ. in ſtempelrechtlicher Beziehung 1). Seitdem 
war die Praxis auf die von Amtsrat Schröder bearbeiteten Text⸗ 
ausgaben der GVollzO. und der Geſch Anw. angewieſen (Rechtszuſtand 
Anfang 1926). Die ſeitdem eingetretenen ſehr zahlreichen und ſchwer 
überſehbaren Anderungen und der Mangel an Erläuterungen des 
geltenden Rechts erſchwerten die Arbeit außerordentlich und ſchufen 
eine bedenkliche Rechtsunſicherheit. 

Dieſer Rechtsnot iſt jetzt durch das vorl. Werk gründlich ab⸗ 
geholfen, das alsbald mit Veröffentlichung der umfaſſenden Ande⸗ 
rungen der GVollzO. und der Geſch Anw.?) erſchien. Es gibt den 
neueſten Rechtszuſtand wieder. Die Einleitung (S. I ff.) erörtert die 
rechtliche Stellung und den Geſchäftskreis des Gerichtsvollziehers?) 
und bringt (S. 7ff.) eine Kritik des geltenden preuß. Vollſtreckungs⸗ 
weſens. Dann folgen die drei Hauptteile: I. die GVollzO. (S. 13 ff.), 
II. die Geſchunw. (S. 93 ff.) und III. die neue Gerichtskaſſenvoll⸗ 
zieherordnung (GR VO.) (S. 261 ff.). Hieran ſchließt ſich IV. ein 
Anhang (S. 273 ff.). Im Anhang ſind die wichtigſten Ergänzungs⸗ 
beſtimmungen in der Reihenfolge der zugehörigen Beſtimmungen der 
drei Hauptteile abgedruckt. Ein vorausgehendes genaues Inhalts⸗ 
verzeichnis und ein nachfolgendes eingehendes Sachregiſter erleichtern 
die Handhabung. Die GVollz O., die Geſch Anw. und die 
GKV O. find teils durch Fußnoten teils durch Ver⸗ 
weiſung auf den Anhang erläutert. 

Zwangsläufig hat der ſtändig wachſende Druck der Wirt⸗ 
ſchaftsnot die Erfüllung der Aufgaben des Gerichtsvollziehers immer 
ſchwieriger, infolge der dadurch bedingten fortwährenden Anderungen 
der Dienſtvorſchriften das Gerichtsvollzieherweſen immer unüberſicht⸗ 
licher geſtaltet. Die Mißerfolge der Vollſtreckungen wachſen natur⸗ 
gemäß mit der Zunahme der Verarmung und des Widerſtandes 
zahlungsunfähiger oder böswilliger Schuldner ). Dem entſpricht ein 


1) Bol. z. B. über den freihänd. Verkauf Schönfeld, 
Bem. 3 z. 866 Geſch Anw. mit der Allg Vfg. v. 17. Febr. 1930 z. 
A. VI, 4 (S. 328 des beſprochenen Werkes). 

2) Allg Vfg. v. 24. März 1930 betr. And. d. GeſchAnw., 
2. Juni 1930 betr. And. d. GVollzO., 18. Juni 1930 betr. d. 
GVO. (JM Bl. 142, 174, 199). Vgl. Allg Vfg. v. 14. April 1930 
(JMBl. 113) betr. Heranz. d. Gerichtsvollziehers z. Beitr. v. Geld⸗ 
betr. für and. pr. Staatsverw. uſw. 

3) Für die planmäßig angeſtellten Gerichtsvollzieher iſt durch 
den mit Rund. v. 31. März 1924, I 6529, mitget. Beſchl. d. 
Staatsmin. d. Amtsbez. „Obergerichtsvollzieher“ beſtimmt. Die Hilfs⸗ 
arbeiter für Aushilfe und Stellvertr. (58 35—40 GVollzO.) heißen 
„Gerichtsvollzieher kraft Auftrags“. 

4) Zur Verminderung fruchtloſer Vollſtreckungshandlungen und 
zeitraubenden Leerlaufs des Vollſtreckungsapparats mögen folgende 
Geſichtspunkte dienen: Die in der Rund V. v. 26. Febr. 1927 Ziff. 3 
Abſ. 2 (S. 279) empfohlenen Maßnahmen, insbeſ. die ſehr nutzbringen⸗ 
den Vordrucke für die Erteilung des Auftrags an den Gerichtsvoll⸗ 
zieher mit beſonderen Anweiſungen für ſein Verhalten bei 
vorausgegangenen fruchtloſen Pfändungen, Interventionen u. dgl. 
oder nach Leiſtung des Offenbarungseids ſcheinen in Anwaltskreiſen 
noch nicht allgemein bekannt zu ſein. In Kreiſen der Gerichtsvoll⸗ 
zieher wird die Auffaſſung vertreten, daß nicht ſelten wirtſchaftliche 
Erfolge zu erzielen wären, wenn der Gläubiger dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen des Gerichtsvollziehers weiteren Spielraum ließe, z. B. zur 
Bewilligung angemeſſener Teilzahlungen, kurzer Stundungen u. dgl. 
— In vielen Fällen erſcheint es von vornherein ausſichtslos, bei der 
Verſteigerung angemeſſene Gebote zu erzielen. Von der durch 8 825 
3 PO. zugelaſſenen Möglichkeit beſonderer Verwertung wird verhält⸗ 
nismäßig ſelten Gebrauch gemacht. — Die Heranziehung des Einzel⸗ 
handels zu den Zwangsverſteigerungen des Gerichtsvollziehers 
(Rund V. v. 3. Aug. 1928, S. 382) hat ſich m. E. wenig bewährt. 
Sehr gut bewährt hat ſich dagegen eine eingehende Kennzeichnung 
zu verſteigender Maſchinen und ſonſtiger wertvoller Pfandſtücke in 
der Bekanntmachung (jetzt Rund V. v. 29. Aug. 1929, S. 384). — 
Zur Vereitelung des Vollſtreckungsakts werden verſchiedene Tricks 
angewendet. Z. B. beantragen die aus 8771 ZPO. intervenierenden 
Dritten beim Vollſtreckungsgericht zunächſt einen Einſtellungsbeſchluß 
aus 8 769 Abſ. 2 3PO. Statt dann eine Entſch. des Prozeßgerichts 
herbeizuführen, erwirken ſie — unter Ausnutzung der Überlaſtung der 
Gerichte — in derſelben Zwangsvollſtrechungsſache auf 
Grund desſelben Sachverhalts und mit der nämlichen 
Begründung — nacheinander beim Vollſtreckungsgericht noch weitere 
Einſtellungsbeſchlüſſe (vgl. dagegen Stein⸗Jonas, ZPO. [14] 
8576, III zu Fußnote 19 [S. 576]). Einem derartigen Mißbrauch 
wird z. B. dadurch abzuhelfen ſein, daß der Gerichtsvollzieher (über 
863 Nr. 3 GeſchAnw. hinaus) an auffallender Stelle durch aus⸗ 
zufüllenden Stempelaufdruck zunächſt auf der Urſchrift und ſämtlichen 
Abſchriften des Pfändungsprotokolls den ihn vom Vollſtreckungs⸗ 
gericht mitgeteilten Einſtellungsbeſchluß mit Datum und Aktenzeichen 
vermerkt und dann auf die nach Ablauf der Einſtellungsfriſt ab⸗ 
zuſendenden Nachrichten über die Anberaumung des neuen Verſteige⸗ 
rungstermins nochmals denſelben Vermerk ſetzt mit dem Zuſatz, daß 
ein Einſtellungsbeſchluß des Prozeßgerichts in der geſetzten Friſt nicht 
vorgelegt iſt. Vielleicht wird auch durch Karteien über die Ein⸗ 
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Anſchwellen der Schadenserſatzforderungen gegen den Staat, hut 
ſächlich aus fehlerhaften Vollſtreckungshandlungen (vgl. S. 
note, S. 160 A. 4) und eine Erſchwerung der Dienſtaufſicht. ig 
greiflich iſt die Beunruhigung aller derer, die an der Durchſetzung n 
Richterſpruchs ein wirtſchafkliches oder berufliches Intereſſe und 
Was nützen alle auf die Prozeßführung aufgewendeten Mabeg ae 
Koſten, wenn das Ziel der Klage, die Befriedigung des knen 
anſpruchs, doch ſchließlich nicht erreichbar iſt! War in den 77 
Jahren die Entwicklung des Gerichtsvollzieherweſens bei den hin 
handlungen des Juſtizhaushalts im Staatsrat und Landtag regelm en 
Gegenſtand beſonders eingehender Verhandlungen, fo ſteht es Her 
im Vordergrund des öffentlichen Intereſſes. Iſt mit dem Inſtitus f 
Konjunkturforſchung anzunehmen, daß in Deutſchland der Ziel ab 
der wirtſchaftlichen Deprefſion noch nicht erreicht ift, fo iſt ni 
zuſehen, wie die Zwangsvollſtreckungserfolge ſich beſſern ſollen. ge 
Von aktueller Bedeutung ift deshalb die auf ſouveräner e 
herrſchung des Stoffes und reicher dienſtlicher Erfahrung bergen 
Kritik des Vollſtreckungsweſens (S. 6ff.). Die umfaſſende Bebe 
der Gerichtsvollziehertätigkeit für Rechtspflege und Wirtſchaft ). z 
bei ſchon zahlenmäßig die Vollſtreckungstätigkeit ganz beſonb ee 
hervortritt, und die Schwere und Verantwortlichkeit der ul 
des Gerichtsvollziehers werden dargelegt (S. 7, 8, 11). Jun et 
erſcheint mir die Feſtſtellung, daß die überwiegende Zahl ll 
Gerichtsvollzieher mit anerkennenswertem Eifer ihre Pflicht ee 
daß aber die Verhältniſſe ftärker ſind als die Bemühungen nicht 
amtenſchaft. Einzelne ſehr bedauerliche Erſcheinungen ſind aber nal” 
wegzuleugnen; fie find mit Nachdruck zu bekämpfen. Eine DATE, 
nismäßig große Zahl der Gerichtsvollzieher iſt zur Zeit Ba de 
laſtet, wenn nicht überlaſtet. Der immer ſchlimmer fühlbar we bung 
Mangel an vollausgebildeten Hilfskräften erſchwert die Beurla 
und Vertretung außerordentlich 52). „ w über 
Beſondere Beachtung gebührt den Ausführungen (S. 811 aus 
das geltende Syſtem des Gerichtsvollzieherweſens. Gegenüber, 7 
Kreiſen der Wirtſchaft und Rechtsanwaltſchaft immer wiede ß, 
forderten ſog. freien Gerichtsvollzieherwahl, die von der Juen 
verwaltung und den Gerichtsvollziehern abgelehnt wird und leich 
Nachteile Verf. darlegen, ſucht das geltende Syſtem einen u 
zwiſchen der Freilaſſung von Erwerb und Wettbewerb einerſei wild 
rein bürokratiſcher Ausgeſtaltung anderſeits. Dieſer Ausgl. cult 
durch folgende Geſichtspunkte gekennzeichnet: Feſtes, ruheg e ir 
fähiges Gehalt zur Gewährleiſtung der Selbſtändigkeit und Une 
lichkeit gegenüber den Parteien ). Aber als Leiſtungsanſporn 
z. T. ruhegehaltsfähige Gebührenbeteiligung bei Parteiaufträgen, ger 
weitere Aufwandsentſchädigung ). Einſchaltung einer gerichtlichen ört⸗ 
teilungsſtelle. Beſchränkung der örtlichen Zuſtändigkeit auf einen 
lich begrenzten Bezirk. ſtaube 
Verf. wollen nicht behaupten, es ſei nun alles im Zu 
beſter Ordnung. „Aber der Weg, auf dem eine weitere Beben 
Kommnung erzielt werden kann, führt nicht zu einem System. 
Syſtem. Für die Güte des Vollſtreckungsweſens iſt nicht die 
frage entſcheidend, ſondern die Perſönlichkeit des Bene 
und die Moderniſierung des Geſchäftsbetr! 


ſtellungsbeſchlüſſe der Vollſtreckungsgerichte geholfen werden Kar 
Schließlich wird auch der Vordruck ZP. Nr. 50 (Einſtellungs be eine 
des Vollſtreckungsgerichts — 88 769, 771-774 PD.) durch 
Erläuterung über das Verfahren zur Herbeiführung eines den 
ſtellungsbeſchluſſes des Prozeßgerichts verſtändlicher gemacht 1 
können, damit nicht aus Unkenntnis das Vollſtreckungsgert 0 und 
mals angerufen wird. Vgl. noch Strobel, Gläubigern 
Schuldnerkniffe: 3 DJuſt Amtm. 1930, 291. na bes 
8) Mit dieſer auch heute noch vielfach verkannten Denen en 
Gerichtsvollzieherweſens fteht die Dürftigkeit der reichs rec per 
Regelung im Widerſpruch. Die Prozeßgeſetze und das B ben zu 
ſchränken ſich darauf, dem Gerichtsvollzieher einzelne Aufg her 
übertragen. Das GVG. (8155) regelt nur die rechtliche Beh per 
des Gerichtsvollziehers und überweiſt (8 154) die Regelung 82 
Dienſt⸗ und Geſchäftsverhältniſſe den Juſtizverwaltungen ( 05 
88). Pgl. 8 73 PrAGEVG. Dieſe den Ländern überlaſſen n # 
lung ift überaus mannigfaltig ausgefallen. In einigen Län 2 
der Gerichtsvollzieher ein ſelbſtändiger Beamter, ſei es mit o il ein 
Einſchiebung einer gerichtlichen Verteilungsſtelle, in andern lle 
unperſönliche Behörde (Gerichtsvollzieheramt) gebildet. So Se 
Reichsreform (vgl. Lentz: BBP. 54, 480) in Gang Komm gen? 
wird fie ſich einer eingehenden Regelung des Gerichtsvollziehene ge⸗ 
nicht entziehen dürfen. Hierfür wird das vorliegende Werk 
eignete Grundlage bieten Kräften 
5a) Zur Zeit werden die Hilfsarbeiter z. T. aus b bet, 
der Bürorate B (88 31, 33 Buko) entnommen. Daß ihm ge 5 
laſſen werden muß, ſich neben ihrer Dienſtleiſtung in de ziehen 
ſelbſt privatim die erforderlichen Kenntniſſe für den Gerichtsve 
dienſt zu erwerben, iſt ein unhaltbarer Zuſtand. 4 ſeit 
6) Die Beamteneigenſchaft des Gerichtsvollziehers iſt ann, 
VerZivSen. v. 2. Juni 1913 (RG. 82, 85) allgemein ang 40 de 
2) Einzelheiten bringen die Anmerkungen auf S. 5 
vorl. Werks. 
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(S. 
des . Geht man hiervon aus, iſt alſo auch der Geſchäftsbetrieb 
Verfü, otöbollziehers fortlaufend durch Einführung aller heute zur 
Über, es ſtehenden Hilfsmittel (3. B. Fernſprecher, Poſtſcheckkonto 
Bali 27, 98], Schreib-, Diktier-, Vervielfältigungs⸗ und Rechen⸗ 
S. 39 en, Karteien, Kraftfahrzeuge u. dgl.) zu vervollkommnen (vgl. 
not des und die S. 277ff. abgedr. Rund V.), fo wird die Finanz 
0 Staats dazu zwingen, durch neuzeitliche Rationaliſierungs⸗ 

ri gend n Fortſchritt finanziell zu ermöglichen und möglichſt nutz⸗ 
er. du geſtalten. Nach geltendem Recht hat jeder Gerichtsvoll⸗ 
cht m Beiehen von der Pfandkammer (822 GRBollzd.), ein Ge⸗ 
das.). * auf eigene Koſten zu halten und auszuſtatten (8 21 
antworte hat auch Schreibgehilfen auf eigene Koſten und Ver⸗ 
beh ung einzuſtellen, wobei ihm jedoch der Geldverkehr vor⸗ 
Runde „ Aeibt (vgl. S. 36, 37, 66 und die S. 288 ff. abgedr. 
rüſtu 00. Soll jedes dieſer Büros den gewünſchten Grad der Aus⸗ 
nicht a. erreichen, ſo können Leerlauf und vermeidbare Mehrkoſten 
zentrotfleiben. Dem würde durch eine zweckmäßige Kon⸗ 
Geſchäſts ton abzuhelfen fein, nämlich durch Unterbringung der 
amt), zimmer in einem gemeinſamen Gebäude (Gerichtsvollzieher⸗ 
A mähig in nächſter Nähe des AG. Dann brauchen die 
te if Fi nur in weit geringerer Zahl beſchafft zu werden. Der 
en. und wirtſchaftliche Nutzerfolg könnte weſentlich geſteigert 
und da, Sürden in dieſer Weiſe die Gerichtsvollziehergeſchäftszimmer 
— ülfsperſonal in ſtaatliche Verwaltung übernommen, ſo wür⸗ 
andenen rlei Vorteile zu erzielen fein. Die naturgemäß vor⸗ 
lichen 3 Hemmungen würden wegfallen, die aus dem begreif⸗ 
zu ſparenſtrben ſich ergeben, von der Dienſtaufwandsentſchädigung 
60 Nr. 7 Über das jetzt zuläſſige Maß hinaus (58 27 Nr. 1 Satz 2, 
dienſt zu Satz 2 GVollzdo.) könnte der Gerichtsvollzieher im Innen⸗ 
zuſa unten des Außendienſtes entlaſtet, das Kaſſenweſen könnte 
Rechenmacefaßt, ausgebaut und modernisiert werdens), z. B. durch 
Personen schinen und Bankanſchlüſſe. Die Gefahr, daß unzuverläſſige 
ir als Gehilfen eingeſtellt werden (vgl. Rund V. v. 29. April 
fine) fe. 2, Sas 2, S. 280, würde vermindert Die Dienft- 
An onnte eindringlicher gehandhabt werden. Die Ausnutzung 
Vereithal n vollzieherbüros für die Ausbildung des Nachwuchſes, 
Ausbildun Ng einer Reſerve an Hilfsarbeiterkräften ſowie für die 
Volz ag der Referendare (Vollſtreckungsweſen, vgl. 8 19 Nr. 3 
im Beka Könnte einheitlich und methodiſch ausgebaut werden. Auch 
rungen er tmachungs- und Verſteigerungsweſen wären Verbeſſe⸗ 
heitlichun eichbar. Schließlich würde auch der Weg für eine Verein⸗ 

u des geſamten Einziehungsweſens frei gemacht werden. 

beſentlich die Rechtsverfolgung und verteidigung würde dadurch 
ie ei huerleichtert werden. Die Verteilung der Dienſtzimmer auf 
h 125 Stadtteile erleichtert dem Rechtſuchenden den Geſchäfts⸗ 
f endient dem Gerichtsvollzieher nicht. Dieſer iſt tagsüber im 
NENNT und deshalb ſchwer erreichbar. Im vorgeſchlagenen Ge⸗ 
prechſtunder damt dagegen könnte leicht für Innehaltung von 
efangendieen e) geſorgt, der Eil⸗, Vorführungs und Schuld⸗ 
Zuſam ar Könnte ſyſtematiſch ausgebildet werden. Die örtliche 
und dem Poor der Behörden erleichtert erfahrungsgemäß ihnen 
mid gef 1 blikum den Geſchäftsverkehr außerordentlich. Die leichte 


i die ke Erreichbarkeit des Gerichts vollzieherbüros iſt namentlich 
teilungen it d 


verkehr 


em Prozeß und der Zwangsvollſtreckung befaßten Ab⸗ 


Andes Ach. wichtig. 
zenmeichneorſeie müßten freilich bei Beibehaltung des oben ge- 
echtliche en Syſtems Maßnahmen vermieden werden, die etwa die 


Selbſtändigkeit 1c) des Gerichtsvollziehers beeinträchtigen 


Ta) m: 
werden 1 Die für die Betätigung des Hilfsperſonals geſetzten Grenzen 
Ya d Di er Praxis nicht ſtreng innegehalten. 
artiger Nu, Einführung eines Kaſſenbuchs zur Gewährleiſtung ſo⸗ 
gl. Rundeprüfbarkeit des Kaſſenbeſtandes würde ſich erübrigen 
8 3 b. 6. Mai 1929, 1 6786, Ziff. II und IV). 
dei 3 abe, wichtigſte Mittel zur Überwachung der Geſchäftstätigkeit 
ae, Sbollziehers (aber, abgeſehen von den Dienſtaufſichts⸗ 
uff „ keineswegs die einzige Erkenntnisquelle für die Dienſt⸗ 
(Wnnuteten dazu S. 4 unten]) find die ordentlichen und die un⸗ 
ar llichtgy; Veichäftsprüfungen durch den geſchäftsleit. Bürobeamten 
5 9 85 chter) und Bezirksreviſor (vgl. dazu S. 76, 77, 276, 278, 
aufenen m. 2 zu 9 66 GBollzD. (©. 77): Bei der zuge 
De 9, Gränkung der ordentlichen Geſchäftsprüfungen ſcheint mir 
‘ 5 empfehlenswert. 

10 1 Nr. 5 GVollzO. vgl. S. 32, 33. 
ei Rechtapfle⸗ Gerichtsvollzieher iſt ein ſelbſtändiges Organ 
debener 19er dem beſtimmte Aufgaben der Staatsgewalt unter 


Kontroge rantwortung anvertraut find; er unkerliegt zwar. 


ie, Kon 
fee „aber nicht der Leitung durch die ihm vorgeſetzte 
M übung S. 5). Dieſe Selbſtändigkeit des Gerichtsvollziehers bei 
genen et, im gefehrich (3154 Gold.; 873 Pracchch ch 
Aer 5 leiealts funktionen iſt m. E. z. B. mit der des Rechts⸗ 
later. 1920 eichbar (vgl. Vorſchl. d. Bund. d. D. JuſtAmtm. i. 
walten . 294). Verglichen mit dem verfaſſungsrechtlich gewähr⸗ 
to (ogl. 3 der rechtlichen Unabhängigkeit der richterlichen Ge⸗ 

b (og "euch. 69, 662 ff.) iſt die Selbſtändigkeit der Amtsaus⸗ 
8175 Frankf. Verf., Art. 6, I Oſterr. Verf.) als ein 


3303 


oder ſeine Berufsausübung ſchematiſieren oder intereſſelos 11) ge⸗ 
ſtalten könnten. 


Die oben gekennzeichnete Bewertung der Perſönlichkeit des Ge⸗ 
richtsvollziehers und der Moderniſierung des Geſchäftsbetriebs durch 
die Verf. darf aber nicht aus dem Zuſammenhang der Geſamtdar⸗ 
ſtellung gelöſt werden. Die Verf. unterſchätzen die Wichtigkeit einer 
guten Ausbildung und einer eindringlichen Dienſt⸗ 
aufſicht keineswegs 22). 

Im Verhältnis zum Niveau der Zulaſſungsbedingungen (8 2 
EVD.) müſſen die Anforderungen, die der Gerichtsvollzieherberuf 
an Intelligenz, Energie, Geiſtesgegenwart, Entſchlußfähigkeit und 
Rechtskenntniſſen ſtellt, als beſonders hohe angeſehen werden. Wie 
kaum ein anderer ſetzt der Beruf des Gerichtsvollziehers den Be⸗ 
aniten der Verſuchung aus, unerlaubte Vorteile anzunehmen. Einzelne 
von den einſchlägigen Rechtsgebieten gehören zu den allerſchwierigſten, 
man denke nur an Zwangsvollſtreckung und Wechſelrecht. Daher 
bilden forgfältige Ausleſe ſowie gründliche Ausbil⸗ 
dung und Schulung den Kern des ganzen Problems. 

Es ſcheint, als ob die bisherige Art der Ausbildung, trotz 
aller Bemühungen der Juſtizverwaltung, doch zu ſchematiſch gehand⸗ 
habt wurde. Jedenfalls kann ſie m. E. unter den heutigen ſchwierigen 
Verhältniſſen ſchwerlich noch als zulänglich angeſehen werden. Dabei 
iſt zu berückſichtigen, daß unſere Gerichtsvollzieher ſo überlaſtet 
ſind, daß ſie ſich Ausbildungszwecken nicht in dem Maße widmen 
Können, wie es nötig iſt. „Die Inanſpruchnahme des Staates für 
Amtspflichtverletzungen des Gerichtsvollziehers iſt außerordentlich groß. 
Bei weitem die meiſten aller Haftpflichtfälle, die die Staatskaſſe 
belaſten, entfallen auf fehlerhafte Vollſtreckungshandlungen“ (S. 2). 
„Erfahrungsgemäß beruht ein großer Teil aller gegen den Staat aus 
Anlaß von Zwangsvollſtreckungen erhobenen Schadenserſatzforderungen 
auf ungenügender Beachtung der für die Kenntlichmachung der 
Pfändungen erlaſſenen Beſtimmungen“ (S. 160 A. 4). In den Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten über Schadenserſatzanſprüche verſagt meiſtens die Be⸗ 
weiskraft des Pfändungsprotokolls, weil die Gerichtsvollzieher die 
tatſächlichen Vorgänge unrichtig oder unvollſtändig beurkundet, insbeſ. 
den Inhalt etwa angebzadjter Pfandanzeigen in das Protokoll nicht 
aufgenommen haben 18). Die Verſtöße gegen elementare Erforderniſſe 
einer zuverläſſigen und überſichtlichen Aktenführung und Regiſtratur 
ſowie einer beweiskräftigen Beurkundung ſind bei den Geſchäfts⸗ 
prüfungen ?) fortlaufend wahrzunehmen 14). Von vornherein fehlen 
z. B. Eingangsvermerk 15) oder Dienſtregiſternummer (8858 Nr. l, 
60 Nr. 4, 74 Nr. 2 GVollzO., § 23 Nr. 1 Geſch Anw.). Gegen die 
Vorſchriften über Führung der Regiſter 16) und Akten wird verſtoßen 
(5 60 Nr. 6, ogl. insbeſ. 88 59 Nr. 5, 61 GVollzO.). Schriftſtücke 
werden urſchriftlich zurückgegeben ohne Hinterlaſſung eines Ver⸗ 
merks (8 74 Nr. 2 Satz 5 GVollzO.) des Inhalts von Eingabe 
und Antwort 17), Daher find die Akten unvollſtändig und ermöglichen 
nicht die Nachprüfung des Verfahrens (8 74 Nr. 2 Satz 4 GVollzs). ). 
Die Schuldtitel uſw. werden ohne jede Sicherung gegen Abhanden⸗ 
kommen in die Akten gelegt 18). Ihre Rückgabe bei Stundung oder 


Ausſchnitt dieſes Syſtems aufzufaſſen. Der Staat übt in ſolchen 
Fällen ſeine Hoheit unmittelbar durch das betreffende Organ 
aus, ohne Zwiſchenſchaltung eines Regierungsorgans (vgl. Heins⸗ 
heimer, Unabh. d. Gerichte [1929] S. 25, 26; ogl. noch Roſen⸗ 
berg, Lehrb. ZivPrR. 8 25, II 2). 

11) Bei der erforderlich werdenden Anderung der Abgrenzung 
zwiſchen Dienſteinkommen und aufwand (vgl. Allg Vfg. v. 23. April 
1926 [JMBl. 186] Ziff. 4, vgl. S. 39, 290; ferner Rund . v. 
9. Aug. 1930, Ia 879, Ziff. 1, 2, 3, 5) müßte die Beibehal⸗ 
tung eines wir kſamen finanziellen Anſporus zu 
erfolgreicher Leiſtung erſtrebt werden, wobei auch die aus 
Schreibgebühren uſw. erzielten Vorteile in billiger Weiſe zu berück⸗ 
ſichtigen wären (vgl. S. 40 A. 3). 

12) Vgl. S. 7. Auch auf dieſe Geſichtspunkte iſt in den auf 
S. 275 ff. abgedr. Rund V. wiederholt hingewieſen. 

13) Rund V. v. 14. Febr. 1928, I 7603. 

14) Vgl. noch die Aufzählung in der Rund V. v. 25. Febr. 
1926 Ziff. 3 (S. 276) und v. 26. Febr. 1927 (S. 278) ſowie auf 
S. 76, 77 i. d. Anm. 

15) Näheres: 8 5 Nr. 4 AGGeſchD. 

16) Wegen der Bedeutung des Dienſtregiſters ſ. S. 67 A. 1. 

17) Der urſchriftliche Verkehr iſt keineswegs überall vorteilhaft 
und nur mit Sicherungsmaßnahmen unbedenklich. Infolge der er⸗ 
forderlichen Vermerke auch über den Inhalt der Eingabe und Ant⸗ 
wort iſt die Erſparnis an Schreibarbeit gegenüber ſchriftlichem Be⸗ 
ſcheid in den Fällen gering, in denen auf größtmögliche Vollſtändig⸗ 
keit des Akteninhalts Wert gelegt werden muß. — Eine Anordnung 
in dem Sinne iſt erwünſcht, daß der Gerichtsvollzieher Abſchrift oder 
die Urſchrift aller von ihm erteilten Beſcheide bei den Akten behält. 
Dies gilt beſonders von den den Gläubigern erteilten Beſcheiden (pgl. 
S. 85 A. 3. 876 GVollzoO.). 

18) Erwünſcht iſt eine Anordnung dahin, daß zurückzugebende 
Schuldtitel, Beweisurkunden u. dgl. in einem in die Akten einzu⸗ 
heftenden und mit entſprechender Aufſchrift zu verſehenden Umſchlag 
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nach Erledigung wird verzögert oder vergeſſen ($ 76 Nr. 1 GVollzd., 
8859 Nr. 3, 62 Nr. 2 Satz 2 Geſch Anw.). Teilleiſtungen werden 
nicht auf dem Schuldtitel vermerkt (8 59 Nr. 3 Satz 9 GVollzdO.), 
ſo daß ſtets die Gefahr nochmaliger Vollſtreckung trotz Leiſtung be⸗ 
ſteht. Schon die Wahl des zweckmäßigſten Vordrucks verurſacht 
öfters mehr Schwierigkeiten, als man erwarten ſollte 19). Die Pro⸗ 
tokollaufnahme iſt vielfach recht mangelhaft. Oft wird unterlaſſen, die 
Pfandſtücke einzeln zu bezeichnen (88 72 Nr. 5, 73, 77 Nr. 140 
Geſchelnw.). Beſonders viele und bedenkliche Fehler kommen bei 
den Protokollen über Anſchlußpfändungen 20) und über die für 
mehrere Gläubiger gemeinſam erfolgenden Pfändungen oder Verſteige⸗ 
rungen vor (88 82, 83 Geſch Anw.; 88 826, 827, 804 Abſ. 3 ZPO.). 
Die auf S. 380 abgedr. MindGebBek. v. 8. April 1914 iſt nicht 
ausreichend bekannt (88 77 Nr. 8 Satz 6ff., 126 Nr. 3 und 15e 
Geſch Anw.). Recht bedenklich iſt die einſeitige Parteinahme einzelner 
Gerichtsvollzieher für Schuldner, die ſich in eigenmächtiger Nicht- 
abhaltung, Aufhebung oder Verlegung des Verſteigerungstermins 
äußert, zumal wenn die Benachrichtigung des Gläubigers unterbleibt 
(88 62, 63 Nr. 1 Satz 1, 67 Nr. 3, 77 Nr. 3 und 7ff. Geſch Anw.). 
Auch eigenmächtige Bewilligung von Ratenzahlungen erlebt man. Oft 
wird überſehen, daß bei Einleitung des Vergleichsverfahrens zur Ab⸗ 
wendung des Konkurſes die Pfändung bis zur Eröffnung des Ver⸗ 
fahrens zuläſſig iſt (8 54 Nr. Za Geſch Anw.). Die Ablieferung ge⸗ 
pfändeten oder gezahlten Geldes wird verzögert (88 75 Nr. 1, 85 Nr. 5 
Geſch Anw.). Vielfach fehlt es am Begreifen von Rechtsnormen, des 
Weſens der Wertpapiere, insbeſ. von Wechſel und Scheck (88 47 
Nr. 1 b, 48 Nr. 3 Satz 3, 59 Nr. 3 Satz 3 und 4 G(VollzO.; 88 79 
Nr. 2 Satz 3 und Nr. 6, 87 Nr. 1, 90 Geſch Anw.). Ihre Unzu⸗ 
ſtändigkeit kennen die Gerichtsvollzieher öfters nicht, wenn es ſich 
um Zwangsvollſtreckung gegen eine Gemeinde oder Kirchengemeinde 21) 
oder dgl. handelt (vgl. § 15 Ziff. 3 EG ZPO. 22); 88 47 Nr. 2a J, 54 
Geſch Anw. 28)). 

Es mangelt ebenſo an Schulung im Büro⸗ und 
Regiſtraturdienſt, im Beurkundungsweſen (vgl. 8 14 
Geſch Anw.) wie an der Beherrſchung der zahlreichen 
Dienſtvorſchriften und der ihnen zugrunde liegen⸗ 
den Geſetze. Die Ausbildung bei einem AG., einer Gerichts kaſſe 
und einem Gerichtsvollzieher (8 3 Nr. 1 GVollzdO.) ſcheint nicht mehr 
auszureichen. Vielmehr erſcheint es geboten, die im $3 GVollzO. und 
in der Rund. v. 25. Mai 1926 zu 2 (S. 276) — für größere 
Orte — empfohlenen Lehrkurſe grund ſätzlich und als unerläß⸗ 
liches Ausbildungsmittel einzuführen und methodiſch aufzubauen. 
Dazu gehört insbeſ., daß aus Kreiſen der in Prozeß⸗, Vollſtreckungs⸗, 
Beſchwerde⸗ und Juſtizverwaltungsſachen und im Kaſſendienſt be⸗ 
ſonders bewährten Beamten diejenigen als Lehrkräfte herangezogen 
werden, die eine pädagogiſche Begabung gezeigt haben. Dieſe Lehr⸗ 
kräfte dürften aber dem einſchlägigen praktiſchen Dienſt nicht ent 
fremdet werden. Sie brauchten im Dienſt nur mäßig entlaſtet zu 
werden, wenn die Lehrtätigkeit zu einem gut bezahlten Nebenamt 
geſtaltet würde; dann würde ſich auch eine genügende Zahl finden 20. 
zu verwahren ſind. Vgl. noch 876 Nr. 2 GVollzO. Heranzuziehen 
find die 88 59 ff. AGGeſchO., insbeſ. 861 Nr. 1 und 2, 8 65 Nr. 1. 

19) Pgl. z. B. Rund V. v. 12. Juni 1929 (S. 380) und v. 
7. Juli 1930, I 7163. 

20) Wiederholt iſt es vorgekommen, daß der Gerichtsvollzieher 
für jeden Gläubiger einen beſonderen Verſteigerungstermin an⸗ 
beraumte. Der Grundſatz der Einheitlichkeit der Zwangsvollſtreckung 
(88 827 ZPO.) ſcheint ſchwer begriffen zu werden. — Vielfach werden 
im Protokoll die beteiligten Gläubiger ganz unzulänglich bezeichnet 
(3. B. „u. Gen.“). 

21) Begriffe wie „Gebiet der Allgemeinen Gerichtsordnung“, 
„Kommunalverband“, „Korporation“ werden ohne nähere Erläute⸗ 
rung nicht verſtanden (zu S. 123 und 137). Insbeſ. bedarf es auch 
einer Erörterung des für Kirchen und Kirchengut geltenden Rechts, 
ſchon im Hinblick auf die neuen Kirchenverfaſſungen (vgl. noch 
Stein⸗Jonas, 815 EG., Bem. 3 [S. 1182). — Wegen der 
Stadtſparkaſſen vgl. RG. 122, 180 = JW. 1929, 1132. 

22) Druckfehler in Anm. 3 S. 123. 

23) Fehler wurden auch bei der Beitreibung von rückſtändigen 
Beiträgen der Allgemeinen und Beſonderen Orts⸗ und der Land⸗ 
Rrankenkaffen, insbeſ. auf Grund von Pfändungsbefehlen gemacht 
(§S 28 RVO., vgl. 8 754 daſ.; § 13 PrVerwZwVO. [S. 319], 
Art. 36 AusfAnw. v. 28. Nov. 1899. PrAbgGeſetzguVerwZ Bl. 
1900, 4; Brauchitſch, PrVerwGeſ. [24] I, 670). 

24) Es iſt nicht einzuſehen, warum die Juſtizbeamten darauf an⸗ 
gewieſen ſein ſollen, Nebenerwerb bei anderen Behörden (3. B. bei 
den MEX.) zu ſuchen. Zulagen für eine Lehrtätigkeit im Gebiete der 
Juſtizverwaltung ſind mindeſtens in gleichem Maße zu rechtfertigen 
wie für die Tätigkeit in der Arbeitsgerichtsbarkeit. Vgl. auch Allg⸗ 
Vfg. v. 25. Sept. 1930 betr. Rechnungsgebühren (JMBl. 303) 
Ziff. II, 8, 9. Auch die Übungskurſe für Referendare würden mit 
einer geringeren Zahl an Richterkräften und beſſerem Erfolg als bis⸗ 
her durchgeführt werden können, wenn die Lehrtätigkeit im gut be⸗ 
zahlten Nebenamt zugelaſſen würde; ſchätzungsweiſe dürfte dabei etwa 


die Hälfte des jetzigen Koſtenaufwandes erſpart werden Ronnen. Ahn⸗ 
liches iſt über die Rechtspflegerkurſe zu ſagen. 


Die Kurſe müßten ſyſtematiſch aufgebaut werden, beginnend mit An 
fäugerübungen in der Aktenbearbeitung, Regiſtratur und im eib⸗ 
tokollführen; daneben von vornherein Ausbildung auf der Schr 
maſchine und in Kurzſchrift. Sie müßten in der ſog. feminariftll 
Methode abgehalten werden: Zuteilung und Abhörung des l 
ſtoffes, Frage und Antwort, Durchprüfung und Korrektur Pen 
tiſcher Arbeiten, forenſiſche übungen. Aus perſonellen und finanzielle 
Gründen könnten derartige umfangreiche Kurſe aber nur 
einigen wenigen AG. in der Provinz eingerichtet werden 1 
für dieſe Zwecke planmäßig mit ausgeſuchtem (83 ch i. 
Satz 6 (VollzO.) Perſonal zu beſetzen wären. Alſo auc u 
dieſer Beziehung ein Bedürfnis nach Konzentration, wofür übrige 
83 Nr. 2 Satz 2 (VollzoO. bereits den Weg weiſt. Derartige wa, 
könnten zugleich als Wiederholungskurſe für Obcherſche ai 
zieher 25), 3) und für die Ausbildung der Juſtizanwärter und Juz z 
ſupernumerare (58 4, 24 Buko) nutzbar gemacht werden (ogl- 
Nr. 2 Satz 3 GVol;D.). vr 
Eine derartige methodiſch aufgebaute und eindringliche Du 85 
bildung würde in ganz anderem Maße die unbedingt gebotene dr 
leſe der Geeigneten und der beſonders Tüchtigen, ſowie die 4 ch, 
zeitige Ausſcheidung der minder Geeigneten ($3 Nr. 4 Saß 
EVollzO.; Allg Vfg. v. 25. Febr. 1926 Ziff. 2 Abſ. 1 Spater 
[S. 2760) ermöglichen als ein mehr oder minder ſchablonengee 
Vorbereitungsdienſt allein. Sie würde zugleich auch ermöglich 
den oben gekennzeichneten Gerichtsvollzieherämtern fortlaufend 35 
eigneten Nachwuchs und ausreichende Reſerve an Hilfsarbeit 
zuzuführen. des 
Es iſt nicht zu verkennen, daß die vorgeſchlagene Ergänzung en 
Büro- und Ausbildungsweſens zunächſt ohne einen gewiſſen St 
aufwand nicht durchführbar fein wird 26). Aber jo wie die Ver 
niſſe nun einmal liegen, bleibt nur die Wahl, ob künftig DIE en, 
ausgaben für die gekennzeichneten Verbeſſerungen oder, wie b 
zur Deckung von Regreßanſprüchen an den Staat auszugeben ſin m 
Das vorl. verbienftvolle Werk hat feine im Vorwort ge gez 
zeichneten Ziele voll erreicht. Die Verf. fordern am Schluß auf. 
Vorworts zu Anregungen für die weitere Ausſtattung des Werken un 
Für die Praxis der Dienſtaufſicht halte ich eine zuſam nd 
hängende Darſtellung der typiſchen Fehler ſowie der Aufgabe en 
zweckmäßigſten Methode der Prüfung für nutzbringend . die 
Prüfungsbeamten wird Anleitung zu geben fein, insbe]. 9 
Prüfungstechnik und die unentbehrliche Niederſchrift des 
fungsergebniſſes 28). 3 Ger 
Für den täglichen Gebrauch des Gerichtsvollziehers, de uf del 
richts und der Geſchäftsprüfung beſteht das Bedürfnis, die a ll in 
Einzelfall anwendbaren, meiſtens verſtreuten Beſtimmungen per’ 
ihrem Zuſammenhang aufzufinden und erſchöpfend zu er⸗ 
ſehen. Dieſe Aufgabe kann das Sachregiſter allein nicht erfüllen! 5a; 
fahrungsgemäß fällt dem Nachſuchenden nicht immer alsbald ez 
paſſende Stichwort ein. Deshalb wäre erwünſcht, daß bei jeder der 
ſtimmung der GVollzO. auf die entsprechenden Vorſchriften Jie 
Geſch Anw. und des Anhangs verwieſen wird und umgekehrk der 
Gerichte und Gerichtsvollzieher werden einen weiteren Aus gelung 
Erläuterungen wünſchen. Für Lehrzwecke 29) dürfte die Darſt be⸗ 
an Anſchaulichkeit gewinnen, wenn die in grundlegenden Entſch“ 
handelten Fälle als Beiſpiele eingearbeitet würden. l inein 
Aus den dargebrachten Gründen möchte ich auch eine 8 Ge⸗ 
arbeitung des Koſtenweſens (vgl. S. 40, 56, 60, 313 ff.) x 0 l. 
bührenordnungen 30) (S. 54 ff., 297ff.) und des PrStempet 10 15 
S. 40, 100, 174, 176, 177, 210, 219, 227, 327/8) ine Alb⸗ 
läuterungen für zweckmäßig halten; desgl. einen vollſtändige N der 
druck der einſchlägigen Beſtimmungen mit Erläuterungen, au 
anwendbaren Tarifſtellen des PrStempStG. Sti 
Dieſe Anregungen mögen durch einige der Praxis durch 
proben entnommenen Beiſpiele veranſchaulicht werden: 


0 Rund v. 25. Febr. 1926 Ziff. 2 Abſ. 2 (S 276 md 
26) Dies gilt insbeſ. von der Unterbringung der Anwar 
Lehrkräfte (Arbeits⸗ und Wohnräume). b 966 
) In ihr wären die Ausführungen der A. 19, 5 ſae 
GVollzo. und A. 4 zu 8 71 Geſch Anw. (S. 76/7, 160/ j geht 
der Allg fg. v. 25. Febr. 1926 Ziff 3 (S. 276, v. Dun 
1927 (S. 278/90) und v. 14. Febr. 1928 (S. 279/80) mel 
zu verarbeiten. üitslel, 
28) Muſter für die Geſchäftsprüfungsprotokolle des geſchä brin⸗ 
Bürobeamten (Aufſichtsrichters) und Bezirksreviſors wären 1 
gend, ſchon deshalb, damit im Einzelfall nichts Weſentlich 
geſſen wird. Mori! 
29) Für die erſten Anfänge freilich müßte noch eine "narit 
zum vorliegenden Werk als Lehrbuch geſchrieben werden, ‚jahre! 
müßten die zahlreichen einſchlägigen Rechtsbegriffe und 
erklärt und durch Beiſpiele dem Verſtändnis näher gebracht 
Als Vorarbeit könnte eine Sammlung der in der Praxis am 
beobachteten Fehler von Nutzen ſein. weſen 
30) Eine Vereinfachung des Gebührenweſens würde en und 
zur Entlaſtung beitragen. Die für den Anſatz der Gebühren ud” 
Auslagen aufgeſtellten Grundſätze (S. 298 ff.) ſcheinen die 
habung nicht zu erleichtern. 
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Im 977 Begriffe „beteiligt“, „Akten“ und „rechtliches Intereſſe“ 
Bi Nr. 2 GVollzO. (8 760 ZPO.) dürften zu erläutern fein. 
Goll d den Begriffen „Abholungsliſte“ uſw. in § 61 Ziff. 11 

dürfte auf die entſprechenden Beſtimmungen der auf 
abgedr. Kaſſenordnung zu verweiſen fein. — Die Ge⸗ 
meinzelner Gerichtsvollzieher, in Sp. 6 des DienſtReg. 
ie entſtandenen Gebühren nicht einzeln, ſondern durch eine 


8 Ulsanwendung Können die Begriffe „Partei“, „Verwandtſchaft“, 
Deren Senf uſw. im § 155 GVollzO. dem Anfänger Zweifel 


er eri hnsbeſ. taucht in der Praxis öfters die Frage auf, wie 
Prozer ichtsvollzieher es bei ſeiner Zugehörigkeit zu einer am 
919). „ ‚eteifigten Geſellſchaft u. dgl. zu handhaben hat (NG. 7, 


man fie Berückſichtigung des Steuerabzugs (R§ . 15, 239) jucht 


mehr cher ich in der (amtl.) Anm. zu § 54 Nr. 1 Geſch Anw.; viel⸗ 
vl Ben 15 863 GeſchAnw. (8 775 BBD.; vgl. Stein⸗Jonas 
nen, 


Sdollz; 


Sep 
Ante nach § 5 Abf. 2 nur gewährt werden, wenn die perſönliche 


Saus 

Git nach ung länger als eine Stunde dauerte. Der ſeinem Wort- 
inne ei 

da 770/30 ſchränkender Auslegung (Rund. v. 
losen ocz | 
abliefern. Satz 3) nur dann an den Prozeßbevollmächtigten des Kl. 
her wenn dteſer zum Empfang durch eine an den Gerichts⸗ 
Inhalt d gerichtete Erklärung des Gläubigers oder nach dem 
er vorzulegenden Vollmachtsurkunde beſonders ermächtigt 
Grundſatz hat auch ſtempelrechtliche Bedeutung. Mehr⸗ 
die MW. dem Gerichtsvollzieher bei der Auftrags- 
Br: vom Gläubiger unterſchriebene Mitteilung zu über⸗ 
ER der der Gerichtsvollzieher „erſucht“ wird, den bei⸗ 
Am eld Betrag an den RA. zu ſenden; eine förmliche Vollmacht 
vier die fang wird daneben nicht ausgeſtellt. In der Praxis 
eil a de Anwendbarkeit der TarSt. 19 Abſ. 4 ſtreitig geworden, 
ng er Urkunde ſelbſt (8 3 StempSt®.) das der Zahlungs- 
7 Bi zugrunde liegende Rechtsverhältnis (Abtretung, Voll⸗ 
ar (Ab ohne weiteres erſichtlich iſt 52). Die nach der fraglichen 
ende A) für die Stempelpflicht vorausgeſetzte, eine Vollmacht 
"be erkehrsſitte wird durch $48 Nr. 1 Satz 2 Geſch Anw. 
tige dic würde ein zeitlich geordnetes Verzeichnis der ein⸗ 
hagen JuſtMinverf. die Handlichkeit des Buchs als Nach- 
nds 5 ) 
A ünen gewordenen Verfügungen (etwa durch Klammern) zu kenn⸗ 
erfüg ind die Stellen des Buchs zu vermerken, an denen die 


wol, für den erkees das größte Verdienſt erworben. Es wird nicht 
wacher N praktiſchen Dienſt und die Ausbildung der Gerichts⸗ 
LEE i der Juſtiz, ſondern auch für das Büro des RA., die 
br. ei er Referendare, für wiſſenſchaftliche Arbeit und die 


grundlegendes und unentbehrliches Hilfsmittel fein. _ 
A OG Präſ. Dr. Gülland, Halle a. d. S. 


% 

und des Reichsrechts. Geſamtſachverzeichnis zum Bundes⸗ 
Reichs eichsgeſetzblatt 1867/1929. Herausgegeben vom 
= miniſterium des Innern. Berlin 1930. Reichsver⸗ 


Zia, 0) V 
alen)! gl. Stein-Jonas, 8 49, II (S. 136) (mit verdruckten 


i 30’ Koſenber 

i a 9, 825, II 5. 

Uhu dri Allgöfg v. 6. April 1927, Jm l. 137, gif. I. 1 
t aufade auf S. 322 ff. abgedr. Allg Vfg. v. 17. Febr. 1930 zu E 


150 0. Pa ihr Abdruck dürfte nützlich fein. 

15 18 Loeck⸗Eiffler, PırStemp&t®. (10) Bem. 5g zu 

pech 284), Ben. 8 b zu TarSt. 1 (S. 129, 130); Hum⸗ 
yt, PrStempSt®. S. 449 ff. zu D f. 


lagsamt. Preis 8 , Behördenvorzugspreis 6 , (geb. 
9,60 und 7.60 ). 


Bei der ſtarken Zunahme der geſetzgeberiſchen Tätigkeit des 
Reichs iſt es ſchwierig geworden, ſich durch die im Laufe der vielen 
Jahre erfolgten unzähligen amtlichen Veröffentlichungen des Reichs 
ſchuell und ſicher durchzufinden. Das Aufſuchen eines Geſetzes, einer 
BD. oder eines Staatsvertrages in dem nunmehr 65 Bände um⸗ 
faſſenden Bundes- und Reichsgeſetzblatt verurſacht ſelbſt den mit dem 
Stoff genügend Vertrauten Schwierigkeiten. 

Zur leichteren Auffindung der amtlichen Veröffenklichungen iſt 
das A BC des Reichsrechts geſchaffen worden. In ihm jmd 
alle Geſetze, Staatsverträge, VO. und Bekanntmachungen aufgeführt, 
die der Norddeutſche Bund und das Deutſche Reich erlaſſen haben und 
die im Bundesgeſetzblatt (18671871) oder im RGBl. (1871 bis 
1929) veröffentlicht ſind. 

Hauptſachverzeichniſſe waren erſchienen in den Jahren 1877, 
1883, 1887, 1897, 1907 und 1917; ſie ſchloſſen jeweils mit dem 
vorhergehenden Jahre ab. Dem neuen, unter der Bezeichnung A BC 
des Reichsrechts im Juni d. J. erſchienenen Hauptſachverzeichnis 
Rommt ſchon deswegen beſondere Bedeutung zu, weil es zum erſten 
Male das geſamte Reichsrecht der Nachkriegszeit erfaßt und 
zuſammenſtellt, in der die Reichsgeſetzgebung auf weite ihr bisher 
verſchloſſene Gebiete vorgedrungen iſt. 

In feinem Aufbau weicht das ABC von den früheren Haupt⸗ 
ſachverzeichniſſen vor allem dadurch ab, daß das bisher ohne ein⸗ 
heitliches Syſtem auf Grund von Stichwörtern zuſammengeſtellte 
Sachverzeichnis nunmehr nach ſachlichen Geſichtspunkten geordnet 
iſt. Der Stoff zu den einzelnen Stichwörtern iſt entſprechend unter⸗ 
gegliedert. Die ſyſtematiſche Anordnung ſowie die überſichtliche Ge⸗ 
ſtaltung der Erläuterungen und Verweiſungen erleichtern das Zu⸗ 
rechtfinden. Die neue Gliederung des Stoffes ermögkicht einen ſchnellen 
Überblick über die den einzelnen Sachgebieten in den 63 Jahren 
zuteil gewordene geſetzgeberiſche Behandlung. 

Auch in drucktechniſcher Hinſicht ſind alle modernen Er⸗ 
fahrungen berückſichtigt. Die äußere Anordnung, der bei einem 
Sachverzeichnis entſcheidende Bedeutung zukommt, iſt überſichtlich und 
plaſtiſch. 

Reiche Arbeit liegt in der ſyſtematiſchen Zuſammenſtellung des 
geſamten Reichsrechts und viel Überlegung in der äußeren Anordnung 
der Wiedergabe. 

Trotz der erheblich ausgedehnteren und vertieften, mehr auf 
ſachliche Geſichtspunkte eingehenden Berichterſtattung iſt der Umfang 
infolge zweckmäßigerer und überſichtlicherer Sachanordnung erheblich 
geringer als beim letzten Hauptſachverzeichnis 1867/1916. Während 
dieſes 1674 Seiten umfaßte, bringt das ABC die 5500 alphabetiſch 
geordneten Stichwörter auf nur 688 Seiten. 

Der die Herausgabe des ABC des Reichsrechts leitende 
Miniſterialrat im RInnM. Dr. Kaiſenberg hat ſich mit dem 
A BEC, das dem Benutzer Zeit erſpart und den Geſchäftsverkehr in 
jeder Hinſicht erleichtert, ein beſonderes Verdienſt erworben. 

Wann die allſeits erſehnte Sammlung des geltenden Reichs⸗ 
rechts erſcheint, iſt ungewiß; bis dahin bietet das A BC einen ge⸗ 
wiſſen Erſatz. Aber auch nach Erſcheinen der Sammlung des Reichs⸗ 
rechts wird dieſes Hauptſachverzeichnis unentbehrlich ſein, da es 
einen Überblick nicht nur über das geltende Recht, ſondern auch 
über die Entwicklung der Geſetzgebung gibt. 

Der Wert des A BC mit ſeiner überſichtlichen Sachanordnung 
hat ſich praktiſch u. a. darin offenbart, daß Intereſſentenkreiſe 
wiederholt um Genehmigung zum Abdruck der für ſie einſchlägigen 
Sachgebiete gebeten haben. So beabſichtigt auch der Vorſtand des 
Deutſchen Anwaltvereins zu Leipzig’ die im A BC enthaltene Zu⸗ 
ſammenſtellung der die Anwaltſchaft betreffenden Reichsgeſetzgebung 
im Terminkalender für deutſche RA. und Notare abzudrucken. 

ObgtegR. im RInnM. Dr. Medicus, Berlin. 


Jahrbuch für Entſcheidungen in Angelegenheiten der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts. Auf 
Grund amtlichen Materials herausgegeben von Viktor Ring, 
Geh. Oberjuſtizrat, Vizepräſident des Kammergerichts a. D. 
Siebenter Band. Berlin 1930. Verlag von Franz Vahlen. 
Preis geb. 12 . 

Der 7. Band enthält 7 Beſchlüſſe des RG. und weitere 
87 Entſcheidungen der letztinſtanzlichen Gerichte der Länder aus der 
Zeit vom März 1929 bis Juli 1930. Dieſe letzteren Entſcheidungen 
find in den bisher üblichen Gruppen: Allgemeine Grundſätze des 
Verfahrens, gerichtliche und notarielle Urkunden (4), Vormundſchafts⸗ 
ſachen. Perſonenſtand (15), Nachlaßſachen (7), Handelsſachen. Vereins⸗ 
ſachen (22) und Grundbuchſachen (39) angeordnet. 

Auffällig groß iſt die Zahl der grundbuchlichen Entſcheidungen, 
die z. T. wichtigſte Fragen des Liegenſchaftsrechts behandeln. 

Die Sammlung verdient auf die gleiche Stufe geſtellt zu werden 
mit der amtlichen Sammlung der RGeEntſch. in Zivil⸗ und Straf⸗ 
ſachen und iſt ein nicht zu entbehrendes Nachſchlagewerk. 

D. 
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Rechtſprechung 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Bivilfachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 


(' Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 
1. Anwaltſchaft. 

1. 8 817 BG B. Anwaltshaftung. Der beide 
Eheleute beratende Anwalt rät dem Mann zur 
Übernahme der Alleinſchuld gegen einen von der 
Frau erklärten Unterhaltsverzicht. Der Anwalt 
hat den Mann von den trotzdem erhobenen Unter⸗ 
haltsanſprüchen der Frau freizuhalten. ) 

(U. v. 24. Febr. 1928; 307/27 III. — Berlin.) Sch.] 

Abgedr. ZW. 1928, 150015. 


Zu 1. Es ſei mir geſtattet, aus dem oben nicht abgedruckten 
Tatbeſtande folgendes mitzuteilen: Die Ehefrau des Kl. hatte 
als deſſen Verlobte mit einem anderen Maune geſchlechtlich 
verkehrt und nach der Eheſchließung mit dem Kl. aus dieſem 
Verkehr ein Kind geboren. Eine Anfechtung der Ehe aus SS 1332 f. 
BGB. würde aller Vorausſicht nach zum Erfolge geführt haben. 
Und ebenſo würden in dieſem Falle höchſtwahrſcheinlich alle Unter⸗ 
haltsanſprüche der Frau gegen den Kl. gem. 8 1345 BGB. erloſchen 
fein. Jedenfalls konnte der Bekl., als er die Ehegatten beriet, dieſe 
Rechtslage ſeinen Erwägungen zugrunde legen. Aber die Ehegatten 
wollten die Anfechtung vermeiden. Ich nehme an, daß die Ehefrau 
nicht bloßgeſtellt werden ſollte. Die Ehegatten einigten ſich über die 
Herbeiführung der Scheidung, obwohl ja ein Scheidungsgrund tat⸗ 
ſächlich nicht vorlag. Und nun ging der Kl. ſogar ſo weit, mit der 
Vortäuſchung eines Ehebruchs die Alleinſchuld auf ſich zu nehmen. 
Aber er wollte wenigſtens von jeder Unterhaltspflicht befreit ſein. 
Und ſo kam es unter der beratenden Mitwirkung des Bekl. zu der 
Verzichterklärung, die die Grundlage des vorliegenden Rechtsſtreites 
bildet. Da ſich die Ehefrau nachträglich an dieſen Verzicht nicht für 
gebunden hielt, klagte ſie auf Unterhalt und erzielte ein obſiegliches 
Urteil. War aber der Verzicht wirklich unwirkſam? Ich würde bei 
dieſer Sachlage doch erhebliche Bedenken getragen haben, die Frage 
zu bejahen. Die Handlungsweiſe der Ehefrau verſtieß gegen jeden 
Begriff von Anſtand in einem Maße, daß ich jedes Mittel ergriffen 
haben würde, die Frau an ihrer Verzichterklärung feſtzuhalten. Und 
das würde m. E. nicht allzu ſchwer geweſen ſein. Der Mann hätte durch 
die Anfechtung die Auflöſung der Ehe unter Wegfall der Unterhaltspflicht 
erreichen können. In den oben nicht mitabgedruckten Gründen ſagt das 
NG. ſelber, es ſei eine „Hauptſtütze“ der Rev. geweſen, daß die Frau 
einen Unterhaltsanſpruch nicht beſeſſen und alſo auf etwas verzichtet 
habe, was ihr ohnehin nicht zugeſtanden hätte. Das hat das RG. 
mit der Bemerkung abgetan, das Anfechtungs verfahren ſei von den 
Parteien nicht eingeſchlagen worden, und es ſtehe weder feſt, noch ſei 
feſtzuſtellen, ob das Anfechtungsverfahren mit dem Erfolge hätte durch⸗ 
geführt werden können, daß die Ehefrau ihres Unterhaltsanſpruchs 
verluſtig gegangen wäre. Aber warum hätte das nicht feſtgeſtellt 
werden können? Es wäre wirklich nicht das erſtemal, daß ſich das 
RG. mit der Frage befaßt hätte, wie ein Rechtsſtreit ausgegangen 
ſein würde. Freilich würde dann das RG. vor der kniffligen Frage 
geſtanden haben, ob es zuläſſig ſei, auf dem Wege eines Sitten⸗ 
verſtoßes einen Erfolg anzuſtreben, der auch auf eine erlaubte Weiſe 
hätte erreicht werden können. Dieſe Frage wird eine grundſätzliche 
Entſcheidung kaum zugelaſſen. Sie wird von Fall zu Fall zu prüfen 
ſein. Und in unſerem Falle würde ich unter Abwägung des Ver⸗ 
haltens beider Teile zugunſten des Mannes zu entſcheiden geneigt 
geweſen ſein. Jedenfalls aber hätte nun wohl auch dieſer Geſichts⸗ 
punkt Berückſichtigung bei der Prüfung der Frage verdient, ob nicht 
doch der Bekl. bei gewiſſenhafter Prüfung der Sach⸗ und Rechtslage 
ohne Fahrläſſigkeit zu dem Ergebniſſe gelangen konnte, daß ſich im 
vorl. Falle ein Bedenken gegen die Wirkſamkeit des Verzichts nicht 
erheben laſſe. Im übrigen dürften gegen die Begründung des Urteils 
Bedenken kaum beſtehen. 

SenPräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 


D. S. 


2. Notariat. ® 
ich 


2. Der Notar iſt nicht verpflichtet, von 15 
aus ſelbſt das Grundbuch einzuſehen; er 1 
ſich aber vor der Beurkundung eines Grunden 
kaufvertrages davon überzeugen, daß der 1 
fer zuverläſſige Kenntnis von dem Hypotheſen, 
ſtande hat und die Beteiligten darauf hinwanhe 
daß die Beurkundung auf ihre Gefahr geſche 

Richtunggebend iſt das Urteil RG. 95, 298 ) dem aht 
die Inſtanzrichter gefolgt find. Danach iſt der Notar en 
verpflichtet, von ſich aus ſelbſt das Grundbuch einzuſe ge 
wohl aber gehört es zu feinen Amtspflichten, vor ber den 
urkundung eines Grundſtückskaufvertrages ſich davon zu dem 
zeugen, daß der Käufer zuverläſſige Kenntnis von die 
Hypothekenſtande hat. Der Notar hat feſtzuſtellen, U aft, 
Beteiligten ſich eine ſolche zuverläſſige Kenntnis verſch 
ob ſie ſelbſt das Grundbuch eingeſehen haben oder auf maß 
Unterlagen ſich ſonſt ihre Kenntnis ſtützt. Mindeſtens gehen 
der Notar, wenn er nicht ſeinerſeits das Grundbuch ein die 
will oder kann, die Beteiligten darauf hinweiſen, daß n 
Beurkundung nur auf ihre Gefahr geſchehen könne. ding 
Hinweis der zuletzt bezeichneten Art hat der Bekl. aller me 
unterlaſſen. Aber das angeführte Urteil läßt eine Ausnd es 
für den Fall zu, daß der Notar nach den Umſtänden 
Falles, insbeſ. nach der Perſönlichkeit der Erſchienenen halt 
Grund davon ausgehen darf, daß ſie ſich von dem Int 
des Grundbuchs zuverläſſig überzeugt haben. beide 

Einen Ausnahmefall der letzteren Art haben 
Inſtanzrichter angenommen. men 

Der BerR. faßt das Beweisergebnis dahin zus ge 
daß der Bekl. nur einen früheren, nicht den gegenwar e. 
Stand des Grundbuchs aus eigenem Wiſſen beſtätigt Vell. 
— Bei dieſer Sachlage verneint der Ber., daß der ge 
ſchuldhafterweiſe es unterlaſſen habe, den Kl. auf di 
deutung des gegenwärtigen Grundbuchſtandes Wu 
weiſen. Er erwägt: Kl., akademiſch gebildet, habe ſich digen 
fein ſicheres Auftreten den Anſchein eines geſchäftskun fe 
Mannes gegeben. Der Bekl. habe annehmen dürfen, f 
dem Kl. wohlbekannt, daß der Stand der Belaſtunge eine 
Grundſtücks ſich jederzeit habe ändern können. Das IM 
Frage der allgemeinen Geſchäftskenntnis; den Bat in el 
auch das nicht irrezumachen brauchen, daß Kl. dem Be gabe 
ein großes Maß perſönl. Vertrauens entgegengebracht gun! 

In den Ausführungen des Ber. ift kein Rechten, 
zu finden. Seine Annahme, der Bekl. habe aus der rlauſ 
lichkeit und dem Auftreten des Kl. bei dem Geſamte chen 
der Angelegenheit ohne Verletzung der verkehrserforder ße 
Sorgfaltspflicht die Überzeugung gewinnen können, doch 
ſonderer Hinweis auf die Veränderlichkeit des Grun oßen 
ſtandes fei dem Kl. gegenüber nicht am Platze, liegt car 
teils auf dem tatrichterlichen Gebiete. Rechtlich ſind ui der 
legungen des BerR. nicht zu beanſtanden. Sie finden fol 
vom RG. zugelaſſenen Annahme eine Stütze. Der Note Et, 
freilich ſeine Rechtskenntniſſe und ſeine geſchäftlich . fol 
fahrung in den Dienſt der Beteiligten ſtellen; aber kr och 
fi) nicht nach Art eines Vormunds über ſie ſtellen; ret 


weniger iſt er dazu da, daß die Beteiligten das Riſiko Reb 
geſchäftlichen Unternehmungen auf ihn abwälzen. Die it 
geht zu weit, wenn fie fordert, daß der Bekl. ganz o die 


ſicht auf die Perſönlichkeit des Kl. dieſen hätte a ht 
Gefahr des Grundbuchs belehren ſollen; gerade dieſe 0 des 
durfte der Bekl. nach der ausdrücklichen Feſtſtellung ner 
BerR. beim Kläger als bekannt vorausſetzen. Daß. zu 
Notar in bezug auf die Belehrung der Beteiligten u del 
viel als zu wenig tun ſoll, mag richtig ſein, iſt aber al ink 
von der Rev. angezogenen Stelle wohl mehr als Be darf 
für die Ausübung des notariellen Amtes gedacht un 


1) JW. 1919, 502. 
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ni 

en führen, daß der Richter bei der Beurteilung der 

wägun ldensfrage vom Notar mehr verlangt als bei Ab⸗ 

gun 8 aller Umſtände des Falles und unter Berückſich⸗ 

lage d der Perſönlichkeit der Beteiligten ſich aus der Sach⸗ 
Lechtfertigen läßt. 


v. 3. Juni 1930: 40/29 III. — Frankfurt a. M.) 
Sch.] 


3. 8839 B B.; Art. 45 Prö GG. 
eine Die Beglaubigung einer Ausfertigung iſt 
bis „Dem Notar perſönlich obliegende Amtz- 
mu cht; ihre übereinſtimmung mit der Urſchrift 
darf er perſönlich nachprüfen, auf Angeſtellte 
5 ſich hierbei nicht verlaſſen. 
vom Abwägung des eigenen Verſchuldens als 
ene G. im Gegenſatz zu der vom BG. gefun⸗ 
Reck Teilung ſelbſtändig zu beantwortende 
chtsfrage. 


ihm das BG. erachtet für erwieſen, daß der bekl. Notar die 
letzt N Kl. gegenüber obliegende Amtspflicht fahrläſſig ver⸗ 
tan be Die Vorſchrift des Art. 45 Prec., daß der 
dahfn notarielle Ausfertigungen zu unterſchreiben habe, müſſe 
Recht berftanden werden, daß er die Verantwortung für die 
er biebkeit der Abſchriftsbeglaubigung ſelbſt übernehme; wenn 
Angeſt Vergleichung der Ausfertigung mit der Urſchrift einem 
Nellten übertrage, jo tue er das auf eigene Gefahr. 
gestellte Rev. meint, dem Notar ſei es nicht verboten, An⸗ 
Er 
r fi 
feit AL 
8 831 


au 7. 
len = dürfe, daß die Angelegenheit von nachgeordneten Stel⸗ 
Dieſe Nag bearbeitet werde, verletze er keine Amtspflicht. 


u . 
ab dein V 


39 ariatsrecht, 8. und 10. Aufl., 88 58 und 62 S. 313 
füllun ). Dagegen kann er ſich zur Hilfeleiſtung bei Er⸗ 
lich och r eigentlichen Amtsgeſchäfte, die ihm höchſt perſön⸗ 
iſt ins gen, eines Gehilfen nicht bedienen, und $831 BGB. 
d. g. Seit grundſätzlich ohne Bedeutung (ebenſo Oberneck 
Rey. 8 24 S. 152). Anderes iſt auch in der von der 
Dort angezogenen Entſch. JW. 1910, 1004 4 nicht gejagt. 
flicht fandelte es ſich um die Frage, ob der Notar ver⸗ 
genbiz ck t, feine Angeſtellten anzuweiſen, im Falle feiner 
Inne lichen Abweſenheit regelmäßig eine Vorprüfung vor⸗ 

5 75 ob das Amtsgeſchäft, „das ihm übertragen werden 
nötigenf wa beſonders dringlich iſt und den Auftraggeber 
ge W ‚am einen anderen Notar zu verweiſen. Dieſe 
laſſe f .g nein das RG. und fügt hinzu, aus $ 839 BGB. 
Derfehn, eine Schadenserſatzpflicht des Notars wegen bloßer 
ne ungen ſeiner Angeſtellten nicht herleiten, der Notar 

27 ieſem Rechtsgrunde nur in Anſpruch genommen 
derwalku wenn er perſönlich (oder ſein von der Juſtiz⸗ 
son beſtellter Vertreter) ſich einer Verletzung ſeiner 

3 9 ſchuldig mache. Vorliegend aber handelt es ſich 
ficht, in eine vom Notar perſönlich zu erfüllende Amts⸗ 
nach Art amlich um die Beglaubigung einer Ausfertigung 
d Gr; 45 PrßG. Die Ausfertigung vertritt gegenüber 
eng ndbuchamte die Urſchrift und genießt denſelben 
der Ne en Glauben wie jene. Auf ihre Richtigkeit muß ſich 
ber ihrcbtsverkehr unbedingt verlaſſen können. Der Notar, 
das in unbereinſtimmung mit der Urſchrift beſcheinigt, tut 
10 zur Namittelbarer Ausübung ſeiner Amtspflicht, und wenn 
dit ſich achprüfung der von ihm zu beſcheinigenden Richtig⸗ 
ſieſer wies Gehilfen bedient, fo tut er das bei Erfüllung 
eine er bei jeder anderen ihm obliegenden Amtspflicht auf 
e Weilar und Verantwortung (vgl. ZW. 1914, 35414). 
A Ster rügt die Rev., daß die Vorſchriften des 8 839 
erhalt az 2 und Abſ. 3 ſowie 8 254 BGB. auf den Sach⸗ 
Abt alt richtig angewendet worden ſeien. Dieſe Rüge 
nwendanbings inſoweit fehl. als fie meint, daß bei richtiger 
ng der beiden in § 839 BGB. zugunſten des Be⸗ 


amten getroffenen Sonderbeſtimmungen eine Erſatzpflicht des 
Bekl. gänzlich in Wegfall komme. Wohl aber erweiſt ſich bei 
erſchöpfender Würdigung des vom BG. feſtgeſtellten Geſamt⸗ 
verhaltens des Kl. ſein Mitverſchulden als größer, als das 
BG., das die Klage zu ¼ ͤ zugeſprochen, zu ½ abgewieſen 
hatte, annimmt. (Es folgt nähere Darſtellung des Ver⸗ 
haltens des Kl. nach Entdeckung des Verſehens.) 

Bei Abmeſſung des beiderſeitigen Verſchuldens war zu 
berückſichtigen, daß der bekl. Notar gegen ſeine klare Amts⸗ 
pflicht in grober Weiſe verſtoßen hat. Die Rechtsſicherheit 
erfordert, daß auf notarielle Ausfertigungen unbedingter 
Verlaß ſein muß, und es iſt ſchwer zu verſtehen, daß dem 
Notar bei Durchſicht der Urkunde nicht nur die Weglaſſung 
einer ganzen Parzelle, ſondern auch der auffallende Mangel 
der Schlußbeſcheinigung, der ihn hätte ſtutzig machen und 
zur beſonders genauen Nachprüfung der ganzen Urkunde 
hätte veranlaſſen müſſen, entgangen ſind. Andererſeits wiegt 
auch das Mitverſchulden des Kl. ſchwer. Nachdem er er⸗ 
kannt hatte, daß die Parzelle nicht auf ihn umgeſchrieben 
worden war, durfte er ſich nicht durch einen „Schuldſchein“ 
des Verkäufers beruhigen laſſen, ſondern mußte dafür ſorgen, 
daß die Grundbucheintragung richtiggeſtellt wurde; denn ſo 
viel weiß auch der einfache Laie, daß es bei Rechten an 
Grundſtücken auf die Eintragung im Grundbuche ankommt, 
auch war ja gerade das Fehlen dieſer Eintragung der Grund 
geweſen, wegen deſſen ſich der Kl. den Schuldſchein hat über⸗ 
haupt ausſtellen laſſen. Das Verſchulden beider Teile er⸗ 
ſcheint hiernach etwa gleich ſtark, und es erſchien daher an⸗ 
gemeſſen, den Schaden im gleichen Verhältnis zu verteilen. 

(U. v. 27. Mai 1930; 307/29 III. — Frankfurt fe 500 
ch. 


4. 88 5, 9, 12 PrNotGebO.; § 34 Pr GKG. 
Vorausſetzungen eines Auftrages und Begriff 
eines Urkundenentwurfes i. S. §9 daſ. Amts⸗ 
verpflichtung eines im Dezember 1923 in An⸗ 
ſpruch genommenen Notars, die Beteiligten auf 
ihre dahingehende Frage darüber zu belehren, 
daß vom 1. Jan. 1924 ab mit Herabſetzung der 
Notarsgebühren zu rechnen ſei. f) 


Die ausſchlaggebende Frage des Streites der Parteien 
iſt die, ob eine Verſchiebung der Beurkundung vom Dezember 
1923 in den Januar 1924 die Notariatsgebühren auf die 
erheblich niedrigeren Sätze des neuen Tarifs verbilligt hätte, 
oder ob der Notar ſchon vor der am 29. Dez. 1923 vor⸗ 
genommenen Beurkundung die höheren Sätze des alten Tarifs 
verdient hatte, ſo daß es auf den Zeitpunkt der Beurkundung 
gar nicht mehr ankam. Die vom Kl. geforderte Gebühr iſt 
die Gebühr für Beurkundung des Kaufvertrags 
(8 34 Pr.), die nach §S 5 PrNotGebO. auch der Notar 
für ſeine Beurkundungstätigkeit erhält. Sie iſt fällig ge⸗ 
worden, als das Geſchäft beendet war, d. h. alſo mit Voll⸗ 
ziehung der Urkunde oder, noch konkreter ausgedrückt, mit dem 
Zeitpunkt, in dem der klagende Notar, nachdem das Protokoll 
vorgeleſen und von den Beteiligten unterſchrieben worden 
war, ſeinerſeits die Urkunde unterſchriftlich vollzog (vgl. 
auch Beus hauſen, Gebo. für Notare, 4. Aufl., Anm. 1 
zu § 19 Abſ. 1 PrGͤKG., S. 183). Nun beſtimmt Art. IX 
der VO. v. 18. Dez. 1923, daß dieſe (im Art. VI den neuen 
niedrigeren Tarif einführende) VO. am 1. Jan. 1924 in 
Kraft tritt und auf alle zu dieſem Zeitpunkt noch nicht fällig 
gewordenen Gerichtskoſten und noch nicht beendeten Ge⸗ 


Zu 4. Der Entſch. des RG. iſt zuzuſtimmen. Sie bringt zwar 
nichts Neues, iſt aber dennoch ſehr lehrreich. Der ſich aus ihr er⸗ 
gebende Tatbeſtand iſt folgender: 

Ein Notar (Kl.) hatte am 29. Dez. 1923 einen Grundſtücks⸗ 
kaufvertrag beurkundet. Am 1. Jan. 1924 waren gemäß VO. v. 
18. Dez. 1923 (PrGS. 556 ff.) die jetzigen — gegenüber der Inder⸗ 
Geb. niedrigeren — Gebührenbeträge für die „volle Gebühr“ in 
Kraft getreten. Nach der Übergangsvorſchrift des Art. IX fanden 
dieſe neuen Gebühren auf alle am 1. Jan. 1924 noch nicht fälligen 
Koſten und auf alle noch nicht beendeten Geſchäfte Anwendung, auch 
ſoweit für ſie ſchon Arbeiten geleiſtet waren. Auf die ausdrückliche 
Frage des Beteiligten (Bekl.) hatte der Notar ihn nicht darüber 
belehrt, daß die Gebühren für die Beurkundung ſich im Falle einer 
Aufſchiebung des Notariatsakts über den 1. Jan. 1924 hinaus er⸗ 
mäßigen würden. 

I. Das RG. bringt am Schluſſe feiner Ausführungen zum 
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ſchäfte Anwendung findet, in letzterer Hinſicht auch inſoweit, 
als Arbeiten bereits geleiſtet ſind. Soweit der Kl. un⸗ 
mittelbar die Kaufvertragsgebühr aus § 34 PrGͤKG. for⸗ 
dert, kann es hiernach keinem Zweifel unterliegen, daß er 
dieſe Gebühr nur nach den niedrigeren Sätzen des neuen 
Tarifs erhalten hätte, wenn die Beurkundung auf Januar 
1924 verſchoben worden wäre. 

Der Kl. beruft ſich aber gegenüber der Annahme, daß 
der Bekl. alsdann auch im Endergebnis billiger weggekommen 
wäre, auf zwei Sondervorſchriften der PrNotGebO. Von der 
Regel des §5 PrNotGebd., daß die Notare für die im 
PrGKG. behandelten Geſchäfte der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit im allgemeinen die im PrGͤKcG. für die Tätigkeit 
des Richters feſtgeſetzten Gebühren erhalten, macht die Pr⸗ 
NotGebO. nämlich in den SS 9 und 12 Ausnahmen zugunſten 
der Notare. Nach § 9 wird die für die Beurkundung be⸗ 
ſtimmte Gebühr auch dann erhoben, wenn der Notar auf Er⸗ 
fordern nur den Entwurf einer Urkunde fertigt. Nach $ 12 
erhält der Notar in allen Fällen, in welchen ſeine Tätig⸗ 
keit in Anſpruch genommen iſt und ſtattgefunden hat, ohne 
daß das bezweckte Geſchäft durch ihn vollzogen iſt, fünf 
Zehntel der vollen Gebühr; unterbleibt nach Fertigſtellung 
des Entwurfs einer Beurkundung die Vollziehung derſelben, 
fo finden die Vorſchriften des 89 Anwendung. Der Kl. 
meint, er habe unter der Herrſchaft der alten Gebührenſätze, 
bevor die Frage der Verſchiebung der Beurkundung über⸗ 
haupt aufgeworfen wurde, bereits den Entwurf des Kauf⸗ 
vertrages gefertigt und daher nach den Sondervorſchriften 
der 88 9 und 12 PrNotGeboO. die der Höhe nach mit der 
Re des $ 34 VrGRG. übereinſtimmende Gebühr bereits 
verdient. 

Soweit ſich der Kl. dabei auf 8 12 PrNotchebO bezieht, 
verkennt er allerdings den Sinn dieſer Geſetzesbeſtimmung. 
Sie ſetzt voraus, daß die Tätigkeit des Notars in Anſpruch 
genommen wird und ſtattgefunden hat, ohne daß das be⸗ 
zweckte Geſchäft durch ihn vollzogen wird; ſie iſt alſo nur 
anwendbar, wenn die Vollziehung des gebührenpflichtigen 
Aktes unterbleibt (Beushauſen, 4. Aufl., Anm. 2 zu 812 
Abſ. 1). Im vorliegenden Falle iſt aber die Beurkundung 
des Kaufvertrages, die von Anfang an beabſichtigt war, un⸗ 
ſtreitig auch tatſächlich durch den Kl. vollzogen worden und 
dadurch für ihn die volle Gebühr des 834 PrGͤK. er- 
wachſen; für die Entſtehung der — hilfsweiſen — Gebühr 
des § 12 PrNotGebO. ift und war alſo in keinem Stadium 
der Angelegenheit Raum. Bedenken beſtehen aber dagegen, 
daß das BG. auch den Sinn des $I PrNotGeboO. zu⸗ 
treffend gewürdigt hat. Gewiß würde es zu weit gehen, wenn 
man aus dieſer Beſtimmung, wie das anſcheinend die Rev. 
will, den Grundſatz herleiten wollte, daß unter allen Um⸗ 
ſtänden der Zeitpunkt der Fertigſtellung eines Vertrags⸗ 


Ausdruck, daß es in der Unterlaſſung der Belehrung die Verletzung 
einer Amtspflicht erbliche und daß der Bekl. berechtigt ſei, mit 
ſeinem Schadenserſatzanſpruch aufzurechnen, weil bei einer Vornahme 
des Notariatsakts im Januar die Gebühren geringer geweſen wären. 
Dem iſt beizuſtimmen — allerdings nur weil der Notar ausdrück⸗ 
lich befragt worden war. Ohne eine ſolche Befragung hätte der 
Notar keine Veranlaſſung gehabt, den Beteiligten über eine bevor⸗ 
ſtehende Ermäßigung der Gebühren zu belehren; ebenſowenig wie der 
Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit dies getan hätte. Vielleicht 
hatte der Notar die Belehrung unterlaſſen, weil er der Anſicht war, 
daß die Gebühren bereits durch den von ihm gefertigten Entwurf 
entſtanden und fällig geworden waren. Ein Irrtum über dieſe 
Rechtsfrage erſcheint aber unerheblich. 

II. Wird der Notar mit der Aufnahme eines notariellen 
Protokolls beauftragt und fertigt er vorher hierzu einen Entwurf, 
ſo werden ſeine Gebühren in der Regel erſt durch die Vollziehung 
des Protokolls ſeitens der „beteiligten“ und „mitwirkenden“ Per⸗ 
foren (i. d. R. des Notars allein) fällig. Die deutſche RAGebO. 
enthält in 885 ausdrückliche Vorſchriften über den Eintritt der 
Fälligkeit. Entſtanden iſt z. B. die Verhandlungsgebühr ſchon bei 
der erſten ſtreitigen Verhandlung; fällig wird ſie aber erſt, wenn 
eine der Vorausſetzungen des 885 NAGED. eintritt (Vorliegen 
einer Koſtenentſcheidung oder Beendigung der Inſtanz oder Erledigung 
des Auftrages). Das PrGͤKG. läßt die Gebühren i. d. R. „bei Be⸗ 
endigung des Geſchäfts“ fällig werden (8 11); die PrNotcgebO. enthält 
indes eine Beſtimmung über den Eintritt der Fälligkeit nicht. Man 
nimmt deshalb an, daß die Fälligkeit bei Beendigung der notariellen 
Tätigkeit gemäß 8 614 BGB. eintritt (vgl. Raus nitz, 8 19 
GKG. Note 1 und Beushauſen, § 19 GKG. zu Abſ. 1). Der 
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entwurfs und nicht derjenige der ſpäteren Beurkundung, 
die Entſtehung der Gebühren maßgebend ſei. 8 9 beſagt 
etwa, daß die Beurkundungsgebühr ſtets ſchon mit der in’ 
fertigung des Entwurfs verdient ſei (das würde ain en 
wälzung des ganzen, an und für ſich auf die Notarsgeb hei’ 
erſtreckten, Syſtems des Vr&R®. bedeuten, auch wird 1.1 
ſpielsweiſe die oben erörterte Beſtimmung des $ 12 denn 
Satz 2 PrRotchebO. dann gänzlich überflüſſig fein), ſon daß 
er trifft ſeinem klaren Wortlaute nach nur den Fall. 
der Auftrag an den Notar (das „Erfordern“) zun, 
nur dahin geht, er ſolle den Entwurf einer Urkunde aht. 
tigen. Darum beginnt auch Oberneck, auf deſſen gut Nit 
liche Auskunft ſich der Revkl. bezieht, fein Schreiben u 
den Worten: „Wenn Sie zunächſt nur den Auftrag Pr; 
ten, einen Vertragsentwurf anzufertigen, ſo kommt darin 
NotGebO. zur Anwendung.“ Dem BG. iſt alſo auch 
noch beizutreten, wenn es an die Spitze ſeiner Erörtert 
den Grundſatz ſtellt, daß 89 PrRotcgebOd. nur zur, Tr 
wendung komme, wenn der Notar nur oder wenigſten? de. 
nächſt nur mit dem Entwurf einer Urkunde beauftragt, ind 
Die weiteren Ausführungen des BG. zu dieſem Punkte 
aber von Rechtsirrtum nicht frei, ſondern nötigen zu ngen 
Annahme, daß das BG. ſich weder über die Vorausſetzuuff 
eines Auftrages i. S. des 8 9 a. a. O. noch über den eg 
eines Entwurfs i. S. derſelben Vorſchrift völlig klar 
weſen iſt. 3 zur 
Das BG. erachtet das Vorliegen eines Auftrage 15 
Anfertigung eines Vertragsentwurfs deshalb für det 
geſchloſſen, weil von vornherein beabſichtigt geweſen Al, zu- 
Kl. ſolle den Vertrag beurkunden. Dem kann nichieger⸗ 
geſtimmt werden. Die bloße Abſicht, den ſpäter abzuſch ua 
den Vertrag ſchließlich vom Notar beurkunden zu of 
ſchließt nicht aus, daß die Beteiligten zunächſt einen d weiſe 
Vertragsentwurf vom Notar anfertigen laſſen, möglicher eud⸗ 
z. B. um ſich erſt an der Hand des Entwurfs über den B60, 
gültigen Abſchluß einig zu werden. Weiter meint das dan 
der Entwurf, den der Kl. im Auftrage des RA. % ihn 
gefertigt, ſei noch nicht ein ſolcher geweſen, daß durch 
die Gebühr des § 9 PrNotGebd. verdient geweſen sei gen 
wie den Zeugenausſagen zu entnehmen ſei, ſeien die Jedi, 
mit dem Bekl. erſt am 29. Dez. 1923 über alle Br 
gungen des Kaufvertrages einig geworden, und den ge⸗ 
habe den Akt dann erſt auf der Schreibmaſchine ſert Nine 
macht. Dieſe Ausführungen enthalten zunächſt inſofern yon 
gewiſſen Widerſpruch, als die Abſicht, den Vertrag ine 
Notar beurkunden zu laſſen, fo lange nicht wohl als r 
feſte und endgültige angeſehen werden kann, als die "re 
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Kl. konnte deshalb nicht mit Erfolg einwenden, daß berel Ge⸗ 
ſeiner am 29. Dez. 1923 erfolgten Befragung bez. der neuen ger 
bühren die alten, höheren Gebühren fällig geworden feier of 
Umftand die Anwendung der Übergangsvorſchriften ausge ie ? 
habe. Mit Recht hebt das NG. hervor, 89 PrNotcheb O. N 
Entwurfsgebühr nicht ſchon entſtehen, wenn der Notar, = Ent 
Beurkundungsauftrag erteilt fei, ſchon vorher ene al, 
wurf gefertigt habe. Die Entwurfsgebühr hat vielmehr zur ur auf 
ſetzung, daß der Auftrag nur oder wenigſtens zunächſt u ſich⸗ 
Fertigung eines Entwurfs gerichtet iſt. Das erg. der 
wie auch das RG. darlegt, aus den Worten des 8 9 „u der 
Notar auf Erfordern nur den Entwurf ... fertigt zundung 
Kl. behauptet hatte, einen ſolchen Auftrag trotz der Beurkifl mil 
abſicht des Bekl. erhalten zu haben, hat das R. die rück 
Recht an die Vorinſtanz zur Klärung dieſer Behauptung 1 Auf 
verwieſen. Hierbei gab das RG. dem BG. zwei rechtli 15 woll 
Klärungen: einmal, daß ein Entwurfsauftrag auch dann ART, 
denkbar ift, wenn die Beteiligten eine Beurk und ung g lige 
haben; iſt es doch tatſächlich keine Seltenheit, daß die Be oe" 
zunächſt einen Entwurf ſehen und ſich über ihn beraten, dt 
um ſich dann erſt über ihre endgültige Beurkundnueis nl 
ſchlüſſig zu werden. Des weiteren führt das NG. unter Vin, die, 
Beushauſen aus, daß der Entwurf i. S. des 89 I, ſpäter 
jenige Faſſung des Rechtsgeſchäfts zu enthalten brauche, es wied 
unverändert dem notariellen Protokoll zugrunde geld end 
ſondern daß jeder Entwurf genüge, der geeignet iſt, deptenel, 
gültigen Feſtſtellung der Verhandlung als Grundlage dt 
ſelbſt wenn fi) Anderungen als notwendig erweiſen. heb 

III. Der Kl. hatte weiter verſucht, die Fälligkeit der 4 
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aut unverändert der Beurkundung des Vertrages 
dern E © gelegt wird. Mit Recht hebt demgegenüber die Rev. 
ſchon daß ein fertiger Entwurf — nach ſtändiger Rſpr. — 
gebr. . vorliegt, wenn die Erklärungen in eine Form 
= ind, die geeignet ift, der endgültigen Feſt⸗ 
zu 9 0 als Grundlage zu dienen (Beushauſen, Anm. 111 
80, Eine feſte Regel dafür, wann dies der Fall iſt, 
allerdings nicht aufſtellen, und inſofern iſt die 
Tochter, ob ein Entwurf angefertigt worden iſt, Tatfrage; 
hm ig würde es aber fein, wenn das BG. von der An⸗ 
cher gr ausgegangen ſein ſollte, daß ſelbſt das Fehlen ſol⸗ 
Erſahru gaben, die leicht und ohne beſondere Kenntniſſe und 
Ent artgen zu ergänzen find, das Vorliegen eines fertigen 
Haraktefs i. S. des 89 ausſchließe, oder daß der Entwurfs⸗ 
rn ſchon dadurch verloren gehe, daß ſich Umände⸗ 
Bay; oder Verbeſſerungen als notwendig erweiſen (Beus⸗ 
laen en a. a. O. ſowie Anm. II 2 daſ.; auch Fried⸗ 
merkund de Kraemer, PreGebd. für Rechtsanwälte, An⸗ 
das zug 79 und 81 zu Art. 13). Gerade davon ſcheint aber 
begnü >. auszugehen, da es ſich mit der bloßen Feſtſtellung 
192g %, daß die Brüder K mit dem Bekl. erſt am 29. Dez. 
worden er alle Bedingungen des Kaufvertrages einig ge⸗ 
Abmach jeien, ohne ſich darüber auszuſprechen, an welchen 
und welcnden es denn am 29. Dez. 1923 noch fehlte, und ob 
dieser He Lücken der vom Kl. gefertigte Vertragsentwurf in 
dings Beziehung enthielt. Hierzu ſei bemerkt, daß aller⸗ 
fun — 0 der Kl. eine ſubſtanziierte Angabe über die Faſ⸗ 
geſuch fi angeblichen Entwurfs erſt in ſeinem Armenrechts⸗ 
Teich, ür die Rev Inſt., nach Erlaß des BU., unter Über⸗ 
trages 8 des nach feiner Angabe bei Beurkundung des Ver⸗ 
daher verwendeten Entwurfs, nachgeholt hat. Das Bu. war 
ein zuheben. Bei der erneuten Verhandlung und Ent- 
ig wird das BG. zu prüfen haben, ob der Bekl., wie 

d . 
u dente geltenden Höhe mit g 12 Abſ. 1 Satz 2 PrNotGebd. 
der Boni, Mit Recht hielt ihm das NG. jedoch den Wortlaut 
Entwurſg ait entgegen: „Unterbleibt nach Fertigſtellung des 
\ bie ener Beurkundung die Vollziehung derſelben, jo 
ziehun de Vorſchriften des 89 Anwendung.“ Da hier die Voll⸗ 
Beurkundung nicht unterblieben war, ſchied §8 12 ohne 
N Notare z — In dieſem Zuſammenhauge mag dem Bedauern 


Nedar, inreigen. beſteht, obgleich es ſich um ein offenſichtliches 
zn über a8 eben des Geſetzgebers handelt, noch immer der Streit 
dar N 0 bei 
be ec be der 5 12 PrRotceb O. gilt, oder ob daneben 
on Nicht Bei 

von 20 deechtsgeſchäften — der 9 52 Prötch. mit feinem Höchſtſatz 
bare, v anzuwenden iſt. (So die zwar herrſchende, aber unhalt⸗ 
It und 

ung. 

ſaßten gl. die Begründung in den von dem Unterzeichneten ver⸗ 


Preuf;. Notar, 2. Aufl., S. 102 und den dem letzten deutſchen 
ebd.) vorgelegten Entwurf des Unterzeichneten zu einer RMNot⸗ 


Iv . 
han läterwahnenswert iſt ſchließlich noch folgendes: Der Tat- 
> ht 5905 erkennen, ob der Notar e gemäß 
„ge durch den LGPräſ. hatte feſtſetzen laſſen (was 
0.04 auch bei bloßen notariellen Entwürfen zuläſſig it, vgl. 
„ 363). Die Feſtſetzung wäre aber auch unerheblich ge- 
met und h. der Feſtſetzungsbeſchluß keinen vollſtreckbaren Titel 
80 Übrigen Nichtzahlung der Gebühren den Prozeß nicht erſpart. 
kun u erfolgt die Feſtſetzung nur gemäß dem Inhalte der 
ſotar einge ohne daß z. B. geprüft werden darf, ob das von dem 
weckeſchlagene Verfahren (Aufnahme zweier Urkunden ftatt 
mäßig war. Auch der hier vorliegende Streit der Parteien 
* 5 in dem Verfahren der Feſtſetzung nicht zur Entſcheidung 
bolt 193 en können (vgl. die ſehr gute Überficht von Rufflar: 

30, 593 ff.). RA. Dr. Curt Callmann, Berlin. 


j 8 
N be: In der Entſch. iſt der Notar aus Anlaß feiner Mit⸗ 
amen umher Verpfändung von Nentenbriefen in Anſpruch ges 
boy, erden. Der Pfandgläubiger hat darauf gerechnet, daß ihm 
1 eutenbriefe des Jahres 1917 verpfändet werden würden, 


it wertlos waren. 
t davon auszugehen, daß der Notar grundsätzlich keine 
dat, die Beteiligten über die wirtſchaftlichen Gefahren des 


der Kl. behauptet, ihn zunächſt nur beauftragt hat, einen 
Kaufvertrag nach den ihm näher gemachten Angaben im Ent⸗ 
wurf fertigzuſtellen, den der RA. des Bekl. nach ſeiner 
Fertigſtellung und vor der Beurkundung noch durchleſen 
ſollte, Dune der Kl. dieſem Auftrage noch vor dem 29. Dez. 
1923 durch Herſtellung eines fertigen Entwurfs i. S. der 
obigen Rechtsausführungen nachgekommen iſt. Erweiſt ſich 
dieſe Behauptung als zutreffend, dann hatte der Kl. am 
29. Dez. 1923 aus § 9 PrNotGebO. eine Gebühr in Höhe 
derjenigen des $ 34 Pr. verdient. Sollte der Nachweis 
dagegen mißlingen, dann hatte der Kl. am 29. Dez. 1923 
noch keine Gebühr verdient, und dann war es, wie das BG. 
ohne Rechtsirrtum ausführt, allerdings ſeine Amtspflicht, 
die Beteiligten auf ihre ausdrückliche Frage darüber zu be⸗ 
lehren, daß in der Tat zum 1. Jan. 1924 bei der ſog. Um⸗ 
ſtellung der Gebühren auf Goldmark mit einer erheblichen 
Herabſetzung der Notarsgebühren zu rechnen ſei. Auch gegen 
die weiteren Ausführungen des BG., mit denen es unter 
dieſer Vorausſetzung den Anſpruch des Kl. als durch den 
Schadenserſatzgegenanſpruch des Bekl. vernichtet anſieht, be⸗ 
ſtehen keine Bedenken. 
(U. v. 3. Juni 1930; 319/29 III. — Köln.) Sch.] 
5. 8$ 254, 839 BGB.; 8 168 Satz 2 FG G. Amts⸗ 
pflicht des Notars zur Prüfung der ihm bei Be⸗ 
urkundung einer durch Verpfändung von Wert⸗ 
papieren zu ſtellenden Sicherheit übergebenen 
Wertpapiere, und zwar nicht nur der Zins⸗ und 
Erneuerungsſcheine, ſondern vor allem der 
Mäntel. ) 
(U. v. 17. Jan. 1930; 149/29 III. — Berlin.) Sch.] 
Abgedr. JW. 1930, 1496 11. 


von ihnen vorgenommenen Geſchäfts zu belehren. Es iſt ſomit Sache 
des Pfandgläubigers, zu prüfen, ob die ihm verpfändeten Gegen⸗ 
ſtände eine ausreichende Sicherheit bieten. Eine Ausnahme von 
dieſem Grundſatze gilt nur dann, wenn der Notar mit Rückſicht 
auf die Perſönlichkeit des Beteiligten annehmen muß, daß er ſich 
über einen beſtimmten Umſtand nicht im klaren iſt, deſſen Kenntnis 
ihn von der Eingehung des Geſchäfts abgehalten Hätte (RG.: DNotV. 
1927, 521). 

Im vorl. Falle iſt nicht erkennbar, daß mit Rückſicht auf 
die Perſönlichkeit der Beteiligten dem Notar eine Belehrungspflicht 
oblag, die über bas übliche Maß hinausging. Es lag daher für den 
Notar kein Anlaß vor, mit den Beteiligten die Frage zu erörtern, 
inwieweit die verpfändeten Rentenbriefe dem Pfandgläubiger eine 
ausreichende Sicherheit gewährten. 

Trotzdem hat das RG. eine Haftung des Notars angenommen. 
Begründet hat es die Haftung des Notars damit, daß dieſer es 
unterlaſſen habe, den wirklichen Willen der Beteiligten zu erforſchen 
und ihn in der Urkunde in unzweideutiger Faſſung zum Ausdruck 
zu bringen. Zur Erforſchung des wirklichen Willens der Beteiligten 
wäre nach Anſicht des RG. notwendig geweſen, daß der Notar die 
Rentenbriefe, und zwar die Hauptſtücke, auf das Ausſtellungsdatum 
und die übrigen weſentlichen Eigenſchaften geprüft hätte. 

Ob dem Notar aus dem vom NG. angeführten Geſichtspunkt 
ein Vorwurf zu machen iſt, hängt von den Umſtänden des Falles ab. 

Die zu verpfändenden Wertpapiere ſind dem Notar übergeben 
worden. Die Ausſtellung eines Hinterlegungsſcheins iſt anſcheinend 
vom Notar nicht verlangt worden. Hätte der Notar einen Hinter⸗ 
legungsſchein ausgeſtellt, ſo wäre es allerdings ſeine Pflicht geweſen, 
in dem Hinterlegungsſchein die bei ihm hinterlegten Urkunden richtig 
zu bezeichnen und zu dieſem Zwecke den Inhalt der hinterlegten 
Papiere genau nachzuprüfen (RG.: DNotV. 1926, 25). 

Es fragt ſich, ob ihm dieſe Pflicht auch oblag, obwohl er 
nicht mit der Ausſtellung eines Hinterlegungsſcheins, ſondern ledig⸗ 
lich mit der Beurkundung des Verpfändungsvertrags befaßt war. 
An ſich iſt es Sache der Beteiligten, dem Notar diejenigen Er⸗ 
Klärungen abzugeben, deren Beurkundung ſie wünſchen. Eine Nach⸗ 
prüfung der Richtigkeit dieſer Erklärungen liegt dem Notar nicht ob. 
Er kann ſich in der Regel darauf beſchränken, die ihm gegenüber 
abgegebenen Erklärungen urkundlich feſtzulegen. 

Es fragt ſich nun, in welcher Weiſe die Beteiligten im vorl. 
Falle die Erklärungen über die zu verpfändenden Rentenbriefe ab⸗ 
gegeben haben. Die Rentenbriefe lagen bei der Aufnahme der Ur⸗ 
kunde vor. Aus dem Tatbeſtand geht hervor, daß bei der Bezeichnung 
der verpfändeten Wertpapiere in der Urkunde eine Vergleichung mit 
den vorl. Rentenbriefen ſtattgefunden hat. Es iſt aber nicht erſichtlich, 
ob dieſe Vergleichung durch den Notar oder die Beteiligten vor⸗ 
genommen worden iſt. An ſich war der Notar nicht verpflichtet, 
die Nichtigkeit der Angaben der Beteiligten in der Weiſe nach⸗ 
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3. Zivilprozeßrecht. 

6. § 191 Ziff. 4 ZPO; $ 242 BGB. 

1. Iſt eine Zuſtellung richtig erfolgt, ſo iſt 
eine unrichtige Bezeichnung der Perſon, der zu⸗ 
geſtellt ſein ſoll, unſchädlich. * 

2. Zu den wertbeſtändigen, einer Aufwer⸗ 
tung alſo nicht zugänglichen Forderungen ge⸗ 
hören auch ſolche, die zwar auf Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme gerichtet ſind, bei denen 
aber für den Fall der Anderung des Wertes der 
inländiſchen Währung die Berichtigung der 
Geldſumme vorbehalten iſt. Bei ſolchen Forde⸗ 


rungen bleibt aber zuprüfen, ob die vorgeſehene⸗ 


Art der Berichtigung nicht nur vorübergehend 
für die Dauer der Inflation gewollt iſt. 

Am 14. Aug. 1923 mietete die Bekl. von der Rechts⸗ 
vorgängerin des Kl., der Gemeinde D., Geſchäftsräume in 
einem damals der Gemeinde, jetzt dem Kl. gehörigen, erſt 
nach dem 1. Juli 1918 errichteten Hauſe auf die Dauer von 
zehn Jahren ab Auguſt 1923. Über den Mietzins beſtimmte 
§ 3 des Vertrags: „Der Mietzins beträgt je Monat 10 Mil⸗ 
lionen Mark, jährlich 120 Millionen Mark, und wird für die 
Dauer der erſten vier Jahre mit 480 Millionen Mark im 
voraus bezahlt. Für die Benutzung des Inventars werden 
20 Millionen Mark vereinbart. Für die reſtlichen ſechs Jahre 
iſt die Miete für drei Jahre wiederum im voraus zu be⸗ 
zahlen, und zwar ſoll ſich verhalten die derzeitige Miete zur 
jetzigen Miete wie der jetzige Goldankaufspreis der Reichs⸗ 
bank für ein Zwanzigmarkſtück zum derzeitigen Ankaufspreiſe 
desſelben Goldſtücks. Der heutige Ankaufspreis eines Zwanzig⸗ 
markſtücks beträgt bei der Reichsbank 12 369 000 Mark.“ 

Der Kl. verlangte die Aufwertung des Mietzinſes auf 
einen Betrag von monatlich 300 „% und klagte für die 
Monate September und Oktober 1927 den Betrag von 
600 % aus. Die Bekl. erkannte im erſten Rechtszuge einen 
monatlichen Mietzins von 100 K, im zweiten Rechtszuge 
einen ſolchen von 120 % als geſchuldet an und beantragte 
im Wege der Widerklage feſtzuſtellen, daß der Kl. für die 
Zeit vom 1. Nov. 1927 bis zum 31. Juli 1933 für die ge⸗ 
mieteten Räume keinen höheren Mietzins als 120 AN monat⸗ 
lich verlangen könne. 

LG. und OLG. geben der Klage ſtatt und wieſen die 
Widerklage ab. 

I. Die Einzahlung der Prozeßgebühr für die RevInſt. 
iſt innerhalb der durch die Verfügung des Vorſitzenden vom 
10. Febr. 1930 beſtimmten Friſt nicht nachgewieſen worden. 
Zu Unrecht macht die Rev. geltend, daß die Verfügung nicht 


zuprüfen, daß er ſie mit den vorl. Urkunden verglich. Grundſätzlich 
kann ſich der Notar darauf verlaſſen, daß die Beteiligten ſelbſt be⸗ 
reits darauf achten, daß dem Notar zutreffende Angaben über die 
zu verpfändenden Wertpapiere gemacht werden. Ein Irrtum der 
Beteiligten bei der Prüfung der vorl. Urkunden kann ſomit grund⸗ 
Täglich dem Notar nicht zur Laſt gelegt werden. 

Anders liegt die Sache, wenn die Beteiligten ſelbſt dem Notar 
keine Angaben über die zu verpfändenden Urkunden machen, ſon⸗ 
dern ihm die zu verpfändenden Wertpapiere übergeben, damit er 
ſelbſt aus den Wertpapieren feſtſtelle, welcher Art die verpfändeten 
Wertpapiere ſind. Ob ſich die Verhandlung im vorl. Falle ſo ab⸗ 
geſpielt hat, läßt ſich aus dem Tatbeſtande des reichsgerichtlichen 
Urt. nicht erſehen, ebenſo auch nicht aus den Entſcheidungsgründen. 
In dieſen findet ſich zwar die Bemerkung, daß die Wertpapiere von 
dem Verpfänder dem Notar übergeben worden ſeien, damit er die 
Verpfändungserklärung beurkunde. Aus dieſer Bemerkung läßt ſich 
aber Beſtimmtes nicht darüber entnehmen, wie der Vorgang der Be⸗ 
urkundung ſich abgeſpielt hat. Nach Lage der Verhältniſſe iſt nicht 
zu vermuten, daß der Verpfänder dem Notar die Wertpapiere über⸗ 
geben habe zu dem Zweck, ſie im einzelnen und insbeſ. auf das 
Ausſtellungsdatum zu prüfen. Der Verpfänder hat ja den Kl. ge⸗ 
täuſcht, da er ihm die Verpfändung von Rentenbriefen des Jahres 
1917 verſprochen, aber Rentenbriefe des Jahres 1923 übergeben 
hat. Der Verpfänder mußte damit rechnen, daß der Notar die 
Täuſchung entdeckte, wenn er ihm die Wertpapiere übergab zu dem 
ausgeſprochenen Zweck, daraus die notwendigen Angaben für die 
Verpfändungsurkunde zu entnehmen. 

Dem Urt. kann im Ergebnis nur zugeſtimmt werden, wenn 
zweifelsfrei feſtgeſtellt worden iſt, daß die Wertpapiere dem Notar 
mit dem ausdrücklichen Auftrage übergeben worden ſind, aus ihnen 
die Bezeichnung der zu verpfändenden Rentenbriefe zu entnehmen. 

RA. Dr. Leo Sternberg, Berlin. 


ordnungsgemäß zugeſtellt, ſomit die Friſt nicht in Lauf ng 
ſetzt ſei. Allerdings iſt bei der Beurkundung der Zuſtel 9) 
der Vorſchrift des $ 191 Ziff. 4 (88 212 Abſ. 1, 195 Abt 
ZPO. inſofern nicht genügt, als die Perſon, welcher du 
geſtellt wurde, nicht richtig bezeichnet iſt („Schreiber Iz, 
ſtatt „J. II“). In der Rſpr. des RG. ſteht indeſſen ee 
daß Mängel der Zuſtellungsurkunde nicht notwendig daß 
Ungültigkeit der Zuſtellung zur Folge haben müſſen, = 
vielmehr Beweiſe zur Ergänzung mangelhafter Zuſtegucde 
urkunden zuläſſig find (KG. 124, 22, 27; Urt. v. 22. un 
1916, VII 241/26: RGWarn. 1917 Nr. 185). Im vorliegen 
den Falle ſteht nach den eigenen Erklärungen der Fee 
feſt, daß der die Verfügung v. 10. Febr. 1930 enthalt 
Brief von dem Zuſtellungsbeamten im Wege der ilfen 
zuſtellung einem in der Anwaltskanzlei anweſenden Gehi en 
des Prozeß bevollmächtigten der Revͤl. ausgehändigt w dem 
iſt, zwar nicht dem Kanzleivorſteher J. I, wohl aber un 
Anwaltsgehilſen J. IL, gegen deſſen Eignung zur Empfeine 
nahme mit rechtlicher Wirkung für die Nevstl. an ſich Für 
Bedenken geltend zu machen find ($ 183 Abſ. 2 30.) . v 
die Rechtsgültigkeit der Erſatzzuſtellung kann es keinen u er 
ſchied machen, ob das zuzuſtellende Schriftſtück dieſem ud es 
jenem Gehilfen des Anwalts behändigt worden iſt, u unte, 
liegt kein Rechtsgrund vor, der es notwendig machen me 
einer dieſe Behändigung feſtſtellenden Beurkundung der der 
ſtellungsbeamten eine größere Bedeutung beizumeſſen as au 
überzeugenden Slarftellung. mit anderen Beweis⸗ oder 
kenntnismitteln. Es handelt ſich nur um einen une 
lichen Mangel, der die Rechtsgültigkeit der Zuſtellung! 955 
nicht berühren kann, da trotz der Unrichtigkeit der Zuſtellunges 
urkunde die Ordnungsmäßigkeit des Zuſtellungsherg 
ſelbſt nachgewieſen iſt. 

Dagegen iſt dem Geſuche um Wiedereinſetzung 
vorigen Stand unbedenklich ſtattzugeben, weil ohne kiicht 
Verſchulden des Prozeßbevollmächtigten infolge des "sei 
aufgeklärten Verſehens eines ſeiner Kanzleiangeſtellten, er⸗ 
ſen ſonſtige Zuverläſſigkeit genügend glaubhaft gema 
ſcheint, die Zuſtellung nicht zum Ziele gelangt iſt. nder, 

II. In den Fallen, wo der Wirkungskreis der Son eil 
regelung des AMiet®. feine geſetzliche Grenze finden, nr 
ihre Vorausſetzungen nicht eingetreten ſind oder von ye, 
fang an nicht vorgelegen haben, kann — wie in der 
des RG. feſtſteht — grundſätzlich eine Aufwertung des Fr 
Zeit der fortſchreitenden Geldentwertung feſtgeſetzten, 
zinſes ſtattfinden (Urt. v. 17. Jan. 1929, VIII 298, 
RG. 126, 317). Dieſe Möglichkeit entfällt aber überal 
wo eine wertbeſtändige Geldforderung den Streitgegeg die 
bildet, wo alſo die Höhe der Geldforderung nicht bu nung 
Angabe eines feſten Betrages, ſondern durch die Bezeic 
des Maßſtabes beſtimmt iſt, nach dem der geſchuldete Geſ. 
betrag errechnet werden foll (vgl. Art. 1 8 2 Ziff. 2 i 
v. 17. Dez. 1923 [RG Bl. I, 1233]; § 1 RGeſ. v. 23. 
1923 [RG Bl. I, 407]; 8 9 EntlV'O.; Art. Ziff. 1 Vo zn⸗ 
27. Juni 1924 [RG Bl. 1, 660). Zu dieſen wertbeſt(ie 
digen Anſprüchen gehören nicht nur die Forderungen den 
auf einen Rechnungswert oder den Preis einer beſtimt die 
Warenmenge lauten, ſondern auch ſolche, die zwar auf hei 
Bezahlung einer beſtimmten Geldſumme gerichtet, ſind, der 
denen aber für den Fall einer Anderung des Wert pre 
inländiſchen Währung die Berichtigung der Geldſumme 9, 
behalten iſt (vgl. Mügel, Auſwertungsrecht, 5. Auft. 339. 
Erläuterung des Aufw®. F 1 Anm. 6 und 7 S. 338 
Um eine ſolche wertbeſtändige Forderung handelt es ſich gen 
der Feſtſtellung des BG.; denn in dem während loschen 
fortſchreitender Geldentwertung (Auguſt 1923) abgeſchl 0 
zehnjährigen Mietvertrage iſt der Mietzins für dle 87 
Mietdauer zwar nach Papiermark vereinbart, für DER. ft 
jedoch, deſſen Vorauszahlung nicht ſogleich erfolgen "m 
„der ziffernmäßige Betrag der Papiermark nach gane 
hältniſſe beftimmt, in dem der Ankaufspreis eines IM nal 
markſtücks zur Zeit des Vertragsſchluſſes zu demjenige damit 
Ablauf der erſten vier Jahre ſtehen würde“. Es war erm. 
alſo „lediglich ein Maßſtab geſchaffen, nach dem der 5 panel 
mäßige Papiermarkbetrag der bereits ſehr tief gain 
Mark für die Zukunft feftgefeßt werden ſollte“. 


1 den 
in ez 


1) JW. 1929, 2809. 
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Yeah für wertbeſtändige Forderungen eine eigentliche 
reichs rtung nicht in Betracht gezogen werden kann, iſt in der 
len, gerichtlichen Rſpr. gleichfalls feſtgeſtellt, zumal in Fäl⸗ 
die 9 das Beſtreben der Vertragsparteien zutage tritt, 
daß Lertragsabmachung und ihre Erfüllung jo zu geſtalten, 
wartet hrungsverluſte möglichſt vermieden werden, der er⸗ 
billio sen weiteren Geldentwertung zu begegnen und einen 
352 gen Ausgleich zu ſchaffen (NG. 115, 88, 94; 118, 346, 
Ur 4% 124, 75, 78; dgl. auch Urt. v. 3. Juli 1926, 
Nac 25: Zeiler 1 Nr. 175 S. 139 und DIg. 1927, 317). 
des Ber tatſächlichen, für das Rev. bindenden Annahme 
ble; gerR. ſollte für die Dauer der Inflation ein gleich⸗ 
lionen In der Wert des monatlichen Mietzinſes von 10 Mil⸗ 
nach Mark geſchaffen werden. Der Sachverhalt bietet dem⸗ 
rechtli einer von dem bezeichneten Grundſatze abweichenden 
Sinne hen Beurteilung, die eine Aufwertung im üblichen 
nahme allgemein ausſchließt, keinen Anlaß. Die Zuhilfe⸗ 
würde einer ſtillſchweigenden clausula rebus sic stantibus 
ür zi ei Verträgen der vorliegenden Art in Fällen einer 
Regeln; ganze Dauer des Vertragsverhältniſſes beſtimmten 
der die 9 auf wertbeſtändiger Grundlage einen Rechtsbehelf, 
vermze verſagende Aufwertung erſetzen könnte, nicht zu bieten 
gung der weil nach der ſtändigen Rſpr. des RG. die Feſti⸗ 
der „der Mark und ihre wirtſchaftlichen Folgen nicht wie 
geweſen angegangene Währungsverfall einſchneidend genug 
Algen. find, um die Annahme einer völligen Umwälzung der 
griff En wirtſchaftlichen Verhältniſſe und damit den Rück⸗ 
auf jene Klauſel zu rechtfertigen. 
zutreff enn auch das BG. den Klageanſpruch unter dem un⸗ 
ſo laſſenden Geſichtspunkte der Aufwertung gewürdigt hat, 
führunen doch die Ergebniſſe, zu denen es bei feinen Aus⸗ 
erſchein gen gelangt iſt, den Urteilsſpruch als gerechtfertigt 
an Ne b Denn es kommt — unter ausdrücklichem Anſchluß 
RG. 8 les in gleichliegenden Fällen billigende Anſicht des 
ertra „ 115, 88 — im Wege der Auslegung der 
Vertr Berklärungen zu der tatſächlichen Annahme, daß der 
trags de ille der Parteien nicht auf eine die ganze Ver⸗ 
uer erfaſſende, ſondern nur für die Inflation be⸗ 
vorübergehende Regelung des Vertragsverhält⸗ 
gerichtet geweſen ſei. Die Vorſtellung der Parteien 
in ſo führt es aus — von einem fortlaufenden Fallen 
em Steigen der Mark, jedenfalls von dem Beſtehen⸗ 
entwertet er alten Währung und von einer in der Kaufkraft 
e Ar Mark ausgegangen fein. Es habe für dieſen Fall 
ſchaffenichbleibender Wert des vereinbarten Mietzinſes ge⸗ 
ſoweit Verden, nicht aber habe dieſe ſelbſtgewählte, in- 
von ſpät wertbeſtändig angeſehene Grundlage unabhängig 
tritt en Wechſelfällen der Währung und auch nach Ein 
trags au Neter Währungsverhältniſſe für die ganze Ver⸗ 
Gegenleiſtr den wertbeſtändigen Ausgleich der vertragsmäßigen 
gun tung bilden ſollen. Zur Bildung dieſer ſeiner Über⸗ 
Mietz 9 verwendet das BG. insbeſ. den Umſtand, daß der 
9 


müſſe 


ür die ganze Vertragsdauer ſtets in Papiermark 
werden ſoll; dies laſſe erkennen, daß die verein⸗ 
gehend echnungsweiſe des Mietzinſes nur eine vorüber⸗ 
au e, für die Dauer der Inflation beſtimmte, nicht aber 
dem Eintreten geordneter Währungsverhältniſſe 
nde, nicht alſo eine endgültige Regelung für die 
ragsdauer ſein ſollte. Dabei geht das BG. aus⸗ 
gedneter bon aus, daß die Parteien mit dem Eintritte ge⸗ 
Aach das Währungsverhältniſſe doch hätten rechnen müſſen. 
wohl der ft für das BG. überzeugend, daß die Bell, ob⸗ 
worden ſei ietzins bis zum 1. Aug. 1927 im voraus bezahlt 
b Okt. 108, doch bald nach der Währungsbefeſtigung vom 
zu, daß ab monatlich 100 GM. gezahlt habe. Es komme 
r Wa ie vereinbarte Umrechnung nach der Neuregelung 
zicht megung zwar rechneriſch möglich ſei, ſich aber deshalb 
Bar in, als brauchbar habe erweiſen können, weil nach 
ollar 


deilerdauer 


ganze 
ane de 


ie s ein Ende bereitet worden ſei. 
ledtebelſ Auslegung des BG. iſt möglich und läßt einen 
uchen 777155 insbeſ. eine Verletzung der allgemeinen geſetz⸗ 
Im BG legungsregeln nicht erkennen. Die Rev. ſucht das 
hrung gewonnene tatſächliche Ergebnis mit der Aus⸗ 
u erſchüttern, weder im Mietvertrage ſelbſt noch in 


1927, 2911 
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wer befeſtigung der grenzenloſen Überſchätzung des 
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dem ſonſtigen Parteivorbringen noch in den allgemeinen Ver⸗ 
hältniſſen jener Zeit finde die Annahme eine Stütze, daß die 
Vertragsparteien vom Beſtehenbleiben der alten Währung 
ausgegangen ſeien. Die Rev. verkennt, daß das BG. um⸗ 
gekehrt angenommen hat, die Parteien müßten mit einer Neu⸗ 
regelung der Währung gerechnet haben. Nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung war nicht die Neuregelung an ſich ein unſicherer, 
von den Parteien nicht berechenbarer Umſtand, ſondern nur 
der Zeitpunkt ihres Eintretens, das unter Umſtänden noch 
jahrelang auf ſich warten laſſen konnte. Der Vorwurf, das 
BG. ſei an den „damaligen wirklichen Dingen vorbei⸗ 
gegangen“, läßt ſich alſo nicht aufrechterhalten. Wenn der 
Fall ſo läge, daß die Parteien einen einheitlichen effektiv 
in fremder Währung oder ſonſt wertbeſtändig zu zahlenden 
Mietpreis für die ganze Dauer des Vertragsverhältniſſes 
hätten vereinbaren und damit bewußt ein Riſiko hätten über⸗ 
nehmen wollen (RG. 125, 33)), müßte der Rev. beigepflichtet 
werden. Indeſſen hat im vorliegenden Falle das BG. gerade 
dies aus den tatſächlichen, ſeiner Beurteilung unterliegen⸗ 
den Verhältniſſen nicht entnehmen können, daß die urſprüng⸗ 
lichen Vertragsparteien das Wagnis der künftigen Währungs⸗ 
geſtaltung bewußt auf ſich genommen hätten und daß es 
ihnen insbeſ. darauf angekommen wäre, das Wagnis einer 
Währungsverſchlechterung für die damalige Vermieterin, die 
Stadtgemeinde, zu vermeiden. Was die Rev. in dieſer Rich⸗ 
tung weiter anführt, um die Auslegung des BG. zu Fall 
zu bringen, bewegt ſich auf tatſächlichem Gebiete. Rechtlich 
läßt ſich insbeſ. nicht beanſtanden, daß das BG. auch die 
Tatſache der dauernden Umrechnung in Papiermark zugunſten 
ſeiner Auffaſſung gewürdigt hat. Bei der Unſicherheit der 
künftigen Währungsentwicklung hätte auch ein anderer Be⸗ 
rechnungsmaßſtab oder eine andere Berechnungsweiſe ge⸗ 
wählt werden können, welche die tatſächliche Annahme des 
BG., es habe ſich nur um eine vorübergehende Regelung 
gehandelt, möglicherweiſe ausgeſchloſſen hätte. 

Zu Unrecht macht die Rev. auch geltend, es verſtoße 
gegen Treu und Glauben, wenn das BG. dem Umſtande die 
Bedeutung eines Beweisgrundes beigemeſſen habe, daß die 
Bekl. nach der Währungsbefeſtigung höhere Beträge als im 
Vertrage vorgeſehen tatſächlich bezahlt habe. Das BG. hat 
hierbei keineswegs unbeachtet gelaſſen, daß dieſe Zahlungen 
nach dem Schriftwechſel unter Vorbehalt der Vertragsrechte 
und nur als freiwillige geleiſtet worden ſind. Vielmehr 
würdigt es die von der Bekl. geleiſteten Vorbehaltszahlungen 
nur unter dem Geſichtspunkte, daß beide Vertragsteile er⸗ 
kannt haben müßten, die vertragliche Regelung habe nach 
dem Eintritte der neuen Währung den Mietzins nach Treu 
und Glauben nicht mehr regeln können. Ohne Rechtsverſtoß 
konnte das BG. hierbei berückſichtigen und ſeiner tatſäch⸗ 
lichen Würdigung mit zugrunde legen, daß die Bekl. auch 
dem jetzigen Kl., nachdem die Zeit der Vorauszahlung ab⸗ 
gelaufen war, „aus Billigkeitsgründen“ 100 % an monat- 
lichem Mietzins an Stelle des rechneriſch ſich ergebenden ge⸗ 
ringen Teilbetrags im Schreiben v. 2. Aug. 1927 von ſich 
aus, wenn auch nur widerruflich angeboten hatte. Übrigens 
laſſen die Akten erſehen, daß die Bekl. im Prozeſſe einen 
monatlichen Mietzins von erſt 100 %, dann ſogar 120 AH 
vorbehaltlos als geſchuldet anerkannt hat. 

Wenn danach das BG. durch Auslegung den Willen der 
Parteien ohne Rechtsverſtoß dahin feſtſtellen konnte, daß nur 
eine vorübergehende, für die Dauer der Inflation beſtimmte 
Regelung beabſichtigt war, ſo iſt auch die Schlußfolgerung 
nicht zu bemängeln, beim Mangel vertragsmäßiger Ver⸗ 
ſtändigung müſſe der für die ſpätere Mietzeit zu zahlende 
Mietzins nunmehr auf der Grundlage der Billigkeit vom 
Gerichte anderweit feſtgeſetzt werden. Dies ergibt ſich aus 
RG. 115, 96. In diefem® Sinne verſtanden, geben die Aus⸗ 
führungen des BG. zu rechtlichen Bedenken keinen Anlaß. 


(U. v. 16. Juni 1930; 566/29 VIII. — Hamm.) [H.] 


7. 88 234, 519 A b ſ. 6 ZPO. Es iſt einer armen 
Partei nicht geſtattet, durch Wiederholung eines 
ſachlich geprüften und als unbegründet befun⸗ 
denen Armenrechtsgeſuchs eine beliebige Er- 
ſtreckung der geſetzlichen Rechtsmittelfriſt her⸗ 


3) JW. 1929, 2585 und Anm. Hoed. 
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beizuführen; vielmehr iſt die Frage der Recht⸗ 
zeitigkeit der Einlegung des Rechtsmittels auf 
eigene Koſten vom Zeitpunkt der Zuſtellung des 
erſten Verſagungsbeſchluſſes aus zu beurteilen. 


Wenn ein rechtzeitig vor dem Ablaufe der Rechts⸗ 
mittelfriſt geſtelltes Armenrechtsgeſuch erſt nach Friſtablauf 
abgelehnt wird, dann bietet dieſer Umſtand einen Wieder⸗ 
einſetzungsgrund, und die Friſt für das Wiedereinſetzungs⸗ 
geſuch beginnt mit der Bekanntgabe des ablehnenden Be⸗ 
ſchluſſes (RG. 117, 304, 306). Aber auch in dem hier vorl. 
Falle, wo der Ablehnungsbeſcheid noch vor dem Ablaufe 
der Rechtsmittelfriſt der armen Partei zugeſtellt iſt, muß ihr 
eine angemeſſene Friſt für die Vorbereitung und die Durch⸗ 
führung der Rechtsmitteleinlegung zugebilligt werden, ehe 
eine Beſeitigung des Hinderniſſes i. ©. des 8234 3PO. an⸗ 
genommen werden kann (RGurt. v. 1. Dez. 1919, VI 353/19; 
10. Juni 1929, VIII 191/29). Der das Armenrecht ab- 
lehnende Beſchluß iſt dem Prozeßbevollmächtigten der Bekl. 
bereits am 21. Mai 1930, das ſind 10 Tage vor dem Ab⸗ 
laufe der Reviſionsfriſt, bekanntgegeben worden. Dieſe inner⸗ 
halb der Reviſionsfriſt verbliebene Zeit wie auch eine darüber 
hinausgehend zuzubilligende Friſtverlängerung hat die Bekl. 
nutzlos verſtreichen laſſen. Der Rev. kann aber nicht zu⸗ 
geſtanden werden, daß die zuzubilligende Friſt von zwei 
Wochen erſt mit der Bekanntgabe des zweiten ablehnenden 
Beſcheides zu laufen begonnen hätte. Nach der Mitteilung 
der erſten Ablehnung mußte die Bekl. bei Anwendung der 
ihr zuzumutenden Sorgfalt damit rechnen, daß ein Anwalt 
ihr nicht von Amts wegen geſtellt werde; ſie hätte nunmehr 
ihrerſeits unverzüglich Maßnahmen ergreifen müſſen, um 
die rechtzeitige Einlegung der Rev. auf ihre eigenen Koſten 
zu ermöglichen und zu ſichern. Jede Verzögerung in dieſer 
Hinſicht geſchah, weil nicht mehr unverſchuldet, auf ihre 
Gefahr und ſchloß die Unabwendbarkeit des daraus ent⸗ 
ſpringenden Rechtsnachteils aus. Wie grundſätzlich der Lauf 
der Friſt in 8519 Abſ. 6 ZPO. durch Einreichung eines 


Armenrechtsgeſuchs nur einmal gehemmt wird (RG. 110, 


402, 4031); Beſchluß v. 15. Dez. 1926, IB 8/26; 11. Dez. 
1926, V B 32/26; 13. Dez. 1927, III B 19/272); 2. März 
1929, V B 7/29), fo kann es der armen Partei auch nicht 
geſtattet fein, durch Wiederholung unbegründeter Armen⸗ 
rechtsgeſuche den Ablauf der Reviſionsfriſt und damit die 
Erfüllung einer Formvorſchrift für die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
mittels nach ihrem Belieben ins Ungewiſſe hinauszuſchieben. 
Tatſachen ſind nicht glaubhaft gemacht, die eine davon ab⸗ 
weichende Beurteilung des vorl. Falles, in dem das erſte 
Armenrechtsgeſuch nach ſachlicher Prüfung wegen Ausſichts⸗ 
loſigkeit der weiteren Rechtsverfolgung abgewieſen war und 
im zweiten Geſuche durch neue Anführungen die Ausſichten 
des Rechtsmittels begründet werden ſollten, ermöglichen 
könnten. Es würde dem Geſetzeszweck widerſtreben und eine 
für die praktiſchen Bedürfniſſe unerträgliche Verzögerung 
des Verfahrens herbeiführen, wollte der armen Partei ge⸗ 
ſtattet werden, durch Wiederholung eines ſachlich geprüften 
und als unbegründet befundenen Armenrechtsgeſuchs eine be⸗ 
liebige Erſtreckung der geſetzl. Rechtsmittelfriſt herbeizuführen. 
(Beſchl. v. 3. Juli 1930; VIII 341/30. — Berlin.) [H.] 


8. § 234 3 P O.; 8 254 BGB. 

1. Hat das OLG. die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Be⸗ 
rufungsfriſt durch Beſchluß erteilt, ſo kann 
dieſe Erteilung nicht mit der Reviſion gegen 
das der Berufung ſtattgebende Urteil ange⸗ 
griffen werden. 

2. War das Armenrechtsgeſuch rechtzeitig 
eingereicht, ſo iſt im Falle der nachträglichen 
Bewilligung des Armenrechts die ſpäter als un⸗ 
richtig erkannte anfängliche Ablehnung des 
Armenrechts als unabwendbarer, die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand rechtfertigen⸗ 
der Zufall anzuſehen. 

3. Die Abwägung des gegenſeitigen Ver⸗ 
ſchuldens ſowie des Maßes der Verurſachung 


1) JW. 1925, 1374. 0) JW. 1928, 110. 
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«oh 
eines Schadens unterliegt der freien Bir, 
gung des Tatrichters, die nur auf Rechtsfeh 
vom Reviſionsgericht nachzuprüfen iſt. f) auf 

Der Kl. hatte aus Autounfall auf Zahlung und Jh 
Feſtſtellung der weiteren Schadenserſatzpflicht geklagt. 1 
LG. hatte den bezifferten Antrag dem Grunde nach du 
und in demſelben Umfange den Feſtſtellungsanſpru el 
gebilligt. Gegen das am 23. April 1929 zugeſtellte von 
legte der Bekl. rechtzeitig Berufung ein, während dan don 
RU. des Kl. ausführlich begründete Armenrechtsgeſuch Nai 
7. Mai durch am 18. Mai zugeſtellten Beſchl. v. 
1929 zunächſt wegen Ausſichtsloſigkeit der eigenen 
des Kl. abgelehnt wurde. Nachdem dem Kl. zur V 
gegen die Berufung des Gegners das Armenrecht © deſſen 
und ein Anwalt beigeordnet worden war, wurde auf an 
Vorſtellung in der erſten mündlichen Verhandlung v. 2 rtels 
1929 zur Anſchlußberufung wegen eines weiteren Vie Der 
des Anſpruchs nachträglich das Armenrecht bewilligt. ent 
Kl. kündigte durch Schriftſatz v. 27. Nov. 1929 ein. No- 
ſprechende Anſchlußberufung an, legte dann aber am „ ge⸗ 
vember, eingegangen am folgenden Tage, ſelbſtändige den 
rufung ein und erbat gleichzeitig Wiedereinſetzung hi In 
vorigen Stand gegen den Ablauf der Berufungsfriſt, 90 
der Schlußverhandlung v. 13. Jan. 1930 erteilte das Tip 
die Wiedereinſetzung, die Begründung dafür enthält das zu 
teil v. 27. Jan. 1930. Der Bekl. nahm feine Berufung fer 
rück, hielt fie jedoch als Anſchlußberufung aufrecht. ui 
Sache erkennt das OLG. unter Zurückweiſung der Anh 
berufung des Bekl. die Anſprüche des Kl. zur Ha 
den bezifferten Teil aber nur dem Grunde nach. des 

1. Nach Anſicht des OLG. treffen die Erwägungen dez 
R. in RG. 117, 304 nicht zu, weil die Verſagung ag 
Armenrechts nicht aufrechterhalten und durch die nach ſel 
liche Gewährung eine neue Sachlage geſchaffen word meh 
Zum Vergleich könne der Fall dienen, wenn auf Bed) llein 
des Kl. das Armenrecht bewilligt worden wäre. Nicht ich 
die Fortdauer der Armut, ſondern vor allem die Una uch 
keit der ablehnenden Gerichtsentſcheidung und die erſt ene 
die Zurücknahme der Berufung des Bekl. hervorgete ein 
Notwendigkeit eigener Berufung bildeten den Bidet 
ſetzungsgrund. Der Kl. ſei hauptſächlich durch den Mr 
anfechtbar gehaltenen Beſchluß des DOLG., der die ban dert 
tigte Berufung als ausſichtslos bezeichnet habe, verhi det 
trotz feiner dürftigen Mittel doch noch einen Anwalt u is 
Einlegung der Berufung zu beauftragen. Dies Bind gen 
ſei erſt viel ſpäter durch zufällige Ereigniſſe weggel gell 
Denn erſt nach Einlegung der Berufung durch den hei 
ſei dem Kl. zur Verteidigung dagegen ein Auma ne 
geordnet worden, der dann gegen die Ablehnung des aaf 
rechts mit Erfolg Vorſtellung erhoben habe. Die Vera 


5 und 
Zu 8. Das OLG. hatte durch Beſchluß die Wiedereinſe gr 
gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt erteilt. Die hiergeg ofen! 
richtete Rev. des Berl. iſt mit doppelter Begründung zurück ß fel 
I. Der dem Wiedereinſetzungsgeſuch ſtattgebende Be 
der Beſchwerde und damit nach 8 548 ZWO. auch der Rev. en 
Diefe Begründung löſt ſich in die beiden Säge auf: ag, f. 
1. Der die Wiedereinſetzung gewährende Beſchluß des D* 5 
mit der Beſchwerde nicht anfechtbar. “ref auc 
2. Aus der Anwendung des 8 548 folgt, daß der Bet 
der Anfechtung in der Rev. entzogen iſt. Hierzu iſt auf Vöchſt 
1928 Nr. 1359 verwieſen. 


all“ 
bisher — die Form des Zwiſchen⸗ und des Endurtens um. 


NG. 125, 68 = ZW. 1929, 3153; HöchſtRRſpr. 1928 Zach, 
Föll! die a 

dieſem Sinne, d. h. bejahend aus, ſo wird mit dem Bund 0 
ur 

den Geſuchſteller zukommt, gleichzeitig über die Wiederein er ch, 10 

über die 28, 2550. des Rechtsmittels entſchieden (MO u 
u 


5 
Die Anfechtbarkeit der Entſch. auf Wiedereinſebungs g“ 


uud, Bir ſelbſtändigen Berufung des Kl. habe ſich dadurch 
Der zu, daß der Bekl. feine Berufung zurückgenommen habe. 
tell egründete erſte Armenrechtsantrag ſei ſo zeitig ge⸗ 
noch aß bei richtiger Entſcheidung die Berufung des Kl. 
ſten rechtzeitig hätte eingelegt werden können. Da die Fri⸗ 
ferti > 8 234 Abſ. 1 und 3 ZRO. gewahrt feien, jo recht⸗ 
ige ſich die Erteilung der Wiedereinſetzung. 
pen ne Rev. ſucht demgegenüber darzulegen, daß der Kl., 
Beru er nach der erſtmaligen Ablehnung des Armenrechts 
> ug hätte einlegen wollen, dies rechtzeitig hätte tun 
85 zund zwar nach der maßgebenden Entſch. RG. 117, 
rm auf eigene Koſten. Die nachträgliche Bewilligung des 
Die urechts könne als Wiedereinſetzungsgrund nicht gelten. 
rſpätet eingelegte Berufung wäre als unzuläſſig zu 
ſen geweſen. 
Wiede de Rev. iſt in dieſem Punkte unbegründet, weil die 
teilt „einſetzung ſchon am 13. Jan. 1930 durch Beſchluß er- 
anſechthaden und dieſer Beſchluß mit der Beſchwerde nicht 
ar iſt. Er unterliegt daher auch nicht nach 8 548 


ri t 
ton nach den Vorſchriften, die in dieſer Beziehung für die nad 


Die 
Ben fan geht alſo darauf hinaus, ob und welche Rechtsmittel ge⸗ 
10 chieben wenn über die Zuläſſigkeit der Berufung durch Beſchluß 
ie d 
eee 

8 . nicht ftatt, ganz gleich wie die Entſch. ausfällt. 
= 


ei 
ſch 8 567 


werde u; Abſ. 3: „Gegen die Entſcheidungen der OLG. iſt eine Be⸗ 
Herufun nicht zuläſſig. Ausgenommen find Beſchlüſſe, durch die eine 
Bd. „9 nach § 519 b als unzuläſſig verworfen wird.“ (Satz 2 durch 


mittels bieſer Zuſammenſtellung iſt der geltende Rechtszuſtand un⸗ 


anf 
wee und zwar nach 8 547 Ziff. 1 ohne Rückſicht auf den 
a 
N 155 weil ſie nach 8545 Abſ. 2 der Rev. entzogen find (W. 1929 
ugs, 14. Aufl. 
In 1 5 von „ 
liegen“ a 
Entf, ß 
55 B 
fündig ung auch durch ein nach 8 303 zu erlaſſendes, nicht ſelb⸗ 
nach N gr fechtbares Zwiſchenurteil ergehen kann, und daß das Gericht 
orſchriſts an dieſe Entſch. gebunden iſt; aber die Verwertung dieſer 
derfapn ten 
die fun bfehrten Wiedereinſetzung iſt nicht mehr am Platze, weil 


pet auf ger Beſchluß im Wortlaut auf Verwerfung der Berufung 
inen i. Hürückweiſung des Wiedereinſetzungsgeſuchs geht, begründet 
cg. 108, 201 weil er ſachlich in beiden Fällen dasſelbe beſagt 


n Nach 8548 find die dem Endurteil des OLG. vorauf⸗ 
mit der ud, fofern ſie nach der ProzO. unanfechtbar find, auch 
unge) ev. nicht mehr anzugreifen. Da nach den obigen Aus⸗ 
hrung "uotee Vorausſetzung für Beſchlüſſe der OLG. auf Ge⸗ 

e Fol, Wiedereinſetzung zutrifft, iſt auch die vom RO. ge 
mg ng ſchlüſſig, daß fie der Rev. entzogen find. So auch 

au. „uſch⸗Kranßz 8 548 Anm. 2 (die hier angeß. JW. 1915, 
IR 18177 5, 43; 1928, 132 treffen indeſſen nicht zu). 
üideichends dein⸗Jonas (14. Aufl.) findet ſich allerdings noch die 
Anſicht vertreten, daß die Nachprüfung in der Rev. zu⸗ 
gef. Ne 547 II 2 Abſ. 3 S. 115 oben). Anſcheinend iſt auch hier 

ef euordnung überſehen. Der begründende Vermerk „denn 
uß trägt nur einen vorl. Charakter“ kommt wohl auf 
ob, 5 5 iederholung des Beweisſatzes mit anderen Worten 
St Es 0 Lachprüfung im Rechtsmittelzuge zuläſſig it. g 

ein gore zu wünſchen, daß die beiden gedachten Sätze bei 
Ur Oras in der nächſten Auflage im Hinblick auf die geſ. 
uf Bemer einer Nachprüfung unterzogen werden. 
hin Menden Fuüswert und vom Standpunkt eines folgerichtig durch⸗ 
Ay daß die ufbaues der Rechtsmittel kaum befriedigend iſt immer⸗ 
e Anfechtbarkeit der auf Wiedereinſetzung und damit auf 
Ber. Berufung gerichteten Eutſch. der OLG. davon abhängt, 
eſchlußform oder durch End⸗ oder Zwiſchenurteil erfolgen! 


Rechtſprechung 


ob vorläufig oder endgültig, hängt ja gerade davon 
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ZPO. mit dem Urteil der Beurteilung des RevG. (Höchſtg⸗ 
Rſpr. 1928 Ne. 1359). Es mag aber darauf hingewieſen 
werden, daß die Rüge der Rev. auch ſonſt unbegründet iſt. 
Der Kl. hatte 16 Tage vor Ablauf der Berufungsfriſt das 
Armenrecht erbeten, und wenn an Stelle des ablehnenden 
Beſchl. v. 16. Mai das Armenrecht bewilligt und ein RA. 
dem Kl. beigeordnet worden wäre, ſo hätte in den übrig⸗ 
bleibenden ſieben Tagen der Friſt die Berufung ohne Zweifel 
eingelegt werden können. Die ſpäter als unrichtig erkannte 
anfängliche Ablehnung des Armenrechts, infolge deren die 
Berufungsfriſt wegen unverſchuldeter Anwaltsloſigkeit ver⸗ 
ſäumt wurde, iſt aber unter ſolchen Umſtänden als ein un⸗ 
abwendbarer Zufall anzuſehen, wie das RG. mehrfach er⸗ 
kannt hat (JW. 1895, 5184; 1911, 988 25; Stein⸗Jonas, 
14. Aufl., Bem. II3 zu 8233 ZRD.). Gerade durch die 
verſpätete Bewilligung des Armenrechts, die bei richtiger Be⸗ 
urteilung des unverändert gebliebenen Sachverhalts ſchon 
auf das erſte Geſuch hätte geſchehen ſollen, unterſcheidet ſich 
der gegenwärtige Fall weſentlich von dem in RG. 117, 304 


Im letzteren Falle ſind ſie der Rev. zugänglich, im erſteren iſt die 
Entſch. endgültig. Die ſchwächere Form hat hiernach die ſtärkere 
Wirkung. Dies Ergebnis findet in der Erwägung, daß Beſchlüſſe dem 
Urteil voraufzugehen pflegen, und daß es mißlich ſei, die Grundlagen 
des Verfahrens nachträglich umzuſtoßen, kaum eine Rechtfertigung, 
denn von Zwiſchenurteilen gilt das gleiche, zudem hat es das Gericht 
in der Hand, einen Beſchluß erſt gleichzeitig mit dem Urteil zu erlaſſen. 

In der vom RG. in Bezug genommenen Entſch. HHHANANIpr. 
1928 Nr. 1359 iſt zur Begründung dafür, daß Wiedereinſetzungs⸗ 
beſchlüſſe der OLG. der Rev. entzogen find, auf JW. 1922, 13928 
verwieſen, und dieſes Zitat iſt auch in die 20. Aufl. von Sydow⸗ 
Buſch⸗ Krantz (§ 238 Anm. 3 a. E.) übergegangen. Es hält indeſſen 
einer Nachprüfung nicht ſtand, weil jene Entſch. es mit einem anders 
gearteten prozeſſualen Tatbeſtand zu tun hatte; zudem war die jetzt 
maßgebende, durch VO. v. 13. Febr. 1924 mit den 88 519 b, 567 
Abſ. 3 Satz 2 eingeführte Sonderregelung damals noch nicht in Geltung. 

In jenem Falle JW. 1922, 13928 hatte das OLG. unter Ver⸗ 
kennung der damals geltenden Verfahrensvorſchriften die Wieder⸗ 
einſetzung durch Beſchluß erteilt, danach aber im Endurteil dieſen 
Beſchluß beiſeite geſchoben und die Wiedereinſetzung verſagt, — und 
dieſes Verfahren hat den Gegenſtand der Rev. gebildet. Das RG. 
hat es aus Gründen der Zweckmäßigkeit und der Billigkeit für 
unzuläſſig erachtet. Nachdem die einmal erteilte Wiedereinſetzung ihre 
Wirkung geäußert und der Bekl. im Vertrauen auf ſie weitere 
Anträge unterlaſſen habe, müſſe es dabei bleiben. Der Geſuchſteller 
könne durch die Fehler des Gerichts nicht leiden. Die Reviſions⸗ 
fähigkeit eines dem Geſuch ſtattgebenden Beſchluſſes hat ſomit 
hier nicht zur Entſcheidung geſtanden, vielmehr war nur darüber zu 
befinden, ob das OLG. ſelbſt an feine Entich. gebunden war. Die 
Bejahung führte zwangsläufig zur Wiederherſtellung der Wieder⸗ 
einſetzung. 

Zu den Erwägungen, mit denen das RG. die Bindung des 
OLG. an die in Beſchlußform erteilte Wiedereinſetzung begründet, ſei 
mit Rückſicht auf die fortdauernde Bedeutung der Frage die Be⸗ 
merkung geſtattet, daß es doch ſeine Bedenken hat, Zweckmäßigkeits⸗ 
gründe, die zur Erzielung eines von koſtſpieligen und zeitraubenden 
Hemmungen entlaſteten Verfahrens wohl am Platze ſind, für Ent⸗ 
ſcheidungen zu verwerten, die ſich in einer unmittelbaren Benachteili⸗ 
gung des Prozeßgegners auswirken. Sofern bei der Entſch. der 
Nachdruck in dem Gedanken der Billigkeit zu ſuchen iſt, iſt zu er⸗ 
wägen, daß dem Prozeßgegner entgeht, was dem Geſuchſteller gegeben 
wird. Hat ſich dieſer auf die Wiedereinſetzung eingerichtet, ſo hat 
jener nicht zu hoffen aufgehört, daß er mit der Zurückweiſung des 
Wiedereinſetzungsgeſuchs zum Ziele gelangen werde. Die reiche Aus⸗ 
geſtaltung unſeres Rechtsmittelſyſtems ſpricht nicht für eine beſondere 
Rückſichtnahme des Geſetzgebers auf die Einſtellung der Parteien zu 
den Entſch. der Inſtanzgerichte. Der allgemeine Grundſatz der Proz O. 
geht dahin, daß das Gericht an ſeine Beſchlüſſe nicht gebunden iſt 
(8329 Abſ. 2 ZPO.; Stein⸗Jonas 8 238 II S. 980; Kann 
§ 329 N. 2 k S. 897). Es dürfte wohl am nächſten liegen, die Löſung 
in der Anwendung dieſes Satzes zu ſuchen. So auch Jonas 
8 547 II 2 Abſ. 3 S. 115; 8 519 b III D 2 Abſ. 2 S. 51, 8 238 II 
Abſ. 2 S. 626, der im Widerſpruch zu der Auffaſſung des NG. das 
OLG. für befugt erachtet, die im Beſchlußverfahren gewährte Wieder⸗ 
einſetzung durch Endurteil zu verſagen. Allerdings wird man ver⸗ 
geblich nach einer Rechtfertigung dafür ſuchen, daß das Gericht an 
die von ihm gewährte Wiedereinſetzung gebunden iſt, wenn es die 
Form des Zwiſchenurteils gewählt hat, während die Entſch. wider⸗ 
ruflich ſein ſoll, wenn ſie in Beſchlußform erfolgt — zumal die Ab⸗ 
grenzung von Zwiſchenurteil und Beſchluß zu Zweifeln Anlaß geben 
Rann (Sydow-Buſch⸗Krantz, Anm. 3 vor 8 300). Man ſtößt 
hier auf den gleichen Mangel innerer Folgerichtigkeit, wie bei der 
obenerörterten Frage, ob die Entſch. über die Zulaſſung der Wieder⸗ 
einſetzung (und Berufung) der Nachprüfung in der RevInſt. zu⸗ 
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behandelten Falle, indem dort das Armenrecht endgültig 
verfagt worden war. Da der Kl., zumal infolge ſeiner Ver⸗ 
letzung, wirklich arm war, ſo konnte ihm, wie das OLG. zu⸗ 
treffend annimmt, die Beſtellung eines Prozeßbevollmäch⸗ 
tigten auf eigene Koſten um ſo weniger zugemutet werden, 
als er den ablehnenden Beſchluß des OLG. für unanfechtbar 
und danach die Berufung für ausſichtslos halten mußte. 
Ein RA., übrigens lediglich zur Verteidigung gegen die Be⸗ 
rufung des Bekl., iſt dem Kl. aber erſt lange nach dem Ab⸗ 
lauf der Berufungsfriſt durch Beſchl. v. 20. Sept. 1929 bei⸗ 
geordnet worden. Hiernach iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
daß das BG. das Verhalten des Kl. zwiſchen den beiden 
das Armenrecht betreffenden Beſchlüſſen v. 16. Mai und 
18. Nov. 1929 als nicht ſchuldhaft und als nicht geeignet an⸗ 
geſehen hat, um die im übrigen begründete Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand gegen den Ablauf der Berufungsfriſt 
auszuſchließen. 

2. Gegen die Sachentſcheidung des OLG. wendet ſich 
die Rev. mit der Behauptung, das Selbſtverſchulden des 
Kl. überwiege das Verſchulden des Bekl. bei weitem, ſo daß 
dem Kl. mindeſtens 3/, des Schadens aufzuerlegen ſei. Dieſe 


gänglich ſind. Jede Löſung führt in beiden Fällen zu Widerſprüchen, 
die nicht auszuräumen ſind. 

II. Mit der zweiten Begründung erklärt das RG. in Über⸗ 
einſtimmungen mit früheren Urteilen (JW. 1892, 4615; 1893, 344 11; 
1895, 5184; 1909, 728 25; Kann 8 233 Anm. 1b S. 565) den 
Erlaß eines abändernden Beſchluſſes, durch den das vorher verſagte 
Armenrecht bewilligt wird, für geeignet, ein Wiedereinſetzungsgeſuch 
zu ſtützen. Die Entſch. ift lehrreich für die Bedeutung, die der Armut 
und der Verſagung des Armenrechts hinſichtlich der Begründung von 
Wiedereinſetzungsgeſuchen zukommt, und für die Stellung der Wieder⸗ 
einſetzung im Syſtem der Rechtsbehelfe. 

Der Ausgangspunkt iſt von dem Wiedereinſetzungsgrunde zu 
nehmen, d. h. von der Erfaſſung des Tatbeſtandes, dem die Eigen⸗ 
ſchaft eines unabwendbaren, die Wahrung der Notfriſt verhindernden 
Zufalles zukommt. Als Hindernis i. S. des § 234 Abſ. 2 ZRD. gilt 
nicht ſchlechthin das äußere Geſchehen, ſondern nur ein mit dem 
Merkmal des Unabwendbaren und Unverſchuldeten ausgeſtattetes Er⸗ 
eignis (Sydow-Buſch⸗Krantz § 234 Anm. 2 a2: Stein⸗Jonas 
8 234 II S. 620 N. 6; JW. 1921, 273; 1928, 7053, 1137). Folge⸗ 
richtig iſt bei Dauerzuſtänden (Unkenntnis vom Tage der Urteils⸗ 
zuſtellung) die Behebung des Hinderniſſes und der Friſtenlauf des 
8234 Abſ. 2 von dem Zeitpunkt an zu rechnen, in dem das Hinder⸗ 
nis aufhört, ein unverſchuldetes zu ſein (Kenntnisnahme des Datums 
der Zuſtellung) (Sydow-Buſch⸗Krantz 8 234 Anm. 3; Stein⸗ 
Jonas 8 233 JI 1 Abſ. 2 S. 616). Für den Fall der Armut folgt 
aus dem Erfordernis des Unverſchuldens, daß ſie als Hindernis nur 
dann gelten kann, wenn rechtzeitig unter Wahrung aller zu er⸗ 
fordernder Sorgfalt ein Armenrechtsgeſuch eingereicht worden iſt. 
Weitere Bemühungen um die Erledigung des Geſuchs ſind alsdann 
nach anerkannten Grundſätzen dem Geſuchſteller bis zur Entſch. 
hierauf nicht zuzumuten (Sydow⸗Buſch⸗Krantz § 233 Anm. 2 
S. 284; Stein⸗Jonas 8233 II 3 N. 38, 45; Kann 8233 
Anm. 1 S. 565; JW. 1928, 129715; W. 1910 Nr. 44; JW. 1909, 
72825). So war auch im vorl. Falle nicht zu verlangen, daß der 
Geſuchſteller gegen den das Armenrecht verſagenden Beſchluß des 
OLG. mit der Beſchwerde anging, die er mit Recht für unzuläſſig 
erachten mußte. Die Beurteilung hätte übrigens auch dann nicht 
anders ausfallen können, wenn der Beſchluß der Beſchwerde zu⸗ 
gänglich geweſen wäre (wie bei Beſchlüſſen des LG. zweiter Inſtanz); 
denn es iſt nicht auf die Möglichkeit abzuſtellen, das Hindernis 
zu beſeitigen, ſondern auf die Tatſache, daß es nicht beſeitigt ift 
(Spdow-Buſch⸗Krantz g 234 Anm. 3; Stein⸗Jonas 8234 U 
N. 6 S. 620; Kann 8 234 Anm. 2a S. 567; RG. 65, 193 = JW. 
1907, 205; W. 1910 Nr. 44; JW. 1909, 728 25). 

Anders iſt die Rechtslage nur dann, wenn die Partei nach⸗ 
träglich, d. h. nach Ablehnung ihres Armenrechtsgeſuchs, in die Lage 
Kommt, ſich auf neues Material zu ſtützen. Die Löſung wird auch 
hier davon abhängen, ob der Geſuchſteller zur ſchleunigen Wahrung 
ſeiner Rechte alle gebotene Sorgfalt aufgewendet hat. Der Maßſtab 
iſt immer ein ſubiektiver, rein perſönlicher (S ydow⸗Buſch-Krantz 
8233 Anm. 2; Stein⸗Jonas 8 233 II 3 N. 46; II 1 N. 6 u. 20; 
Kann 8 233 Anm. la S. 563 und die zahlreichen angef. Entſch.). 

Wird das Armenrechtsgeſuch abgelehnt, ſo bleibt es bei dem 
Zuſtand unverſchuldeter Anwaltloſigkeit. Der armen Partei bleibt 
nur noch die Möglichkeit, binnen der Zweiwochenfriſt des 8 234 
Abſ. 2 ZPO. unter Inanſpruchnahme ihrer notdürftigen Mittel 
ſelbſt einen Anwalt zu ſuchen, das Rechtsmittel einzulegen und 
die Wiedereinſetzung nachzuſuchen (RG. 117, 304; W. 1929 Nr. 122; 
Sydow⸗Buſch⸗Krantz 8233 Anm. 4). In einer älteren, ſoweit 
erſichtlich, nicht veröffentlichten Entſch. (VI 353/19 zu KG. 19 U 
2286/19) v. 1. Dez. 1919 iſt das RG. dem Geſuchſteller noch weiter 
entgegengekommen, indem es ihm zunächſt noch eine angemeſſene 
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Rüge iſt ebenfalls nicht haltbar. Ohne Rechtsirrtum nber 
das OLG. ein Verſchulden beider Teile an, doch ſei WET, 
legt, daß der Kl. zur Zeit des Unfalls angetrunfen n 
weſen ſei. Die Abwägung des gegenſeitigen Verſchu die 
ſowie des Maßes der Verurſachung des Schadens an 
daraus ſich ergebende Verteilung des Schadens unterliegt des 
der ſtändigen Rſpr. des RG. der freien Würdigung h, 
Tatrichters, die nur auf Rechtsfehler vom Rev. Bekl 
prüfen iſt. Daß dem OLG. hierbei zum Nachteil des Tat 
ein Rechtsverſtoß untergelaufen ſei oder weſentliche 0 
umſtände von ihm überſehen ſeien, iſt nicht erſichtlich, fahr 
von der Rev. nicht dargelegt. Denn wenn die Betriebs pe 
des Kraftwagens (§ 7 KraftfG.) nicht ausdrücklich in ſein. 
tracht gezogen iſt, ſo könnte dadurch nur der Kl. beſchwerd I 
(ü. v. 10. Juli 1930; 183/30 VI. — Düffeldorf.) 19H 


5 
9. 5 565 Ab. 2 ZPO. Zum Umfang der Pipe 

dung des Ber R. an die der Aufhebung zugt! 

gelegte rechtliche Beurteilung des RG. ) 


Die Ausführungen des BU. geben zum md gange 
Verdacht Raum, daß das Bu. die Bedeutung der Vo 


— — , 
Zwiſchenfriſt zur Beſchaffung der benötigten Geldmittel machte 
von deren Ablauf erſt die Zweiwochenfriſt des § 234 Abſ. 2 zu 7 zu 
fei. Dieſe Auffaſſung ſcheint indeſſen keine Nachfolge geſund um 
haben; fie iſt auch mit den unten erörterten Grundſätzen die 
vereinbar, weil es ſonſt in der Hand der armen Wartet dh pie 
Erledigung hinauszuziehen. Eine Glaubhaftmachung dafür, glich 
Beſchaffung der Mittel in einem früheren Zeitpunkt nicht * 
geweſen ſei, wird keiner bedürftigen Partei ſchwerfallen. fe 
Es mag zwar widerſpruchsvoll erſcheinen, daß die Jud der 
des ablehnenden Beſchluſſes die Bedeutung einer Behebung des wird 
niſſes gewinnt, das der Einhaltung der Notfriſt entgegenſteht = iht 
doch die Lage der armen Partei nicht dadurch gebeſſert, den die 
Armenrechtsgeſuch abgelehnt wird! Den Ausſchlag gibt inde zeitig 
Erwägung, daß der Geſuchſteller bis zur Entſch. auf ſein re ſuchcl, 
angebrachtes Geſuch keinen Anlaß hatte, anderweit Rat au chan 
und daß er erſt durch die ohne ſein Verſchulden verſpätete Able e 
des Geſuchs vor dieſe Notwendigkeit geſtellt iſt. Mit beim ſchla 
der Zweiwochenfriſt aber ſind — und hierauf liegt der g 
gebende Nachdruck — die der armen Partei offenſtehenden Nun dil 
keiten erſchöpft (ſofern man von dem Fall abſieht, daß TE, 
Lage kommt, das Geſuch mit neuem Material zu wiederholen del 
die Partei — wie in dem Falle RG. 117,304 — auch DM, ne 
Friſt ungenutzt verſtreichen, ſo iſt bei unverändertem Fortbeſton bit 
ablehnenden Beſchluſſes über das Armenrecht ein Zurückgreifen g 
fortbeſtehende Armut zur Begründung eines neuen Wiedereinſeh gs, 
geſuchs ausgeſchloſſen (W. 1929 Nr. 122 S. 219; ZW. 1926, gu 
Stein⸗Jonas 8 233 II 1 N. 23 a S. 616) — causa kin part 
Grund iſt aber nicht etwa in einem ſchuldhaften Verhalten we ie auf 
zu ſuchen; die arme Partei macht ſich nicht ſchuldig, wert wil! 
ihren notdürftigen Unterhalt nicht zurückgreifen kann 1 rell, 
ſondern eben in der Erſchöpfung der geſetzlichen Behelfe. f 
falls hätte es die arme Partei in der Hand, das Gericht ne 


Gegner mit immer erneuten Wiedereinſetzungsgeſuchen ber ge 1 
dung ar 


Darum geht es auch nicht an — wie im vorl. Falle i 
verſucht hat —, jene Entſch. (RG. 117, 304) zur Begrün 
Antrages auf Zurückweiſung des Wiedereinſetzungsgeſuch dit vel 
zuziehen, wenn aus irgendeinem Grunde der das Armentel er 
ſagende Beſchluß durch eine ſpätere, bewilligende Entfd). inſeun 
wird. Wäre der Grund für die Verſagung der Wieder gol, 
in der Schuldhaftigkeit des Geſuchſtellers (Zurückhaltung inen 
wendigen Unterhalts) zu ſuchen, fo könnte allerdings dem proche 
auf die Entſch. im Bd. 117 die Folgerichtigkeit nicht ab hen . 
werden. Das iſt aber nicht der Fall. Was bei der nachträgl el 
teilung des Armenrechts der Partei zur Wiedereinſetzung Jon 
iſt nicht — jedenfalls nicht allein und entſcheidend — ie nal 
beſtand ihrer Armut, ſondern eben der Umſtand, da ſie ven 
träglich das Armenrecht zuteil wird, zu deſſen Erlangung. dieſe“ 
zeitig alles Erforderliche getan hat. Das Verfahren iſt 2 
Falle noch nicht erſchöpft. Das Ergebnis iſt ſicher auch, are! 
billig, denn es dient nur dazu, ein der armen Partei wide 
Unrecht wiedergutzumachen. 


lin 
Km. Dr. Shots, Se 


ind 
Zu 9. In der Auslegung des § 565 Abſ. 2 gu. , 5 
Senate des RG. nicht einig, und zwar iſt es der 3. N übrig 
hier von der weſentlich übereinſtimmenden Auslegung ie ten, 
Zivilſenate abweicht. Leider hat weder der 3. ZivSen. ET abet! 
entſcheidung erwirkt, noch haben es die fpäter erkennend 43 
Senate getan. In einem Urt. des 2. ZivSen. — JW. 1 gr 2 
hatte dieſer ausgeführt, er brauche das Plenum nicht jet 2 . 

weil dies Sache des abweichenden 3. Ziv Sen. geweſen Komme 
auch die unter Verletzung des 8 136 GVG. zuſtande he * 
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des Fe 

hat 1,066 Abſ. 2 ZPO. nicht richtig erkannt hat. Allerdings 
all fü 3. BivSen. des RG. eine neue Erörterung für den 
i Ka unzuläſſig erklärt, daß das RG. eine Frage von 
ſchieden abſchließend in anderem Sinne als das BG. ent⸗ 
des BG nd ſeine Entſcheidung an die Stelle derjenigen 
16 50. geſetzt habe (MG. 90, 233); 91, 135; vgl. RO. 94, 
Entscheid; Urt. v. 29. Okt. 1928, V 378/28 2)). Ob dieſer 
ſcteden dung beizutreten ſein würde, braucht hier nicht ent⸗ 
heren ub werden. Denn der erk. Sen. hat in ſeinem frü⸗ 
ſeldf art. zu der Frage des Schadenserſatzanſpruchs keine 
weiche nndige von der Entſcheidung des BG. a b⸗ 
erſezende und die Berufungsentſcheidung abſchließend 
des Bande Entſcheidung getroffen, vielmehr die Entſcheidung 
eine abw lediglich gebilligt, ohne an ſeine Stelle abſchließend 

All eichende eigene Meinung zu ſetzen. 

dung des dungs hat der 3. ZivSen. den Grundſatz der Bin- 
Otter. Beh. darüber hinausgehend auch noch auf Fälle 
SG kz in denen das Rev. lediglich eine Annahme des 
Nr. 198 rechtlich bedenkenfrei erklärt hatte (RG Warn. 1918 
Rſpr. „. Dieſer Anſicht iſt jedoch der erk. Sen. in ſtändiger 
Ur. 2 futgegengetreten, weil ſie in der Vorſchrift des § 565 
und y 69“, Stütze findet (Urt. v. 29. Okt. 1928, V 378/28®) 
. 27/27; Urt. v. 17. Okt. 1928, V 119/28). Eine Ent- 
a 

und 


t eibung bleibt doch eine ſolche eines reichsgerichtlichen Senats, 
die neue Abweichung von ihr liegt doch auch dann vor, wenn 
kerictlich Eneſcheidung des anderen Senats ſich mit anderen reichs⸗ 
on Entſcheidungen in Übereinſtimmung hält! Der Fall des 
‚gl. q „wäre daher auch für den 2. ZivSen. gegeben geweſen 
Dispeker in der Anm. zu JW. 1926, 24358). Vielfach 
aſſenen = jo liegen, daß ein Senat von einer anderen kürzlich er⸗ 
0 on utſcheidung eines anderen Senats abweicht, ohne dieſe 
Am en. Auch kommt es vor, daß der Senat ſich über die 
par. s zunächſt nicht klar geworden iſt. Sollen dann wirklich 
entſcheidenden anderen Senate den Zwieſpalt der höchſt⸗ 
am Rſpr. ungelöſt beſtehen laſſen mit dem Hinweis, daß 
wenigstens 5 das Plenum hätte angerufen werden ſollen? Oder muß 
det der 8 gewartet werden, bis der zuerſt abgewichene Senat wieder 
es 8 136 age befaßt wird? Dies alles ſchlägt dem Grundgedanken 
liendige ei GBG. ins Geſicht und verhindert die fo dringend not⸗ 
dend heitliche Rſpr. des höchſten Gerichts. In der jetzt vor⸗ 
elfen ntjch 
en daß die entgegenſtehende 
SD, Beru 8 Nr. 195) nicht auf der Auslegung des 8565 Abſ. 2 


Lo nam 1 
zurfte bach am Schluſſe — dieſer Geſetzesvorſchrift gegeben wird, 


fei ſoll u. des 3. Ziv Sen. nicht beigetreten werden können. Das 
in im ap an die rechtliche Beurteilung des Revch. gebunden 
die Tossa geht aber der Rechtsſtreit an das BG. und damit 
mn manch zacbenfeſtſtellungsinſtanz zurück. De lege ferenda ließe 
hop, noch di dafür ſagen, daß das BG. nach der Zurückverweiſung 
mi, daß on ihm vom NG. aufgegebenen Streitpunkte zu erledigen 
geh ſein ; fle im übrigen für ein neues Vorbringen kein Raum 
lobende Gesche Philipp hat in Jubieum I, 137, 145 eine bahin- 
walt die de Sänderung empfohlen. Aber dem geltenden Rechte ent⸗ 
fiete Beize wie auch Philippi hervorhebk, nicht. Denn das 
ig mt fi !ahren vor dem BG. nach der Zurückverweiſung be⸗ 
Bar) 36880 den Vorſchriften über die Berufung, und demnach 
wei eismittel O. anwendbar: es können alſo neue Tatſachen und 
(un we vorgebracht werden, ſoweit nicht eine Zurück⸗ 
name. gehn Derfchleppung (5.529 Abs. 2 u. 3 3p) in Frage 
eff Abſ. 2 BBO. bezieht ſich auf dieſes Gebiet der Tat- 
„nicht nung, das regelmäßig überhaupt nicht Aufgabe des Revch. 
get snorm⸗Asgebend iſt nur, was das Rev. über den Inhalt der 
ich l. nach und über ihre Anwendung auf den vom BG. feſt⸗ 
iS ſehe bier verhalt ausſpricht. Die Tatſacheufeſtſtellung ſelbſt aber — 
ade des W der Rev. wegen Verfahrensmängeln ab — bleibt 
ht beſtand Eyes Dieſes kann zwar den von ihm früher feſtgeſtellten 
tine hat zucht mehr anders rechtlich beurteilen, als es das RG 


also, daß ann alſo nicht, wie der 3. Ziv Sen. es tut, davon 
wur heeft Streitpunkt in der Rev Inſt. auch hinſichtlich der 


Aer karſanbel ng in der wiedereröffneten Ber Inſt. kann 
b 


U 
IR. 1917 547. ) 3 
„547. ) IW. 1929, 509. ) JW. 1929, 509. 
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ſcheidung der Ver ZivSen. über dieſe Frage herbeizuführen, 
hat der erk. Sen. jedoch keinen Anlaß gehabt, weil die er⸗ 
wähnte Entſch. des 3. ZivSen., wie ſchon in RG. 94, 16 
zutreffend dargelegt iſt, nicht auf dieſer Erwägung beruht. 
Im übrigen aber iſt der Begriff der von dem Rev. „der 
Aufhebung zugrunde gelegten rechtlichen Beurteilung“ nur 
auf diejenige rechtliche Würdigung zu beziehen, welche die 
Beurteilung ſeitens des BG. mißbilligt und daher die 
Aufhebung des Bu. unmittelbar herbeigeführt hat. Da⸗ 
gegen betrifft die Bindung nicht auch ſolche Punkte, hinſicht⸗ 
lich deren im Revll. Angriffe der Rev. zurückgewieſen wurden 
oder ausgeſprochen wurde, daß die Entſch. des BG. keinen 
Rechtsirrtum erkennen laſſe (ſo auch Urt. v. 26. Nov. 1929, 
VII 133,29). Dieſe Rechtsgrundſätze hat das BG. verkannt. 
(U. v. 18. Juni 1930; 378/29 V. — Berlin.) [Sch.] 


10. Der Tatbeſtand des 8 323 3 PO. wird nicht 
dadurch erfüllt, daß ſich die Beurteilung ge⸗ 
ändert hat und ſich daraus ſcheinbar eine weſent⸗ 
liche Veränderung zwiſchen einſt und jetzt er⸗ 
gibt, es muß vielmehr in Wirklichkeit eine 
weſentliche Anderung eingetreten ſein. 

Die Bekl. erlitt im Februar 1912 auf einer Eiſenbahn⸗ 


BG. nach § 529 Abſ. 2 nur inſoweit maßgeblich, als fie der Auf⸗ 
hebung zugrunde gelegt iſt. In der Auslegung dieſer Einſchränkung 
ſcheint mir indes die vorliegende Entſch. reichlich enge Grenzen zu 
ziehen, wenn ſie ausführt, es ſei nur diejenige rechtliche Würdigung 
maßgebend, welche die Beurteilung des BG. mißbillige und daher 
die Aufhebung des BU. unmittelbar herbeigeführt habe, während 
alle Ausführungen des RG., die den Standpunkt des BG. billigten 
oder für nicht rechtsirrtümlich erklärten, nicht bindend ſeien. Dem⸗ 
gegenüber iſt hervorzuheben, daß vielfach die Ausführungen des 
Revllrt., die den Standpunkt des BG. billigen, in untrennbarem 
Zuſammenhang mit denen ſtehen, die zur Aufhebung führen. Es 
iſt beiſpielsweiſe der Klageanſpruch auf 8 278 BGB., eventuell auf 
8831 BGB. geſtützt. Das BG. führt aus, daß zwar nicht 8 278, 
wohl aber § 831 anwendbar ſei. Das RG. billigt die Nichtanwendung 
des 8 278, hebt aber auf, weil hinſichtlich des Entlaſtungsbeweiſes aus 
§ 831 zu ſcharfe Anforderungen geſtellt feien, und weiſt die Sache 
zur Verhandlung zurück. Hier beſchränkt ſich zwar die der Auf⸗ 
hebung unmittelbar zugrunde liegende Erörterung auf den 8 831, 
aber auch die rechtliche Beurteilung aus § 278, die mit derjenigen 
des Berg. übereinſtimmt, liegt der Aufhebung mit zugrunde. Denn 
hätte das RevG. den $ 278 für anwendbar gehalten, jo käme es auf 
den Entlaſtungsbeweis aus § 831 gar nicht mehr an, dann wäre es 
alſo nicht zur Aufhebung des Bl., ſondern zur Zurückweiſung der 
Rev. gekommen. Die rechtliche Beurteilung des RG. aus 8 278 iſt 
alſo mitbeſtimmend für die Aufhebung geworden, und da entſpricht 
es m. E. doch dem Grundgedanken des § 529 Abſ. 2 ZPO., auch in⸗ 
ſoweit die rechtliche Beurteilung des RG. für maßgeblich zu erklären, 
alſo nicht mehr neue Erörterungen darüber zuzulaſſen, ob auf den 
Tatbeſtand, wie er vom BG. feſtgeſtellt war, 8278 BGB. rechtlich 
anwendbar ſei. In dieſem Sinne hat auch das RG. bereits ent⸗ 
ſchieden: In Warneyer 1928 Nr. 168 erklärt das RG. einen Aus⸗ 
ſpruch des früheren Rev Urt. deshalb für maßgeblich, weil er mit dem 
zur Aufhebung führenden Entſcheidungsgrund eng zuſammenhänge. In 
dem Falle Warneyer 1929 Nr. 87, in dem es ſich um Abhanden⸗ 
kommen von Reiſegepäck handelte, hatte das RG. grobe Fahrläſſig⸗ 
keit in dem Verhalten des Reiſenden nicht gefunden und die Frage 
erörtert, ob nach dem Inhalt des Vertrages auch leichte Fahrläſſig⸗ 
keit die Haftung ausſchließe. In dieſem zweiten Falle ſieht das RG. 
ſeine Rechtsanſicht, daß keine grobe Fahrläſſigkeit vorliege, deshalb 
als bindend an, weil, wenn dieſe Anſicht nicht vertreten wäre, das 
NG. die klägeriſche Rev. ſchlechthin hätte zurückweiſen müſſen, an⸗ 
ſtatt auf Aufhebung zu erkennen. Endlich iſt auf die Ausführung 
des Urt. JW. 1927, 84510 hinzuweiſen: hier unterſtellt das RG. 
dem 8 565 Abſ. 2 jeden Satz des Revllrt., der einen Beſtandteil 
der geſamten Gedankenzuſammenhänge bilde, auf denen die Auf⸗ 
hebung des BU. beruhe. 

Dieſe Auslegung, daß es genügt, wenn die Rechtsanſicht nur 
für das aufhebende Urteil irgendwie, ſei es mittelbar, ſei es un⸗ 
mittelbar, kauſal geworden iſt, ſcheint mir den Vorzug zu verdienen. 
Der Zweck des § 565 Abf. 2 ift doch, der Rechtsanſicht des Rev., 


die im Ergebnis zur Aufhebung des BU. geführt hat, in ihrer Ge⸗ 


ſamtheit die maßgebende Bedeutung für die weitere Entſch. des BO. 
zu ſichern, und dieſer Zweck wird durch die weitere Auslegung m. E. 
beſſer erreicht. 

Die Auslegung des § 565 Abſ. 2, wie ſie hier vertreten wird, 
hat das Gute, daß ſie gewiſſermaßen jedem Rechtsmittelrichter das 
Seinige gibt: dem BerR. die Freiheit der tatſächlichen Feſtſtellung, 
dem RevR. die umfaſſende Gewähr der maßgeblichen Bedeutung 
ſeiner Rechtsanſicht auch für das weitere Verfahren. 

Vizepräſident Dr. Matthieſſen, Kiel. 
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fahrt infolge eines heftigen Rangierſtoßes einen Unfall. Sie 
war ſeit dem Jahre 1910 verheiratet, hatte aber auch nach 
ihrer Heirat ihren Blumen- und Obſthandel weiter betrieben. 
Nach dem Unfall gab fie ihn auf. In einem Vorprozeß er⸗ 
ſtritt ſie ein Urteil, durch das ihr eine vierteljährliche Rente 
von 125 % zugebilligt wurde als Erſatz für ihren Verdienſt⸗ 
ausfall aus dem Blumengeſchäft. Es wurde dabei auf Grund 
des Gutachtens zweier Profeſſoren eine 500% ige Erwerbs⸗ 
beſchränkung angenommen. Das Gutachten ſpricht von 
hyſteriſch⸗hypochondriſcher Veranlagung, bringt die nervöſe 
Störung mit dem Unfall in Zuſammenhang, ſchließt Veits⸗ 
tanz aus, auf den Dr. H. vorher hingewieſen hatte. 

In einer zweiten 1923 erhobenen Klage verlangte die 
Bekl. wegen Geldentwertung Erhöhung der Rente. Die 
jetzige Kl. behauptete, daß die Erwerbsbeſchränkung inzwiſchen 
weggefallen ſei und verlangte widerklagend Feſtſtellung, daß 
ein Rentenanſpruch nicht mehr beſtehe. Nach Vernehmung 
des Sachverſtändigen Dr. K. erging Urteil am 31. März 1924 
dahin, daß bei Annahme von noch etwa 250% Erxwerbs⸗ 
beſchränkung als Unfallfolge der Bekl. vierteljährlich 60 % 
zugeſprochen wurden. Dr. K. nahm pſychopathiſche Ver⸗ 
anlagung und Unfallneuroſe an und führte auf letztere als 
Unfallfolge eine Erwerbsminderung von 15— 200% zurück. 

Mit der vorliegenden Klage verlangt die Kl. die Feſt⸗ 
ſtellung, daß der Bekl. in Zukunft keine Anſprüche mehr 
zuſtehen, weil Folgen des Unfalls nicht mehr vorlägen. Zur 
Begründung führt ſie an, daß die frühere Anſicht, Unfall⸗ 
neuroſe ſei eine Krankheit, aufgegeben ſei; bei der Bekl. 
handle es ſich um Einbildung. Nachdem Prof. Dr. F. von 
der Pſychiatriſchen und Nerven-Klinik der Univerſität G. ein 
Gutachten dahin erſtattet hatte, daß die Krankheit der Bekl. 
früher verkannt worden ſei und in Veitstanz beſtehe, der 
Unfallfolge ſei und die Bekl. früher wohl zu 100%, jetzt 
noch zu 80% in der Erwerbsfähigkeit beſchränke, hat die Be⸗ 
klagte Widerklage erhoben auf Erhöhung der Rente im Aus- 
maße der 80% = 192 . 

Im Laufe des Rechtsſtreits ſtarb dann der Ehemann der 
Bekl. am 24. April 1928. Er war Hoboiſtenmaat geweſen 
und hatte 160% Gehalt monatlich bezogen. Nach dem Tode 
ihres Mannes hatte die Bekl. ſtatt des früheren Gehalts nur 
Kindergeld und einen kleinen Nebenverdienſt und mußte ſich 
und ihre Kinder nunmehr davon allein ernähren, konnte auf 
ihren ſchon längſt aufgegebenen Erwerb aus dem Blumen⸗ 
geſchäft wegen ihrer ſtarken Leiden aber nicht zurückgreifen 
und erhöhte deshalb ihren Schadenserſatzanſpruch auf 270% 
vierteljährlicher Rente. 

Das LG. wies Klage und Widerklage ab. Das OLG. er⸗ 
klärte den Widerklageanſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt, RG. hat aufgehoben. 

Das OLG. weiſt auf die widerſprechende Beurteilung 
hin, die das Leiden der Bekl. bei den verſchiedenen Arzten 
gefunden hat. Es führt aus, als Unfallfolge ſei das Leiden 
anerkannt, von einigen aber als Veitstanz angeſehen worden 
(Dr. H., Dr. F.), von anderen als Unfallneuroſe auf hyſteri⸗ 
ſcher Grundlage (insbeſ. Dr. Kl. und das frühere Urteil). 
Das angefochtene Urteil trifft keine Entſcheidung darüber, 
weſſen Anſicht die richtige iſt, hält eine Stellungnahme hier⸗ 
zu auch nicht für erforderlich, weil es unter Berufung auf 
Eger, RHaftpfl®. davon ausgeht, daß der in dem früheren 
Urteil augenommene Standpunkt (Neuroſe) noch jetzt als der⸗ 
jenige zu gelten habe, der zu jener Zeit beſtanden habe, ſo 
daß der jetzige Befund im Vergleich zum früheren eine 
weſentliche Veränderung der maßgebenden Verhältniſſe (8 323 
ZPO.) bedeute, dieſe Veränderung bei Erlaß des früheren 
Urteils auch nicht vorauszuſehen geweſen ſei. 

Dieſe Ausführungen ſind von Rechtsirrtum beherrſcht. 
Die maßgebenden früheren Verhältniſſe i. S. des 8323 3PO. 
ſind die, welche zur Zeit des Erlaſſes des früheren Urteils 
wirklich vorlagen, nicht aber die Annahmen, wie ſie auf 
Grund irrtümlicher Beurteilung bei Fällung des früheren 
Urteils fälſchlich dieſem Urteil zugrunde gelegt worden ſind. 
Der Tatbeſtand des § 323 ZPO. wird nicht dadurch erfüllt, 
daß ſich die Beurteilung geändert hat und ſich daraus 
ſcheinbar eine weſentliche Veränderung zwiſchen einſt und 
jetzt ergibt. Es muß vielmehr in Wirklichkeit eine weſent⸗ 
liche Anderung eingetreten fein (RG. 125, 241). 

) JW. 1930, 145. 
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QUuriſtiſche Segel, 


Daher muß zu der Frage Stellung genommen werden 
ob die Beurteilung durch Dr. H. und Dr. F. das Ri nut 
trifft und demnach ſich im Laufe der Zeit vielleicht nicht le. 
keine Verſchlechterung im Leiden der Bekl., ſoweit Unfall h 
eingeftellt hat, ſondern ſogar eine Beſſerung eingetreten vet 
wobei der Vergleich des Zuſtandes bei Erlaß des frühe 
Urteils zum heutigen Befinden der Bekl. maßgebend 199 


(U. v. 2. Juli 1930; 25/30 IX. — Stettin.) 85 
11. f 693 SPD. Unterbrechung der BG 


jährung durch Zahlungsbefehl, wenn nach kes 


tragſtellung über das Vermögen des Schu long 
der Konkurs eröffnet wird. Die Verjährnez 
wird unterbrochen, wenn die Zuſtellung ar 
Zahlungsbefehls der Konkurseröffnung Die 
ausgeht, dagegen nicht unterbrochen, wenn 
ihr folgt. f) 1 
Die Verjährung des Regreßanſpruchs der Kl. gegen 
Dur. als Wechſelausſtellerin lief am 12. Okt. 1924 ab; Try 
der Wechſel wurde am 12. Juli 1924 (dem Verfalltag) e 
teſtiert. Am 8. Okt. 1924 wurde das Geſuch der Kl. um cn 
laſſung eines Zahlungsbefehls beim AG. eingereicht. n 
laſſen wurde der Zahlungsbefehl am 18. Okt., der Dur: und 
Amts wegen zugeſtellt am 21. Okt. An dieſem Tag, daz 
zwar um 13,45 Uhr wurde das done daßſagten ze 
u 
an die Dur. vor oder nach dem Zeitpunkt der ene 
eröffnung ſtattgefunden hat, beſteht Streit; die Kl. behan en, 
das erſtere, der Bekl das letztere, beide unter Beweiserbik el, 


nachgefolgt ſei, die vom 12. Juli 1924 an laufend. ung 


e Ges 
ſchuldnerin vor oder nach dem Zeitpunkt der Konkurse 
ſtattgefunden habe; denn ſchon von der Einreichung Di per 
ſuchs an habe ein gegen die Dur. gerichtetes Mahnver lung 
vorgelegen. Eine nach Konkurseröffnung erfolgte Zu gehe 
über ohne rechtliche Wirkung geweſen. Es ſei aber 
angemeſſene Friſt nicht gelaufen, die das Geſetz aufſtel 
dem es im § 693 Ab. 2 ZPO. verlange, daß die BU gen 
des Zahlungsbefehls „demnächſt“ bewirkt werde. Im Ut die 
müßte aber — fo führt das BO, weiter aus — 
entſprechende Anwendung des § 249 3PO. 
führen, daß die Zuſtellungsfriſt unterbrochen ſei. niſſen 
ſei auch nicht nachträglich abgelaufen infolge von Erelt "sim 
die während des noch ſchwebenden Konkursverfahren grel, 
getreten ſeien. Da der Konkursverwalter dem Wech * des 
anſpruch widerſprochen habe, ſei freilich eine Aufnahm 


g 
4 
Zu 11. Dem vorl. Urteil kommt eine große f 
tiſche Bedeutung zu, weil in ihm das Rech. zum ergurld ner, 
Stellung nimmt zu der Frage nach dem Einfluß des Schu g 
konkurſes auf ein Mahnverfahren und auf die dur iner 
ſtellung des Zahlungsbefehls bewirkte oder zu bewirkende 1 eln 
brechung der Verjährung. Aus der Natur der Sache ergibt on . 
Unterſchied, je nachdem der Zahlungsbefehl zur Zeit der y 
eröffnung bereits zugeſtellt iſt oder nicht. Kon 
ar der Zahlungsbefehl zur. Zeit de at 
kurseröffnung bereits zugeſtellt, fo war die it da 
von 8 693 Abſ. 2 38D. eingetreten, d. h. die Verjährung z 00 
Einreichung oder Anbringung des Geſuchs um Erlaſſung . 
lungsbefehls, im vorliegenden Falle am 8. Okt. 1924 unter fahr 
Die Unterbrechung dauert bis zur Erledigung des Mahn 
(8213 BGB.). Das NÖ. nimmt an, daß dieſe Erledign go 35 
der Konkurs ſchwebt, nicht eintreten kann, weil nach 8 2 und 
das Mahnverfahren durch den Konkurs unterbrochen iſt ren u. 
Unterbrechung, da im vorliegenden Falle das Konkursverfah 50 
nicht aufgehoben iſt, bis zur Aufnahme des Verfahrens FALL) 
Beſtimmungen der KO. andauert, eine Aufnahme des RU 
aber während des Konkurſes nicht möglich ift. Mit dieſer Fund 
der Unmöglichkeit der Aufnahme des Mahuverfahrens wa a 


9 
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Fahnes gegen ihn nicht möglich geweſen; denn ein 
Fegeellungsantrag, wie ihn § 146 KO. verlange, ſei nach 
eine u. O. unzuläſſig. Daraus folge aber nicht, daß nun 
Self, uterbrechung der Verjährung durch nachfolgende Zu⸗ 
heſührg des Zahlungsbefehls überhaupt nicht mehr herbei⸗ 
abe d. werden könne. Durch Einführung des Amtsbetriebs 
birkunas, Geſetz die Zuſtellung im Mahnverfahren jeder Ein⸗ 
ſtelle 9 der Partei entzogen. Die Zeit, welche die Geſchäfts⸗ 
der göur Bewirkung der Zuſtellung gebrauche, dürfe jedoch 
derfah ktei nicht zum Nachteil gereichen. Wie beim Güte⸗ 
eich ſei auch im Mahnverfahren grumdfäglich die Ein⸗ 
Bohr des Antrags der maßgebende Zeitpunkt für die 
jährn Es einer Friſt und für die Unterbrechung der Ver⸗ 
Apr g b. Beim Mahnverfahren fordere zwar das Geſetz (8 209 
die g. Nr. 1 BGB.) für die Unterbrechung der Verjährung 
die ſorſtellung des Zahlungsbefehls. Damit habe aber nicht 
len, denliche Zuſtellung für ſo weſentlich erklärt werden ſol⸗ 
Mae ohne fie eine Unterbrechung der Verjährung nicht 

00 wäre. Der Zweck der Vorſchrift des 8 693 Abſ. 2 
ner z ſei nur der geweſen, dafür zu ſorgen, daß der Schuld⸗ 
den, nerhalb angemeſſener Friſt durch die Zuſtellung von 

ffunHobenen Anſpruch Kenntnis erlange. Jede Ver⸗ 
dingz ug dieſer Kenntnis, ohne formellen Akt, werde aller⸗ 
drag die Zuſtellung nicht erſetzen können. Bei einer Unter⸗ 
aber ing des Mahnverfahrens durch Konkurseröffnung ſei 
die 5 Anmeldung der Forderung zur Tabelle geeignet, an 
Nele der Zuſtellung zu treten. Auf die Zeit der An⸗ 
rend dal komme es nicht an, weil die Zuſtellungsfriſt wäh⸗ 
d ganzen Konkursverfahrens unterbrochen bleibe. Möge 
erfolg ie Anmeldung am 5. Dez. 1924 oder im Juni 1926 
wirkun ſein, jedenfalls habe ſie die Verjährung mit Rück⸗ 
lungsh auf den Tag der Einreichung des Geſuchs um Zah⸗ 
das Befehl unterbrochen. Übrigens gelange man — ſo ſagt 
des Mat weiter — nach den Grundsätzen über die Aufnahme 
im cen Merfahrens zum gleichen Ergebnis. Es ſtehe nichts 
die Klche, bei entſprechender Anwendung der 88 239 ff. ZPO. 
nahme gerhebung gegen den Konkursverwalter wie eine Auf⸗ 
After Mahnverfahrens wider ihn zu behandeln und die 
Zustellung der Feſtſtellungsklage als die noch ausſtehende 
(im san des Zahlungsbefehls anzuſehen. Die Klagerhebung 
ae 1928) müſſe auch als „demnächſt erfolgt“ i. ©. 
Faegeſes ſchließt ſich das RG. der berrſchenden Meinung an (vgl. 
fert, a KO. e, 8 146 Anm. 19; Oetker: ZB. 25, 61; Seuf⸗ 
4696 Find. u, Erl. 4 Stein⸗Jonas, 359. 1, Erl. Vs zu 
ſpruchs die darauf geſtützt wird, daß die zur Beſeitigung des Wider⸗ 


tenen For Prüfungstermin erforderliche „Feſtſtellung“ der beſtrit⸗ 
erreicht „derung (8 146 Abſ. 1 KO.) im Mahnverfahren nicht 
hut daa werden könne. Kann, BROS, Erl. 44 b, bb zu 8698 


bich be den eine Aufnahme des Verfahrens i. S. von § 240 ZPO. 

e ng 

gewieſen der früheren Regelung eingetretene Rechtshängigkeit hin⸗ 
fen, gelung 9 


us Ant 
a 1 na des Zahlungsbefehls aus der Welt ſchaffe. 
ubi 

tengehen er Vorteile der Verjährungsunterbrechung wieder ver⸗ 
dechung da, wenn der Antrag zurückgenommen wird, die Unter⸗ 
best gets Sage kia als nicht erfolgt gilt (8 213 a. F. BGB., 


de M. 


i an den Eintritt in das Streitverfahren nach Erhebung 
hunsbefch nuch dann aber auf den Tag der Zuſtellung des Zah⸗ 
an herrſch zurückdatiert wird (8 696 Abſ. 2 ZPO.). So kann man 

ſtimmem enden Meinung und damit dem vorliegenden Urteil darin 
zugererung, fi der Widerſpruch im Prüfungstermin gegen eine 
hrdeſtellt „Uber die ein Zahlungsbefehl bereits vor Konkurseröffnung 


brozeſſes, pn nur durch Erhebung eines ſelbſtändigen Feſtſtellungs⸗ 


dis denen gun Aber durch Aufnahme des durch den Konkurs unter⸗ 
de dur Ma 


NW Sn Orfteffung des Zahlungsbefehls bewirkte Unterbrechung der 
Suden, weil durch Beendigung des Konkursverfahrens beendet 
5 1 mi „Eher eine „Erledigung“ des Mahnverfahren (8 213 
An Wit 905 212 a Sat 1 BGB.) nicht möglich iſt. 
bezuwenden echt hat das NG. dem Verlangen der Rev., 8 211 BGL. 
San Prozeß, abgelehn. 8211 Bc B. erfordert, daß der Gtillftand 
a 9214 des Güteverfahrens, des Mahnverfahrens, 88 212a 
das m. Satz 1) die Folge einer Vereinbarung iſt oder davon, 
rfahren nicht betrieben wird. Davon aber kann keine 


nverfahrens beſeitigt werden kann. Infolgedeſſen kann 


des § 693 Abſ. 2 ZPO. gelten. Denn nach dem Widerſpruch 
des Konkursverwalters im Prüfungstermin hätten die Par⸗ 
teien noch bis Ende Juli 1928 auch über die hier ſtreitige 
Forderung verhandelt. 

Dem BG. iſt inſoweit beizutreten, als es die Ver⸗ 
jährung des Wechſelregreßanſpruchs der Kl. dann für aus⸗ 
geſchloſſen hält, wenn der Zahlungsbefehl der Schuldnerin 
Dur. am 21. Okt. 1924 noch vor der um 13,45 Uhr er⸗ 
folgten Konkurseröffnung zugeſtellt worden iſt. Dann trat 
die Wirkung der Unterbrechung der Verjährung nach $ 693 
Abi. 2 ZPO. ſchon mit dem 8. Okt. 1924 ein als dem Tag 
der Einreichung des Geſuchs um Zahlungsbefehl. Denn am 
8. Okt. war die dreimonatige Verjährungsfriſt, die ſeit dem 
12. Juli 1924 lief, noch nicht abgelaufen. Dieſe Unterbrechung 
dauert nach § 213 Satz 1 i. Verb. m. § 212 a Satz 1 BGB. 
bis zur „Erledigung“ des Mahnverfahrens. Zur Erledigung 
des Mahnverfahrens kann es aber, ſolange der Konkurs noch 
ſchwebt, überhaupt nicht kommen. Denn das Mahnverfahren 
wurde in dem hier angenommenen Fall der Zuſtellung vor 
Konkurseröffnung durch dieſe unterbrochen und bleibt nach 
8 240 ZRD. unterbrochen, bis es „nach den für den Konkurs 
geltenden Beſtimmungen aufgenommen oder das Konkurs⸗ 
verfahren aufgehoben wird“. Eine Aufnahme des Mahn⸗ 
verfahrens in dem ſoeben erwähnten Sinne, alſo während 
des Konkurſes, iſt nicht möglich, wie ſich aus § 688 Abſ. 1 
RO. verglichen mit $ 146 KO. ohne weiteres ergibt. Auf⸗ 
hebung des Konkursverfahrens kommt als Beendigungs⸗ 
möglichkeit für die Unterbrechung des Mahnverfahrens hier 
auch nicht in Frage, weil bei Erlaſſung des BU. der Konkurs 
gegen die Dur. noch im Gange war. Fortgeſetzt und er⸗ 
ledigt kann alſo das vor Konkurseröffnung nur bis zur 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls gediehene Mahnverfahren 
erſt werden, wenn der Konkurs beendigt iſt. Aus alledem 
folgt, daß die Unterbrechung der Verjährung bei Exlaſſung 
des angefochtenen Urteils noch fortdauerte. 

Die Rev. meint, die ſtreitige Regreßforderung ſei auch 
dann verjährt, wenn der Zahlungsbefehl noch vor Konkurs⸗ 
eröffnung zugeſtellt worden ſein ſollte. Denn durch die 
Konkurseröffnung ſei ein Stillſtand des Mahnverfahrens her⸗ 
beigeführt worden, und die neue dreimonatige Verjährungs⸗ 
friſt, die vom 21. Oktober 1924 an gelaufen ſei, habe keine 
Rede ſein, wenn, wie hier, das Nichtbetreiben des Verfahrens auf 
der Anordnung des Geſetzes beruht, das eine Fortſetzung des Ver⸗ 
fahrens während des Stonkurjes nicht geſtattet. 

2. Wenn aber zwar der Antrag auf Erlaſſung des Zahlungs⸗ 
befehls vor der Konkurseröffnung geſtellt, die Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls jedoch erſt nach der Konkurseröffnung 
bewirkt iſt, dann gehen dem Gläubiger nach der Meinung des RG. 
die Vorteile von § 693 Abſ. 2 ZPO. endgültig verloren. Denn die 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls an den Gemeinſchuldner ſelbſt iſt den 
Konkursgläubigern gegenüber ohne Wirkung (87 KO.), und die Zu⸗ 
ſtellung an den Konkursverwalter iſt es deshalb, weil die Konhurs⸗ 
gläubiger Befriedigung ihrer Forderungen aus der Konkursmaſſe 
nur nach Maßgabe der KO. verlangen dürfen (8 12 KO.). Die Mög⸗ 
lichkeit, das Mahnverfahren auch ſchon vor der Zuſtellung des 
Zahlungsbefehls gem. 8 240 3PO. unterbrechen zu laſſen (jo Hell⸗ 
wig, Syſtem des deutſchen Zivilprozeßrechts, 8255 I, Bd. II S. 79), 
lehnt das RG. mit der herrſchenden Meinung (vgl. Jaeger, 
KO. 6%, Anm. 2 zu § 210; Kann Erl. 42; Seuffert, 4 zu 
§ 693; Stein⸗Jonas, IV zu 8692 ZPO.) ab, weil das 
Mahnverfahren erſt mit der Zuſtellung des Zahlungsbefehls anhängig 
wird. Damit kann man ſich einverſtanden erklären. Doch behält 
unabhängig davon die Meinung von Hellwig (a. a. O. I 3, Bd. II 
S. 80), der die Anmeldung zum Konkurfe hinſichtlich der Friſt⸗ 
wahrung auf die Einreichung des Geſuchs um Erlaſſung des Zah⸗ 
lungsbefehls zurückdatieren will (8693 Abſ. 2 ZPO.), ihre Be⸗ 
deutung und ihren Wert. 

Das RO. lehnt auch dieſe Meinung ab; der Gedanke möge als 
Geſetzesvorſchlag beachtlich fein, im Geſetz ſei er nicht berückſichtigt, 
und nichts ſpreche dafür, daß die Zuſtellung des Zahlungsbefehls 
durch die Anmeldung der Forderung zur Konkurstabelle erſetzt werden 
könne. Daß 8 693 Abſ. 2 eingeführt ſei, weil der Partei auf die 
Zustellung (des Zahlungsbefehls) von Amts wegen jede Einwirkung 
unmöglich ſei, rechtfertige wohl die Rückwirkung, nicht aber die 
Erſetzung der Zuſtellung durch die Anmeldung der Forderung zur 
Tabelle. Und den Grund der Rev., daß der Gläubiger in einem Falle 
wie dem vorliegenden ohne ſein Verſchulden hart getroffen werde, 
erwähnt das RG. wohl als ungeeignet, eine andere Auslegung des 
8 693 Abf. 2 herbeizuführen, geht aber nicht näher auf ihn ein. 

Ich finde es bedauerlich, daß das RG. ſich von Hellwig und 
dem BG. nicht hat überzeugen laſſen. Gewiß iſt der Fall, daß der 
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Unterbrechung mehr erlitten, weil die Anmeldung der Regreß⸗ 
forderung zur Tabelle erſt am 18. Juni 1926 ſtattgefunden 
habe. Dieſe Auffaſſung geht fehl. In gewiſſem Sinne liegt 
allerdings auch hier ein Stillſtand des Mahnverfahrens vor, 
weil dieſes während des Konkurſes gar nicht weiterbetrieben 
werden kann. Aber dieſe Stockung im Mahnverfahren iſt 
kein Stillſtand i. S des $ 211 Abſ. 2 BGB., deſſen An⸗ 
wendung die Rev. für möglich hält. Denn ſie beruht weder 
auf Parteivereinbarung noch auf freiwilliger Untätigkeit des 
Gläubigers, ſondern auf dem Gebot des Geſetzes, das wäh⸗ 
rend des Konkursverfahrens nur eine beſtimmte Art der 
Rechtsverfolgung zuläßt. In ſolchem Falle kommt die An⸗ 
wendung des § 211 Abſ. 2 nicht in Frage. 

Fand die Zuſtellung des Zahlungsbefehls an die Schuld⸗ 
nerin Dur. erſt nach der Eröffnung des Konkurſes ſtatt, 
fo war fie — wie auch der Ber R. annimmt — der Konkurs⸗ 
maſſe gegenüber ohne rechtliche Wirkung. Insbeſ. konnte fie 
nicht die Verjährung des Wechſelregreßanſpruchs zugunſten 
der Kl. unterbrechen und infolgedeſſen auch nicht eine Rück⸗ 
wirkung i. S. des 8 693 Abſ. 2 ZPO. begründen. Zu der 
beſtrittenen Frage, ob das Mahnverfahren durch die Konkurs⸗ 
eröffnung auch dann unterbrochen werden konnte, wenn im 
Zeitpunkt der letzteren der Zahlungsbefehl noch nicht zugeſtellt 
war, nimmt der Senat im Anſchluß an Stein⸗Jonas, 
Anm. IV zu 8 692 ZPO. in verneinendem Sinne Stellung, 
weil vor der Zuſtellung von einem anhängigen Verfahren 
nicht wohl die Rede ſein kann. Die dreimonatige Verjährungs⸗ 
friſt war in dem hier angenommenen Falle der (wirkungs⸗ 
loſen) Zustellung nach Konkurseröffnung am 12. Okt. 1924 
abgelaufen, wenn nicht irgendein Vorgang aus der Zeit nach 
Konkurseröffnung der „demnächſtigen“ Zuſtellung nach 8 693 
Abſ. 2 ZPO. in der Wirkung der Rückbeziehung auf den Tag 
der Einreichung des Geſuchs um Zahlungsbefehl gleichgeſtellt 
werden kann. Der BerR. will nun im Anſchluß an Hell⸗ 
wig, Syſtem des Zivilprozeßrechts Bd. 2 S. 80 (8 255 I 3a 
Schl. u. Note 4) die demnächſtige Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls mit der Wirkung nach 8 693 Abi. 2 ZPO. erſetzen 
durch die Anmeldung der hier ſtreitigen Wechſelregreßforde⸗ 
rung im Konkurs, hinſichtlich deren er offen läßt, ob ſie am 
5. Dez. 1924 oder erſt im Juni 1926 vorgenommen worden 
ſei. Hierin vermag ihm jedoch der erk. Sen. nicht zu folgen. 

Soweit die ZPO. zur Wahrung einer Friſt oder zur 
Unterbrechung der Verjährung (oder des Laufs einer Friſt) 
die Rückbeziehung der Zuſtellung auf einen früheren Tag 
zuläßt (außer 8 693 Abſ. 2 vgl. 88 207 Abſ. 1, 496 Abſ. 3), 
handelt es ſich um Ausnahmevorſchriften, die ſchon wegen 
dieſer ihrer Eigenſchaft einer ausdehnenden Deutung nicht 
fähig find. Was den $ 693 Abſ. 2 im beſonderen angeht, jo 
ſpricht nichts dafür, daß nach dem gegebenen Geſetz die Zu⸗ 


Schuldner vor der Zuſtellung des Zahlungsbefehls in Konkurs fällt, 
im Geſetze nicht berückſichtigt und die Anmeldung der Forderung 
zur Konkurstabelle in 8 693 Abſ. 2 der Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls nicht gleichgeſtellt. Nach dem Wortlaut des Geſetzes führt 
demnach in der Tat keine Brücke von der Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls zu der Anmeldung der Forderung im Konkurſe. Aber nicht 
unmöglich ift es, dieſe Brücke zu ſchlagen. Man erwäge: $ 693 Abſ. 2 
läßt, wenn der Zahlungsbefehl demnächſt zugeſtellt wird, die Ver⸗ 
jährung bereits mit der Anbringung des Mahngeſuchs unterbrochen 
ſein; eine Zuſtellung des Zahlungsbefehls iſt, wenn der Schuldner 
nach der Anbringung des Mahngeſuchs in Konkurs fällt, nicht mehr 
möglich; der Gläubiger kann die Forderung nur noch im Konkurſe 
anmelden. Zwar unterbricht auch dieſe Anmeldung die Verjährung 
(8 209 Abſ. 2 Ziff. 2 BGB.) wie die Zuſtellung des Zahlungsbefehls 
(8 209 Abſ. 2 Ziff. 1 BGB.), aber für ſie iſt die Rückwirkung des 
8693 Abſ. 2 nicht vorgeſchrieben. Liegt es aber ſo ganz außer dem 
Bereich der Möglichkeit, 8693 Abſ. 2 auch auf dieſen Fall analog 
anzuwenden? Die Ablehnung dieſer Analogie führt zu einem nach 
meiner Meinung höchſt unbefriedigenden Ergebnis: iſt die Zuſtellung 
des Zahlungsbefehls am 21. Okt. um 13,40 Uhr erfolgt, ſo iſt die 
Verjährung unterbrochen, nicht aber, wenn der Zahlungsbefehl um 
13,50 Uhr zugeſtellt iſt. Dieſer Unterſchied wirkt im vorliegenden Falle 
beſonders kraß, weil es ſich um eine Forderung von 500000 

handelt, für die eine Konkursdividende von 100 000 AM (ſo hoch 
hat das NG. den Streitwert feſtgeſetzt) zu erwarten iſt. Gelbit 
wenn die Zuſtellung auf Betreiben der Partei erfolgte, wäre das 
Ergebnis unerfreulich, da die Partei nicht in der Lage iſt, dem 
Gerichtsvollzieher oder dem Poſtboten den genauen Zeitpunkt der 
Zuſtellung vorzuschreiben. Noch unerfreulicher aber iſt es bei der 
Zuſtellung von Amts wegen, ſelbſt wenn der Gläubiger durch ein 
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r 
ſtellung des Zahlungsbefehls dann, wenn der Schuldner er 
ihrer Bewirtung in Konkurs fällt, durch die Anmeldung 7 
Forderung zur Konkurstabelle ſollte erſetzt werden TI ng 
Dieſer Gedanke mag vielleicht als Geſetzesvorſchlag beach nag, 
wert ſein; im Geſetze ſelbſt iſt er nicht berückſichtigt. Zur gan 
legung der Vorſchrift i. S. des angefochtenen Urteils 5 
auch nicht die Erwägung führen, daß bei der Zuſtellung ziel 
Amts wegen die Möglichkeit einer Einwirkung der 10 lle 
ausgeſchloſſen ſei und der Gläubiger daher in einem Fed 
wie dem vorliegenden ohne Verſchulden hart getroffen befehl 
wenn zwiſchen Erwirkung und Zuſtellung des Zahlungsbe 
die Konkurseröffnung gegen den Schuldner trete. Einen 
es, jedenfalls nach dem tatſächlichen Gang der Dinge, egen 
richtig, daß die Ausführung der Zuſtellung von Amts weer 
der Parteieinwirkung vollſtändig entzogen ſei. De deſſen 
Gläubiger, der einen Zahlungsbefehl erwirkt und an 5 in 
beſchleunigter Zustellung ein Intereſſe hat, kann im auch 
durch Anbringung entſprechender — ſchriſtlicher oder 
mündlicher — Geſuche auf ſolche Beſchleunigung hin ht 
Sodann kommt aber der Kl. im vorliegenden Fall auch die 
der von ihr betonte Grundſatz zugute, daß der PR hrung 
von der Gerichtsſchreiberei (Geſchäftsſtelle) zur Durchführen 
der Zuſtellung gebrauchte Zeit nicht zum Nachteil geri 
dürfe. Denn mit dieſem Satze, der ſich nach RG. 1 Ab. 
ſchon in der amtlichen Begründung zum jetzigen 8 496 ir Dit 
380. findet, ſollte nur der Grund angegeben werden f ung 
Rückwirkung auf die Zeit der Einreichung oder Anbring, it 
wie fie in 8 496 Abſ. 3 und in 8 693 Abſ. 2 angeordns dere 
Der Satz läßt ſich aber nicht entſcheidend für die ganz aneh, 
Frage verwerten, ob dann, wenn vor Zuſtellung des ueber 
lungsbefehls gegen den Schuldner Konkurs eröffnet befehl? 
von dem Erfordernis der Zuſtellung des Zahlungs be zul 
abgeſehen werden und die Anmeldung der Forderung ach 
Tabelle an ihre Stelle treten kann. Dieſe Frage dar penn 
auf Grund von Billigkeitserwägungen bejaht werden, er 
aus dem Geſetze nichts dafür zu entnehmen iſt, daB, eſehl 
gewiſſen Umftänden an der Zuſtellung des Zahlungs dich 
als Vorausſetzung für die in § 693 Abf. 2 bezeichnete 
wirkung nicht feſtgehalten zu werden braucht. 

Die Annahme, daß der Anſpruch im Falle 
ſtellung nach Konkurseröffnung nicht verjährt ſei, kau, des 
nicht, wie der Berg will, auf die für die Aufnaß ale 
Mahnverfahrens „entſprechend“ zu verwertenden Bor nel 
der 88 239 ff. HMO. geſtützt werden. Nach dem angeſe tuts, 
Urteil ſoll auf dieſer Grundlage die gegen den ir 
verwalter gerichtete Feſtſtellungsklage als Aufnahme ng, 
Mahnverfahrens gelten und die Zuſtellung der Ferne 
klage als die vom Geſetz geforderte, noch ausſtehende auch 
ftellung des Zahlungsbefehls anzuſehen fein. Allein 


— mul. 
Geſuch auf die Beſchleunigung der Zuſtellung einwirken * au 
Denn obwohl feit der Anbringung des Mahngeſuchs bis beiden 
ſtellung 13 Tage verstrichen find, iſt nicht das das Ensch ha 
ſondern daß der Glaubiger, der nach 8 693 Abſ. 2 bie en 
rechnen durfte, daß mit der Anbringung des Mahngeſuchs 5 lichte 
jährung ſeiner Forderung unterbrochen ſei, keine andere mög 

zur Unterbrechung der Verjährung hat als die Anmeldung = sein? 
kurſe und fo durch den Zufall der Konkurseröffnung N 
ganze Forderung gebracht wird und ohne ſein Verſchuld rege 


Ergebnis auf keine Weiſe abwenden kaun — er hat vier por bie 
Ablauf der dreimonatigen Verjährungsfriſt und 13 Tage n & 
Konkurseröffnung das Mahngeſuch geſtellt —, während 


Forderung erhalten geblieben wäre, wenn die Zuſtellung en 
fünf Minuten früher bewirkt wäre. Man wird ſchwerlich eine Ee 
ausfindig machen können, in dem ein ohne Verſchulden nick 
teiligten eintretender Zeitverluſt eine gleiche kataftrophale = j 
hat. Es iſt schade, daß ſich das NG. die Gelegenheit zu eine g MI 
ſchöpferiſchen und höchſt zweckmäßigen Fortbildung des 
entgehen laſſen. „ da 
Zuſtimmung aber verdient das Urteil wieder darir⸗ 
noch einen anderen zur Vermeidung dieſes unerfreulichen e 
vorgeſchlagenen Weg zu gehen ſich weigert. Die Feſſten gz 1 
gegen den Konkursverwalter (8 146 KO.) kann man allerding“ 8 
als Aufnahme des Mahnverfahrens und die Zuſtellung Se 
ſtellungsklage nicht als die noch ausſtehende Zuſtellung bes 95 
befehls gelten laſſen. Dieſer Weg iſt aber auch nicht nötig pe 
analoge Anwendung des 8693 Abſ. 2 ZPO. auf die An 
Forderung im Konkurſe den beſſeren Ausweg bietet. ei ef 
Prof Dr. L. Roſenberg, 
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nit era, die Verjährung auszuſchließen, läuft auf eine 
altun⸗ e, in der ZPO. in keiner Weiſe begründete Aus⸗ 
des g des Erforderniſſes der demnächſtigen Zuſtellung 
an, dahlungsbefehls hinaus. Außerdem geht es nicht wohl 
Wirkur Erhebung der konkursrechtlichen Feſtſtellungsklage die 
Lufterd einer Aufnahme des Mahnverfahrens und einer 
derfaß ung des Zahlungsbefehls beizulegen, wenn das Mahn⸗ 
Konkurtn wie der Berg. ſelbſt nicht verkennt, während des 
arſes überhaupt nicht aufgenommen werden kann. 

den. Jas angefochtene Urteil muß hiernach aufgehoben wer⸗ 
Zahlung es nach dem Ausgeführten darauf ankommt, ob der 
Et befehl der Schuldnerin Dur. vor oder nach dem 
Sache kt der Konkurseröffnung zugeſtellt wurde, iſt die 
u 55 das BG. zurückzuverweiſen. 


4. Juli 1930; 96/30 II. — Köln.) [Ku.] 


hr 4. Zwangsverſteigerung, Anfechtung und Konkurs. 

12288 79 ff, ins beſ. 89 36 Verſt ch. 
die ,der rechtskräftige Zuſchlagsbeſchluß hat 
feine, deutung eines Richterſpruches. Umfang 
Einf irkung, wenn er mit dem Gef. nicht im 
Wirkliag ſteht; ein von ihm aufgenommenes in 
Recht chkeit aber überhaupt nicht beſtebendes 
zwar kommt dadurch nicht zur Entſtehung; ein 
nich beftehendes, aber in das geringſte Gebot 
hineingehörendes, eigentlich dem Er- 
irrige: anheimfallendes Recht müſſen ſich bei 
Erſtehr Aufnahme in den Zuſchlagsbeſchluß der 
2 F und ſonſtige Beteiligte gefallen laſſen. 
An, Frei ri 


ng d chterliche Nachprüfung der Bedeu⸗ 
Inſt. Ei Zuſchlagbeſchluſſes, auch in der Rev⸗ 
dabe; Der Wille des Verſteigerungsrichters iſt 


b 
Ausbrſe weit maßgebend, als er im Beſchluß zum 
a uck gekommen iſt. Es können auch Vor⸗ 
er aus dem Verſteigerungstermin zur Er⸗ 
3 Nac des Beſchluſſes herangezogen werden. 
keine, achträgliche Abänderung durch den Ver⸗ 
offenzungs richter, abgeſehen von Berichtigung 
öglicrer Unrichtigkeit 1 ©. 8319 3p, nicht 
beſchlan Ergänzungsbeſchluß zum Zuſchlags⸗ 
ahne 5 daher auch bei formeller Rechtskraft 
dänzundrkung; auch eine auf Grund ſolchen Er⸗ 
ſclagegsbeſchluſſes erfolgte, mit dem Zu⸗ 
duchefnsſchluß nicht übereinſtimmende Grund- 
ao tragung ift unrichtig. 

b die für d. erachtet die unter den Parteien ſtreitige Frage, 
b bed; die Bekl. in das geringſte Gebot eingeſtellte Hypo⸗ 
etrags at geweſen ſei durch Feſtſtellung des Aufwertungs⸗ 
nd des Rangs — fo die Kl. — oder nur durch Feſt⸗ 


Ihe wle : Der in der vorſtehenden Entſch. des RG. behandelte 
giwdangsber ‚ante Fall hat wie die meiften auf dem Gebiete des 
Zünd in teigerungsrechtes eintretenden Verwickelungen feinen Hinter⸗ 

ft hat ngelhafter Durchführung des Verſteigerungsverfahrens. 
nicht, daß hier der Verſteigerungsrichter den Zuſchlagsbeſchluß ſo 
dae zutreffen nach ſeiner eigenen Auffaſſung das von ihm Gewollte 
ti Huf 1 ud wiedergibt, und er hat dann zur Klarſtellung einen 
Hi ungsbe en, bei dem wieder Zweifel entſtehen, ob er einen Be⸗ 
algen ſchluß darſtellt oder eine unzuläſſige Abänderung des 

i ſchluſſes. Aber ſelbſt wenn der Zuſchlag von vorn⸗ 


dan worden ine des fpäter erlaſſenen ergänzenden Beſchluſſes ge⸗ 
hann, hätte 1 5 wäre das Verfahren fehlerhaft geweſen; denn 
winkt, ob eimer Verſteigerungsrichter die Frage, von der es ab- 
ſch „ nämliche Grundſtückslaſt in das geringſte Gebot aufgenommen 
hi 85 die Rangfrage, unentſchieden gelaſſen. Es handelte 

im dür di rum, daß auf dem verſteigerten Grundſtück, nachdem 
u eingetragene Vorkriegshypothek von 90 000 % 

eine elzſcht in Papiermark zurückgezahlt und am 25. April 
ar lente war, am 27. Sept. 1924 für die Firma M. 
{hr bald ezushypothek von 75000 GM. eingetragen worden 


tr gegen dz 5 
b dung zen die Loſchung der Hypothek der Bekl. zur Ein⸗ 
ſiht ben dung Die Verſteigerung wurde von der Firma M. 


le, auf die Aufnahme der zwar gelöſchten aber mit Rück⸗ 
NEO) 5 Widerſpruch i. S. von § 9 Nr. 1 ZmRerftd. 
Sy in es Eintragung geſicherten“ Aufwertungshypothek der 
fannchek derte geringſte Gebot hing hiernach davon ab, ob dieſe 
1 dieſe jenigen der Firma M. vorging. Nach 8 22 AufwG. 
Frage, da die Hypothek M. vor dem 1. Juli 


* 


darauf aber, nämlich am 17. Okt. 1924, ein Wider⸗ 


ſtellung des Aufwertungsbetrags — ſo die Bekl. —, für uner⸗ 
heblich, weil durch die Feſtſtellung des geringſten Gebots keine 
materiellrechtliche Entſch. hinſichtlich des Beſtehens eines 
aufgenommenen Rechts getroffen werde. Das BG. prüft 
deswegen lediglich, ob die Bekl. nach dem AufwG. den Vor⸗ 
rang vor der Hypothek der Firma M. hatte, und kommt zur 
Verneinung deſſen, weil dieſe Firma ihre Hypothek im guten 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs, das ihr die erſte 
Stelle auswies, erworben habe. 

Die Rev. mußte Erfolg haben: Es kommt abweichend von 
der Anſicht des BG. in erſter Linie auf den Inhalt des rechts⸗ 
kräftig gewordenen Zuſchlagsbeſchluſſes an. Dieſer hat nach 
der ſtändigen Rſpr. des RG. die Bedeutung eines Richter⸗ 
ſpruchs, der beſtimmend iſt für die Anderungen, die durch den 
Zuſchlag an den Rechten der Beteiligten eintreten, und für 
die Rechtsſtellung des Erſtehers; und zwar gleichgültig, ob er 
mit dem Gef. in Einklang ſteht oder nicht (RG. 59, 266; 
67, 380 1); 74, 205 2); JW. 1928, 2851; 1929, 3163). Aller⸗ 
dings hat der Zuſchlag, wie das BG. ausführt, nicht derartig 
rechtsgeſtaltende Kraft, daß er einem in ihm berückſichtigten, in 
Wirklichkeit nicht beſtehenden Rechte zur Entſtehung verhilft 
(RG. in AufwRſpr. 1930 S. 302). Um einen ſolchen Fall 
handelt es ſich aber hier nicht; denn daß die Aufwertungs⸗ 
hypothek der Bekl., deren Höhe von der Aufwertungsſtelle 
noch nicht feſtgeſtellt worden iſt, vor der Zwangsverſteigerung 
des mit ihr belaſteten Grundſtücks mindeſtens in dem jetzt in 
Betracht kommenden Betrage beſtanden habe, hat die Kl. 
nicht beſtritten. Von ihr bekämpft wird der Anſpruch der 
Bekl., mit ihrer Hypothek zu dieſem Betrage die erſte Rang⸗ 
ſtelle vor der Hypothek der Firma M. eingenommen zu haben; 
wie dieſer Anſpruch der Bekl. nach der Behauptung der Kl. 
auch ſchon im Verſteigerungsverfahren ſeitens der Firma M. 
beſtritten geweſen ſein ſoll. Wenn aber eine beſtehende Hypo⸗ 
thek vom Verſteigerungsrichter in das geringſte Gebot geſetzt 
und das Grundſtück unter der Bedingung der Übernahme dieſer 
Hypothek zugeſchlagen wird, obwohl die Hypothek in Wirk⸗ 
lichkeit hinter der Hypothek des betreibenden Gläubigers ran⸗ 
gierte und ſomit nicht in das geringſte Gebot hineingehörte, 
ſo bewirkt die Rechtskraft des unter ſolcher Bedingung erteilten 
Zuſchlags, daß der Erſteher ſich dieſe Grundſtücksbelaſtung 
gefallen laſſen muß. Durch den Zuſchlag iſt die Hypothek 
vor dem Erlöſchen gerettet, obſchon ſie dem, falls nicht durch 
Bargebot gedeckt, bei richtiger Rangeinſtellung anheimgefallen 
wäre (JW. 1928, 2851; AufwRſpr. 1930, 302; JW. 1930, 
848). Solcher Verlauf der Zwangsverſteigerung kann dann 
bewirken, daß ſtatt deſſen eine Hypothek, die den Rang vor 
der zu Unrecht in das geringſte Gebot eingeſtellten Hypo⸗ 
thek hatte, ausfällt und erliſcht (8 91 ZwvVerſtG.), während 
ſie bei richtiger Handhabung möglicherweiſe zur Hebung ge⸗ 
kommen wäre. So kann der rechtskräftige Zuſchlag in be⸗ 


1925 eingetragen iſt, nur bejaht werden, wenn ſich die Firma M. 
beim Erwerb nicht im guten Glauben befunden hatte. Die Entſch. 
hierüber mußte der Verſteigerungsrichter bei der Aufitellung des 
geringſten Gebots ſelbſt treffen, er konnte die Rangfrage nicht in 
der Schwebe laſſen und der Entſch. des Prozeßrichters vorbehalten. 
Zwar iſt natürlich die Aufnahme eines bedingten Rechts in das ge⸗ 
ringſte Gebot zuläſſig, ein Recht iſt aber nur dann bedingt, wenn 
ſein Beſtand von einem künftigen ungewiſſen Umſtand abhängt, 
nicht aber, wenn das Beſtehen oder Nichtbeſtehen des Rechts ob⸗ 
jektiv bereits feſtſteht und nur Ungewißheit darüber herrſcht, wie 
das Prozeßgericht dieſe Frage entſcheiden wird. Das gleiche, was 
für die Exiſtenz eines Rechtes überhaupt gilt, muß auch hinſichtlich 
ſeines für die Aufnahme in das geringſte Gebot ausſchlaggebenden 
Ranges gelten. Der Verſteigerungsrichter konnte deshalb den Vor⸗ 
rang der Aufwertungshypothek der Bekl. vor der der Firma M. 
nicht dahinſtehen laſſen und die Aufwertungshypothek als durch 
dieſen Vorrang bedingt ins geringſte Gebot aufnehmen, vielmehr 
mußte er die Rangfrage ſelbſt entſcheiden. Anders lag es hinſicht⸗ 
lich des Betrages der Aufwertungshypothek. Steht dieſer, wie im 
vorliegenden Falle, bei der Feſtſtellung des geringſten Gebotes noch 
nicht feſt, fo liegt der Fall des 8 14 ZwVerſtcz. vor, die Hypothek 
iſt als ſolche von unbeſtimmtem Betrage anzuſehen, es war deshalb 
richtig, wenn der Verſteigerungsrichter den Normalaufwertungsbetrag 
(im vorliegenden Falle mit 150%) in das geringſte Gebot als bedingt 
durch die endgültige Feſtſtellung des Aufwertungsbetrages einſetzte und 
für den Fall niedrigerer endgültiger Feſtſtellung gem. § 50 Abſ. 2 eine 
Erſatzzahlung anordnete. Hätte der Richter ſich mit dieſer zu⸗ 


) JW. 1908, 204. ) JW. 1910, 952. 
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ſtehende Rechte eingreifen. Ein Beteiligter, der mit ſeinem 
Inhalt nicht einverſtanden iſt, muß im Beſchwerdewege Abhilfe 
zu ſchaffen verſuchen. Gelingt ihm das nicht, ſo iſt der er⸗ 
gangene Zuſchlag ſo hinzunehmen, wie er ſich bei objektiver 
Deutung darſtellt. Die Kl. führt aus, der Zuſchlagsbeſchluß, 
erläutert durch den Ergänzungsbeſchluß, und die daraufhin, 
erfolgte Grundbucheintragung ergäben die Bedingtheit der 
Hypothek der Bekl. auch durch früheres Rangvorrecht vor 
der Hypothek der Firma M.; weil ſolches Vorrecht nicht be⸗ 
ſtanden habe, ſei die Hypothek zu löſchen. Die Bekl. nimmt 
den Zuſchlagsbeſchluß ohne den Ergänzungsbeſchluß, der jeder 
rechtlichen Wirkung entbehre, und meint, danach ſei ihr Recht 
bedingt lediglich durch das Beſtehen des Aufwertungsrechts 
überhaupt, einerlei mit welchem Range; weil dies Recht un⸗ 
bezweifelt beſtanden habe, ſo beſtehe die für ſie eingetragene 
Hypothek zu Recht. 

Die rechtliche Bedeutung der Zuſchlagsentſcheidung unter⸗ 
liegt der freien Nachprüfung des RevG. (JW. 1929, 3163 
— Aufwgſpr. 1929, 930). Der Wille und die Meinung des 
Verſteigerungsrichters ſind dabei ſo weit maßgebend, wie ſie 
im Beſchl. zum Ausdruck gekommen ſind. Fraglich iſt nun, 
ob als Zuſchlag lediglich der Zuſchlagsbeſchluß v. 5. Juni 
1926 anzuſehen oder ob auch der Ergänzungsbeſchluß vom 
17. Juni 1926 in Betracht zu ziehen iſt. Das erſtere iſt 
richtig. Der Zuſchlagsbeſchluß wird mit der Verkündung 
wirkſam (889 ZuVerſtG.); dieſe Wirkſamkeit entfällt nur 
bei Aufhebung des Beſchl. im Beſchwerdewege. Eine ſachliche 
Abänderung durch den Verſteigerungsrichter iſt nach der Ver⸗ 
kündung nicht mehr möglich (8577 Abſ. 3 ZPO.). Nur 
die nachträgliche Berichtigung offenbarer Unrichtigkeiten i. S. 
des 8319 ZRD. iſt zuzulaſſen. Der am 17. Juni 1926 
ergangene Beſchl. hätte ſomit nur als Berichtigung einer 
„offenbaren Unrichtigkeit“ ergehen dürfen. Das aber iſt er 
nicht. Der Verſteigerungsrichter erklärt in ihm, ein Satz des 
Zuſchlagsbeſchluſſes ſei in beſtimmtem Sinne zu verſtehen. 
Er ſelbſt will alſo eine Auslegung, eine Klarſtellung des 
bereits in dem früheren Beſchl. Ausgeſprochenen, nicht aber 
eine Richtigſtellung eines bisher unrichtigen Spruchs geben. 
Das Beihwm®. ſagt, der Verſteigerungsrichter habe den Zu⸗ 
ſchlagsbeſchluß „ergänzt“. Nun würden dieſe Bezeichnungen 
nicht entſcheidend ſein, wenn doch ſachlich die Berichtigung 
einer offenbaren Unrichtigkeit vorläge; alſo dann, wenn die 
Rangbedingung offenbar verſehentlich im Zuſchlagsbeſchluß 
fortgeblieben wäre. Für die Frage der Urteilsberichtigung 
(8 319 ZPO.) iſt vom RG. daran feſtgehalten worden, daß 
ſich bei einer Berichtigung des entſcheidenden Ausſpruchs 
das Verſehen aus dem Zuſammenhalt von Formel und Grün⸗ 
den ergeben muß, daß die Entſcheidungsgründe unzweideutig 
ergeben müſſen, welche anderweite, von dem Inhalt der 
Urteilsformel abweichende Entſch. das Gericht hat erlaſſen 
wollen (RG. 23, 399; JW. 1901, 58%; Gruch. 46, 146). 
Nur dann kann von einer offenbaren Unrichtigkeit die 
Rede ſein. Es ſind das alſo Fälle, wo beim Leſen des Urt. 


läſſigen Bedingung begnügt und im übrigen, wenn er annahm, 
daß ſich die Firma M. beim Erwerb ihrer Hypothek hinſichtlich 
des Beſtehens der Aufwertungshypothek nicht im guten Glauben 
befunden hatte, die Aufwertungshypothek unbedingt ins geringſte Gebot 
aufgenommen, ſo wären klare Verhältniſſe geſchaffen worden. Der 
Fall, daß ein in das geringſte Gebot aufgenommenes Recht in 
Wahrheit nicht den dabei angenommenen Rang hat, ſondern einem 
nichtberückſichtigten Rechte nachſteht, iſt wie bei Jäckel⸗Güthe, 
Anm. 18 zu 88 50, 51 ZimVerftd., näher begründet wird, ebenſo 
zu behandeln, wie der Fall, daß das betreffende Recht überhaupt 
nicht beſteht: Der Erſteher hat alſo gem. $ 50 ZwvVerſtGG. eine 
Erſatzzahlung zu leiſten. Dieſen Umſtand hätte die Firma M. 
noch durch Widerſpruch gegen den Teilungsplan geltend machen 
(vgl. Jäckel⸗Güthe, Anm. 9 zu § 44) und dadurch erreichen 
können, daß ihr gem. 8 125 Abſ. 2 ZwVerſtcg. der Erſatzbetrag 
auf den bei der Verſteigerung ausgefallenen Teil ihrer Hypothek 
zugeteilt und zu dieſem Zwecke die Forderung gegen den Erſteher 
unter der Bedingung der Feſtſtellung ſeiner Zahlungspflicht über⸗ 
tragen wurde. Es hätte dann alſo nur noch eines Prozeſſes über 
den Vorrang zwiſchen der Firma M. und der Bekl. bedurft, aus 
deſſen Ergebnis ohne weiteres hervorgehen mußte, ob die Be⸗ 
dingung, unter der der Zahlungsanſpruch gegen den Erſteher auf 
M. übertragen war, eingetreten war oder nicht. 

Statt deſſen iſt im vorliegenden Falle überhaupt ſtreitig, ob 
der Zuſchlag das Beſtehenbleiben der Aufwertungshypothek der 
Bekl. nur als durch die Feſtſtellung des Aufwertungsbetrages oder 


den Parteien von vornherein erſichtlich iſt, daß der 1 
etwas anderes hat ausiprechen wollen. Auch bei einem x 
ſchlagsbeſchluß kann nur dann von einer offenbaren Unrt 
tigkeit die Rede fein, wenn der Inhalt des Beſchl. ſelbſt ? 8 
wirklich Gewollte klar ergibt. Eine Berichtigung iſt der 
allerdings bei ſolchen Beſchl., wenn ſie, wie das meiſt pr 
Fall iſt, keine Entſcheidungsgründe enthalten, erheblich, f 
ſchwert. Eine verſehentliche Auslaſſung im Spruch wirb . 
viel ſeltneren Fällen, als bei Urt., „offenbar“ fein könn 
Aber nicht nur der Geſetzeswortlaut, ſondern auch die nz 
alle Beteiligten wichtige rechtsbegründende Bedeutung. och 
Zuſchlagsbeſchluſſes zwingt dazu, einer Berichtigung, die " 1 
nach Rechtskraft möglich iſt, dieſe enge Grenze zu ziehen. un 
dem Erfordernis des „offenbar“ iſt feſtzuhalten, und es La , 
die Entſcheidung darüber, ob ein ſolches Verſehen vorlieh.! 
nicht rein in das Ermeſſen des Verſteigerungsrichters gen 
werden; fie muß vielmehr auf objektiver Grundlage na 115 
prüfen ſein. Von dieſer Rechtsauffaſſung aus kann 1 
Beſchl. v. 17. Juni 1926 ſachlich nicht als Berihtigl n 
einer offenbaren Unrichtigkeit des Zuſchlagsbeſchluſſes a 
geſehen werden, denn allein der Inhalt dieſes läßt die „Aalaß 
bedingung“ nicht klar erkennen. Iſt der Ergänzungsbeſch ch 
ſomit zu Unrecht ergangen, ſo fragt ſich doch, ob die 1 
Zurückweiſung der von der Bekl. gegen ihn eingelegten nter 
ſchwerde beſtehende formelle Rechtskraft des Beſchl. ihm "or 
den Beteiligten Wirkung gegeben hat und ihn für den er 
liegenden Rechtsſtreit beachtlich macht. Das iſt zu vern 
denn dieſer Beſchl. iſt gegenüber der durch den Zuſchlkin 
beſchluß mit deſſen Verkündung eingetretenen Wirkung 3 
ſtatthaft und völlig unwirkſam (vgl. ähnlich RG. 122, inen 
und III 92/25, Urt. v. 5, Febr. 1926). Wollte man nz, 
derartigen Ergänzungsbeſchluß für beachtlich halten, jo yift 
gäbe das einen unlösbaren Widerſpruch mit der or 
des 889 ZwVerſtG. Solches kann angeſichts der rechten 
fenden Bedeutung des Zuſchlagsbeſchluſſes nicht zugelegt 
werden. Die Geſtaltung des Verſteigerungsverfahrens bi det 
es mit ſich, daß, abgeſehen von zuläſſiger Berichtigung nee, 
Zuſchlag, ſein Rechtskräftigwerden vorausgeſetzt, mit der 99 
kündung der Einwirkung des Verſteigerungsrichters enen, 
iſt. Ein hiervon abweichendes Handeln des Verſteigern elle 
richters iſt ſachlich unwirkſam und kann nicht durch ſorm 
Rechtskraft eines nachträglichen Beſchl. gedeckt werden. A 
Die Rechtsbeziehungen der an der Zwangsverſteige un, 
Beteiligten und des Erſtehers zueinander, hier der Bu, 
parteien und der Firma M., werden alſo durch den ſchlaß 
ſchlagsbeſchluß allein ohne den Ergänzungsbe nd⸗ 
geregelt. Es fragt ſich, ob bei dieſer Sachlage der ngz⸗ 
punkt der Kl. haltbar iſt, das Fortbeſtehen der Aufwertn das 
hypothek der Bekl. an der ihr durch die Einſtellung 1 gef 
geringſte Gebot gegebenen Stelle ſei nicht nur von 97 
ſtellung des Aufwertungsbetrags, ſondern auch von 58 u M. 
Ranges vor der 1924 eingetragenen Hypothek der SEE ein 
abhängig. Die Kl. meint, ſchon der Zuſchlagsbeſchluß 


auch als durch den Vorrang vor der Hypothek der Firma r Dr 
dingt ausgeſprochen hat. Ferner ergab ſich für den Fall DEE ges 
jahung der zweiten Alternative Streit über die Bedeutung 
ſolchen Zuſchlagsbeſchluſſes. ein, daß 

Zur letzten Frage wird dem NG. darin beizutreten feine 
mit Rückſicht auf die rechtsgeſtaltende Bedeutung des u geil 
beſchluſſes auch die Aufnahme einer den Vorſchriften über die ine 
ſtellung des geringſten Gebots nicht entſprechende Bedingung “ Falle 
wegs unbeachtlich iſt. Sie würde vielmehr im vorliegend ee en? 
zur Folge haben, daß das im Zuſchlag ausgeſprochene ei an 
bleiben der Aufwertungshypothek tatſächlich von der babe gr 
gegebenen Bedingung abhängt, jo daß mit ihrem Ausfall intreten 
ſatzzahlungspflicht des Erſtehers zugunſten der Firma M if? 
mußte. (Der Vollſtreckungsrichter hatte auch zur Sicherung unge 
Rechts 1255 Firma un a entſprechend bedingte Siche 4 
ypothek eintragen laſſen. über / 
25 Weniger unbeden glich iſt die Auffaſſung des Nh. . NG. 
was als Juhalt des Zuſchlagsbeſchluſſes anzuſehen iſt. 910. er 
erwägt, ob der nach dem Zuſchlag vom Verſteigerungs nn auf 
laſſene ergänzende Beſchluß nicht als Berichtigungsbelch auf den 
gefaßt werden kann, der zuläſſig wäre, da 8 319 BP es d 
Zuſchlagsbeſchluß entſprechend anwendbar iſt. Dabei geh, Fehien 
treffend davon aus, daß einer ſolchen Auffaſſung da icht en 
der ausdrücklichen Bezeichnung als Berichtigungsbeſchluß u 


) JW. 1923, 365. 


59 0 
Nahen. 1930 Heft 44/45) 


lei 

Si ſe auszulegen, daß er dieſe Doppelbedingung enthalte. 
brot ſich dafür auf den Inhalt des Verſteigerungs⸗ 
jei der 5 und ſtellt unter Beweis, bereits in dieſem Termin 
Bek. „Streit über den Rang der Aufwertungshypothek der 
erk zutage getreten; der Verſteigerungsrichter habe darauf 
ſcheiden ber Rangſtreit ſei allein vom Prozeßrichter zu ent⸗ 
eſteh „die im Protokoll ſtehende und verleſene, für das 
die bleiben der Hypothek gegebene Bedingung ſolle auch 
Stell stellung des ſtreitig gewordenen Rangs an der alten 
anfaßf vor der 1924 eingetragenen Hypothek der Firma M. 
Bedin en; in ſolchem Sinne ſei nach dieſer Erläuterung die 
Bekl dan von allen Beteiligten verſtanden worden. Die 
8 Beweis für das Gegenteil angetreten, daß im Ver⸗ 
Rede ugstermin von der Rangfrage überhaupt nicht die 
nachteheweſen und der diesbezügliche Protokollvermerk erſt 
zuhaltellich eingeſchoben worden ſei. Rechtlich ift daran ſeſt⸗ 
aus den daß zwar eine Ergänzung des Zuſchlagsbeſchluſſes 
Niedere Vorgängen im Verſteigerungstermin und aus der 
uschlachrift darüber unzuläſſig (RG. 60, 48), daß aber der 
darf inssbeſchluß auszulegen iſt (3%. 1920, 902). Es 
den 15 den Beſchl. nichts nachträglich hineingetragen wer⸗ 
hat. abe nicht ſchon irgendwie in ihm Ausdruck gefunden 
termin er es können doch Vorgänge aus dem Verſteigerungs⸗ 
gez zur Erläuterung des im Beſchl. Ausgeſprochenen her⸗ 
alten den werden. Aus ſolchen kann eine im Zuſchlag ent⸗ 
und „ Beſtimmung eine von allen Beteiligten verſtandene 
Lerſte lte Bedeutung erhalten, die ihr ohne Kenntnis der 
Sache gerungsvorgänge nicht beizumeſſen wäre. So würde die 
hauptunier bei Wahrheit der von der Kl. aufgeſtellten Ve⸗ 
geben 6 über die vom Verſteigerungsrichter angeblich ge⸗ 


für de Erläuterung liegen. Dann wäre zu ſagen, daß die 
dingun Beſtehenbleiben der Hypothek der Bekl. geſetzte Be⸗ 
i. S ig, die im Beſchl. enthalten iſt, von allen Beteiligten 


des ner Doppelbedingung, nämlich der Feſtſtellung ſowohl 
ſtim ertungsbetrags wie auch der ſeines Rangs an be⸗ 
f Erstelle verſtanden worden iſt und deshalb ſo gelten 
wäre „eine Berückſichtigung des ſtrengen Wortlauts allein 
ger g. 2 erige klare Erläuterung vorausgeſetzt, um jo weni⸗ 
dem an racht, als es ſich um eine Zwangsverſteigerung aus 
Vehandlure 1926, alſo aus einer Zeit handelt, in der die 
ergebenden der Aufwertungsrechte und der ſich aus ihnen 
außerorden Rangfragen den Zwangsverſteigerungsrichtern 
lei et entliche Schwierigkeiten bereitete und ſich daraus 
ee nicht ganz ſcharfe Faſſung der Zuſchlagsbedin⸗ 
das zn ergeben konnte. Wird erwieſen, daß alle Beteiligten 
in welch eſchl. Ausgeſprochene in einem beſtimmten Sinne, 
ſo muß d es ihnen erläutert worden war, verſtanden haben, 
im n, „98 unter ihnen gelten. Das BG. wird die Vorgänge 
Sigerungstermin durch Beweisaufnahme aufzuklären 
gebenden ollte bei der dem Zuſchlagsbeſchluß nach ihnen zu 
ſtehende Auslegung die Bekl. eine im geringſten Gebot 
haben „dom Erſteher zu übernehmende Hypothek nur dann 
der geſe un nicht nur der Aufwertungsbetrag, ſondern auch 

blich begründete Vorrang des Aufwertungsrechts vor 


ege 

fee würde, ſofern nur die Abſicht des Gerichts eine offen⸗ 
2 ei. Gletigkeit des Zuſchlagsbeſchluſſes richtigzuſtellen, erkenn⸗ 
f vichtign eichwohl lehnt das RB. die Deutung des Beſchluſſes als 
12 erung agsbeſchluß ab, weil es nicht genüge, daß der Ver⸗ 
80 e pie ichter eine offenbare Unrichtigkeit angenommen habe, 
u dieſer gahr auf objcktiver Grundlage nachprüfbar ſein müſſe, 
en Irrtu Vorausſetzung fehle es, weil der Zuſchlagsbeſchluß ſelbſt 
har die Ar nicht erkennen laſſe. Es fragt ſich, ob hier nicht das 
at. Ob 


N. 
Bprhf, t „nach 


delchluß 8 — dann unbeachtlich, wenn er einen Berichtigungs⸗ 
8 beim haupt nicht darſtellt, alſo nicht auf Nichtigftellung 
derung Zuſchlagsbeſchluß wirklich gewollten, ſondern auf Ab⸗ 
15 den geines Inhalts gerichtet iſt. Dafür aber kann es nur 
ſoiltelun zillen des Richters ankommen, und zu feiner Er⸗ 
burdern aun nicht nur der Zuſchlagsbeſchluß für ſich allein, 
da liegende das Verſteigerungsprotokoll herangezogen werden. Im 
wen der Ric Falle läßt nun das Verſteigerungsprotokoll erkennen, 
ihr ngehy ger der Meinung war, er habe den Vorrang der Auf⸗ 

er Au Mootich vor der Hypothek der Firma M. zur Bedingung 

nahme in das geringſte Gebot gemacht. Hieran würde ſich 
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der Hypothek der Firma M. feſtgeſtellt werden würde, fo iſt 
unerheblich, ob der Verſteigerungsrichter das geringſte Ge⸗ 
bot dem Gef. entſprechend feſtgeſtellt hat. Maßgebend iſt viel⸗ 
mehr der ſo klargeſtellte Inhalt des Zuſchlags. Es kommt in 
dieſem Falle weiter auf die vom BG. bereits behandelte Frage 
an, ob die Bekl. nach den Beſtimmungen des AufwG. den 
Vorrang vor der 1924 für die Firma M. eingetragenen 
Hypothek beanſpruchen konnte. Die Ausführungen des BG. 
zu dieſem Punkt ſind frei von Rechtsirrtum. Da zu der Zeit, 
wo M. ihre Hypothek erwarben, die Vorkriegshypothek der 
Bekl. im Grundbuch gelöſcht und der Aufwertungsanſpruch 
nicht durch einen Widerſpruch geſichert war, ſo hatte die 
Firma den Grundbuchſtand für ſich. Daß ſie von deſſen 
Unrichtigkeit Kenntnis gehabt habe, verneint das BG. ohne 
Rechtsirrtum. Bei einem der Kl. günſtigen Ausfall der Be⸗ 
weisaufnahme über die Verſteigerungsvorgänge und einer 
danach zu gewinnenden Auslegung des Zuſchlagsbeſchluſſes 
in ihrem Sinne beſtehen keine weiteren Bedenken gegen das 
Durchdringen der Klage. 

Sollte ſich aber eine ſolche Auslegung nicht ergeben, 
ſondern dem genauen Wortlaut entſprechend für die Über⸗ 
nahme der Aufwertungshypothek der Bekl. ſeitens des Er⸗ 
ſtehers nur die Bedingung einer Feſtſtellung des Aufwer⸗ 
tungsrechts der Höhe nach beſtehen, ſo iſt die Klage auf 
Löſchung der Aufwertungshypothek, die ſich auf den Ausfall 
einer Bedingung der Vorrangsfeſtſtellung ſtützt, unbegründet, 
weil eine ſolche Bedingung nach dem Zuſchlag nicht beſteht. 
Der Umſtand, daß die auf Erſuchen des Verſteigerungsrichters 
erfolgte Grundbucheintragung auch die Bedingung der Rang⸗ 
feſtſtellung enthält, ändert daran nichts. Rechtsbegründend 
wirkt allein der Zuſchlagsbeſchluß mit dem durch richtige 
Auslegung ſich ergebenden Inhalt. Eine Grundbucheintra⸗ 
gung, die dieſem nicht entſpricht, iſt unrichtig und, da Ver⸗ 
trauen auf den Grundbuchinhalt nicht in Frage kommt, ohne 
Einfluß auf die ſachliche Rechtsgeſtaltung. Alsdann recht⸗ 
fertigt die Rechtskraft des Zuſchlagsbeſchluſſes das Vorrücken 
der Bekl. dadurch, daß nach ſeinem Inhalt ihre Hypothek, 
als im geringſten Gebot ſtehend, von der Kl. als Erſteherin 
zu übernehmen iſt, während die Hypothek der Firma M. auf 
Grund des § 91 ZwVerſtG. erloſchen iſt. Dann konnen die 
Folgen einer unrichtigen Feſtſtellung des geringſten Gebots 
für dieſe Gläubigerin auch weder aus dem Geſichtspunkt der 
ungerechtfertigten Bereicherung noch mit Hilfe der SS 50, 
125 ZmBerft. beſeitigt werden (JW. 1928, 2851). 

(Urt. v. 28. Mai 1930; 58/29 V. — Düſſeldorf.) [Sch.] 


13. 83 Nr. 1 AnfG. Die Anfechtung aus 8 3 
Nr. 1 wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der 
dem Zugriff der Gläubiger entzogene Gegen⸗ 
ſtand vom Anfechtungsgegner über ſeinen Wert 
bezahlt worden iſt. f) 

(U. v. 16. Mai 1930; 553/29 VII. — Köln.) [Ku.] 

Abgedr. JW. 1930, 27808. 


auch dann nichts ändern, wenn der betreffende Abſatz des Proto⸗ 
kolls erſt nachträglich hinzugefügt worden wäre. War aber der 
Richter der Meinung, daß er den Vorrang der Aufwertungs⸗ 
hypothek vor der Hypothek M. zur Bedingung ihrer Aufnahme 
in das geringſte Gebot gemacht habe, ſo kann er den Ergänzungs⸗ 
beſchluß nur als Klarſtellung deſſen, was mit dem Zuſchlagsbeſchluß 
gewollt, aber nicht zum verſtändlichen Ausdruck gekommen war, 
gemeint haben, es lag alſo kein zwingender Grund vor, den 
rechtskräftig gewordenen Beſchluß die Eigenſchaft eines Berich⸗ 
tigungsbeſchluſſes abzuſprechen. Das RG. hätte alſo ſchon auf 
Grund des vorliegenden Sachverhalts den Zuſchlagsbeſchluß als im 
Sinne des Ergänzungsbeſchluſſes ergangen betrachten und dem⸗ 
gemaß endgültig entſcheiden können. Freilich entſpricht die hier vom 
RG. vertretene Auffaſſung vom Weſen eines Berichtigungsbeſchluſſes 
der auch von anderen Senaten des RG. vertretenen. So hat z. B. 
das R ArbG. aus ähnlichen Erwägungen der von einem, ALS. aus⸗ 
geſprochenen Berichtigung feines Urteils die Wirkſamkeit abgeſprochen 
(vgl. dazu meine ausführliche Anm. in ArbRſpr. 1930, 287). 
Geh. RegR. Mint. Dr. Erich Volkmar, Berlin. 


Zu 13. Die Entſch. iſt zweifellos richtig. Das DLG. Köln 
befindet ſich mit ſeinem Rechtsſtandpunkt in einem oft bekämpf⸗ 
ten, aber nie ausgerotteten Irrtum. Es iſt davon auszugehen 
— was auch das OLG. tut —, daß jede Anfechtung in und außer⸗ 
halb des Konkurſes die Tatſache zur notwendigen Vorausſetzung 
hat, daß die betr. Rechtshandlung eine Benachteiligung der Kon⸗ 
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** 14. § 30 KO. 

1. Auch ein unzuläſſig eröffnetes Kon⸗ 
kursverfahren wird durch die Rechtskraft des 
Eröffnungsbeſchluſſes zuläſſig, der Konkurs⸗ 
verwalter dadurch zur Erhebung der Anfech⸗ 
tungsklage legitimiert. 

2. Schweben zwei Konkursverfahren über 
das Vermögen derſelben Perſon nebeneinander, 
ſo ſind die Vorausſetzungen der Anfechtung für 
jedes Verfahren geſondert zu prüfen. f) 

Am 26. Aug. 1925 wurde vom AG. S. über das Ver⸗ 
mögen des Bekl. und ſeiner Ehefrau das Konkursverfahren 


Kursmaſſe herbeiführt (RG. 64, 340; 84, 254 = JW. 1914, 598; 
94, 307 — JW. 1919, 17) bzw. die Befriedigung des Einzel⸗ 
anfechtenden außerhalb des Konkurſes vereitelt oder ſonſt be⸗ 
einträchtigt. Dies ergibt ſich aus dem allgemeinen Zweck der An⸗ 
fechtung zu verhüten, daß Gläubigern der Zugriff auf das Ver⸗ 
mögen des Schuldners unmöglich gemacht oder zum mindeſten 
geſchmälert wird. Anderenfalls wäre das ganze Inſtitut ſinnlos 
und ſchikanös. Welchen Zweck könnte die Anfechtung haben, 
wenn durch die anfechtbare Rechtshandlung der Gläubiger nicht 
benachteiligt wäre? Daß dieſes Erfordernis für alle Arten der 
Anfechtung in und außerhalb des Konkurſes gegeben ſein muß, 
kann auch nicht deshalb geleugnet werden, weil bei einzelnen 
Fällen (830 Ziff. 1 Fall 1; § 31 Ziff. 2 KO. und 83 Ziff. 2 
AnfG.) es ausdrücklich ausgeſprochen wurde. Der Nachdruck liegt 
aber dort nicht auf der verlangten Benachteiligung ſchlechthin, 
die für jeden Anfechtungsfall vorhanden ſein muß, ſondern auf der 
aus dem Wortlaut klar und unbeſtreitbar hervorgehenden un⸗ 
mittelbaren Benachteiligung („Rechtsgeſchäfte, durch deren 
Eingehung die Konkursgläubiger benachteiligt werden“ 8 30 
Ziff. 1 KO. oder: „ſofern durch den Abſchluß des Ver⸗ 
trages die Gläubiger des Gemeinſchuldners benachteiligt wer⸗ 
den“, § 31 Ziff. 2 KO., ähnlich § 3 Ziff. 2 Anfch.). Ju dieſen 
Fällen, aber auch nur in dieſen, muß die Benachteiligung eine 
unmittelbare ſein, d. h. ſie muß im Zeitpunkte der Eingehung des 
Rechtsgeſchäftes und durch ſeine Eingehung ſelbſt hervorgerufen 
ſein. Nicht genügt in ſolchen Fällen eine Benachteiligung, die erſt 
nach dem Abſchluß des Geſchäftes durch Umſtände oder Hand⸗ 
lungen des Schuldners eintrat, die von dem Geſchäft an ſich um⸗ 
abhängig ſind, z. B. Beiſeiteſchaffen des Geldes, Verſchleudern, 
Unpfändbarmachen. 

Dieſe unmittelbare Benachteiligung iſt alſo nur Vorausſetzung 
dort, wo das Geſetz ſie mit klarem Wortlaut fordert. Daraus muß 
aber der Schluß gezogen werden, daß in allen übrigen Fällen eine 
effektive Benachteiligung zwar nicht fehlen darf, wohl aber auch 
eine mittelbare ſein kann, d. h. eine ſolche Verſchlechterung der 
Lage der Gläubiger, die nicht notwendigerweiſe zur Zeit des Ver⸗ 
tragsabſchluſſes und unmittelbar durch ihn entſtanden iſt, ſondern 
die auch durch ſpätere, nach dem Abſchluß des angefochtenen 
Rechtsgeſchäftes aufgetretenen Umſtände oder Handlungen des 
Schuldners hervorgerufen ſein kann. 

Wenn alſo das OLG. Köln die Abweiſung der Klage damit 
begründet, daß die vom Bekl. gewährte Gegenleiſtung dem da⸗ 
maligen Wert des Grundſtückes nicht nur entſprochen, ſondern ihn 
ſogar überſchritten habe, fo trifft dies nur für 8 3 Ziff. 2 zu, die 
eine unmittelbare Benachteiligung fordert, keineswegs aber für 
8 3 Ziff. 1, auf die ſich der Kl. gleichfalls ſtützt. So irrig es 
wäre, aus dem Schweigen dieſer Ziffer überhaupt keine effektive 
Gläubigerbenachteiligung zu folgern, ebenſo abwegig wäre hier 
das Poſtulat einer unmittelbaren Schädigung. Inſoweit iſt die Be⸗ 
gründung der Abweiſung ſeitens des OLG. ohne Zweifel verfehlt, 
zum mindeſten nicht vollſtändig, wenn es nicht gleichzeitig feſtſtellt, 
daß auch in der Zwiſchenzeit, d. h. genau zwiſchen Vertrags⸗ 
abſchluß und dem letzten Termin, in dem Tatſachen vorgebracht 
werden können, keine Schmälerung oder gar Vereitlung der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers, alſo keine mittelbare Benachteiligung, 
vorliegt. 

Die Gründe des OLG. vermögen ſomit die Abweiſung der 
Anfechtung nicht zu tragen. Damit iſt aber keineswegs auch ſchon 
geſagt, daß im gegebenen Fall eine mittelbare Benachteiligung, 
wie fie für § 3 Ziff. 1 AnfG. genügend iſt, auch wirklich vorliegt. 
Aus dem gegebenen Tatbeſtand iſt jedenfalls nichts Entſcheidendes 
zu entnehmen. Es iſt noch nicht einmal erwähnt, ob die 31000 % 
Kaufpreis bar bezahlt oder ſonſtwie auf Hypotheken angerechnet 
wurden. Jedenfalls aber kann hier angeführt werden, daß im all⸗ 
gemeinen in der Annahme einer mittelbaren Benachteiligung viel 
zu weit gegangen wird. So läßt Mentzel (Komm. 3a zu $ 29 
S. 128) ausdrücklich Geldentwertung und Diebſtahl zu. Hier fehlt 
aber jeder adäquat urſächliche Zuſammenhang zwiſchen anzufech⸗ 
tendem Geſchäft und Benachteiligung. Wenn jemand in der Ab⸗ 
ſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, ſein Grundſtück verkauft, 
ſo iſt ſicher nicht notwendig, daß er poſitive Vorſtellungen hat, wie 
er dies verwirklichen will (indem er den Erlös vergeudet oder 
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eröffnet und der RA. G. in ©. zum Verwalter ernannt 
Auf deſſen Vorſtellung wurde im November 1925 das 
fahren in ein Konkursverfahren über das Vermögen. 
Mannes und in ein ſolches über das Vermögen der Der 
zerlegt; RA. ©. blieb Verwalter in beiden Konkurſen. n, 
Konkurs des Mannes wurde am 2. Nov. 1927 aufgehe ber 
der Konkurs der Frau erſt am 17. Dez. 1929 (wahren nn 
Rev Inſt.). In dem letzteren Verfahren hatte der Ver e id 
im März 1927 das zur Konkursmaſſe gehörende Grundſt 
freigegeben; daraufhin wurde der Konkursvermert Tage 
29. März 1927 im Grundbuch gelöſcht. An demſelben n 
ließ die Ehefrau S. auf dem Grundſtück für ſich eine Ei den 
tümergrundſchuld von 30000 % und für den Bell. 


Sr rg K 
im Auslande dem Zugriff entzieht), es iſt auch möglich, daß f, 
das eine beabſichtigt und dann das andere tut. Es genügt an 
mehr die allgemeine Abſicht, die Gläubiger zu benachteiligen. F 
ſofern wären Umſtände, wie Diebſtahl und Geldentwertung, 

deshalb ausgeſchloſſen, weil niemand die konkrete Abſicht hal, let 
fie die Gläubiger zu benachteiligen. Aber es müſſen doch ohen 
Umſtände ſein, die nach der Erfahrung des Lebens uf an 
normalen Verlauf der Dinge eine Benachteiligung im Anſchlu das 
das betreffende Geſchäft herbeizuführen geeignet ſind. reit 
find ſicher weder Diebſtahl noch Geldentwertung ). Andere. zu 
dürfte man auch bei Handlungen des Schuldners allgeme 


annimmt, wenn der Schuldner das Grundſtück verkauft, nk 
zowoh 

gilt das Prioritätsprinzip, und es kann daher I 

jeder Gläubiger ohne Rückſicht auf den anderen ſich eine alder 


ob hie es sei 


mittelbare Benachteiligung vorliegt. Der Hinweis des mat tene 


mittelbare Benachteiligung in Frage kommen, wenn die konnten 
ſchließenden die Wertſteigerung irgendwie vorausſehen e nach 
weil fie unter Berückſichtigung der konkreten Verhältn! mußte. 
dem erfahrungsgemäßen Lauf der Dinge erwartet werden iin zu 

uh gie 


die Verach aaa 
auch im adäquaten Kauſalzuſammenhang mit dem anzufde Tal“ 
Rechtsgeſchäft ſteht. Für alle dieſe Fragen aber bietet et en 
beſtand keine Unterlagen; es läßt ſich nur negativ daraus gelbe 
daß die Anficht des OLG., die Verneinung der unmitteglage 
Benachteiligung, rechtfertige die Abweiſung der Anfechtung im’ 
aus 8 3 8iff. 2 und Ziff. 1, zweifellos irrig iſt. Ob der eg, 
ſtande ift, eine mittelbare Benachteiligung im oben dare gel 
nicht überſpannten Sinne, ferner die mindeſtens ebenſo der Be 
ſubjektiven vom OLG. gar nicht erörterten Erforderniſſe im Bekl 
nachteiligungsabſicht der Schuldnerin und ihrer Kenntnis bel 
nachzuweiſen, wird die weitere Verhandlung zeigen. salat 
Prof. Dr. Theodor Süß, Br 15 
— — 150) 
1) Subjektiv verlangt auch Mentzel (6 zu 51 8gauf 
richtig das Bewußtſein, daß nach dem gewöhnlich cet aber 
der Dinge die Gläubiger benachteiligt werden. Das MT, N 
weder bei Diebſtahl noch Geldentwertung normalerweiſe zuelleich 
könnte in objektiver Hinſicht Diebſtahl uf. böchſten aßen DE 
unter dem Geſichtspunkt gelten laſſen, daß bewieſenernm Hi 55 


Erlös der Mobiliſierung doch verſchleudert worden Ursa 0 
dann iſt eben letzten Endes der Diebſtahl nicht ale ah vel 


Benachteiligung angenommen, ſondern die durch den 
hinderte Verſchleuderung des Geldes! 0 


do 
; 5 . Me end, men: 
Zu 14. Die Grundſatze der Überſchrift find zutreffen ange 
geben einige Wendungen der Gründe Anlaß zu folg. Bemeratz, 5 
1. Angebliche Mängel des Konkurseröffnungsverfahtt Recht 

ſie hier von der Rev. gerügt werden, ſind zweifellos durch 


*. 


5 
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[ 2 
ſchnelänglichen Nießbrauch mit dem Range nach der Grund⸗ 
d eintragen. 


eröffn uf den Antrag eines Gläubigers E. v. 12. April 1927 
„harte das Ach. S. durch Beſchl. v. 16. Mai 1927 über 
Konfurzeſchlagfreie Vermögen“ der Ehefrau S. ein neues 
derwals verfahren und ernannte dafür den Kl. zum Konkurs⸗ 
Konf. lter. „Die ſofortige Beſchwerde der Frau S. gegen dieſe 
1027 rseröffnung wurde vom LO. durch Beſchl. v. 21. Juli 
durch zurückgewieſen und die weitere ſofortige Beſchwerde 
bern! Deſchl. des OLG. v. 17. Aug. 1927 als unzuläſſig 
erhoben. Der Kl. verfolgte ſodann mit der im Mai 1928 
b. 0 en Klage die Anfechtung der Nießbrauchsbeſtellung 
März 1927, indem er ſich auf die 88 30, 31 und 32 
ſtützte. Seinem Antrage entſprechend verurteilte das 
Gru am 15. Okt. 1928 den Bekl., die Löſchung des im 
Die Bech für ihn eingetragenen Nießbrauchs zu bewilligen. 
hat „_ rufung des Bekl. wurde zurückgewieſen; das RG. 
aufgehoben. 


N 
192 In erſter Reihe macht die Rev. geltend, das am 16. Mai 
Öff über das beſchlagfreie Vermögen der Ehefrau S. er⸗ 
des 8 Konkursverfahren ſei mit Einſchluß der Beſtellung 
Kl. fe zum Verwalter in dieſem Verfahren unzuläſſig, der 
rechti daher zur Erhebung einer Anfechtungsklage nicht be⸗ 
wgele as LG. hatte dieſen Einwand mit der Erwägung 
könn Int, die Frage der Zuläſſigkeit jener Konkurseröffnung 
werden gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht mehr nachgeprüft 
hat zu da ſie rechtskräftig beſtätigt worden ſei. Das OLG. 
zu dem Einwand keine Stellung genommen, obgleich un⸗ 
Rech anzunehmen iſt, daß er vom Bekl. auch im zweiten 
ersten gang aufrechterhalten wurde. Der Auffaſſung des 
gericht ichters iſt aber beizupflichten. Nachdem der amts⸗ 
Eröffnungsbeſchluß v. 16. Mai 1927 durch Zu⸗ 
der dagegen eingelegten ſofortigen Beſchwerde 
tskerwerfung der weiteren ſofortigen Beſchwerde die 
ihr kraft erlangt hat, muß die Konkurseröffnung und mit 
Geteili Ernennung des Kl. zum Konkursverwalter für alle 
Derbi als geſetzmäßig erfolgt und ſonach ohne weiteres 
dieſer 1 gelten. Es geht nicht an, die Rechtswirkſamkeit 
in Fra ſentlich⸗rechtſichen Maßnahme nachträglich irgendwie 
licher ge zu ſtellen. Bei den weitreichenden Wirkungen recht⸗ 
eröffnunnd wirtſchaftlicher Art, die von einer Konkurs⸗ 
ihrer ang regelmäßig ausgehen, müßte es zu ſchweren, in 
Rechts, agweite gar nicht überſehbaren Erſchütterungen des 
jener 73 Wirtſchaftslebens kommen, wenn die Grundlage 
würde Wirkungen wieder beſeitigt werden könnte. Zudem 
nzulaſſich wenn in einem Rechtsſtreit dem Einwande der 
die Rog keit eines Konkursverfahrens ſtattgegeben würde, 
8 Draft einer ſolchen Entſcheidung auf die im 8 325 
das Ve ezeichneten Perſonen beſchränken, während im übrigen 
jahren auch weiterhin als rechtsbeſtändig zu gelten 
5 fortgeſetzt werden müßte; ein derartiges Ergebnis 
leben bebe reinbar mit der Sicherheit, deren das Verkehrs⸗ 
Ausfügr arf. Deshalb kann hier dahingeſtellt bleiben, ob die 
Ronkuraung der Rev. zutrifft, daß die Eröffnung des zweiten 
— ſahrens über das Vermögen der Frau S. während 


dent de eis 
muß Döbdentungsfihigen Ausführungen des Urt. betont werden 


er 
da 
Wiege e Net die Befugnis des Verwalters zur Erhebung einer 

, SPRlage, 
ahmen, ou der bekannten Streitfrage ausdrücklich Stellung zu 
„ten zuläſſi die Eröffnung eines zweiten Konkurſes während des 
urn Wiekuſſig ſei, hatte der Senat wegen der gegebenenfalls heilen⸗ 
af, ig des zweiten rechtskräftigen Eröffnungsbeſchluſſes keinen 
eiten Aumerhin mußte er, da er von der Rechtsbeſtändigkeit des 
war dene urſes auszugehen hatte, die Vorausſetzungen prüfen, 
el. Der N eine Anfechtung innerhalb dieſes Verfahrens zuläſſig 
von d enat vertritt hier den Standpunkt, der zweite Konkurs 
em erſten unabhängig und die für die Anfechtung er⸗ 
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des Schwebens des erſten gegen fie eröffneten Konkurs⸗ 
verfahrens den im Konkursrecht geltenden Grundſatz der Uni⸗ 
verſalität verletze. Auch wenn der Rev. darin beizuſtimmen 
wäre, müßte doch angenommen werden, daß der dem Konkurs⸗ 
gericht etwa zur Laſt fallende Rechtsverſtoß durch den Ein⸗ 
tritt der Rechtskraft ſeines Beſchluſſes geheilt ſei. Dieſe Auf⸗ 
faſſung ſteht auch im Einklang mit der Stellungnahme des 
RG. zu dem Beſtätigungsbeſchluſſe des 8 184 KO. Wie in 
RG. 57, 274/75 und 127, 376 dargelegt, iſt der Rechtskraft 
dieſes Beſchluſſes die Wirkung beizumeſſen, daß ſie etwa vom 
Gericht überſehene Mängel des Zwangsvergleichsverfahrens 
heilt. 

Der Reviſionseinwand gegen die Berechtigung des Kl. 
zur Erhebung der Anfechtungsklage iſt ſonach abzulehnen. 
Die ſonſtigen Angriffe der Rev. gegen das Bu. ſind aber 
im weſentlichen begründet. 

Hat das am 16. Mai 1927 eröffnete Konkursverfahren 
als geſetzmäßig zu gelten, ſo war es jedenfalls ein ſelb⸗ 
ſtändiges Verfahren, das mit dem erſten, am 26. Aug. 1925 
eröffneten Konkursverfahren über das Vermögen der Frau 
S. keinen Zuſammenhang hatte und von ihm in keiner Weiſe 
abhängig war. Als „das Konkursverfahren“ i. S. der 88 29ff. 
KO. kommt hier ausſchließlich das am 16. Mai 1927 er⸗ 
öffnete Verfahren in Betracht. Erſte Vorausſetzung der An⸗ 
fechtung nach § 30 Nr. 1 KO. (erſter oder zweiter Halbſatz) 
iſt alſo — da die Zeit nach dem Eröffnungsantrage vom 
12. April 1927 ohne Belang iſt — eine der angefochtenen 
Rechtshandlung, nämlich der Nießbrauchsbeſtellung vom 
29. März 1927, vorangegangene Zahlungseinſtellung von ſei⸗ 
ten der Frau S. Dabei konnte es ſich nur um die unter⸗ 
bliebene Befriedigung ſolcher Gläubiger handeln, die nicht 
Konkursgläubiger im erſten Konkursverfahren waren. Denn 
die Gläubiger, die dort ihre Forderungen angemeldet hatten, 
konnten dieſe damals nicht unmittelbar gegen die Gemein⸗ 
ſchuldnerin verfolgen und auch nicht deren konkursfreies 
Vermögen in Anſpruch nehmen (§ 14 Abſ. 1 KO.). Ferner 
kann die der Eröffnung des erſten Konkursverfahrens ſeiner⸗ 
zeit vorangegangene Zahlungseinſtellung der Frau S. hier 
nicht mehr von Bedeutung ſein. 

Dieſe aus der Selbſtändigkeit des erſten und des zweiten 
Konkursverfahrens herzuleitenden Folgerungen hat das BG. 
unbeachtet gelaſſen. Bei der Erörterung des Kreiſes der 
Gläubiger, die von der Ehefrau S. Befriedigung hätten for⸗ 
dern können, berückſichtigt es unterſchiedslos die Konkurs⸗ 
gläubiger des erſten Verfahrens und diejenigen Gläubiger, 
deren Forderungen erſt nach deſſen Eröffnung entſtanden 
waren. Offenbar ſoll der in den Gründen gebrauchte Aus⸗ 
druck: „ihre beſtehenden Verbindlichkeiten“ nach der Abſicht 
des BerR. auch die Forderungen der Konkursgläubiger des 
erſten Verfahrens ohne jede Einſchränkung wegen der Be⸗ 
träge mitumfaſſen. Wie er die Frage der Zahlungseinſtellung 
beurteilt haben würde, wenn er ſich bei ſeinen Erwägungen 
auf die Gläubiger beſchränkt hätte, die etwa ſpäter Forde⸗ 
rungen erworben hatten, bleibt ungewiß; es fehlen auch be⸗ 
ſtimmte Feſtſtellungen darüber, welche einzelnen ſpäter etwa 


forderliche Zahlungsunfähigkeit könne nur als eine ſolche in bezug auf 
die Neugläubiger in Betracht kommen. Den erſten Satz halte ich 
für richtig. Insbeſ. ob Zahlungsunfähigkeit vorliegt, muſt ſelbſtändig 
geprüft werden; ein Neuerwerb des Schuldners könnte ſie aus⸗ 
ſchließen. Aber daraus folgt nicht etwa der zweite Satz, der mir die 
Verſagung eines zweiten Konkurſes für die Altgläubiger zu im⸗ 
plizieren ſcheint und den ich darum für falſch halte: ſoll die Zah⸗ 
lungsunfähigkeit lediglich in Anſehung von Neugläubigern berück⸗ 
ſichtigt werden, jo können die Altgläubiger darauf natürlich auch 
keinen Antrag auf Eröffnung eines zweiten Konkurſes ſtützen. 
Neuerwerb kommt alſo lediglich Neugläubigern zugute, entweder 
(wenn er zu ihrer Befriedigung hinreicht) ohne Konkurs oder in 
einem auf ſie beſchränkten Konkurs. Beides ſcheint mir trotz den 
bekannten Einwendungen dagegen unbillig, und die hier auftreten⸗ 
den häufig erörterten Schwierigkeiten ſprechen neben anderen Grün⸗ 
den dafür, daß die vom deutſchen und nordamerikaniſchen Konkurs⸗ 
recht immer noch feſtgehaltene Ausſchließung des Neuerwerbs aus 
der Konkursmaſſe nicht zweckmäßig ift. Hier freilich lag der Fall 
inſofern beſonders, als der zu der zweiten Konkurseröffnung Anlaß 
gebende „Neuerwerb“ durch Freigabe aus der erſten Konkursmaſſe 
zuſtande gekommen war. 
Prof. Dr. Dölle, Bonn. 
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entſtandenen, fälligen und angeforderten Schulden Frau S. 
unberichtigt gelaſſen haben ſoll. Ferner zeigt der Satz der 
Begründung: „Zahlungseinſtellung beſtand noch von dem 
erſten Konkurs her“ deutlich, daß dem Vorderrichter die 
rechtliche Selbſtändigkeit des zweiten Konkursverfahrens nicht 
zum Bewußtſein gekommen iſt. Dasſelbe gilt von den daran 
ſich anſchließenden Erörterungen, die auch eine Verkennung 
der den Kl. in vollem Umfang treffenden Beweislaſt hervor⸗ 
treten laſſen. Endlich geht die Unklarheit der rechtlichen Auf⸗ 
faſſung auch daraus hervor, daß der BerR. den fehlſamen 
Ausdruck „die Wiedereröffnung des Konkurſes“ verwendet. 
Nach alledem iſt die Anwendung des § 30 Nr. 1 KO. im 
BU. von Rechtsirrtum beeinflußt. 
(U. v. 8. Juli 1930; 476/29 VII. — Celle.) [Ku.] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


I. Materielles Recht. 


** 15. 88 27 e, 28 StG B.; § 267 Ab ſ. 5 StPO. Zur 
Reviſibilität der Strafzumeſſung. Die Berück⸗ 
ſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe iſt 
nur einer der für die Strafzumeſſung maß⸗ 
gebenden Geſichtspunkte. Teilzahlungen müſ⸗ 
fen dem Verurteilten immer dann bewilligt 
werden, wenn ihm die ſofortige Zahlung der 
Geldſtrafe nach feinen wirtſchaftlichen Verhält- 
niſſen nicht zumutbar iſt. f) 

Die Rev. meint, daß der § 276 Abſ. 1 Stch B keines⸗ 
falls als ein Strafzumeſſungsgrund neben anderen ſolchen 
Gründen anzuſehen iſt, ſondern nur als eine „programma⸗ 
tiſche Vorſchrift für den Rahmen, innerhalb deſſen die 
individuellen Strafzumeſſungsgründe überhaupt erſt zur An⸗ 
wendung kommen ſollen“. Es kann unerörtert bleiben, ob 


Zu 15. Die Verpflichtung des Richters nach 8270 StGB., bei 
Bemeſſung einer Geldſtrafe die „wirtſchaftlichen Verhältniſſe“ — es 
hätte hinzugefügt werden ſollen „und die Anforderungen billigens⸗ 
werter Lebenshaltung“ — des Täters zu berückſichtigen, ergibt nicht 
einen eigentlichen Strafzumeſſungsgrund. Grundſätzlich wird das Straf⸗ 
maß durch das Schuld maß beſtimmt. Doch können Einkommen, 
Vermögenslage uſw. des Täters für die Schuldbemeſſung mit ins 
Gewicht fallen, beſonders, aber nicht lediglich bei Vermögensdelikten. 
Die gleiche Vergehung des Wohlhabenden wiegt eben vielfach ſchwerer 
als die des Bedürftigen. Auch würden Geldſtrafen in gleicher Höhe 
je nach der Vermögenslage der Betroffenen weſentlich verſchiedene 
Strafübel ergeben. Es iſt öfters gefordert worden, die Geldſtrafe 
zunächſt nach dem Schuldgrade zu beſtimmen und dann erſt den 
Maßſtab der Einkommens⸗ uſw. Verhältniſſe anzulegen unter Bei⸗ 
behaltung, Vervielfältigung oder Teilung der Grundſumme. Aber es 
gibt nicht einen Normalbetrag der Geldſtrafe und nicht eine Normal⸗ 
ſchuldgeſtaltung, die mit der ſo bemeſſenen Strafe zu belegen wäre. 
Die Schuld kennt nur fließende übergänge, nicht markante Zäſuren. 
Das relativ beſtimmte Geldſtrafengeſetz beſtimmt die Mindeſtſtrafe 
(die, ſoweit mildernde Umſtände in Betracht kommen, unter deren 
Annahme ſich ergibt) dem leichteſten Fall, wie ihn der Geſetzgeber 
ſich vorſtellen konnte, und entſprechend verhält es ſich mit der Höchſt⸗ 
ſtrafe, aber da die wirtſchaftlichen Verhältniſſe mit zu berückſichtigen 
ſind, der gleiche Geldbetrag je nach den Vermögensverhältniſſen des 
Betroffenen ein außerordentlich verſchiedenes Gewicht hat, ſo ſind die 
eine und die andere Strafe und die in der Mitte liegenden Straf⸗ 
übel nicht lediglich dem Schuldmaße entſprechend gedroht. Die Ab⸗ 
ſtufungen der Schuld und der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, nach denen 
die Strafe ſich richten ſoll, ſtehen oft miteinander in Konflikt, ſo 
daß, je nachdem man nur dieſe oder jene entſcheiden ließe, das Er⸗ 
gebnis leicht ein ſehr verſchiedenes wäre. Dieſe Diſſonanz läßt ſich 
nie ganz auflöſen. Indem der Richter beide Faktoren zugleich in 
Rechnung zu ſtellen hat, wird es unmöglich, zwiſchen der Straf⸗ 
bemeſſung nach der Schuld und nach dem andern Faktor äußerlich 
zu ſondern, und es bleibt nur übrig, beide Operationen zuſammen 
als die Strafzumeſſung zu behandeln. In dieſem Sinne verlangt 
869 des Entw. 1927, bei „Bemeſſung der Strafe“ die wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe des Täters zur Zeit der Tat mit in Anſchlag 
zu bringen. 

Das ift auch die Auffaſſung des NG. im gegebenen Falle. Die 
Rev. inſofern wurde mit Recht verworfen. 

Keineswegs iſt die Strafbemeſſung ſchlechthin irreviſibel. Würde 
z. B. im Falle des § 27 b StGB. die Beibehaltung der Freiheits⸗ 
ſtrafe oder die Subſtituierung von Geldſtrafe rechtsirrig begründet, 


die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Täters einen l 
zumeſſungsgrund im eigentlichen Sinne bilden. SJebenft 
find fie nach § 270 „bei der Bemeſſung einer Geldstrafe e 
berückſichtigen“. Dieſe Vorſchrift ſtellt fie alſo nur er 
einen der Geſichtspunkte hin, die bei der Bemeſſung en 

Geldſtrafe in Betracht zu ziehen find, und verleiht! 

keinen Vorrang in dem Sinne, daß alle anderen für die dem 
meſſung einer Geldſtrafe wichtigen Geſichtspunkte erſt I 
von ihnen gebildeten Rahmen zur Geltung kommen 0 


So beſtimmt auch der — vom Strafrechtsausſchuß des Rei, 


ol 
cht enn 
Im Gegenteil ſchreibt er vor, daß das Gericht „haupt 1 
gewiſſe andere Geſichtspunkte erwägen ſoll, und ſte 1 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Täters lediglich neben den 
ſonſtigen Strafbemeſſungsgründe, wie z. B. „den Zwes, auf 
er verfolgt hat“, ſowie „die Nachhaltigkeit des zur Tat 
gewendeten Willens“ und „die angewendeten Mittel“. ibt 
Die hier vertretene Auslegung des 8 270 StGB. ea 
ohne weiteres, daß auch die ſonſtigen Angriffe, die die de 
auf Grund dieſer Vorſchrift gegen das Urteil richter, g 
ſen Beſtand nicht zu erſchüttern vermögen. Das fre alt 
meſſen, das der Tatrichter bei Anwendung des § 270 m pas 
zu laſſen hat, unterliegt nicht der Nachprüfung durch vorn 
RevGG. Daß das BG., wie die Rev. annimmt, von onen 
herein überzeugt geweſen iſt, der Angekl. könne die ere M 
Geldſtrafen unmöglich aufbringen, iſt aus ſeinen allgem nicht 
Erörterungen über die Bedeutung des 8 270 StGB. 
zu entnehmen. 5 de 
Dagegen macht die Rev. zutreffend geltend, daß gm 
Urteil den § 28 StcB. inſofern verletzt, als es deſſen zu 
wendung mit der Bemerkung ablehnt, es bedeute „Nele | 
weit gehende Milde“, dem Angekl. für die erkannten 


ENTER ach 
indem ſich der Richter von einer falſchen Auffaſſung des Sen 
leiten ließ, oder die Verhängung von Geldſtrafe durch koffer 
beſtrafung, wenn auch geringfügiger Art, ſchlechthin für ausgisz eſeßt. 
erklärt uſw., jo wäre der Strafausſpruch der Aufhebung au gungen 
Für Freiheits- oder Geldſtrafe entſcheidet unter den Vorau f 10 
des 8 27b in erſter Linie die Generalprävention (gene g fit 
venierende Vergeltung) und nur, ſoweit ſich unter dieſem . 
punkte der Zweifel nicht löſen läßt, die Spezialprävention auc 
ſchreckung, Beſſerung uſw. dieſes Täters). In dieſem Siu pie 
NGC. 61, 417. Der Grundgedanke des 8 27 if rich 
ſchematiſche Durchführung aber zu tadeln. teren, 
Auch inſofern iſt dem RG. zuzuſtimmen, als es den we chen 
aus § 28 StGB. entnommenen Reviſionsgrund anerkennt. Ver 
aus dem Wortlaute dieſer Beſtimmung folgt, daß, wenn de umuten 
urteilten nach ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht 5 willi 
iſt, die Geldſtrafe ſofort zu zahlen, ihm eine Friſt uſw. nicht in 
werden muß. Unter dieſer Vorausſetzung konnte der Bere a 
9 — 2 
eine zu weitgehende Milde bedeute. Das ift Korrektur des Ge 
Eine Strafzumeſſungsvorſchrift ift dieſe Beſtimmung MT, de 
das Strafrechts, ſondern das Strafvollſtreckungsverhältnis ein m: 
ung Foll⸗ 
eine antizipierte Entſch. über die Vollſtreckung, die an ſich DET sche! 


ſtreckungsrichter zufiele, zu der aber aus Zweckmäßigkeitsr. unter 
der über die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Verurteilten beren f. 2; 
richtete Prozeßrichter neben dem Vollſtreckungsrichter Gn aß 


Entſcheidungen des Vollſtreckungsrichters nach 8 462 Abf. Vo 
der ſofortigen Beſchwerde unterliegen. Die Zuſtändigkeit met 
ſtreckungsgerichts zeigt klar, daß es ſich nicht um Strafen 
handelt. Denn an der Strafbemeſſung im Urteil kann 
Vollſtreckungsgericht nichts ändern. york 
NGSt. 60, 61 (von der Entſch. in Bezug genommen Feil 
mit Recht die Bewilligung nach § 28 Abſ. 1 für einen ſich u 
Urteilsformel. Aber die Begründung klingt, als ob es galt de 
Strafzumeſſung handle: die Bewilligung gehöre zum ud t wild 
Strafe“ uſw., während doch nur deren Vollſtreckung mobil! 
Dem ſchließt ſich Lobe zu § 28 Bem. 2 an. 
Geh. Rat Prof. Dr. Oetker, 


Würzburg 


Pr 


* 
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t E 
knen „Friſten bzw. Ratenzahlung“ zu bewilligen. Für die 
deutzendbarkeit dieſer Vorſchrift iſt, wie ihre Faſſung unzwei⸗ 
wir ergibt, allein maßgebend, ob dem Angekl. nach ſeinen 
Geld gaftlichen Verhältniſſen nicht zuzumuten iſt, daß er die 
lihentrafe fofort zahlt. Iſt ihm dies nach feinen wirtſchaft⸗ 
richte erhältniſſen nicht zuzumuten — worüber der Tat⸗ 
ober zu befinden hat —, jo muß ihm eine Friſt bewilligt 
betri ihm geſtattet werden, die Strafe in beſtimmten Teil⸗ 
prüfen zu zahlen (RGSt. 61, 16). Die Zumutbarkeit zu 
hat das BG. unterlaſſen. 

Auf hiernach gebotene Aufhebung des Urteils im Straf⸗ 
der Such läßt die getroffenen Feſtſtellungen und die Höhe 
Oggy len unberührt; die Str. hat nur zu prüfen, ob die 
sſetzung des 8 28 StGB. vorliegt. 


Sen. v. 30. Mai 1930; 10 531/30.) 


1 88 73, 74, 154 StG B. Vorausſetzungen des 
ſentſezungszuſammenhangs zwiſchen zwei wiſ⸗ 
dich falſchen eidlichen Ausſagen. 
ſchen 5 Annahme eines Fortſetzungszuſammenhanges zwi⸗ 
1999 fer Eidesverletzung v. 29. Jan. 1929 und der v. 4. Juni 
Zusa unbedenklich. Das RG. hat die Annahme eines ſolchen 
in demſaenhanges wiederholt dann gebilligt, wenn der Zeuge 
dat (0 ſelben Verfahren dieſelbe Tatſache mehrmals beſchworen 
nate al. RSS. 61, 310). Im vorliegenden Fall hat der 
no mals ei der zweiten Vernehmung den Zeugeneid nicht 
unter 8 geleiſtet, ſondern nur die Richtigkeit ſeiner Ausſage 
aber ke erufung auf den früheren Eid verſichert. Das kann 
eine u Unterſchied begründen, da in 8 155 Nr. 2 StGB. 
iſt. gr De Verſicherung der Eidesleiſtung völlig gleichgeſtellt 
en Fortſetzungszuſammenhang ſtörender Umſtand iſt 
nicht zu finden, daß der Angekl. im zweiten Termin 
Üben Punkte eine etwas geänderte, aber ebenfalls 
Ausſage gemacht hat. Das Schwurgericht ſtellt aus⸗ 
ging, feſt, daß der Wille des Angekl. von vornherein darauf 
gefaßten günſtige Ausſagen zu machen. Durch dieſen vor⸗ 
zu derſel Entſchluß und durch die Verſchweigung der Wahrheit 
zuſamm ben Frage iſt auf jeden Fall die zum Fortſetzungs⸗ 
der einzahang erforderliche perſönliche und ſachliche Einheit 
„einen Handlungen hergeſtellt. Dann fallen aber auch 
gemacht dem Angekl. bei ſeiner zweiten Vernehmung weiter 
da e Ausſagen in den Fortſetzungszuſammenhang hinein, 
den fra wiederholten Verſicherungen in dieſem Termin auf 
wachten er geleiſteten Eid ſich auf ſeine ſämtlichen dort ge⸗ 
1 Ausſagen beziehen. 
„Sen. v. 13. Mai 1930; 1 D 379/30.) A.] 


A. 


II. Verfahren. 


dad zs. 88 137,217 StPO. Auf die Einhaltung der 

lichten riſt namens des Angeklagten zu ver⸗ 

r zu $ iſt der Verteidiger nur berechtigt, wenn 

macht Berzichtserklärungen beſonders bevoll- 
igt iſt. 


25. Wifpen der Zuſtellung der Ladung des Angeklagten 
08. Okt 1 1929) und dem Tage der Hauptverhandlung 
Woche 929) lag nicht eine Friſt von mindeſtens einer 
offnun me Angekl. konnte daher vor Verleſung des Er- 
lengendsbeſchluſſes die Ausſetzung der Verhandlung ver⸗ 
des An (8 217 Abſ. 1 und 2 Std.). Der Wahlverteidiger 

lt. hat mit deſſen ſiillſcweigend erklärten Juſtim⸗ 
dee loß auch getan. Das Schw. hat durch verkündeten 
Augen Antrag abgelehnt, da der Offizialverteidiger 
en Besch RA. B., auf Einhaltung der Ladungsfriſt für 
be dicht 3. verzichtet habe. B. hatte erklärt, er habe den 
am An. auf die Ladungsfriſt abgegeben, ohne ſich vorher mit 
lagen, in Verbindung zu ſetzen, auch habe er dem An⸗ 
Gef 5 machträglich hiervon keine Kenntnis gegeben. Dieſer 
ſilagten verſtößt gegen das Geſetz. Zur Vertretung des An⸗ 
an Leon tt der Verteidiger nur in den vom Geſetz be⸗ 
Re gerich Fallen und nur auf Grund einer ausdrücklich hier⸗ 
Adiger 5 eten Vollmacht befugt. Das Geſetz gibt dem Ver⸗ 
ape a das Recht, ohne Kenntnis und Zuſtimmung des 
Nenn B. 9 Friſten zu verzichten. Die vom Beſchw. dem 
eſchnilteurteilte, auf die Vertretung in Zivilprozeſſen zu⸗ 
ne Vollmacht ermächtigte nur zur Abnahme, nicht 
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zur Abgabe von Verzichten. Ein wirkſamer Verzicht des 
Angekl. lag daher nicht vor. Durch die unbegründete Ab⸗ 
lehnung der verlangten Ausſetzung der Verhandlung iſt ſo⸗ 
hin die Verteidigung in einem für die Entſcheidung weſent⸗ 
lichen Punkte durch einen Gerichtsbeſchluß beſchränkt worden, 
ein Verſtoß, auf dem das Urteil beruht ($ 338 Ziff. 8 StPO.; 
RGSt. 25, 74). 


(3. Sen. v. 19. Juni 1930; 3 D 248/30.) A. 


18. 8 244 StPO. Eine teilweiſe Wahrunter⸗ 
ſtellung iſt unzuläſſig und rechtfertigt die Ab⸗ 
lehnung des Beweisantrages nicht. f) 

Der von den Angekl. M. und S. erhobenen Rüge, daß 
der hilfsweiſe geſtellte Beweisantrag auf Vernehmung des 
Zeugen Sch. nicht gehörig beſchieden worden ſei, kann der 
Erfolg nicht verſagt werden. 

Die Beſchuldigung der Genannten ging unter anderem 
dahin, daß M. dem S. außerordentliche Zahlungsanweiſungen 
ausgeſtellt, daß S. dieſe eingelöſt und deren Erlös mit M. 
geteilt und daß ſich M. und S. auf dieſe Weiſe unrechtmäßig 
Geld auf Koſten der Reichsbahngeſellſchaft verſchafft hätten. 
Gegenüber dieſer Beſchuldigung brachte M. nach den Urteils⸗ 
gründen zu ſeiner Verteidigung vor: S. habe zeitweiſe höhere 
„Lohnabſchläge“ (Lohnabſchlagszahlungen) erhalten, da er in 
eine höhere Lohnſtufe aufſteigen ſollte; die erhöhten Ab⸗ 
ſchlagszahlungen ſeien auf Veranlaſſung des Abteilungsleiters 


Zu 18. Daß die für ganz beſtimmte prozeſſuale Situationen 
erdachte und inſoweit auch berechtigte Wahrunterſtellung all⸗ 
mählich einen etwas bedenklichen Ruf bekommen hat, rührt nicht 
zum wenigſten von dem verſchwenderiſchen Übermaß her, mit dem 
die Inſtanzgerichte von ihr Gebrauch machen. Viele ſehen in ihr das 
einzige Mittel, das es ihnen ermöglicht, über die Beweisbehauptung 
„hinwegzukommen“, ohne darum eine einzige ihrer in der Verhand⸗ 
lung gewonnenen Anſichten und Überzeugungen preisgeben zu müſſen. 
Man darf behaupten, daß in allen dieſen Fällen ſchon deshalb ein 
Mißbrauch des Inſtituts der Wahrunterſtellung vorliegt, weil der 
in Wahrheit die Beweisablehnung tragende Grund die Annahme der 
Unerheblichkeit der Beweisbehauptung iſt. Daß dieſe Un⸗ 
erſichtlichmachung des eigentlichen Ablehnungsgrundes ernſte Ver⸗ 
teidigungsbelange zu gefährden und daher die Rev. zu begründen 
vermag, habe ich an anderer Stelle dargelegt (f. meinen Beweis⸗ 
antrag im Strafprozeß, 1930, S. 117 ff.; ebenſo Schlosky: JW. 
1930, 2508) und es beſteht Grund zu der Annahme, daß ſich das 
NG. dieſer Erkenntnis in geeigneten Fällen nicht verſchließen wird 
(darauf deuten die Entſch. des 2. Sen. v. 7. Juli 1927: RGSt. 61, 
359 JW. 1927, 2710 54 und v. 9. Jan. 1930: JW. 1930, 1068 46 
hin; ſ. dazu meine Anm.). Schlimmer ſind die Fälle, in denen 
die angenommene Unerheblichkeit nur eine ſcheinbare iſt: Als⸗ 
dann ſteht das Gericht vor der Frage, wie es die Unterſtellung der 
Wahrheit der Beweisbehauptung mit den getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen verträglich erſcheinen laſſen kann. Spitzfindige Erwägungen, 
willkürliche, der Lebenserfahrung widerſprechende Unterſtellungen 
müſſen hier oft die Brücke ſchlagen helfen (vgl. dazu meinen 
Beweisantrag im Strafprozeß S. 121 ff.). Der reviſionsrichterlichen 
Nachprüfung bereiten dieſe Fälle beträchtliche Schwierigkeiten im Hin⸗ 
blick auf das der Praxis als ſakroſankt geltende Prinzip der Un⸗ 
anfechtbarkeit der Beweiswürdigung. Die Nachprüfung des Revch. in 
weitem Umfange zuzulaſſen, rechtfertigt ſich trotzdem durch die Über⸗ 
legung, daß das Gericht zu ſo lebensfremden, unwahrſcheinlichen 
Deduktionen wohl kaum ſeine Zuflucht genommen haben würde, wenn 
es die Beweisbehauptung nicht nur als wahr unterſtellt, ſondern 
tatſächlich für wahr gehalten hätte, und daß mithin die ver⸗ 
pflichtende Kraft der Wahrunterſtellung verkannt worden iſt. Hand⸗ 
greiflicher liegt der Fehler da zutage, wo das Gericht — wie im 
vorliegenden Fall — die Wahrunterſtellung in den Urteilsgründen 
einſchränkt oder nur einen Teil der ihm unbequemen Beweisbehaup⸗ 
tung als wahr unterſtellt hat. Denn für die Wahrunterſtellung gilt 
wie für jede andere Begründung der Beweisablehnung der Satz, daß 
ſie den Beweisantrag und damit den Sinn der Beweisbehauptung 
erſchöpfen muß. Tut ſie das nicht, erklärt alſo das Gericht nur einen 
Teil der Behauptung für wahr, ſo iſt eben der Beweisantrag im 
übrigen unbeſchieden geblieben (vgl. dazu meinen Beweisantrag im 
Strafprozeß S. 119, 124 ff.). Im gegebenen Fall war die Erheblich⸗ 
keit der Behauptung nicht zu verkennen. Erwies ſie ſich als wahr, 
was ſich nur durch die Vernehmung des vorgeſchlagenen Zeugen 
herausſtellen konnte, ſo wäre eine Verurteilung jedenfalls nur auf 
Grund ganz anderer tatſächlicher und rechtlicher Vorausſetzungen 
möglich geweſen. Von der Beweisbehauptung hing daher die ganze 
Beurteilung des Falles ab. Daß ſie unter dieſen Umſtänden weder 
für unerheblich erklärt noch als wahr unterſtellt werden Konnte, ver⸗ 
ſteht ſich von ſelbſt. RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 
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„Juriſtiſche — 


Sch. erfolgt, nachdem S. mit Rückſicht auf die bevorſtehende 
Lohnerhöhung einen Antrag hierauf geſtellt hatte; Über⸗ 
zahlungen ſeien ſpäter wieder verrechnet worden. In gleicher 
Weiſe verteidigte ſich S. mit dem Beifügen, er habe dem M. 
hin und wieder Geld gegeben, aber nur als Darlehen. Dem 
Nachweis der Richtigkeit dieſes Verteidigungsvorbringens 
diente der Antrag auf Vernehmung des Zeugen Sch. dar⸗ 
über, daß die Lohnabrechnungen und Zahlungen (Zahlungs⸗ 
anweiſungen) ſeitens des M. immer im Einverſtändnis mit 
Sch. geſchehen ſeien. In den Urteilsgründen wird hierzu 
bemerkt, der Beweisſatz, für den Sch. als Zeuge benannt ſei, 
könne zugunſten des Angekl. inſoweit als wahr unter⸗ 
ſtellt werden, als es ſich um die ordnungsmäßigen Zah⸗ 
lungen und die von ihm genehmigten außerordentlichen Lohn⸗ 
anweiſungen handle, die ja, wie M. ſelbſt ſich einlaſſe, nur 
im Fall einer höheren Eingruppierung von Arbeitern in 
Frage gekommen ſeien; der Beweisantrag ſei daher als 
unerheblich abzulehnen geweſen. 

Dieſe Beſcheidung iſt ſchon rein äußerlich fehlerhaft. Es 
geht nicht an, einen Beweisſatz teilweiſe („inſoweit“) als 
wahr zu unterſtellen und dann zu erklären, der Beweisantrag 
ſei daher unerheblich. Die Beſcheidung wird aber auch dem 
Sinn des Beweisantrags und der damit zuſammenhängenden 
Verteidigung der Angekl. nicht gerecht. Die Angekl. be⸗ 
haupten, daß „immer“, alſo in allen Fällen, in denen S. 
höhere als die normalen Lohnanweiſungen und Abſchlags⸗ 
zahlungen empfing, eine Genehmigung des Abteilungsleiters 
Sch. vorgelegen habe, daß alſo alle dieſe Lohnanweiſungen 
und Abſchlagszahlungen ordnungsgemäß geweſen ſeien. Es 
wären daher die einzelnen Fälle, in welchen den Angekl. die 
Gewährung bzw. der Empfang von übernormalen An⸗ 
weiſungen und Zahlungen zur Laſt liegt, mit dem Zeugen 
Sch. zu erörtern geweſen. Es hätte dann aber auch gemäß 
8 155 Abſ. 2 StPO. geprüft werden müſſen, ob und unter 
welchen Vorausſetzungen Sch. zur Genehmigung ſolcher An⸗ 
weiſungen und Zahlungen zuſtändig und berechtigt war, ob 
den Angekl. der etwaige Mangel der Berechtigung bekannt 
war, und ob, ſoweit zu hohe Beträge angewieſen und gezahlt 
worden ſind, Rückzahlungen oder Verrechnungen ſtattgefunden 
haben. Ferner bedarf es einer näheren Darlegung der Art 
der Täuſchungshandlungen und der Perſonen, die in Irrtum 
verſetzt und dadurch zu Vermögensverfügungen zum Nachteil 
der Reichsbahngeſellſchaft beſtimmt worden ſind. Es wäre 
denkbar, daß ſchon die Genehmigungen Schis durch Täuſchung 
erſchwindelt worden wären. Auch in den übrigen dem M. zur 
Laſt liegenden Fällen bedarf es einer klareren Heraus⸗ 
arbeitung der Tatumſtände, in denen die geſetzlichen Merk⸗ 
male des Betrugs gefunden werden. 


(1. Sen. v. 11. Juli 1930; 1D 504/30.) A. 


19. § 268 A b ſ. 2 StPO. Eine Ausſetzung der 
Urteilsverkündung iſt nicht ſchon dann gegeben, 
wenn die Zeit zwiſchen den Schlußvorträgen und 
der Urteilsverkündung außer mit der Beratung 
auch mit Pauſen ausgefüllt war, die im weſent⸗ 
lichen zur Vorbereitung der Beratung dienten. 


Wie die Sitzungsniederſchrift zeigt, iſt nach der Entgegen⸗ 
nahme der Schlußvorträge des Verteidigers und des Angell. 
nicht ein beſtimmter Zeitpunkt für die Urteilsverkündung feſt⸗ 
geſetzt worden, ſondern das Gericht zog ſich zur Beratung 
zurück, und am folgenden Tage wurde das Urt. verkündet. 
Dieſes ſollte, wie aus den Angaben in der Sitzungsnieder⸗ 
ſchrift ohne weiteres folgt, verkuͤndet werden, ſobald das Er⸗ 
gebnis der Beratung vorliegen würde. Die Beratung aber iſt 
ein Teil der Hauptverhandlung, und während ihrer Dauer 
liegt nicht eine „Ausſetzung“ i. S. des § 268 Abſ. 2 StpO. 
vor. (Urt. v. 2. Juli 1926, 1 D 292/26; v. 19. Jan. 1928, 
3 D 871/27 und v. 2. Dez. 1929, 2 D 369/28.) Es iſt dafür 
belanglos, wenn, durch die Sachlage veranlaßt, nicht die volle 
Zeit zwiſchen den Schlußvorträgen und der Urteilsverkündung 
mit der Beratung ausgefüllt geweſen iſt, ſondern Pauſen ein⸗ 
gelegt wurden, im beſonderen um die Beratung durch Bei⸗ 
ziehung von Unterlagen vorzubereiten. 


(1. Sen. v. 23. Mai 1930; 1 D 479/30.) A.] 


20. 88 345, 378 StPO. Hat der Privat (ode 
Neben-) Kläger zwei Anwälten Vollmacht 1 
teilt, und iſt dann auf feinen Antrag der eln 
ihm als Armenanwalt beigeordnet worden, ji 
wird die Reviſionsbegründungsfriſt gleichen 
durch die Zuſtellung des Urteils an den zwei 
Anwalt in Lauf geſetzt, ſofern nicht die ihm 175 
teilte Vollmacht in dieſem Zeitpunkt bene 
widerrufen war. Der Antrag auf Beiordnu⸗ 
eines Anwalts als Armenanwalt ſtellt eine ie 
ſei es auch nur bedingte — Entziehung der 89 
macht des bisherigen Anwalts nicht dar. : 

Der Nebenkläger hat am 21. Aug. 1928 die in DE 
Akten befindliche Vollmacht auf die Rechtsanwälte Konrat er 
und Dr. M. in B. eingereicht, in der er dieſe zu feiner on 
tretung in allen Inſtanzen, insbeſ. auch zur Einlegung 5 
Rechtsmitteln und zur Empfangnahme der Zuſtellung it 
Urteilen, ermächtigt. In der Verhandlung vor der Stig. 5 
für ihn der RA. J. mit Untervollmacht des RA. Konrab 1 
aufgetreten und auch bei der Verkündung des Urteils 5 
gegen geweſen. RA. M. hat auch für den Nebenkläge er 
Rev. eingelegt. Zu feinen Händen iſt auch dem Neben kla 
am 10. Juli 1929 das Urteil zugeſtellt. Inzwiſchen war 5 fi 
Beſchl. v. 24. Juni 1929, zugeſtellt gleichfalls am 1 
1929, dem Nebenkläger für die BerInſt. das Armen 
bewilligt und ihm der RA. Dr. M. als Armenanwalt Gr 
geordnet worden. Die durch den Nebenkläger erfolgte 
mächtigung auch des RA. M. zur Entgegennahme von blieb 
ſtellungen verlor dadurch jedoch nicht ihre Wirkung; Ne macht 
vielmehr bei Fortdauer der allgemeinen Vertretungs dem 
(8 378 SPD.) fo lange beſtehen, als nicht durch eine nz 
Gericht gegenüber abgegebene Erklärung des Neben klage 
oder eines ſeiner Vollmachtträger dieſem die Zur nie 
jener Ermächtigung zur Kenntnis gebracht wurde. Dies 1 
früheſtens in dem Schreiben des RA. Dr. M. v. 26. Jer 
eingegangen am 27. Juli 1929, erblickt werden, in ar er 
mitteilt, daß er zum Armenanwalt beſtellt, das Urteit 0 
ſeinem Sozius, RA. M., an deſſen Adreſſe zugeſtellt fel zur 
daß die Friſt zur Reviſionsbegründung noch gar nicht zu mit 
fen begonnen habe. In Wirklichkeit war ſie aber bereit? ne 
dem 17. Juli 1929 abgelaufen. In dem Geſuch des NE walt 
klägers v. 6. Mai 1929, ihm den RA. M. zum Armen ruf 
zu beſtellen, kann ein bedingter oder unbedingter Bi 
der Ermächtigung nicht erblickt werden. 12 


(3. Sen. v. 30. Juni 1930; 3D 231/30.) 


Bayerifches Oberſtes Landesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von JR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München 


1. 58 63 ff. RA Geb. Der Rechtsanwalt, der web 
eiten 


verteidiger berechneten Gebühren und Auslagen iſt der Rah 
richter zuftändig (vgl. Bay Ob 808. 15, 168; Bay b, 9 
920, 249; BayObeG.: Dig. 1921, 498 2). „ RA. i 

Für die Verteidigung im Vorverfahren erhält det ebe 
den zur Zuständigkeit des Shw®. gehörigen Sachen eine die ſich 
von 40 RM (867 Abſ. 1 RAGEDD.). Durch dieſe Gebühr, 


vr 

Zu 1. Ich halte die Entſch. für zutreffend. Das | gem. 
verfahren beginnt mit dem Beſchluſſe, durch den das Gen gede 
5 203 SPD. die Eröffnung des Hauptverfahrens beſchließt agel 
vor dieſem Zeitpunkt von dem Verteidiger entfaltete wer im 
insbeſ. die auf Grund des § 201 StpO., iſt Verteid ichn 0 
Vorverfahren und wird durch die Gebühr des $ 67 1.2 zu 
abgegolten (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, je mei 
8 67; Carlebach, Anm 2 a zu 8 67). Auch die herrſchen nt ( 
nung in Schrifttum und Rſpr. vertritt den gleichen Standen 9 
Fußnote 1 bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender e 


1 


v 
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als e; 
120 Nas Pauſchgebühr darſtellt, wird die geſamte von dem RA. 
auſgorverfahren entwickelte Tätigkeit, einſchließuch der Akten⸗ 
Gebe Information und Antragſtellung abgegolten (8 70 RU- 
Hande, Als Vorverfahren iſt das Verfahren bis zum Beginne des 
ſchluſſ erfahrens anzuſehen; dieſes Verfahren beginnt mit dem Be⸗ 
6 2035 durch den das Hauptverfahren eröffnet wird 
Mi, SHD.). Zum Vorverfahren gehören demnach das Er⸗ 
Minen verfahren, die Vorunterſuchung und der zwiſchen der 
Öff der Anhlageſchrift an den Angeſchuldigten und der Er⸗ 
Sy? des Haupt verfahrens liegende Verfahrensabſchnitt ($ 201 
sort (Vgl. Friedlaender, NAchebO., 8. Aufl., Bem. 2 zu 
10. 444; Willenbücher⸗Fiſcher⸗Kraemer, RAGED,, 
Sam Bem. 1 und 3 zu 867 S. 334 und Bem. 1 zu 8 70 
967 K 48a ftmann⸗Wenz, RAGebO., 14. Aufl., Bem. 1 zu 
wi Der BeſchwF. glaubt die unter b berechnete Gebühr um des⸗ 
verh ſordern zu dürfen, weil er zur Vorbereitung der Haupt⸗ 
dieſen audlung die Strafakten eingeſehen, Auszüge aus 
hun; ten gefertigt und eine eingehende Information des Ber 
zutreffen erholt habe. Dieſe Anſchauung kann jedoch nicht als 
ſend erachtet werden. Im gegebenen Fall iſt es pflichtmäßige 
die habe des Verteidigers geweſen, alle Maßnahmen zu treffen, 
den eignet waren, die Eröffnung des Hauptverfahrens abzuwenk 
von Anda haben auch das Studium der Strafakten, die Fertigung 
Veſchulds zügen aus dieſen Akten und die Beſprechung mit dem 
digten zur Informationserholung gehört. ) 
icht beigetreten werden kann der von Friedlaender 
chte Vorbem. Note 3 vor 8 63 S. 427 RUVEbD.) vertretenen 
ss Alaffung, daß der RA. unter entſprechender Anwendung 
be des 40 und 14 Abf. 1, 67 Ralcheh e fünf gehnteile ber 
Einen 8 63 NAGEbD. als angemeſſene Vergütung für die auf 


(a. 4 


und ai der Information, auf das rechtliche Studium der Sache 
in Ref ſonſtige Betätigung verwendete Mühe auch für den Fall 
teibi ing Reiten dürfe, daß er nicht dazu komme, die Ver⸗ 

ug in der Hauptverhandlung zu führen, weil die Eröffnung 


des 
Im Falptperfahrens nach § 204 SPD. abgelehnt worden fei. 
alle der Ablehnung der Eröffnung des Hauptverfahrens iſt 
zeblhlverteidiger nach Vorſtehendem regelmäßig nur zum Anſatz 
0 dühr des 867 Abſ. 1 RAGED. berechtigt. 
Nr. 03006. 2. StrSen., Beſchl. v. 4. Febr. 1930, Beſchwgieg. II 
* 


beige; Neben der) Gebühr des § 67 RAG eb. kann eine 
erte Mach § 89 anfallen, wenn der RA. zwar nicht die 
Cerichtigung in der Hauptverhandlung führt, aber dem 
Haupt glaubhaft macht, daß er nach Eröffnung des 

ertetdivfahrens noch beſondere Dienſte zum Zwecke der 

igung des Angekl. geleiſtet hat. 5) 

von — Vfg. des Stra Vorſitzenden wurde RA. K. als Verteidiger 
untersucht, wegen für die Angeſchuldigte K. beſtellt, nachdem die Vor⸗ 
dem Aang abgeſchloſſen war und die Anklageſchrift des StA. mit 
öffnen, tag, gegen fie das Hauptverfahren vor dem Schw. zu er⸗ 
er ach Cilag. RA. X. gab daraufhin die kurze Erklärung ab, daß 
üöffnun Einsicht der Akten nicht in der Lage ſei, „einen die Er⸗ 
9 des Hauptverfahrens beeinfluſſenden Antrag zu ſtellen“. Durch 
v. 11. Nov. 1929 wurde antragsgemäß das Hauptverfahren 


Ruch 
eh‘ 
km D.). Würde man das Verfahren nach $ 201 StPO. ſchon 
sche verfahren rechnen, wie dies in einigen älteren 
800, dungen geschieht (OLG. Oldenburg. Ju. 1887, 262; 
Falle atoſtock: Mechlg. 1, 41), fo würde dies im vorliegenden 


40 ſch in Wegfall käme. Das gleiche gilt, wenn man ein ſog. 
han Ha enverfahren“ annimmt, das weder zum Vor noch 

für Ogentverſahren gehört (Sachſodch. 2, 504) und dem Anmalt 

m. 8889, 67 NAGEO. die Vorverfahrensgebühr zu⸗ 
on Anſicht des Beichwg., daß er eine halbe Gebühr des⸗ 
erhandlu, fordern könne, weil er zur Vorbereitung der Haupt⸗ 
0 Born tätig geweſen ſei, widerſpricht dem Grundgedanken 
sah ensabſchnnen ole ( 70 RaAcgeb O.), wonach die für den 


Sach im. Carlebach, Anm. 1 zu 8 70). Wenn Walter- 
427) Friedlaender (8) in Vorb. 3 zum IV. Abſchn. 
ahreng Verteidiger bei Ablehnung der Eröffnung des Haupt⸗ 
67 „gen. 8 204 StßßO. unter Anwendung von 88 89, 
allen, „ Gebo / der Sätze des 8 63 NAGCHD. zubilligen 
nen de kann ſich das doch wohl nur auf Fälle beziehen, in 
don einen RA. für den betreffenden Verfahrensabſchnitt nicht 
araus, dar dere Gebühr zufteht. Dies ergibt ſich übrigens m. E. 
aß Walter ⸗Joachim⸗Friedlaender von einer 


N dem Ergebnis doch nichts ändern, da alsdann die Gebühr 
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und noch am gleichen Tage hiervon verſtändigt. Er liquidierte nun 
an Gebühren 40 K für die Verteidigung im Vorverfahren (8 67 
Abſ. 1 RAGeb O.) und weitere 40 RA für die Verteidigung im Haupt⸗ 
verfahren (8 89 a. a. O.). 

Im angefochtenen landgerichtlichen Beſchluſſe wurde dem RA. K. 
nur die erſte Gebühr nebſt Umſatzſteuer zugebilligt; die Feſtſetzung 
der anderen nach 889 a. a. O. verlangten Gebühr hat die Streak. 
verweigert und dies damit begründet, daß der Offizialverteidiger in 
dem Strafprozeßabſchnitte nach Eröffnung des Hauptverfahrens eine 
„Tätigkeit“, die nach 889 NAGEbD. zu vergüten wäre, nicht mehr 
entfaltet habe. 

Gegen dieſe Entſch. hat ſich RA. X. beſchwert und ſeinen Stand⸗ 
punkt wie folgt dargelegt: Für den Gebührenanſpruch nach 889 müſſe 
es genügen, daß er nach Ablauf des Vorverfahrens noch Verteidiger 
im Hauptverfahren war. Das Gericht könne nicht wiſſen und brauche 
nicht zu wiſſen, was der Verteidiger nach Erlaſſung des Eröffnungs⸗ 
beſchluſſes in der Sache noch getan habe. Jedenfalls ſei die zweite 
Gebühr gem. 8 89, die ſich nach ſtändiger Praxis auf 5/10 der Ge⸗ 
bühr des § 63 RAGEbD. berechne, dadurch verdient, daß er die Ladung 
zum Termin entgegennahm und ſich auf die Hauptverhandlung vor⸗ 
bereiten mußte (wie, das iſt ganz ſeine eigene Verantwortung), daß 
er über ſeine anderen Termine zu disponieren hatte. 

Die Meinung des BeſchwF. über die Tragweite der Vorſchrift 
des 889 NAGEHD. iſt irrig. Die Fortdauer der Beſtellung als Ver⸗ 
teidiger kann für ſich allein einen Gebührenanſpruch nicht recht⸗ 
fertigen. Dies ergibt ſich aus der allgemeinen Vorſchrift des 8 1 
RAcGebO., die den Grundſatz enthält, daß die Berufstätigkeit des 
RA. zu vergüten ſei, und geht in Anſehung des 8 89 deutlich aus 
dem urſprünglichen Plan der Geſetzgebung hervor; danach ſollte als 
Maßſtab für die Gebührenfeſtſetzung gemäß dieſer ſubſidiären Be⸗ 
ſtimmung die Zeit gelten, die der Anwalt auf das übertragene Ge⸗ 
ſchäft verwendet hat (Ouednau, NAGED., Anm. 1 zu 8 89). 

Der Senat pflichtet der Anſicht des LG. bei, daß allerdings 
auch neben der Gebühr des $ 67 eine ſolche nach § 69 verdient werden 
Kann, ſofern ſich die Geſchäftsübertragung vor der Hauptverhandlung 
erledigt. Vorausſetzung iſt aber ſtets, daß der Anwalt nach Eröffnung 
des Hauptverfahrens noch beſondere Dienſte zum Zwecke der Ver⸗ 
teidigung des Angekl. geleiſtet hat. Dies muß dem Gerichte, das 
eine Gebühr nach 8 89 feſtſetzen ſoll, glaubhaft gemacht werden. 

Eine andere Auffaſſung wird in der Rechtslehre nirgends 
vertreten. Bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, NAGED,, 
8. Aufl., S. 427 iſt als hierzugehöriger Einzelfall angeführt: „Die 
Vergütung für die auf Einziehung der Information, auf das recht⸗ 
liche Studium der Sache und auf ſonſtige Betätigung verwendete 
Mühe, wenn der RA. aus irgendeinem Grunde nicht dazukommt, 
die Verteidigung in der Hauptverhandlung zu führen.“ Die An⸗ 
ſchauung, daß nur eine beſondere Tätigkeit nach § 89 entlohnt werden 
kann, wird erſichtlich auch von Willenbücher (Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren, 10. Aufl., Anm. 1 zu 8 89, Vorbem. 2 zu 8 63), Syd ow⸗ 
Buſch⸗Krieg (RAGED., 1929, Anm. 4 Abſ. 2 zu § 63), Ritt⸗ 
mann⸗Wenz (DKG. und RAGebdO., 13. Aufl., Anm. 2 zu 8 63) 
und Merzbacher⸗Krakenberger (RAGebO., 5. Aufl., Anm. 2 
zu § 89) geteilt. 

Mit Recht hat das LG. angenommen, daß nach der eigenen Be⸗ 
hauptung des BeſchwF. von ihm nach Eröffnung des Hauptverfahrens 
nichts geſchehen iſt, was einen nennenswerten Aufwand an Zeit oder 
Arbeit erfordert hätte. In der Empfangnahme der Ladung und 
Terminsvormerkung kann eine Mühewaltung des Anwalts nicht zu⸗ 
gefunden werden. Zur Begründung der von RA. X. erhobenen Er⸗ 
innerungen wurde geltend gemacht, daß er „den Akteninhalt im Ge⸗ 
dächtnis behalten“ mußte. Dieſe Aufſtellung iſt jedoch durchaus ver⸗ 


„entſprechenden“ Anwendung des 8 67 reden, während vor⸗ 
liegendenfalls ja § 67 unmittelbar Anwendung findet. 
RA. Dr. Carlebach, Berlin. 


Zu 2. Der Entſch. kann nicht beigetreten werden. Der RA. 
war als Verteidiger der Angekl. für das Hauptverfahren beſtellt. 
Seine Beſtellung gelangte allerdings vor der Hauptverhandlung in 
Wegfall, jo daß ihm die Gebühr aus 863 RAcebO. nicht zuſteht 
(Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Anm. 18 zu 863). Nach 
herrſchender Anſicht ſtehen ihm aber in einem ſolchen Falle unter ent⸗ 
ſprechender Anwendung der SS 14 Abſ. 1, 67 RAcheb O. fünf Zehnteile 
der Sätze des § 63 als angemeſſene Vergütung zu. Auf den äußeren 
Umfang der von ihm ausgeübten Tätigkeit kommt es nicht an, insbeſ. 
iſt es unerheblich, ob er einen Schriftſatz eingereicht hat oder nicht. 
Dies entſpricht dem Weſen des Pauſchgebührenſyſtems, das für alle 
Gebühren der RAGED. gilt. Die Anſicht, daß die Zeit der auf⸗ 
gewandten Tätigkeit irgendwie auf die Vergütung des RA. von Ein⸗ 
fluß iſt, iſt unbedingt abzulehnen. Sie widerſpricht dem Syſtem der 
RAcGebO. Die Tätigkeit braucht auch in keiner Weiſe nach außen 
erkennbar hervorgetreten zu fein (Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender, Anm. 6 zu $ 67, Anm. 26 zu § 13). Etwas anderes ergibt 
ſich auch nicht aus den vom BayDbLO. zitierten Kommentaren. 


RA. Dr. Carlebach, Berlin. 
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fehlt, denn notwendig iſt ein nach außen erkennbares Tun. Der 
Fall bot keinerlei rechtliche Schwierigkeiten und hat ein Studium 
hinſichtlich der Geſetzesanwendung nicht erfordert. Daß ſich der An⸗ 
walt dennoch veranlaßt ſah, auf Prüfung der Rechtslage nach Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens noch Zeit zu verwenden, kann ſeinem 
allgemeinen Vorbringen bezüglich Vorbereitung nicht entnommen 
werden. Die Erwägung, „daß er über ſeine anderen Termine dis⸗ 
ponieren mußte“, iſt zu unbeſtimmt, um daraus ſichere Anhaltspunkte 
für Feſtſetzung irgendeines Honorars gewinnen zu können, ſelbſt 
wenn an ſich eine ſolche der Verteidigung nur mittelbar dienende 
Maßnahme in Betracht zu ziehen wäre. 

Es bedarf hiernach keiner Entſch. der in der Rechtslehre über⸗ 
wiegend bejahten, aber keineswegs liquiden Frage, ob der Anwalt, 
wenn ihm ſchon eine Gebühr nach § 89 für das Hauptverfahren zu⸗ 
steht, ohne Rückſicht auf das Maß feiner Bemühung 5/10 der Sätze 
des 8 63 als Pauſchgebühr verlangen kann. 

(Bayobs G., StrSen., Beſchl. v. 26. Febr. 1930, BeſchwReg. I 
Nr. 53/30.) 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 


Bamberg. 1. Materielles Recht. 

1. 88 133, 157, 242, 278, 779, 831 BGB.; 8 890 ZRO.; 
8 151 Gew. Sprengungen in einem Steinbruch. Aus⸗ 
legung eines Vergleichs. Haftung für Angeſtellte. 

Im Vergleich hatten ſich die Antragsgegner verpflichtet, jede 
Zuwiderhandlung gegen die im Gutachten der Sachverſtändigen 
aufgeſtellten Bedingungen zu unterlaſſen. Gegen die Beſtrafung 
haben ſie Beſchwerde eingelegt, weil über die Sprengſtoffmengen 
in den Bedingungen nichts ſtehe, ſie für ein Verſchulden ihres 
Schießmeiſters nichts könnten und ihn nach dem Vorfall ent⸗ 
laſſen hätten. 

Bei Auslegung des Vergleichs dürfen die am Schluß des Gut⸗ 
achtens ſtehenden Bedingungen nicht von den im Eingang nieder⸗ 
gelegten Feſtſtellungen über die vorgenommenen Probeſprengungen 
getrennt werden. Dies geht klar aus dem überleitenden Satz her⸗ 
vor: „daß Schüſſe in derartiger Stärke, Lage, Anſetzung und Ab⸗ 
deckung, wie bei der heutigen Probeſprengung, keinerlei Gefahr 
für die nähere Umgebung darſtellen“. Damit find auch die bei der 
Probeſprengung verwandten Sprengſtoffmengen als Höchſtmengen 
zur Bedingung des Vergleichs gemacht. Mit Recht iſt daher der 
Erſtrichter zu dem Ergebnis gelangt, daß dem Vergleich ſchon 
deshalb zuwider gehandelt iſt, weil bei der Sprengung vom 2. Aug. 
1929 faſt das Doppelte der zuläſſigen Höchſtmenge zum Sprengen 
verwandt wurde. Mit Recht hat der Erſtrichter aber auch aus der 
von den Zeugen beobachteten Wirkung der Sprengung den Schluß 
gezogen, daß die vorgeſchriebene Abdeckung des Schuſſes nicht den 
Bedingungen gemäß vorgenommen geweſen ſein kann. An dem 
urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Sprengung und dem von 
den Zeugen beobachteten Steinhagel kann ebenfalls vernünftiger⸗ 
weiſe nicht gezweifelt werden. Es fragt ſich daher nur noch, ob 
die Antragsgegner ſchuldhaft gehandelt haben; denn der Senat 
ſchließt ſich hier der herrſchenden Anſicht an, daß die Antrags⸗ 
gegner für das Verſchulden eines Augeſtellten nicht ohne weiteres 
nach 88 278, 831 BOB. haften, ſondern daß eigenes Verſchulden 
gegeben ſein muß (Stein⸗Jonas, 14. Aufl., und Baum⸗ 
bach, 5. Aufl., zu § 890 ZPO. 1)). Aber auch dies iſt hier der 
Fall. Wenn die Antragsgegner, wie es ihre Pflicht geweſen wäre, 
ihren Schießmeiſter K. entſprechend beaufſichtigt und überwacht 
hätten, ſo hätte es nicht geſchehen können, daß K. am 2. Aug. 
1929 eine Sprengung mit einer derartigen Menge Sprengſtoff und 
in derart leichtfertiger Weiſe vornahm. Dadurch, daß die Antrags⸗ 
gegner K. nachträglich entlaſſen und einen anderen Schießmeiſter 
angeſtellt haben, wird das Vorkommnis vom 2. Aug. 1929 und ihr 
damaliges Verſchulden nicht aus der Welt geſchafft. Vielmehr 
haben ſie ſelbſt dadurch beſtätigt, daß K., wie auch die aus den 
Akten erſichtlichen fortgeſetzten Klagen über ſein Vorgehen be⸗ 
weiſen, unzuverläſſig war und von den Antragsgegnern viel mehr 
beaufſichtigt und verwarnt hätte werden müſſen. Die Grundſätze 
des § 151 Gerd. find hier ſinngemäß anzuwenden. Mit Recht 
hat daher das LG. die Antragsgegner in Strafe genommen. 

(OLG. Bamberg, Fer Sen., Beſchl. v. 16. Juli 1930, BeſchwReg. 


343/30.) 
Mitgeteilt von OSR. Güntzer, Bamberg. 


* 


Köln. 


2. 88 157, 242 BG B. Iſt ein Gläubiger einem außer⸗ 
gerichtlichen Sanierungsvergleich beigetreten, wodurch 
den Gläubigern das ganze Vermögen der notleidenden 


1 RG. 36, 419 läßt dieſe Frage offen. 


Rechtſprechung 


Firma überlaſſen wird, fo hat er nur Anſpruch auf ge 
mäßige Befriedigung. Wenn ihm daher aus der A 
die Übertragung einer Hypothek verſprochen wird, die 
gegen er auf feine Mehrforderung verzichtet, ſo ! fül⸗ 
Geſchäftsgrundlage weggefallen und er kann die Er ter 
lung des Abkommens nicht verlangen, falls ſich IP ude 
herausſtellt, daß die dem Hypothekenabkommen zugen p. 
liegende Verteilungsquote bei weitem nicht erreicht wi 
(986. Köln, 2. Zir Sen., Urt. v. 3. Juli 1930, 2 U 426/28) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Schmidt, Köln, 
+ N 
3. 88164, 421, 765 BG B.; 88 61, 476 ZPO. Verne 
ſetzungen einer formlos gültigen Schuldmitübernahren 
Zuläſſigteit der Eideszuſchiebung an einen von mehre 
Streitgenoſſen. 7) et 
Eine von der Bürgſchaft verſchiedene Fa 
pflichtung iſt in einem Schuldeintritt nur zu 
den, wenn beſondere Umſtände den Willen er 
Begründung einer Verbindlichkeit, die von eut⸗ 
jenigen des Hauptſchuldners unabhängig iſt, baden, 
lich ergeben. Solche beſonderen Umſtände ſind aber ge 
wenn, wie hier, die Vorteile aus dem zugrunde liegenden BT re 
verhältnis wirtſchaftlich dem Eintretenden ganz oder teilweiſe 1 5 
kommen, oder er jedenfalls an den Leiſtungen aus dem Baud mm 
ein eigenes ſachliches Intereſſe hat (RG. 71, 117; Rohe d 
Erl. 6d vor 8765). Das Intereſſe der Familie, darin DE 0 ihr 
daß der Bekl. zu 2 ein Bruder des Hauptſchuldners und ba chen. 
Vater langjähriger Kunde des Kl. war, würde hierzu nicht au 
Aber das eigene Intereſſe des Bekl. zu 2, das ihn veranlaßte, z 
Rückſicht auf die Haftung ſeines Bruders Heinrich Mitſchulbnte me 
werden, lag darin, daß die Wirtſchaft auf gemein 9, 
Rechnung der Geſchwiſter, alfo auch des Bekl. ebe 
geführt wurde. Gemäß 8 421 BGB. iſt ſomit der Bel. Sch. 
Sch. als Geſamtſchuldner mit dem ſchon verurteilten Heinri 
zu verurteilen. Klug 
Dagegen bleibt es gegenüber den anderen Bekl. bei der und 
abweiſung. Sie haben perſönlich keine Erklärung abgegeben, für 
es fehlt jeder Nachweis, daß ihre Brüder Heinrich und Peter 
ſie getan haben. Vielmehr ſprechen die Ausſagen der Zeugen nut 
daß die beiden Brüder nur für ihre Perſon verhandelt un, paß 


ſich ſelbſt verpflichtet haben. Der Kl. tritt für feine Behaupt amen 
Heinrich und Peter Sch. die Schuldübernahme zugleich im Eides 
der andern Behl. erklärt hätten, noch Beweis an durch it 


zuſchiebung an den Beßl. Peter Sch. Dieſe Eideszuchichreſen 
unzuläſſig: einem nicht notwendigen Streitgen oben 
kann nicht der Eid über eine Tatſache zugeſcheit⸗ 
werden, die nur für die Haftung der anderen 595 tet? 
genoſſen von Bedeutung iſt ($ 61 3 P O.). Für einen Anlaß 
eid, der nach 8476 ZPO. wohl möglich wäre, beſteht kein 
r ſichtlih, 
Zu 3. Es iſt aus dem mitgeteilten Sachverhalt nicht ef 
warum Kl. den in Betracht kommenden Eid dem Bekl. zu deren 
Sch. allein und nicht auch oder in erſter Linie den gehende 
Bekl., in deren Namen und als deren Vertreter Peter Sch. 9 9400 
haben ſoll, zugeſchoben hat; denn ein ſolcher Eid wäre nac tere 
ZPO. (Handlungen des Vertreters), ſoviel erſichtlich, ohne - 
zuläſſig geweſen. „gend! 
Im übrigen ſtellt das Urt. feſt, daß die Bekl. nicht nog na 
Streitgenoſſen (561 3PO.) waren. Hier gilt (Stein aer in 
8 472, IV) die Unabhängigkeit der Streitgenoſſen vonein e gage, 
Beziehung auf die Eideszuſchiebung uf. Nach der (m. E. egen 
Anſicht von Stein⸗Jonas 861, II, 3, die allerdings 1 ind 
ſatz zur ſtändigen Rſpr. des NG. ſteht (näheres dort Note 1 Zeug. 
RG. 29, 370), wäre die Benennung des Peter Sch. al“ 9. 
möglich geweſen, wenn „es ſich um Tatſachen handelte, vaßgcben 
ſchließlich für die Entſch. gegenüber den anderen wa 9 
waren“; für ſeine Handlungen als Vertreter trifft die? en von 
ſätzlich zu, wobei nur Tat frage bleibt, ob ſich dieſe Handlunen gie 
der Selbſtverpflichtungshandlung abtrennen ließen. Schließt Br 
dieſer Auffaſſung an, fo iſt der im Urt. ausgeſprochene Wien un 
Parteieideszuſchiebung in Beziehung auf dieſe Tatſa aus, 
möglich fei, noch einleuchtender als vom Standpunkt des paß Pele 
während ſich für das RG. die mißliche Folgerung ergibt, 2 
Sch. weder fo noch als Zeuge verwertet werden kann ge} 
nach deſſen Standpunkt nur richterlicher Eid nach 8 4 ier vel 
was bei Bejahung der Zeugnis möglichkeit auf dem et 
tretenen Standpunkt m. E. trotz des geſetzlichen Wortlauts bi en). 
müßte (jo wohl auch Stein⸗Jonas a. a. O. verbis: „IM 9900 
Soweit man, ſei es grundſätzlich, ſei es in den aug Pagel 
Schranken, Zeugenvernehmung des Peter Sch. leugnet, dür ung 
im Gegenſatz zum OLG. eine erweiterte analoge Ausleligewell, 
8 472 ZPO. erwägenswert und m. E. richtig ſein; die freie en 
würdigung nach 8 472 Abſ. 2 ZPO. würde etwaigen Gefah 
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tb Heinrich und Peter Sch. eine Schuldübernahme im Namen 
ob ſie i e kl. nicht nachweislich erklärt haben, iſt es gleichgültig, 
„hierzu bevollmächtigt waren. 
OS. Köln, 8. Ziv Sen., Urt. v. 28. März 1930, 8 U 241/29.) 
itgeteilt von LER. Dr. Schmit, Hilfsrichter am OLG. Köln. 


Könsgsberg. 2 


Safe 88 675, 278, 254 BGB. Zur Anwaltshaftung, 
den ung für Erfüllungsgehilfen, mitwirkendes Verſchul— 
der artei. 

fg in Kleinrentner hatte mit ſeinem Perſonenkraftwagen Brand⸗ 
Schade gehabt und verlangte von ſeiner Verſicherungsgeſellſchaft 
Hinweis erſatz in Höhe von rund 2900 RM. Letztere lehnte ab unter 

rei 0 auf die ſechsmonatige Ausſchlußfriſt für die Schadensklage. 
Arm, rate vor Ablauf der Friſt ſuchte der Rentner beim LG. das 
erhielt recht für die Klage gegen die Verſicherungsgeſellſchaft nach, 
anwalt es drei Wochen ſpäter bewilligt und einen RA. als Armen⸗ 
ſtellt beigeordnet. Nachdem dieſer die Partei zur Information be⸗ 
einem te, überließ er die weitere Bearbeitung der Angelegenheit 
Anme anderen Anwalt, da er ſelbſt die Vertretung eines auswärtigen 
der Ehe übernahm. Der Neubearbeiter hatte eine Rückſprache mit 
Asche frau der Partei, er ſah die Armenrechtsakten ein, erbat ſich 
und alten und Urkunden daraus, das Gericht verlangte Vollmacht 
Rechten 808 ſchließlich das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der 
Die Rautolgung, weil inzwiſchen die Ausſchlußfriſt abgelaufen war. 
von 5 hat nunmehr ihren Armenanwalt auf die Schadensſumme 
zugeſpr 0 * verklagt. Das OLG. hat dem Kl. den Betrag zu ¼ 
Beiord ochen, zu ½ abgewieſen mit folgenden Ausführungen. Die 
hältnis ung eines RA. als Armenanwalt ſchafft kein Vertragsver⸗ 
Aush hen RA. und Partei, ſondern es bedarf hierzu noch einer 
gründet ichen oder ſchlüſſigen Parteivereinbarung. Immerhin be⸗ 
bon ct lediglich die Beiordnung aus 8 115 Abſ. 3 ZPO. eine Art 
dem lichen Schuldverhältnis, das dem Armenanwalt ſchon vor 
erlegt enſtvertragsabſchluß auf Prozeßvertretung die Pflicht auf⸗ 
tig „ VER Vermeidung von Rechtsnachteilen für die arme Partei 

echts werden (RG. 115, 62 1). Unabhängig von dieſem allgemeinen 
dflicht ben laß iſt hier infolge beſonderer Umſtände eine ſolche Rechts⸗ 
enat cli Bekl. zu bejahen (folgen die Umſtände, aus denen der 
Ausſchngclließt, daß ſpäteſtens etwa zwei Monate vor Ablauf der 
Beh. beit ein Dienſtvertrag zwiſchen den Parteien über die Pro⸗ 
dem ug zuſtande gekommen iſt). Dieſes Rechtsverhältnis legte 
rachtsunkn und auch ſeinem Erfüllungsgehilfen die Pflicht auf, den 
klären undigen Kl. über die zu treffenden Maßnahmen aufzu⸗ 
fol d unverzüglich die erforderlichen Schritte zur Rechtsver⸗ 
nach u unternehmen. Der Umfang dieſer Pflicht bemißt ſich ſtets 
ſonen a 


Ferner muß ein RA. bei Verſicherungsanſprüchen 
bruch ͤſchlußfriſten rechnen, die eine beſondere Gefahr für ſolche An⸗ 
die gilelien und erhöhte Vorſicht erfordern. Demnach mußten 

der e ſei es durch Befragen der Partei, ſei es durch Durch⸗ 
richt erichtsakten, dieſe Frage zu klären ſuchen. Ungenügende 
bungslaſt dig durch den Kl. oder ſeine Ehefrau hebt die Veranwor⸗ 
Einfo Anwalts nicht auf. Er mußte die Armenrechtsakten 
des; 575 tbern ſofort durchſehen, um fo mehr, als ſeit Bewilligung 
bei fe geſtell ds ſchon über ein Monat verſtrichen war, und hätte da⸗ 
lagen für elt, daß eine Ausſchlußfriſt lief und die erforderlichen Unter⸗ 
le Klage in den Akten enthalten waren. Demgegenüber kann 

vet nicht darauf berufen, daß ihm oder feinem Erfüllungs⸗ 
urch Überbelastung mit gleichfalls dringlichen Arbeiten eine 
weurchſicht karbeitung dieſer Sache nicht möglich geweſen ſei. Die 
r gan der Armenrechtsakten mit ihren wenigen Blättern hätte 
Wer * kurze Zeit erfordert, und dieſe mußte er eben aufwenden. 
können, dn. RA. eine Sache übergibt, muß ſich darauf verlaſſen 
der Nene ſie ordnungsmäßig behandelt wird. Der den Bekl. bei 
e besparg tung der Verſicherungsangelegenheit vertretende Anwalt 
erſchunden die erforderliche Sorgfalt außer Acht gelaſſen; für dieſes 
ift ein u; haftet der Bekl. aus 8 278 BGB. Aber auch den Kl. 
e ntitwirkendes Verſchulden an der Verſäumnis der Ausſchluß⸗ 

1 BOB.) Ihm war die einſchneidende Bedeutung der 

ollmächti bekannt, desgleichen ſeiner Frau, deren er ſich als 
den Ne igten bediente. Die Aufklärungspflicht des Bekl. enthob 
"Shen 46 jeglicher Pflicht, ſeine Intereſſen ſelbſt wahrzunehmen, 


1 
JW. 1927, 988. 


rungen, wonach der Kl. bei rechtzeitiger Klage mit ſeinem Verſiche⸗ 
rungsanſpruch gegen ſeine Geſellſchaft durchgedrungen wäre). 
(SLG. Königsberg, 4. Ziv Sen., Urt. v. 3. April 1930, 5 U 378/28). 
Mitgeteilt von OLGR. Ermel, Königsberg. 


* 

5. 8852 BGB. Zum Beginn der Verjährung eines 
Erſatzanſpruchs gegen einen Rechtsanwalt und Notar. 
Einrede der Argkiſt gegen den Verjährungseinwand. f) 

(OLG. Königsberg, 4. Ziv Sen., Urt. v. 16. Dez. 1929, 5 U 148/29.) 

Abgedr. JW. 1930, 2064 °. 


Zu 5. A. Anm. RA. Fürſt, ebenda. 


B. 1. Den vortrefflichen Ausführungen, mit denen Für ſt die 
grundſätzlich ſehr intereſſante Entſch. des OLG. Königsberg bekämpft, 
iſt durchaus zuzuſtimmen. Man könnte ihnen freilich vom Standpunkt 
des OLG. noch folgendes Argument entgegenhalten. Da der beklagte 
Anwalt ſeinen jetzigen Prozeßgegner und früheren Mandanten in 
der Ber Inſt. des Vorprozeſſes vertrat, fo wäre es feine Pflicht ge⸗ 
weſen, durch eine Streitverkündung an ſich ſelbſt die Verjährung zu 
unterbrechen, oder aber — falls man gegen eine ſolche Streitverkün⸗ 
dung ſeitens des prozeßführenden Anwalts ſtandesrechtliche Bedenken 
hegt — die Vertretung vor dem OLG. abzulehnen. Wenn alſo der 
Anwalt dieſe Streitverkündung im Vorprozeß unterließ, ſo hat er 
damals gegen die pflichtgemäße Wahrnehmung der Intereſſen feines 
Mandanten verſtoßen, und er handelt nunmehr argliſtig, wenn er 
dieſen ſeinen eigenen Fehler durch die jetzt erhobene Einrede der Ver⸗ 
jährung gegen ſeinen Mandanten ausnutzen will. Damit wird alſo 
folgende elementare Frage des Anwaltsrechtes aufgeworfen: erſtrecht 
ſich die Belehrungspflicht des Anwalts auch ſo weit, 
daß der Anwalt verpflichtet wäre, dem Mandanten 
zu prozeſſualen Regreßmaßnahmen zu raten, die 
gegen den Anwalt ſelbſt zu ergreifen ſind. Dieſe Frage 
wird aber zu verneinen ſein. Gewiß ſetzt die Belehrungspflicht dem 
Egoismus des Anwalts Schranken, und der Anwalt muß insbeſ., 
um ihr gerecht zu werden, dem Mandanten vor überflüffiger Ver⸗ 
urſachung von Koſten durch haltloſe Prozeſſe abraten. Dagegen würde 
es eine Überſpannung der nach der Auffaſſung des Verkehrs an den 
Anwalt zu ſtellenden Anforderungen ſein, wenn man ihm zumuten 
wollte, den Mandanten zu direktem aktivem Vorgehen gegen ſich (den 
Anwalt) ſelbſt zu beraten. Das kann man billigerweiſe von niemandem 
verlangen, und das wird auch von niemandem erwartet. 

Einen entſcheidenden Vorwurf könnte man daher dem Anwalt 
nur machen, wenn er — um ſeine eigene Schadenserſatzpflicht zu 
verſchleiern oder gar (durch die von ihm beabſichtigte Verjährung) zu 
beſeitigen — dem Mandanten zu einem völlig abwegigen Prozeß ver⸗ 
anlaſſen würde. Davon kann aber im vorliegenden Falle nicht die 
Rede ſein. Der Vorprozeß iſt überhaupt nicht von dem jetzt beklagten 
Anwalt namens des Mandanten angeſtrengt, ſondern erſt in zweiter 
Inſtanz von ihm geführt worden. Es iſt alſo ſchon der Anwalt, der 
den Vorprozeß in erſter Inſtanz geführt hatte, davon ausgegangen 
(und dies mit Recht!, vgl. zu 3), daß die Einlaſſung auf den Vor⸗ 
prozeß durchaus ſachgemäß war. Auch der Anwalt erſter Inſtanz hat 
eine Streitverkündung an den jetzigen Bekl. nicht vorgenommen, alſo 
eine Haftung desſelben nicht für vorliegend erachtet, und zwar, obwohl 
(wie Fürſt gegenüber den inſofern durchaus verfehlten Ausführungen 
des Urt. des OLG. richtig hervorhebt) das Problem dieſer Haftung 
— ohne weiteres für den Juriſten und Laien erkennbar — mit Ein⸗ 
leitung des Vorprozeſſes im Hintergrunde auftauchte. 

2. Ein intereſſantes Gegenbeiſpiel zu dem Urt. des OLG. ergibt 
ſich, wenn man vergleicht, in wie ſchroffer Weiſe das Erfordernis der 
anderweitigen Vorausklage auf Grund des § 839 BGB. dann von 
der Rechtspflege betont wird, wenn es ſich um Schadenserſatzklagen 
gegen Beamte handelt, und wie hier dem Publikum das Riſiko der 
Verjährung aufgewälzt wird; es ſei in dieſer Hinſicht auf RG.: JW. 
1930, 2129 und die dortige Anm. von Fraenkel (insbeſ. zu 3) 
verwieſen. Gerade weil die Scheidung an ſich im Geſetz ihre Grund⸗ 
lage hat, wird man dagegen Stellung nehmen müſſen, daß der Gegen⸗ 
ſatz gegen den Sinn des Geſetzes noch zugeſpitzt wird und daß man 
(während die Schutzvorſchriften zugunſten des Fiskus und der Be⸗ 
amten in ſchroffſter Weiſe angewandt werden) dem Anwalt einen Ver⸗ 
ſtoß gegen das Anftandsgefühl aller billig Denkenden zur Laſt legt, 
lediglich weil er ſich auf die zu ſeinen Gunſten geſetzlich gegebenen 
Schutzvorſchriften der Verjährung beruft. 

3. Außerordentlich unklar iſt, wie bereits von Für ſt zutreffend 
hervorgehoben worden iſt, wieſo in vorliegendem Falle überhaupt eine 
Jahrläſſigkeit des Anwalts bei der Ratserteilung angenommen wurde. 
Wenn in dem Beſchluſſe des Deutſchen Anwaltvereins v. 9. Juni 1927 
hervorgehoben wurde, daß die Haftung des RA. von der Rſpr. „in 
manchmal geradezu grotesk anmutender Weiſe“ überſpannt worden 
iſt, ſo kann die Frage entſtehen, ob nicht auch das vorliegende Urt. 
ein Beiſpiel für derartige Vorgänge iſt, deren Bedeutung ich in 
meiner Schrift „Haflungsbeſchränkungen“ uſw. S. 59 ff. darzulegen 
geſucht habe. Es ift jedenfalls auffällig, daß das Urt. des DES. 
Königsberg gar nicht diejenigen Argumente anführt, die man zu⸗ 
gunſten des von dem Anwalte erteilten Natſchlags beibringen kann, 
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Juriſtiſche b 


Bamberg. 2. Verfahren. 


6. 58 883, 888 ZPO. Verhältnis derſelben. 
zwang zur Vorlegung eines Kaſſabuchs? 

Nach dem angefochtenen Beſchluß iſt der Antragsgegner L. 
zur Vorlage des Kaſſabuchs und der Korreſpondenzmappen, die er 
als Liquidator einer aufgelöſten GmbH. an den Antragſteller A. 
als ihren früheren Geſchäftsführer nach dem rechtskräftigen End⸗ 
urteil des LG. vorzulegen hat, durch eine Geldſtrafe von 500 AM 
anzuhalten. 

Seine ſofortige Beſchwerde iſt begründet. 

Es iſt beſtritten, ob die Vollſtreckung bei einem derartigen 
Urteil auf Vorlegung gem. $ 888 oder nicht vielmehr wie bei 


Beuge⸗ 


ſondern nur ſolche Argumente, die an der Sache vorbeigehen. Hier⸗ 
durch gewinnt es den Anſchein, als wäre ſowohl in dem Vorprozeß, 
wie auch in dem jetzigen Prozeß gar nicht der Tatbeſtand ausreichend 
daraufhin geprüft worden, ob der von dem Anwalt erteilte Ratſchlag 
auch nur unrichtig war, geſchweige denn, daß eine eingehende Prü⸗ 
fung daraufhin vorgenommen wurde, ob bei der Schwierigkeit der 
Sachlage und bei der Notwendigkeit einer baldigen Entſchlußfaſſung 
dem Anwalte der Vorwurf der Fahrläſſigkeit gemacht werden konnte. 

Wenn in dem Urt. des OLG. Königsberg ausgeführt wird, daß 
der Kaufvertrag weder gegen ein Verbotsgeſetz, noch gegen die guten 
Sitten verſtoßen habe, ſo ſind das Selbſtverſtändlichkeiten. Dagegen 
hätte ſich der Anwalt für die Berechtigung ſeines Rates auf drei 
durchaus diskutable Geſichtspunkte berufen können, die überhaupt 
nicht in dem Urt. erwähnt werden. 

2) Es hätte geltend gemacht werden können, daß der Vertrag 
feinem Inhalt nach abgeſchloſſen war mit K. und der Ehefrau X. 
Da aber dieſe Ehefrau X. in Wahrheit gar nicht exiſtierte, oder jeden⸗ 
falls doch nicht diejenige Perſon war, mit der der Mandant nach dem 
Inhalt des Vertrages den Vertrag abſchließen wollte und abgeſchloſſen 
hat, ſo war dieſer Teil des Vertrages von vornherein nichtig. Es 
braucht unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe keines⸗ 
wegs davon ausgegangen werden, daß es dem Mandanten darauf 
ankam, den Vertrag gerade mit der ihm gegenüberſitzenden Perſon 
abzuschließen, ganz gleichgültig, wie ſie ſich ſpäter identifizierte, ſon⸗ 
dern es läßt ſich durchaus rechtfertigen, daß der Mandant den Ver⸗ 
trag abſchließen wollte nur mit der Ehefrau K. und ſich mit der in 
concreto vor ihm ſitzenden Perſon in Verhandlungen nur eingelaſſen 
hat, weil er dieſe für die Frau K. erachtet hat. Hat alſo der Mandant 
das Vertragsangebot abgegeben an Frau k., und iſt die Annahme 
erfolgt von einer Frau Y., die ſich nur für Frau K. ausgab, fo tft 
der Vertrag in der Tat nicht zuſtande gekommen. Demnach iſt aber 
auch der Vertrag mit dem Ehemann nichtig (vgl. $ 139 BGB.). 

b) Des ferneren hätte ſich aber auch eine Anfechtung des Ver⸗ 
trages aus dem Geſichtspunkte der argliſtigen Täuſchung rechtfertigen 
laſſen. Hierbei ſei auf folgendes hingewieſen: „Die Abſicht der Ver⸗ 
mögensſchädigung gehört nicht zur argliſtigen Täuſchung. Es genügt 
für den Vorjag ſchon, wenn der Täuſchende das Bewußtſein gehabt 
hat, daß der andere gegebenenfalls in ſeiner Entſchließung zu ſeinem 
Nachteile beeinflußt werden würde. Erforderlich iſt auch nicht, daß 
der Täuſchende in dem Bewußtſein handelt, der Gegner würde bei 
Bekanntgabe des wahren Sachverhalts den Vertrag beſtimmt nicht 
abſchließen, vielmehr genügt es, wenn der Täuſchende nur mit der 
Möglichkeit deſſen rechnet. Arglift liegt jedenfalls dann vor (Even⸗ 
tualdolus), wenn der Erklärende weiß, daß ſeine Angabe für den 
Geſchäftsgegner erheblich iſt, und er dabei mit der Möglichkeit rech⸗ 
net, daß fie der Wahrheit nicht entſpricht“ (vgl. RGRKomm. zu 
§ 123, Erl. 2 und die zahlreichen dort zitierten Entſch.). Daß die 
Anfechtung im vorliegenden Falle wirkſam erklärt worden iſt, dürfte 
nach dem Tatbeſtand ohne weiteres anzunehmen ſein. Denn nach der 
Rſpr. des RG. reichen ſchon Wendungen wie: „Beſtreiten der Ver⸗ 
pflichtung, Nichtanerkennen“, „ich ſehe das ganze Geſchäft als nicht 
zuſtande gekommen an“ zu einer wirkſamen Anfechtung aus (RGR⸗ 
Komm. zu $ 143, Erl. 1). 

c) Schließlich hätte der Mandant der Klage der Vertragsgegner 
die Einrede der gegenwärtigen Argliſt entgegenſtellen können. Man 
hätte m. E. ſagen müſſen, daß Parteien, die unter derartiger grober 
Täuſchung über ihre Identität einen notariellen Vertrag abſchließen, 
damit jede Vertrauenswürdigkeit im geſchäftlichen Verkehr verlieren 
und daher nach billiger Verkehrsauffaſſung nicht mehr verlangen 
können, daß ſich der Gegenkontrahent in weitere Beziehungen mit 
ihnen einläßt. Wenn ſie alſo nach der Aufdeckung ihrer Täuſchung 
trotzdem noch weitere Rechte aus eben dieſem Vertrage herleiten 
wollen, ſo verſtoßen ſie hiermit gegen das Anſtandsgefühl aller 
billig Denkenden. , 

Auf alle Fälle kann man ſich kaum des peinlichen Eindrucks 
erwehren, als ſei hier mit zweierlei Maß gemeſſen worden, wenn 
einerſeits jene Perſonen, die in frivoler Weiſe ihre Vertragskontra⸗ 
henten getäuſcht hatten, ihren Anſpruch aus dem Vertrage im Pro⸗ 
zeßwege durchſezen konnten, während andererſeits gegenüber dem 
Anwalt aus einer überſtrengen Auffaſſung heraus der Vorwurf der 
Argliſt erhoben wird. 

RA. Dr. Ernſt Emil Schweitzer, Berlin. 


weil der Schuldner es ins Ausland geſchafft oder ſonſt un 


einem Urteil auf Herausgabe gem. § 883 ZPO. zu erfolgen pr 
Das LG. hat den angefochtenen Beſchluß gem. 8 888 era 
aber doch erſt, nachdem es mündliche Verhandlung angeordnet tie, 
auf Grund derſelben dem L. den richterlichen Eid auferlegt wi 
daß er am 12. Juni 1929 auf der Reife von Eiſenach nach er 
Blankenburg mit einer braunen Aktentajche das Kaſſabuch 
loren habe. er 
Im Termin zur Eidesleiſtung v. 5. Juni 1930 por del el 
ſuchten AG. hat L. ſich zur Leiſtung folgenden Eides 
erklärt: i jeder 
„Ich beſitze das Kaſſabuch nicht mehr. Ich kann es denen 
falls nicht mehr auffinden. Ich nehme an, daß es auf me und 
Reiſen und Umzügen von Bad Blankenburg nach Eiſenach ein, 
Erfurt und umgekehrt verlorengegangen iſt. Es kann pres 
daß ich es in der Aktenmappe hatte, die ich Mitte vorigen Junge⸗ 
(1929) der Eiſenbahnverwaltung in Erfurt als verluſtig © 
zeigt habe.“ chen 
A. hat der Abnahme des Eides in dieſer Form widerſproren 
und das LG. nach nochmaliger mündlicher Verhandlung Denkt 
gefochtenen Beſchluß erlaſſen, weil es aus dem ganzen Der 
des L. die Überzeugung gewonnen habe, daß er das Kaſſabutg 
die Korreſpondenzmappen noch im Beſitz habe und nur aus er⸗ 
fonderen Gründen ſeine Verpflichtung zur Vorlegung MI 
füllen wolle. f jeßen, 
Der Senat kann ſich dem nicht ohne weiteres anſchli teil 
Gerade der vorliegende Fall zeigt, wie mißlich es bei einem aus 
der hier in Frage ſtehenden Art iſt, einfach einen Beugezwanz iche 
8 888 auszuüben. Der zunächſt vom LG. auferlegte richt ent⸗ 
Eid läuft denn auch praktiſch auf einen i. S. des 8.3 305 
ſprechend geänderten Offenbarungseid nach 8 883 Abſ. 3 
hinaus. und. 
L. hat allerdings ausweislich der durch das LG. vom Saut 


büro der Reichsbahn in Halle erholten Verluſtanzeige am 1 pon 
1929 angezeigt, daß er an dieſem Tage auf einer Reife do 


Eiſenach nach Blankenburg, wobei er in Gotha und Neudiere ufr- 
umſteigen mußte, eine braune Aktentaſche mit einem U auni 
verloren habe. Trotzdem haben ſeine Anwälte noch am er ung 
1929 dem Gegner geſchrieben, ihr Mandant werde nach Been en 
jeiner Badekur einen Tag angeben, an dem die Bücher bn 
Antragſteller eingeſehen werden könnten. Am 13. Aug, 
ſchrieben ſie dann, ihr Mandant müſſe auf Rat des Arztes 1 
zwei Wochen in Bad Kiſſingen bleiben und werde nach feine! erlauſ 
kunft auf die Sache zurückkommen. Auch im weiteren 
des Prozeſſes bis zu dem am 31. Okt. 1929 verkündeten ein⸗ 
12. Dez. 1929 zugeſtellten Urteil, gegen das Berufung nicht, 
gelegt ward, hat L. von dem angeblichen Verluſt nichts ern des 
ſondern erſt im Schriftſatz v. 18. März 1930 auf den Anlraſſeich 
Kl. aus § 888. Aber dies kann auch aus Nachläſſigkeit oder Vpabe, 
gültigkeit geſchehen fein, oder weil er ſich ſagte, was er Mi echt 
könne er nicht vorlegen, das werde ſich Schon bei der Volta 
herausſtellen. Auch mag dabei ſein, allerdings bisher nur leiden 
ärztlich beſcheinigtes, von L. beſtrittenes Leber⸗ und Held ge 
mitgewirkt haben. Aber ſelbſt wenn man zu der Annahme nen 
langt, der Schuldner habe das Kaſſabuch verbrannt ober kur gel! 
Fluß oder See geworfen, um es dem Kl. zu entziehen, 10 eine 
Beugezwang nach $ 888 mehr in Betracht, ſondern nur nos 
Entſchädigungsklage gem. $ 893 3p. fuß 4 
Aus allen dieſen Erwägungen heraus und im Auſch 15⁰ 
RGB.: JW. 1905, 439 2 — Seuff Arch. 60, 483; OLG. 17 von 
(Kiel); Os. Kolmar: Recht 1909 Nr. 2488 (mitgete! Aufl, 
Freudenthal); Freudenthal⸗Sauerländer, dm 
Anm. 3 und L. Seuffert, 11. Aufl., Anm.1 zu 8 883 Nel af 
langt der Senat zu der Anſicht, daß auch ein derartiges Ur 9 555 
Vorlegung wie eines auf Herausgabe in erſter Linie gene me” 
ABO. zu vollſtrecken fei. Nur in beſonders gelagerten Au form 
fällen, z. B. wenn die Verweigerung eines entſprechend i det 
lierten Offenbarungseides oder u. U. die hierbei oder pe 
Leiſtung erteilten Aufſchlüſſe die Annahme rechtfertigen, pe) 
Antragsgegner das Kaſſabuch vorlegen könnte, die Wegnah e Kan, 
den Gerichtsvollzieher aber vielleicht deshalb nicht er idR 
at 


gemacht hat, kann i. S. des 8 888 eine Handlung ange und 
werden, die ausſchließlich vom Willen des Schuldners ab er 
ergänzend neben § 883 auch $ 888 BD. zur Anwendung 6 mel, 
Bisher iſt hierzu die Sachlage nicht angetan. L. mag 4 192 
hin mit Recht Gewiſſensbedenken haben, gerade den 12. Ju eit pe 
und den damals angezeigten Verluſt als Tag und Gelegenhen zur 
Abhandenkommens des Kaſſabuchs zu beſchwören, bah baz nach 
Leiſtung des Offenbarungseides nach 5 883 Abſ. 2 oder eim 
Abſ. 3 entſprechend abgeänderten bereit ſein. und d. 
Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben 
Sache gem. § 575 ZPO. an das LG. zurückzuverweiſen. PL 
(OG. Bamberg, FerSen., Beſchl. v. 6. Aug. 1930, Beſ 
382,30.) f erh 
Mitgeteilt von OSR. Adolf Güntzer, Bam 
* 


e 


* 


Sage 1930 Heft 44/45] 


264 ie 88 1, 3 Nr. 1, 2 u. 4, 7, 9 Anſch.; 88 91, 99, 139, 
Erle; 8 Nr. 2, 527 ZPO. Koſtenpflicht des Klägers nach 
ker; Wan e der Hauptſache, wenn die Klage falſch ge- 


der Klage war behauptet, der auf Duldung der Zwangs⸗ 
ng in das eingebrachte Gut feiner Ehefrau mitverklagte 
der Glan A. K. habe feiner Ehefrau, der Bekl, in der Absicht 

0 Fübigerbenachteiligung für eine angebliche Forderung von 
dierter 2. tatjächlich aber ohne Gegenwert, eine Buchhypothek an 
fechty Stelle auf ſeinem Grundſtück beſtellt, und unter An⸗ 
Eheſtan gem. §8§ 3 Nr. 1 und 4, 9 Anf®. beantragt, die bell. 
zu Ber zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in dieſe Hypothek 
derſtei rteilen. Nachdem im Laufe des Rechtsſtreits das Grundſtück 
kommgert worden und die Hypothek der Bekl. nicht zum Zuge ge⸗ 
das aun war, erklärte der Kl. die Hauptſache für erledigt. Durch 
Mena. fochtene Urteil wurden ihm die Koſten des Rechtsſtreits 
Bekl. at, weil dem Kl. der geltend gemachte Anſpruch gegen die 
zucht zuſtand und er mit feiner Klage hätte abgewieſen wer⸗ 
ſen, wenn eine Erledigung der Hauptſache nicht eingetreten 


ul 
Cheman 


tend, dengegenüber macht die ſofortige Beſchwerde vor allem gel⸗ 
rechtz > Vorſitzende hätte durch Ausübung des richterlichen Frage⸗ 
hinweg $ 139 ZPO. auf Stellung der ſachdienlichen Anträge 
em unten müſſen. Dann wäre es nicht dazu gekommen, daß 
ſeiner ulaſſiger Klageantrag verwandt worden wäre. Allein nach 
der Nernßerung bei Vorlage der Beſchwerde hat der Vorſitzende in 
handlung den Vertreter des Kl. des langen und breiten 
drangsvolſdevifen, daß der Antrag falſch ſei und Duldung der 
otheſellſtreckung in den Grundbeſiz ohne Rückſicht auf die 
er Anerkennung, daß die Hypothek dem Kl. gegen⸗ 
des gu wirkſam ſei, beantragt werden müſſe. Aber der Vertreter 
Joſung lei unbelehrbar geweſen und habe die Richtigkeit feiner 
N mit der Erklärung vertreten, daß fie der pr. des RG. 
lein, daß Bei dieſer Sachlage kann jedenfalls keine Rede davon 
Bir t das Gericht irgendeine ihm nach $ 139 ZPO. obliegende 
waltsp erfüumt hätte. Hiervon abgeſehen iſt es, zumal im An⸗ 
äge ah in erſter Linie Sache des Anwalts, die richtigen An⸗ 
beſchwert ellen, und es könnte umgekehrt die Gegenpartei ſich 
Waltz, „ fühlen, wenn das Gericht in der Belehrung des An⸗ 
Stein.a er die Klage zu ſtellen habe, zu weit ginge (vgl. noch 
treter 80 omas, 14. Aufl, Anm. IIe zu § 139). Wenn der Ver⸗ 
Reife geh l. in erſter Inſtanz den Antrag in der vorgeſchlagenen 
des Anrandert hätte, fo wäre dies über eine bloße Beſchränkung 


al dogs nach 8 268 Nr. 2 ZPO. (vgl. den anders gelagerten 
zung der 1902, 420 12) hinausgegangen und hätte eine An⸗ 
Gericht ſer Klage dargeſtellt. Ob der Gegner eingewilligt oder das 


zu er ie für ſachdienlich erachtet hatte, iſt nachträglich nicht mehr 
0 Aber, weil fie tatſächlich nicht erfolgt ift. 
ac werde 5 auf dem Wege der Auslegung, auf den die Be⸗ 
3 An ir Bezug auf Stein⸗Jonas, Vorbem. V2 vor 
geholfen 9 Anm. I 1 zu 8 308 noch verweiſt, kann dem Kl. nicht 
jundeutig ‚erben, Denn der Antrag war an ſich durchaus klar und 
5 ausgelad Ronnte nicht anders ausgelegt werden, als das LG. 
blaß en tegt hat. Zutreffend führt aber das Urteil unter Au⸗ 
hne. Hypo Ager, Anfch., 81 Anm. 28 und RG. 47, 222 aus, daß 
Zeibt; ie zel trotz der Anfechtung Dritten gegenüber wirkſam 
iy iſt nur dem Anfechtungsgläubiger gegenüber unwirkſam. 
ſicner f des Anfechtungsglaubigers gegen den Anfechtungs⸗ 
kn Zwangs ückgewähr beſteht darin, daß der Anfechtungsgegner 
halben — vollſtreckung in den Grundbeſitz des Schuldners fo zu 


G 95 
ce des Schuldners nicht eingetragen wäre. Der An⸗ 


un 
tretun, alſo 


ſreckun der 


in die 
ebnet Rech 


er g gt, daß die Klage, fo wie fie ihm zur Zeit des Urteils 
aubtſa abgewieſen werden müſſen, wenn nicht Erledigung 

ls Me eingetreten geweſen wäre, und daß deshalb der 

Stein erliegender Teil die Koſten zu tragen habe (8 91 ZPO. 
„Jonas, Anm. III 2c). 


d 
N Vamberg, FerSen., Beſchl. v. 22. Juli 1930, BeſchwReg. 
Mitgeteilt von OLGR. Adolf Güntzer, Bamberg. 


u 


erlin. * 
87,8 
gräug,59 3PO. 8 9 ift nicht anwendbar, wenn der 
anlſen 25 weil der Schuldner das Kapital zurückbehält, 
egun e die er bei Rückzahlung ſonſt durch Neu- 
Au. 8 9 2 es Kapitals erhalten hätte. f) 
trag R 10. findet nicht ſchon dann Anwendung, wenn mit dem 


eiſtungen derart gefordert werden, daß dieſe in gleichbleiben⸗ 
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der Höhe in regelmäßig gleichbleibenden Zeitabſchnitten gezahlt 
werden ſollen; es kommt vielmehr darauf an, ob der geltend ge⸗ 
machte Anſpruch ſeiner Natur nach ein Anſpruch auf wiederkehrende 
Leiſtungen iſt. Das iſt hier nicht der Fall. Denn die Kl. hat einen 
Schadenserſatzanſpruch wegen Verzuges mit der Rückzahlung des 
Hypothekenkapitals geltend gemacht. Dieſer Anſpruch geht einfach auf 
Geldleiſtung, die in einer beſtimmten Summe auszudrücken iſt. Wenn 
die Kl. ihrerſeits ſich darauf beſchränkt hat, den Anſpruch in die 
Form von regelmäßig wiederkehrenden Zinſen zu kleiden, ſo wird 
dadurch doch die Natur des Anſpruchs nicht verändert. Dies zeigt ſich 
am beſten dann, wenn man den Anſpruch in dem Zeitpunkke be⸗ 
trachtet, in dem die Bekl. das Hypothekenkapital — verſpätet — 
zurückzahlen. Dann würde es niemand einfallen, in dem Anſpruch 
einen ſolchen auf wiederkehrende Leiſtungen zu ſehen. 

Streng genommen beſteht der Anſpruch auf Erſatz des künf⸗ 
tigen Schadens überhaupt noch nicht. Der Senat hat das auch in 
dem Urt. v. 1. Febr. 1930 klar zum Ausdruck gebracht. Nur des⸗ 
wegen, weil hier mit Sicherheit vorauszuſehen war, daß die Bekl. 
ſich auch weiterhin ihrer Pflicht zur Rückzahlung des Kapitals ent⸗ 
ziehen werden, und daß dadurch immer von neuem alle Vierteljahr 
bis zur Zahlung der Kl. — mindeſtens der geltend gemachte Schade 
entſtehen werde, hat der Senat aus praktiſchen Gründen einen erſt 
zukünftig erwachſenden Anſpruch, deſſen Vorausſetzungen nicht nur 
durch bloßes Hinzukommen des Zeitpunktes der Fälligkeit erfüllt 
wurden, ſondern — abgeſehen vom Verzuge — ſämtlich erſt in der 
Zukunft entſtehen, ſchon jetzt zugeſprochen. 

(KG., 31. Ziv Sen., Urt. v. 15. Mai 1930, 31 W 4846/30.) 
Mitgeteilt von IR. Reiche, Berlin. 
* 


Zu 8. Im Gegenſatz zum KG. Halte ich die Anwendung von 
89 ZPO. für geboten. In dem dem Beſchluß zugrunde liegenden 
Falle hatten die Bekl. ein durch Kündigung fällig gewordenes 
Hypothekenkapital nicht zurückgezahlt. Darlehnszinſen waren nicht 
mehr fällig, weil das Schuldverhältnis abgelaufen war. Die Kl. 
forderte mit der Klage nicht das Kapital, ſondern als Schadenserſatz 
wegen Verzuges für die Zeit bis zur Rückzahlung des Kapitals 
laufende vierteljährliche Summen, die einer 10% igen Verzinſung des 
Kapitals entſprachen, mit der Begründung, daß eine Anlegung des 
Kapitals bei rechtzeitiger Rückzahlung zu dieſem Zinsſatz möglich 
geweſen ſei. Der verlangte und vom KG. zugeſprochene Schadens⸗ 
erſatz war alſo von den Bekl. in wiederkehrenden Leiſtungen zu 
zahlen. Es iſt anerkannten Rechtens, daß Geldrenten nach 88 843 ff. 
BGB. und Schadenserſatzrenten aus dem Haftpfl®. ein Recht auf 
wiederkehrende Leiſtungen i. S. von 89 BRD. darſtellen. Rechts⸗ 
grund iſt dabei die Verpflichtung zum Schadenserſatz genau wie hier. 
Auch dort wäre aber ſtatt der Rente ein Anſpruch auf Kapitalzahlung 
denkbar. Auch dieſe Anſprüche wären alſo, wenn das KG. recht hätte, 
nicht „ihrer Natur nach“ Anſprüche auf wiederkehrende Leiſtungen. 
Trotzdem wird 89 ZPO. angewandt. Es iſt nicht einzuſehen, warum 
der hier behandelte Fall anders entſchieden werden ſoll. Die Anſicht 
des KG. iſt auch unbillig. Wenn der Gläubiger die fälligen Zinſen 
der Hypothek für die Zukunft einklagt, wird §9 ZPO. angewandt. 
Warum ſollte das gleiche nicht gelten, wenn er, weil der Schuldner 
das Kapital zurückbehält, diejenigen Zinſen vom Bekl. verlangt, die 
er bei Rückzahlung ſonſt durch Neuanlegung des Kapitals von einem 
Dritten erhalten hätte. Wirtſchaftlich geſehen, iſt der Anſpruch auf 
Schadenserſatz hier nichts anderes, als der Anſpruch auf Zinſen, alſo 
wiederkehrende Leiſtungen, die ein Kapital „ſeiner Natur nach“ abwirft. 
Es gibt zwar Fälle, in denen auch nach der Rſpr. des RG. 
bei künftig fällig werdenden wiederkehrenden Leiſtungen 83 ZPO. 
anwendbar ſein ſoll. Das gilt aber, abgeſehen von Feſtſtellungsklagen, 
im weſentlichen nur für die Fälle, in denen die Höhe der ſich auf 
längere Zeit hinaus erſtreckenden wiederkehrenden Leiſtungen oder 
einzelner von ihnen von wechſelnden Verhältniſſen abhängig iſt 
(vgl. insbeſ. RG. 66, 422 — ZW. 1912, 41 ſowie Stein⸗Jonas, 
Note 52 zu § 3). Ein folder Fall liegt hier nicht vor. N 
Der Beſchluß des KG. iſt aber von beſonderem Intereſſe auch 
wegen ſeines zweiten Teils. Hier weiſt das KG. darauf hin, daß es 
„ſtreng genommen“ die Anträge auf künftige Leiſtungen hätte ab⸗ 
weiſen müſſen, weil die Vorausſetzungen des § 259 BRD. fehlten. 
Herrſchende Meinung iſt, daß 8 259 ZPO. auch auf bedingte und 
betagte Anſprüche Anwendung findet, d. h. auf Fälle, in denen zur 
Zeit des Urteils bereits ein Anſpruch beſteht, dieſer aber von einer 
aufſchiebenden Bedingung oder einem Termin abhängig iſt. Ein ſolcher 
Anſpruch lag in dem hier entſchiedenen Falle aber nicht vor; ſoweit 
der Schaden in der Zukunft lag, entſtand vielmehr auch der Schadens⸗ 
erſatzanſpruch erſt ſpäter. Lehnt man alſo für künftige Anſprüche 
die Anwendbarkeit von 8259 ZPO. ab, fo würde auch die Klage 
haben abgewieſen werden müſſen. Hervorzuheben iſt aber, daß das 
NO. 58, 139 mit Ausführungen, die Stein⸗Jonas, Note 4 zu 
8259 mit Recht für bedenklich erklärt, 8 259 ZPO. praltiſch 
auch auf künftige Anſprüche ausgedehnt und dieſen Standpunkt in 
JW. 1909, 393 aufrechterhalten hat. Geht man von dieſer Rſpr. 
aus, ſo iſt der Unterſchied zwiſchen künftigen und bedingten An⸗ 
ſprüchen für die meiſten Fälle praktiſch bedeutungslos geworden. 
RA. Dr. Frhr. v. Hodenberg, Celle. 
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9. 8349 3PO. In nichtvermögensrechtlichen Strei⸗ 
tigkeiten darf der Einzelrichter nicht nach Lage der Akten 
durch Urteil entſcheiden. 

Das angefochtene Urteil iſt vom Einzelrichter der ZK. nach 
Lage der Akten erlaſſen. Nach der Auffaſſung des Senats war der 
Einzelrichter hierfür in einer Eheſache nicht zuftändig. An ſich kann 
der Einzelrichter nach 8349 Abſ. 1 Ziff. 4 u. 5 3D. unter den⸗ 
ſelben Vorausſetzungen und in demſelben Umfange Entſcheidungen nach 
Lage der Akten erlaſſen wie die ZK. In dieſen Vorſchriften iſt ein 
Unterſchied zwiſchen vermögensrechtlichen und nichtvermögensrechtlichen 
Streitigkeiten nicht ausdrücklich gemacht. Hieraus wird im Schrifttum 
überwiegend gefolgert, daß der Einzelrichter auch nichtvermögensrecht⸗ 
liche Streitigkeiten wie Eheſachen durch ein Urteil nach Lage der 
Akten entſcheiden könne (Stein⸗Jonas, Anm. VI 5; Baum⸗ 
bach, Anm. 8 zu § 349 ZPO.; Püſchel, Der Einzelrichter S. 49). 
Dieſe Auffaſſung Halt ſich aber allein an den Wortlaut des Geſetzes; 
fie wird feinem Sinn und Zweck nicht gerecht. Nach 8 349 Abſ. 3 
ZPO. kann der Einzelrichter auch außerhalb der Vorausſetzungen 
einer Entſch. nach Lage der Akten den Rechtsſtreit durch Urteil ent» 
ſcheiden, wenn beide Parteien damit einverſtanden find. Dieſe Be⸗ 
fugnis iſt aber ausdrücklich auf Streitigkeiten über vermögensrecht⸗ 
liche Anſprüche eingeſchränkt. Der Einzelrichter darf alſo in einem 
nichtvermögensrechtlichen Rechtsſtreit ein Urteil nicht erlaſſen, auch 
wenn beide Parteien es nach mündlicher Verhandlung übereinſtimmend 
beantragen. Dann wäre es aber widerſpruchsvoll und ohne jeden 
Sinn, wenn der Einzelrichter die Befugnis hätte, in einem derartigen 
Rechtsſtreit ein Urteil nach Lage der Akten zu erlaſſen, das, ohne 
die gleiche Gewähr für die Güte der Entſch. zu bieten, einem auf 
Grund mündlicher Verhandlung ergehenden Urteil in ſeinen Wirkungen 
völlig gleichſteht. Die Einſchränkung der Entſcheidungsbefugnis des 
Einzelrichters auf vermögensrechtliche Anſprüche in 8349 Abſ. 3 ZPO. 
würde ihre Bedeutung verlieren, wenn ſie nicht auch für Entſcheidungen 
nach Lage der Akten gelten würde. Die Parteivertreter könnten dann 
unter offenſichtlicher Umgehung des Geſetzes die Entſch. durch den 
Einzelrichter dadurch herbeiführen, daß ſie abſichtlich die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Entſch. nach Lage der Akten ſchaffen. Das kaun 
nicht dem Willen des Geſetzgebers entſprechen. Vielmehr muß aus 
der Vorſchrift des 8 349 Abſ. 3 ZPO. gefolgert werden, daß der 
Einzelrichter in einem Rechtsſtreit, den er nicht einmal im Ein⸗ 
verſtändnis beider Parteien entſcheiden darf, erſt recht nicht zu einem 
Urteil nach Lage der Akten befugt iſt. Der Sinn des Geſetzes kann 
nur der ſein, daß nichtvermögensrechtliche Rechtsſtreitigkeiten wegen 
ihrer beſonderen Bedeutung ſchlechthin nur vom Prozeßgericht, nicht 
auch vom Einzelrichter entſchieden werden dürfen (übereinſtimmend 
Reinberger: Recht 1924, 496). ‚ 

(KG., Urt. v. 16. Sept. 1930, 28 U 5248/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Froſt, Berlin. 
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10. 88 567, 402, 397 ZPO. Die Beſchwerde iſt unzu⸗ 
läſſig, wenn die Vornahme der beanſtandeten Handlung 
im freien Ermeſſen des Gerichts ſte ht. f) 

In dem zwiſchen den Parteien ſchwebenden Rechtsſtreit hat 
Prof. Dr. K. als gerichtlich beſtellter Sachverſtändiger ein ſchrift⸗ 
liches Gutachten erſtattet. Im Termin, in dem auch der Sachverſtän⸗ 
dige erſchienen war, erklärte der Prozeßbevollmächtigte des Kl., daß 
er dem Sachverſtändigen verſchiedene Fragen vorzulegen habe. Auf 
die Bitte des Vorſitzenden, die ſchriftlich fixierten Fragen zu über⸗ 


Zu 10. Es handelt ſich um zwei verſchiedene Fragen: 

1. Trotz der allgemeinen Faſſung des $ 567 ZPO., „Entſch., 
durch welche ein das Verfahren betreffendes Geſuch zurückgewieſen 
iſt“, beſteht kein Zweifel, daß die Beſchwerde unzuläſſig iſt, wo die 
Vornahme der Handlung im freien Ermeſſen des Gerichts ſteht. 
Das Gericht kann das perſönliche Erſcheinen der Partei anordnen; 
aber wenn es einen dahingehenden Antrag der Partei zurückweiſt, 
beſteht kein Beſchwerderecht. Ahnlich 88 142, 143, 144, 156 uſw. 

2. Liegt ein ſolcher Fall vor? Der Vorſitzende hat den An⸗ 
wälten auf Verlangen zu geſtatten, an den Zeugen oder Sachver⸗ 
ſtändigen unmittelbar Fragen zu richten. Würde er einen Antrag 
des Anwaltes, ihm die Stellung einer Frage zu geſtatten, zurück⸗ 
weiſen, fo würde es ſich nicht um eine Ermeſſensentſch. handeln, 
Beſchwerde wäre alſo gegen die Ablehnung zuläſſig. Wäre der 
Beſchluß des KG. dahin zu verſtehen, daß eine Beſchwerde gegen 
die Verweigerung des Rechtes, Fragen zu ſtellen, unzuläſſig ſei, 
fo wäre er unzutreffend, und Hätte das LG. die Ausübung des 
Fragerechtes durch den Anwalt davon abhängig gemacht, daß dieſer 
ſeine Frage vorher ſchriftlich formuliert, ſo wäre der Vorſitzende 
des LG. im Unrecht. 

Aber gerade der vorliegende Fall zeigt doch, wie unzweckmäßig 
es iſt, formale Streitfragen zuzuſpitzen. Die Worte des Protokolles 
und die Worte des kammergerichtlichen Beſchluſſes (die Ausübung 
des Fragerechtes ſei von einer vorher zu erfüllenden Auflage ab⸗ 
hängig gemacht) können zu der Annahme bringen, die Ausübung des 
Fragerechtes ſei in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt worden. 

Der Zuſammeuhang der Sachlage ergibt doch aber, daß die 
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reichen, übergab der Anwalt dem Gericht ein Scheitſtuck vom ur 
12 bis 14 Seiten, das etwa ſieben Vorfragen und dreißig M 
Fragen enthielt. Der Anwalt des Antragſtellers weigerte ſich, chen. 
Gegnern ein weiteres Exemplar dieſes Fragebogens zu überrel ers 
Das LG. hat darauf beſchloſſen, der Anwalt des Antrag! piefe 
möge mit Rückſicht auf den Umfang der zu ſtellenden Fragen der 
Fragen dem Gericht ſchriftlich einreichen, damit das Gericht fig 
Lage fei, ſich über die Zuläfſigkeit der einzelnen Fragen st 
zu machen. 
Die Beſchwerde iſt unzuläſſig. 397 
Zwar iſt ein das Verfahren betreffendes Geſuch (88 402, den 
ZRD.), über das ohne vorgängige mündliche Verhandlung entſch 
werden kann, zunächſt zurückgewieſen worden (8 567 BED. enn 
Zurückweiſung begründet jedoch dann kein Beſchwerderecht, won 
die beantragte Maßregel eine ſolche iſt, über die das Geric g, 
Amts wegen nach freiem Ermeſſen zu befinden hat (Stein, nd 
8 567 Anm. III 3; Baumbach, ZPO., 5 567 Anm. 3). Vornielzg 
hat das Gericht dem Kl. nicht das Fragerecht der 85 Ar ner 
380. abgeſchnitten, ſondern hat deſſen Ausübung lediglich von en 
dorher zu erfüllenden Auflage abhängig gemacht, die nicht paz 
geſetzliche Beſtimmungen verſtößt, und deren Zweckmäßigkeit 355 
BeſchwG. nicht zu prüfen hat. Wie dem Gericht z. B. BE neun 
Abſ. 2 ZPO. freigeſtellt ift, feinem Ermeſſen nach die Ausfuhr n 
der Beweisaufnahme zu beſtimmen oder gem. 8 397 BP jolche 
Frage als unzuläſſig zurückzuweiſen, ohne daß gegen eine 
Anordnung ein Beſchwerderecht gegeben wäre, ſo ſteht es de me 
richt auch frei, zur Förderung und Erleichterung der Beweisaufne n 
die ſchriftliche Bekanntgabe der an den Sachverſtändigen zu wür 
den Fragen zu verlangen, ohne daß das BeſchwG. ermächtigt acht 
zu prüfen, ob von dem Ermeſſen ein zutreffender Gebrauch 
worden iſt. 
(K., 22. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Mai 1930, 22 W 4227/30) 
Mitgeteilt von RA. Hans⸗Gerd Haaſe, Berl 
* 
Breslau. 


11. 8 71 ZPO. Bei Entſcheidungen übe 
laſſung als Nebenintervenient iſt die weitere Be ch w 
zuläſſig. Neben, 5 

Das AG. hat den Antrag des BeſchwF., ihn als A die 
intervenienten zuzulaſſen, durch Zwiſchererrteil zurückgewieſen. per 
fofortige Beſchwerde desſelben wurde vom LG. als unzulälliß 030 
worfen, weil der BeſchwF., welcher in der am 22. Apr hatt, 
(Oſterdienstag) eingegangenen ſofortigen Beſchwerde erklärt ſei 
daß ihm das Zwiſchenurteil am 7. April 1930 zugegangen bes 
der Aufforderung des Gerichts, den Tag der Zuftellund sn 
Zwiſchenurteils nachzuweiſen, nicht nachgekommen iſt. Gegen ein 
Beſchluß hat er friſt⸗ und formgerecht weitere Beſchwer 
gelegt. nen die 

Dieſe iſt als zuläſſig zu erachten. Die Gründe, aus de fache 
Rſpr. bei Koſtenurteilen, die ohne eine Entſch. in der 0 ei’ 
von einem AG. ergehen ($ 99 Abſ. 3 ZRO.), für unzuläld dem 
achtet hat, treffen für den vorliegenden Fall nicht zu. Jin des 
Fall des 8 99 Abſ. 3 ZPO. wird, ohne daß eine Entſch. adende 
Hauptſache ergangen iſt, durch das über die Koſten entſch wen 
Urteil die Inſtanz beendet, und es iſt daher nur folgerihtißn zul 
der gegen dieſes Urteil in Form der fofortigen Beſchwerd ies 
gelafiene Rechtsmittelzug beim LG. ganz ebenſo endet, W. ent⸗ 
bei dem Rechtsmittelzuge gegen ein in der Sache 1 und 
ſcheidendes Urteil des AG. der Fall iſt. Das über die die Sur 
des Nebenintervenienten ergehende Zwiſchenurteil beendet 


Sache anders lag. Der Anwalt hat ſeine Fragen geſtellt, c 
in der Weiſe, daß er die ſchriftlich fixierten Fragen ub freien 
Er hätte natürlich dieſes Schriftſtück auch vorleſen oder in 


1 1 
r die fade 


Vortrag wiedergeben können. 1 , Ulber 
Ob es gerade dem Grundſatz der ZPO. entſpricht, P füglic 
gabe einer Abſchrift an den Gegner zu verweigern, läßt ſich 


bezweifeln. icht di 
In jedem Falle hat doch aber der Gegner und das Ger über die 
Recht, zu prüfen, ob die Fragen zuläſſig ſind, und Zweifel get! 
Auläffigkeit der Fragen, mögen fie vom Gericht oder vom erich 
angeregt werden, hat das Gericht zu entſcheiden. Wenn d ifer jet 
zum Zweck der Prüfung, ob es eine ſolche Entſch. zu ch ein 
(8 397 Abſ. 3 BRD.) bei einem ſeitenlangen, augenſchein “ ner 
umfangreiches Gutachten betreffenden, „7 Vorfragen und Nieder 
tere Fragen“ enthaltenden Schriftſtück vorherige ſchriftl e ( 139 
legung verlangt, jo handelt es zweckmäßig und ſachgemaß er Vor 
272, 272 b ZRO.), und es wäre eine Überſpitzung form lung un 
ſchriften, wenn dem Gericht dieſe der ſachgemäßen Berhand 
Entſch. dienende Befugnis genommen werden follte. zt, um 
Je mehr man unſere ZPO. und ihr Syſtem HATT 
weniger ſoll man den Zweck des Verfahrens durch ub 
Formalismus beeinträchtigen. 8 eslau. 
Geh. IR. Dr. Heilberg, Be 


r. 


ahr 1930 Heft 44/45] 


fund er ſondern es handelt ſich dabei nur um eine Zwiſchen⸗ 
des dung über prozeſſuale Fragen, durch welche der Fortgang 
wi Prozeſſes ſelbſt nicht berührt wird. Für dieſes prozeſſuale 
das Lan erfahren iſt eine Erſtreckung des Rechtsmittelzuges über 
ſich G. hinaus weder ausdrücklich ausgeſchloſſen, noch ergibt ſie 
fahren telbar aus den Vorſchriften des amtsgerichtlichen Ver⸗ 
welche in welchem ja auch in anderen Fällen, z. B. bei Entſch., 
Dog das Armenrecht betreffen, eine weitere Beſchwerde an das 
Kr ct grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt. Ebenſo wie eine Be⸗ 
derfap an das OLG. zuläſſig ift, wenn erſt im Berufungs⸗ 
des Nen vor dem LG. durch Zwiſchenurteil über die Zulaſſung 
Veſchwerenintervenienten entſchieden wird, iſt auch eine weitere 
Ach. a als . ie zu erachten, wenn das Zwiſchenurteil vom 
ngen iſt. 
LS, Breslau, Beſchl. v. 3. Juli 1930, 17 W 2470/30.) 
Mitgeteilt von OLGN. Dr. Hertel, Oppeln. 


* 


auf U. § 380 ZPO. Bei der Terminsanberaumung iſt 
nehmen ae Belange der Zeugen Rückſicht zu 
Zeig trade in der jetzigen wirtſchaftlich ſchwierigen 
lichen müſſen auch die Gerichte den wirtſchaft⸗ 
Rech Belangen von Zeugen und Sachverſtändigen 
verſtandle n g tragen, inſoweit dies irgend möglich iſt. Selbſt⸗ 
kannte ich iſt es mit einem geordneten Geſchäftsgang bei der be- 
don Ba ſtarden Belaſtung der Gerichte nicht vereinbar, jedem Wunſche 
nachz zeugen und Sachverſtändigen in bezug auf Terminsanberaumung 
Nachteilen man. Allein wenn einem Zeugen erhebliche wirtſchaftliche 
de Ber aus der Terminsanberaumung entſtehen, wie ſie hier bon 
langen Yon. geltend gemacht worden find, fo erſchien das Ver⸗ 
Dienst es Zeugen, ſeine Vernehmung an einem anderen Tage als 
ohne wel und Mittwoch ſtattfinden zu laſſen, berechtigt. Es iſt auch 
zug nu anzunehmen, daß es möglich war, dieſem Wunſche nach⸗ 
auftrag en. Selbſt wenn der Richter, der mit der Vernehmung be⸗ 
üg, an ſich nur den Mittwoch zur Abhaltung von Terminen 
der pe ng hat, und wenn auch an fonftigen Wochentagen während 
verfij 25 en Terminsſtunden Räume zur Zeugenvernehmung nicht 
die Bear waren, ſo hätte doch die Möglichkeit beſtanden, entweder 
Rachmittehmung des Zeugen an einem anderen Wochentage in den 
ſügbar ſin Stunden, in welchen erfahrungsgemäß immer Räume ver⸗ 
Stzung ind, oder an einem Tage, an welchem die betreffende Kammer 
fate he, vor Beginn der Sitzung ſtattfinden zu laſſen oder aber 
der an e mit der Vernehmung einen anderen Richter zu beauftragen, 
(e nem anderen Wochentage feine Beweistermine abhält. 


Breslau, Beſchl. v. 18. Sept. 1930, 17 W 2503/30). 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
elle. * 


der Be. 89 516, 518, 519 ZPO. Zur wirkſamen Einlegung 
weiſt ‚fung genügt es, wenn der Berufungskläger nach⸗ 
Verkünder er noch nicht zugeſtellt habe und daß ſeit der 
(ec ang noch nicht 5 Mona te verſtrichen ſind. ) 
Ab, Lene, Beſchl. v. 29. Jan. 1929, 4 IV W 10/29.) 
gebr. JW. 1930, 171 u. 
* 

beugt 12. Cs wäre erfreulich, wenn der Beſchluß den an ſich 
ren EN Satz auch auf die Parteien und die Rückſicht auf 

ohnseit und wirtſchaftliche Belange ausgedehnt hätte. Allein 
befremdſz dies iſt der Beſchluß ſo einleuchtend, daß nur das eine 
einem = iſt: Wie war es möglich, daß die Vorinſtanz zu 
ür deren Ergebnis kommen konnte, daß ſie die — an 
60 laubhaft erachtete — Ausführung eines Zeugen, daß 
eſchäft „ehrnehmung eines Termins eine Woche lang in ſeinem 
Falgende Jungelegt fet, bei der hentigen Wirtſchaftslage nicht als 
e ch ü fehlt erachten konnte? Solange derartige 


t(öberen e ergehen und erſt das Eingreifen der 

diden Er nſtanz nötig wurde, um zu einem vernünf⸗ 

I on „gebnis zu gelangen, wird — fo bedauerlich 
g kern 


n; iſt — die Geſetzgebung auf den Inſtanzen⸗ 
icht verzichten können. D. S. 


Zu 13. A. Anm. RA. Sonnen, ebenda. 


B. 
9910 gas Beſchluſſe ift im vollen Umfange zuzuſtimmen. Nach 
fegen Durchearn F. iſt die Berufungseinlegung und mithin auch 
art eine Wahrung, vor Zuſtellung zuläſſig. Da aber die Berufungs⸗ 
Apple Bereit iſt, muß das Gericht von Amts wegen prüfen, 
und, pn fung in der gefegfichen Friſt eingelegt iſt (f. 8 519 b 
j , ſofern Zuſtellung nicht nachgewieſen wird, ob überhaupt 
ben Die Zuſtealtent und die Sechsmonatsfriſt noch nicht abgelaufen 

Parte utellung erfolgt nicht durch Übergabe der der zuſtellen⸗ 

i vom Gericht ausgehändigten Ausfertigung, ſondern durch 
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Dresden. 


14. 88 925, 929 3PO. Das Urteil, durch das der 
Arreſtbefehl oder die EinſtwVerf. aufrechterhalten wird, 
bildet ſofort einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten 
Titel i. S. § 103 3 PO. 

Das OLG. Dresden hat zwar früher einmal (vgl. SächſAnn. 
30, 113) den Standpunkt vertreten, daß ein Urteil, in dem nach 
8 925 ZPO. über die Rechtmäßigkeit eines Arreſtes in bejahendem 
Sinne entſchieden wird, erſt mit der Rechtskraft vollſtreckbar werde. 
Dieſe Auffaſſung kann der erk. Sen. ſich nicht zu eigen machen. 
Daß das Urteil, durch das der Arreſtbefehl oder, wie im vorliegenden 
Falle, die EinſtwVerf. (8 936 ZPO.) aufrechterhalten wird, ſofort 
einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel i. S. von 8 103 
ZPO. bildet, folgt mittelbar aus 8 929 Abſ. 1 ZPO., der ſich un⸗ 
mittelbar zwar nur auf den Arreſtbefehl und die EinſtwVerf. ſelbſt 
bezieht. Ob dieſe von Anfang an durch Beſchluß oder durch Urteil 
angeordnet wird, ſpielt keine Rolle (vgl. RG. 51, 129; Stein⸗ 
Jonas, 14. Aufl., Anm. I zu 8 929 ZPO.; Sydow⸗-Buſch, 
19. Aufl., Anm. 1 zu § 929 ZRO.; OLG. Hamburg: JW. 1926, 
853 25); in beiden Fallen bildet die EinſtwVerf. ſelbſt jedenfalls 
einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel. Vereinzelt iſt zwar 
geltend gemacht worden (vgl. KG.: OLG Rſpr. 39, 45), der Beſchluß, 
durch den eine EinſtwVerf. getroffen werde, ſei hinſichtlich der 
Koſten ihrer Anordnung kein zur Zwangsvollſtreckung ge 
eigneter Titel, weil er weder ein rechtskräftiges noch ein vorläufig 
vollſtreckbares Urteil bilde und auch nicht mit der Beſchwerde an⸗ 
fechtbar ſei; es fehle daher an der in 88 704, 794 3PO. beſtimm⸗ 
ten Vorausſetzung der Zwangsvollſtreckung. Dieſe Auffaſſung iſt 
mit Recht in der Rſpr. und im Schrifttum abgelehnt worden mit 
der Begründung, daß die EinſtwVerf. in $ 929 ZPO. ihre eigene 
Vorausſetzung der Vollſtreckbarkeit habe und daher 88 704, 794 ZPO. 
außer acht bleiben müßten (vgl. KG.: KGBl. 1914, 73; KG.: JW. 
1924, 415°; DLG. Frankfurt a. M.: IW. 1920, 91416; 1921, 
76313; OLG. Hamburg: JW. 1926, 85325; Stein⸗Jonas, 
14. Aufl., Anm. II 1 zu 8 103 3PO.; Sydow⸗Buſch, 
19. Aufl., Anm. 3 zu 8 103 ZPO.; Baumbach, 5. Aufl., Anm. 3 
zu 8103 ZPO.). Was nun aber von der EinſtwVerf. ſelbſt gilt, 
das muß in gleicher Weiſe für das Urteil gelten, durch das fie -- 
auf Widerſpruch des Antragsgegners hin — aufrechterhalten wird, 
wie es im vorliegenden Falle geſchehen iſt; denn dieſes Urteil ſtellt 
fachlich nur ihre Wiederholung dar (fo ausdrücklich OLD. Hamm: 
OLG Rſpr. 37, 189; OLG. Frankfurt a. M.: JW. 1925, 18987 und 
LGR. Dr. Friedlaender in der Anm. ebenda; der gleichen 
Anſicht ferner Stein⸗Jonas, 14. Aufl., Anm. III zu 8 925 
3PO.; Sydow⸗Buſch, 19. Aufl., Anm. 3 zu 8 925 38D.) 
Das Gegenargument, das die SächſAnn. 30, 113 abgedruckte Entſch. 


Übergabe einer beglaubigten Abſchrift (RG. 3, 435; Stein⸗Jonas, 
3PO. 5 170 Anm. II bei Fußnote 11). Das überſieht Sonnen. 
In allen Fällen der Zuſtellung — ſei es durch den Gerichtsvoll⸗ 
zieher ſelbſt oder durch dieſen unter Aufgabe zur Poſt oder von 
Anwalt zu Anwalt — muß auf der in den Händen des Zuſtellungs⸗ 
trägers verbleibenden Ausfertigung (der „Urſchrift“) ſelbſt oder 
einem mit dieſer zu verbindenden Bogen die erfolgte Zuſtellung ver⸗ 
merkt werden (88 37 Ziff. 3, 38 Ziff. 2 preuß. Geſch Anw. f. Ger⸗ 
Vollz.; 88 190 Abſ. 2, 194 Abſ. 2, 198 ZPO.). Auf der Erforder⸗ 
lichkeit dieſes Vermerkes beruht der — von Sonnen daher zu 
Unrecht angegriffene — Satz des Beſchluſſes: „Aus der Vorlegung 
ſeiner Urteilsausfertigung ergab ſich, daß von ſeiner Seite eine 
Zuſtellung noch nicht ſtattgefunden haben konnte.“ Es bleibt nur die 
Möglichkeit, daß ſowohl eine abgekürzte wie eine vollſtändige Urteils⸗ 
ausfertigung erteilt iſt. Das kann das Gericht aber aus den Akten 
feſtſtellen und muß es ſelbſtverſtändlich von Amts wegen prüfen. 
Gegebenenfalls müſſen daher natürlich beide Ausfertigungen zum 
Nachweis der nichterfolgten Zuſtellung vorgelegt werden. Meiſt dürfte 
allerdings, wenn bereits eine abgekürzte Ausfertigung erteilt iſt, 
nur eine einfache Abſchrift des vollſtändigen Urteils mit Gründen 
behändigt werden. Im vorl. Falle ergaben die Akten, daß eine ab- 
gekürzte Ausfertigung nicht erteilt war. Die Vorlegung evtl. 
ſämtlicher nach den Gerichtsakten erteilten Urteilsausfertigungen be⸗ 
weiſt alſo tatſächlich zwingend, ob der Antragſteller bereits zugeſtellt 
hat oder nicht. — Die Anerkennung deſſen und die Bildung einer 
feſten Rſpr. in dieſer Frage iſt angeſichts der bei den LG. bisher 
obwaltenden Bedenken von erheblicher praktiſcher Bedeutung. Die 
Fälle ſind gar nicht ſelten, wo der Berufungsanwalt, weil er die 
Handakten erſt verjpätet erhält, nicht mehr in der Lage iſt, vor 
dem Termin die Zuſtellung des Urteils noch nachzuholen. Der ab⸗ 
lehnende Standpunkt des LG. zwingt ihn, vertagen zu laſſen, weil 
er im Falle des Beſtehens auf Entſcheidung bei kontradiktorifcher 
Verhandlung Gefahr läuft, daß ſeine Berufung durch letztinſtanzliches 
Urteil als unzuläſſig verworfen wird. Denn nur im Falle der 
Säumnis des Kl. iſt ihm ja die Möglichkeit eines Rechtsmittels 
gegeben, weil nur dann die Entſcheidung des Gerichts durch Beſchluß 
ergeht. Der Erfolg iſt das Gegenteil der allerſeits angeſtrebten 


Prozeßbeſchleunigung. 
RA. Dr. Sach ſe, Stade, 


. 
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des OLG. Dresden aus dem jetzigen 8 708 Ziff. 5 ZPO. und feiner 
Entſtehungsgeſchichte herleitet, kann der Senat nicht als durchſchlagend 
erachten. Denn dieſe Beſtimmung läßt ebenſowohl die Annahme zu, 
der Geſetzgeber ſei davon ausgegangen, daß Urteile, durch die eine 
EinſtwVerf. aufrechterhalten wird, ohne weiteres vollſtreckbar ſeien. 
„Die unhaltbare Folgerung, daß das für die Arreſtvollziehung un⸗ 
wichtige beſtätigende Urteil betreffs der Vollſtreckbarkeit weſentlich 
günſtiger ſtände, als das tief in das Rechtsverhältnis der Parteien 
eingreifende Urteil, durch das ein Arreſt aufgehoben wird“, 
hat der Geſetzgeber ja gerade durch 8 708 Biff. 5 55. abgeſchnitten, 
deſſen es aber auch bedurfte, um jene Folgerung zu vermeiden, weil 
8 929 ZPO. auf dieſen Fall unmöglich Anwendung finden Konnte. 
262,30) Dresden, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. Juni 1930, 7 C Reg 
Mitgeteilt von RA. Dr. Köhler, Dresden. 
* 


15. Eine den Erlaß einer EinſtwVerf. rechtfertigende 
Gefährdung des Sicherungseigentums liegt nicht vor, wenn 
der Schuldner gegen den Willen des Gläubigers über die 
in ſeinem Beſitz befindlichen, dem Gläubiger übereigneten 
Sachen verfügt, ſofern nur die völlige Befriedigung des 
Gläubigers in ſicherer Ausſicht ſteht. f) 

Dem Antragſteller ſtand nicht ſchlechthin das Eigentum an 
den Sachen zu, ſondern nur ſicherungsweiſe zu dem Zwecke, damit 
er eine Deckung für ſeine Zahlungsanſprüche hatte. Er mußte alſo 
das Eigentum an den Sachen auf die Antragsgegnerin zurück⸗ 
übertragen, ſobald er von ihr Befriedigung erhielt. Im vorliegen⸗ 
den Falle ſtand nun die alsbaldige völlige Befriedigung des An⸗ 
tragſtellers zur Zeit des Erlaſſes der EinſtwVerf. in ſicherer Aus⸗ 
ſicht. Er hatte alſo weder zu befürchten, daß ſeine Gegen⸗ 
forderungen gegen die Antragsgegnerin irgendwie gefährdet wären, 
noch hatte er Anlaß, wegen der ihm ſicherungsweiſe übereigneten 
Sachen Beſorgnis zu hegen, weil er wegen der binnen kurzem in 
Ausſicht ſtehenden Tilgung ſeiner Anſprüche die ihm ſicherungs⸗ 
weiſe übereigneten Sachen umgehend an die Antragsgegnerin zu⸗ 
rückübereignen mußte. Es beſtand alſo kein Grund zum Erſaß 
einer EinſtwVerf. wegen der dem Antragſteller ſicherungsweiſe 
übereigneten Sachen nach 8 935 88D. 

(Odd. Dresden, 12. ZivSen., Beſchl. v. 14. Mai 1930, 12 C Reg 


188/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bontke, Chemnitz. 
* 


Köln. 

16. § 322 3PO. Erſtreckt ſich die Bindung des Be⸗ 
rufungsgerichts an ein formell rechtskräftiges Zwiſchen⸗ 
urteil, das den Anſpruch dem Grunde nach für gerecht⸗ 


Zu 15. Die Entſch. muß ſtärkſte Bedenken erregen, auch wenn 
man Anhänger einer möglichſten Einſchränkung der Sicherungsübereig⸗ 
nung iſt. Solange nicht an ihrer Stelle das Regiſterpfand 
geſetzlich eingeführt iſt, kann der Verkehr die Sicherungsübereignung 
trotz ihrer anerkannten Schäden nicht entbehren. Zur Zeit iſt ſie noch 
das einzige Mittel, einem Schuldner Mobiliarpfandkredit zu ſchaffen, 
ohne ihm die für ſeine Lebensführung oder ſeinen Beruf nötigen 
Gegenſtände aus der Hand zu nehmen. Die Sicherungsübereignung 
überträgt, worüber in der Judikatur und im Schrifttum kaum Streit 
beſteht, volles Eigentum, allerdings eingeſchrünkt durch ihre wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke; dem Übereigner ſteht nur der obligatoriſche Anſpruch 
auf Rückübertragung nach Erledigung der Forderung des Gläubigers 
zu. Wenn die Rechtſprechung des RG. dem Sicherungsempfänger im 
Konkurſe des Sicherungsgebers nur ein Abſonderungsrecht zuſpricht, 
ſo liegen die Gründe auf ganz anderem Gebiet als im vorliegenden 
Falle. Auch dem Abſonderungsberechtigten bleibt zu ſeiner Be⸗ 
friedigung, wenn auch nicht der Gegenſtand in Natur, ſo doch ſein 
Surrogat, der Erlös. Nach der Entſch. aber verliert der Gläubiger, 
ohne jeden Erſatz, ſein Eigentum. Die Entſch. des OLG. Dresden 
enthält einen offenbaren Verſtoß gegen 8 903 BGB., der dem Eigen⸗ 
tümer das Recht gibt, jede Einwirkung anderer auszuſchließen. 
Solange der Zweck der Sicherungsübereignung, die Befriedigung des 
Gläubigers, nicht erfüllt, das Eigentum alſo nicht auf den Schuldner 
wieder übergegangen iſt, hat allein der Gläubiger — innerhalb der 
vertraglichen Grenzen — über das Schickſal des Gegenſtandes zu 
verfügen, und der Schuldner hat nicht das Recht, ihn ihm zu ent⸗ 
ziehen. Der Gläubiger kann ſich auf den Sperling in der Hand, ſein 
Eigentum, verlaſſen und braucht ſich nicht mit der Taube auf dem 
Dach einer noch jo „ſicheren Ausſicht“ vertröſten zu laſſen, zumal der 
Begriff „ſichere Ausſicht“ immerhin, gerade weil es ſich eben nur 
um eine „Ausſicht“ handelt, einen Faktor der Unſicherheit in ſich 
trägt, der dem Sicherheitseigentum als ſolchem fehlt. Die Entſch. iſt, 
wenn ſie Nachahmung findet, geeignet, den Mobiliarkredit empfind⸗ 
lichſt zu gefährden und zu ſchädigen, was in der heutigen Zeit der 
äußerſten Kreditnot nur dazu führen kann, wirtſchaftlich ſchwachen 
Exiſtenzen Erhaltung und Fortkommen ganz unmöglich zu machen. 
Jedenfalls lagen Gründe genug vor, die vorläufige Sicherungs⸗ 
maßregel einer EinſtwVerf. dem verletzten Gläubiger nicht zu verſagen. 

IR. Carſtens, Cottbus. 


= „ 

fertigt erklärt hat, auch auf die in den Gründen mieden 
gelegte Auffaſſung über die rechtliche Charakteriſte ng 
und die Entſtehungszeit des Anſpruchs? Geltendmat sen 
des Anſpruchs aus Art. 661 C. o. auf Erſatz des boar 
Wertes der Mauer gegen den Eigentümer des Nach 
grundſtückes. f) die 

Das in Bonn gelegene Haus des Kl. iſt vor 1900 erbaut. des 
Bekl. ſind durch Zwangsverſteigerung i. J. 1925 Eigentümer 
Nachbarhauſes geworden, das vor ihnen dem W. gehört har auf 
hatte das Haus unter Benutzung der Giebelmauer, die ge gehen 
dem Klägeriſchen Grundſtück ſteht, erbaut. LG. und OLG. 1 
der Klage auf Erſatz des halben Wertes der Mauer ſtattgegehe er 

Das „die Klage dem Grunde nach für gerechtfertigt den 
klärende Urteil des LG. ift rechtskräftig. Wenn auch zwiſche, des 
Parteien kein Streit darüber beſteht, daß die Tragweite klärt 
Urteils dahin geht, daß damit die Bekl. für verpflichtet er 10 
worden ſind, dem Kl. auf Grund der Tatſache der Inbeneke 0 
nahme der Giebelmauer des Kl. eine Entſchädigung zu zahle 
ſtreiten fie doch darüber, ob weiterhin auch die nähere rech des 
Kennzeichnung des Anſpruchs, ſo wie ſie in den Gründen er 
Zwiſchenurteils erfolgt iſt — insbeſ. hinſichtlich der Je fahren 
Entſtehung des Anſpruchs — für die im Nachverf 
zu treffende Entſch. bindend iſt oder nicht. den 

Eine Rechtskraft i. S. des 9 322 ZPO. kommt bei eine 
Zwiſchenurteilen allerdings nicht in Frage, ſondern lediglich die 
Bindung des Gerichts . S. des 8 318 850. die auch enge, 
höheren Inſtanzen des Nachverfahrens gilt (vgl. Stein- Js 18) 
Anm. III Abſ. 3 zu 8 304, vgl. auch Anm. III zu gauche 
Daß zur Feſtſtellung des Umfangs dieſer Bindung die ad 
dungsgründe des Urteils heranzuziehen ſind, liegt auf der teil 
Nimmt man aber zur Feſtſtellung deſſen, was das Zwiſchel t die 
dem Grunde nach hat für gerechtfertigt erklären molien, ß 
Entſcheidungsgründe hinzu, ſo iſt ohne Bedenken feſtzuſtelgg , 0. 
dem Kl. dem Grunde nach zugeſprochen iſt der aus Art. 09 , Kl. 
i. Verb. m. Art. 124, 184 EGBGB. hergeleitete Anſpruch * ar 
— auf Zahlung des Wertes der halben Giebelmauer ſowie iſſen 
gehörigen Grund und Bodens nach den Wertverhält nil, 
zur Zeit der Erlaſſung des Urteils. 


e 
Zu 16. Wenn eine Klage auf Zahlung einer Geldſune glei 
hoben iſt, ift der „Anſpruch“ i. ©. des 8 322 BD. field de 
auch ein Anſpruch i. S. des § 194 BGB. Dieſes ſubjektib nal 
ſpruchsrecht muß in der Klageſchrift individualiſiert, d. h. 10,5 ger 
bezeichnet werden, daß eine Verwechſlung mit anderen ähnie for, 
arteten Rechten ausgeſchloſſen iſt. Jede den geſetzlichen, hal 
derungen entſprechende Klage auf Zahlung einer Geldſumme bestehe. 
die Rechtsbehauptung, daß der lindividualiſierte) Anſpruch zer 
So liegen die Dinge jedenfalls nach der Individualiſierung ge 
(vgl. Rheing. 12 [1923], 472 ff.) Damit iſt aber nicht elbe ge⸗ 
ſagt, daß nach dieſer Lehre in der Klage expressis 1 „ge 
ſagt fein müſſe, welcher Anſpruch erhoben werde. Der af al 
mihi factum, dabo tibi ius“ gilt auch, wenn man der ehe 
ſierungstheorie folgt (vgl. Hellwig, Syſtem, 1, 308). Mt pi 
in den Fällen, wo eine ſolche ausdrückliche Rechtsbe hen Tal- 
nicht aufgeſtellt iſt, muß das Gericht den ihm vorgelegten unt 
beſtand ſomit unter jedem nur möglichen rechtlichen Geſichin mel 
prüfen. Wenn es den Bekl. dann zur Zahlung einer 3 
Geldſumme verurteilt hat, fo wird ſich aus dem Ten each 
Urteils wohl niemals ergeben, welches Anſpruchsrecht nach gib! 
des Gerichts vorliegt. Iſt das Urteil richtig begründet, e pon 
ſich das aber aus den Urteilsgründen, und es verſteht aun man 
jelbft, daß man hier die Urteilsgründe heranziehen muß, wee 
ſich darüber klar werden will, das Beſtehen welches 2 — das 
Rechts das Gericht feſtſtellen wollte. Nun folgt ja alterbiln, ne’ 
Reichsgericht der Individualiſierungstheorie nur bei diere 
gativen Feſtſtellungsklage (vgl. Rö. 72, 143 ff.) und Augohs 
Rheing. 12, 489ff., 518). Bei Rechten, die nur durch — und 
ihres Entſtehungsgrundes individualiſiert werden können de hier 
das gilt ja für alle Anſpruchsrechte —, dürfte es aber für der 
brennenden Fragen keinen Unterſchied machen, ob mal 0 
dividualiſierungs⸗ oder der Subſtanzuerungstheorie folgt. "user; 
Anhänger der zuletzt genannten Lehre werden zugeben anteil 
Wenn der Bekl. zur Zahlung von 1000 AH rechtskräftig m eh 
worden ift, ſteht nicht etwa nur rechtskräftig feſt: Aus 000 5 
geſtellten Sachverhalt ergibt ſich, daß der Bekl. dem Kl., 
ſchuldet; es ſteht vielmehr feſt, daß der Kl. gegen den Far deſſe! 
beſtimmte (im Urteil bezeichnete) Anſpruchsrecht hat, REAL, Ei, 
er 1000 RM zu verlangen hat (vgl. Pagenſtecher, Hat 00 
rede der Rechtskraft im Aufwertungsprozeß 1 5 60. bungg 
Gericht fo das Beſtehen einer Forderung aus Schen e „Fl 
vertrag in Höhe von 1000 Nl feſtgeſtellt, jo verſtoßt et, . 
gegen die Rechtskraft, wenn hinierher eine Partei behauP 5 2 
dem im Vorprozeß feſtgeſtellten Sachverhalt ergebe ſich, 


1) JW. 1910, 26. 4 


‚Fr 


* 
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daß Aber auch wenn man mit den Bekl. davon ausgehen wollte, 
entnefer jetzt erk. Sen. an die aus den Entſcheidungsgründen zu 
bun ade Auslegung des Tenors des Zwiſchenurteils nicht ge⸗ 
Nachprit vielmehr in der Lage und genötigt ſei, in eine ſelbſtändige 
einzutr fung des Inhalts und Umfangs des klägeriſchen Anſpruchs 
ip teten, fo würde dies, wie ſich aus dem Nachfolgenden er⸗ 
„ demſelben Ergebnis führen. 
tretenen würde in dieſem Falle der in dem Zwiſchenurteil ver⸗ 
entstand Auffaſſung beizutreten fein, daß die zu Laſten der Behl. 
Giebel ene Verpflichtung zur Bezahlung des halben Wertes der 
grün Baker und des zugehörigen Grund und Bodens ihre Be⸗ 
der Giel findet in der ſeitens der Bekl. geſchehenen Weiterbenutzung 
febelmauer. 

welcher enn auch nach der äußeren Faſſung des Art. 661 C. c., 

allein die rechtliche Grundlage für den Zahlungsanſpruch 
barn „ bildet, in erſter Linie das ſervitutähnliche Recht des Nach⸗ 
mauer Ausdruck gebracht iſt, jederzeit die vorhandene Giebel⸗ 
Sam ganz oder zum Teil gemeinſchaftlich zu machen und die 


und dag des Wertes der halben Mauer und des zugehörigen Grund 
meinſchaf ns gu.uiffermaßen nur als die Vorausſetzung für das ge⸗ 
dieſer ſtliche Werden der Mauer hingeſtellt wird, jo muß aus 
den, daß ung vernünftigerweiſe doch auch das entnommen wer⸗ 
die aug als Gegenſtück zu dem Rechte des Nachbarn eich auch 
beſteht der Benutzung der Giebelmauer folgende Verpflichtung 
und . den halben Wert der Mauer und des zugehörigen Grund 


ſtand 
Anſpen⸗ und ſchon gegen ihn hätte der Kl. den oben dargelegten 


dieſe „Mer des Nachbargrundſtückes, die Bekl., beſteht. Denn auch 

„len in ihrer Perſon den Tatbeſtand, den Art. 661 C. e. 
eilt, ausfegung der oben dargelegten Zahlungsverpflichtung auf⸗ 
ie Ken jet Tatbeſtand ift erfüllt in dem Zeitpunkt, in welchem 
E iſt ab as Eigentum an dem Nachbargrundſtück erworben haben; 
Fortben er auch heute noch erfüllt, und er vollzieht ſich durch die 
G. iſt Kant der Giebelmauer immer wieder aufs neue. Das 
zu zahlende Halb mit Recht bei der Ermittlung des von den Bekl. 
von ee halben Wertes der Mauer und des Grund und Bodens 

derzeitigen Werte ausgegangen. 


(DR a. 
G. Koln, Urt. v. 30. Mai 1930, 8 U 77/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ludwig Heydt, Köln. 
Baumburg. 8 
der. 8 938 3 P O.; 88 873, 875, 877, 878 BGB. Eine Einſtw⸗ 


ſein Grun welche dem Eigentümer verboten wird, über 
— zu verfügen, wird nicht bereits mit dem 


Jekl. d; 

das ae 1000 % aus Vergleich (i. S. des BOB.) schulde: 
früher 8 1 B. von praktiſcher Bedeutung werden, wenn der 
ere a die Klage aus § 767 380. darauf ſtützt, daß der 
ſchuldig genachteh 3 Erlaß des Urteils des groben Undanks 

abe. 
In der alen wir nun einmal folgendes an: Aus dem unſtreitigen, 
bed. 1921 beſchrift dargelegten Sachverhalt ergibt ſich, daß der Kl. 
heut einen Anſpruch erworben hat, der damals nicht gegen 
dweifel en Bekl. gerichtet war. Dagegen beſtehen rechtliche 
dieſem N kraber, ob dieſer Anſpruch i. J. 1925 erloſchen und in 
Inden ben de ein neuer Anſpruch des Kl. — und zwar nunmehr 
ekl. geutigen Bekl. — entſtanden, oder ob vielmehr der 
eten ‚arechtsnachfolger an die Stelle des bisherigen Schuldners 
Diehen Fal (ogl. hierzu Hellwig, Lehrb. 1, 289). In einem 
gntiben 2 lle hat das Gericht zu prüfen, welche der beiden Alter⸗ 
fzericht ent, und es muß ſich aus dem Urteil ergeben, ob das 
0 ntiſ eſtſtellen wollte: Der geltend gemachte Anſpruch iſt 
N denen. mit dem i. J. 1921 (gegen eine andere Perſon) ent 
1 dpruch oder ob es ſagen wollte: Der als beſtehend feſtgeſtellte 
.J. 1025 f. erſt i. J. 1925 entſtanden. Denn ein Anſpruch, der 
— Anſpr neu entſtanden iſt, iſt ein ganz anderer Anſpruch als 
eſteht "uch, der bereits i. J. 1921 entſtanden iſt und heute noch 
Re (der? Öefagte gilt aber nicht nur für den Fall, daß bereits 
gebn 5 age ſtattgebendes) Endurteil ergangen ift; es gilt auch, 
Rundet rn orud) (zunächſt nur) durch Zwiſchenurteil „für ber 
ſuchtskraft ärt“ iſt. Ein ſolches Zwiſchenurteil iſt der materiellen 
. für > nicht fähig. Wenn es aber formell rechtskräftig iſt, 
uden (arg 8 0 Sa auch die oberen Inſtanzen daran ger 
der dn zorliegenden Falle war es nun nach der Anſicht der 
( Veen) von praktiſcher Bedeutung, ob das Zwiſchenurteil 
da entf, N eines i. J. 1921 entſtandenen oder eines i. J. 1925 
is Vepr andenen Anſpruchs dem Grunde nach feſtſtellen wollte. 
N 1921 gingen nämlich davon aus, daß der Anſpruch, wenn er 
entſtanden ſei, der Aufwertung unterliege. Ihr Stand⸗ 
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Eingang des Erſuchens um Eintragung beim Grundbuch- 
amt und auch noch nicht mit der Eintragung im Grund⸗ 
buch, ſondern erſt mit der Zuſtellung an den Eigentümer 
wirkſam. 

Die Verkäufer eines Grundſtücks, Eheleute B., hatten vor 
Eintragung des Käufers am 13. März 1926 die Eintragung einer 
Hypothek von 2300 AA für X. bewilligt. Gleichfalls am 13. März 
1926 hatte der Käufer eine einſtweilige Verfügung erwirkt, durch 
die den Verkäufern die Veräußerung und Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks verboten wurde. Das Erſuchen des AG. um Eintragung der 
Verfügungsbeſchränkung war am 15. März vormittags 10,15 Uhr, 
die Eintragungsbewilligung und der Eintragungsantrag bez. der 
Hypothek waren am 15. März vormittags 10,20 Uhr beim GBA. 
eingegangen, das das Verfügungsverbot und die Hypothek am 
18. März, das Verfügungsverbot mit Vorrang vor der Hypothek, 
eingetragen hatte. X. hatte die Hypothek wieder an den Bekl. ab- 
getreten. Die Klage des inzwiſchen als Eigentümer eingetragenen 
Käufers auf Bewilligung der Löſchung der Hypothek iſt abgewieſen. 

Gemäß 8 938 ZPO. kann durch einſtweilige Verfügung die 
Veräußerung, Belaſtung und Verpfändung eines Grundſtücks verboten 
werden. Daß und inwieweit eine derartige Anordnung wirkſam iſt, 
ergibt ſich aus 8878 BGB. Danach wird eine von dem Be⸗ 
rechtigten in Gemäßheit der 88 873, 875, 877 BGB. abgegebene 
Erklärung nicht dadurch unwirkſam, daß der Berechtigte in der 
Verfügung beſchränkt wird, nachdem die Erklärung für ihn bindend 
geworden und der Antrag auf Eintragung bei dem GBA. geſtellt 
worden iſt. 

Zur Belaſtung eines Grundſtückes mit einem Rechte iſt gemäß 
8873 BGB., ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt, 
die Einigung der Beteiligten über den Eintritt der Rechtsänderung 
und die Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch erforderlich. 
Falls nun der Eigentümer vor der Eintragung in der Verfügung 
über das Grundſtück beſchränkt wird, wie hier durch die einſtweilige 
Verfügung, ſo iſt nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8878 BGB. 
zu prüfen, ob beim Eintritt der Verfügungsbeſchränkung die Er⸗ 
klärung für den Eigentümer nach Maßgabe des 8 873 Abſ. 2 BGB. 
bereits bindend geworden und der Antrag auf Eintragung beim 
GBA. geſtellt war. Die Vorausſetzungen des 8878 BGB. ſind im 
vorliegenden Falle gegeben. 

Wird gemäß 8 941 ZPO. durch einſtweilige Verfügung die 
Eintragung in das Grundbuch angeordnet, jo gilt nach 88 936, 932 
Abſ. 3 ZPO. der Eingang des Antrags beim GBA. als Vollziehung. 
Da nach § 941 ZPO. in dieſem Falle das Gericht das GBA. um 
Eintragung erſuchen kann, ſo gilt mithin in einem ſolchen Falle der 
Eingang des Erſuchens des Prozeßgerichts um Eintragung der 
Anderung beim GBA. als Vollziehung, aber lediglich i. S. des 
8 929 Abſ. 2 und 3, alſo zur Wahrung der dort angeordneten Friſten. 
Dies ſpricht auch RG. 67, 164 ff.!) aus. „Nach der Faſſung des 


punkt war: Maßgebend iſt zunächſt, wieviel Papiermark die Hälfte 
der Mauer i. J. 1921 wert war. Dieſer Betrag iſt dann (geringer 
als 100%) aufzuwerten. Im Gegenſatz dazu hatte der Kl. geltend 
gemacht: Der Anſpruch iſt erſt i. J. 1925 entſtanden; ſchon aus 
dieſem Grunde kann eine Aufwertung nicht in Frage kommen. 

Aus den Gründen des Zwiſchenurteils ergibt ji) nun ganz 
deutlich, daß das Gericht ſich auf den Boden der Rechtsauffaſſung 
des Kl. ſtellen wollte. Sagt es doch ausdrücklich, die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung ſei „neu“ entſtanden durch Weiterbenutzung 
der Mauer ſeitens der Bekl., und fügt hinzu, daß deshalb auch 
eine Aufwertung nicht in Frage komme. Im Verfahren über den 
Betrag iſt das LG. dieſer ſeiner (im Zwiſchenurteil niedergelegten) 
Rechtsauffaſſung auch treu geblieben. Die Berufung iſt daher 
mit Recht als unbegründet zurückgewieſen worden. 
Da der erſte (prozeßrechtliche) Entſcheidungsgrund zweifellos durch⸗ 
ſchlägt, waren faſt die ſämtlichen materiellrechtlichen Ausführungen 
in obigem Urteil überflüſſig. 

Das Zwiſchenurteil hat entſchieden, zu erſetzen ſei der Wert 
„zur Zeit der Erlaſſung des Urteils“ (genauer: zur Zeit der letzten 
Tatſachenverhandlung). Ich halte das für richtig. Unterſtellen wir 
aber einmal, das Berufungsgericht ſei (was in concreto 
nicht der Fall war) der Anſicht geweſen, maßgebend ſei der Wert 
zu der Zeit, wo die Bekl. das Haus erworben haben. Würde es 
gegen 8 318 SPD. verſtoßen, wenn es demgemäß erkennen würde? 
Die Frage iſt zu bejahen. Eine Forderung, die infolge eines be⸗ 
ſtimmten Vorgangs in einer beſtimmten Höhe entſteht, iſt eine 
ganz andere Forderung, als eine ſolche, deren Höhe abhängig iſt 
von dem jeweiligen Wert einer beſtimmten Sache (vgl. hierzu RE. 
114, 345 JW. 1927, 36). In letzterem Falle — und nur 
da — liegt (von der Seite des Bekl. aus geſehen) eine ſog. Wert⸗ 
ſchuld vor. In dem Urteil über den Grund mußte daher auch die 
Frage entſchieden werden, ob eine ſolche Wertſchuld vorliege oder 
nicht, und auch an dieſe Entſch. iſt die obere Inſtanz nach $ 318 


3PO. gebunden. 
Prof. Dr. Pagenſtecher, Hamburg. 
1) JW. 1908, 47. 
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8932 Abſ. 3 iſt die Geltung des Eintragungsantrages als Voll⸗ 
ziehung i. S. des 8 929 Abſ. 2 und 3 zu erachten.“ Das RE. 
nimmt danach mit Recht an, daß der Eingang des Erſuchens um 
Eintragung beim GBA. lediglich inſoweit, als es ſich um Wahrung 
der Friſten des 8 929 Abſ. 2 und 3 handelt, als Vollziehung der 
einſtweiligen Verfügung anzuſehen iſt. Das Geſetz läßt den Eingang 
des Antrags bzw. Erſuchens hier als Vollziehung gelten, es ſtellt 
alſo eine Fiktion auf. Daraus ergibt ſich aber, daß an ſich der 
Eingang beim GBA. die Vollziehung noch nicht iſt und über die 
Grenzen der geſetzlichen Fiktion hinaus als ſolche nicht angeſehen 
werden kann. 

Soweit die einſtweilige Verfügung in einem Gebot oder Verbot 
an den Schuldner beſteht, alſo, wie im vorliegenden Falle, ihm die 
Belaſtung ſeines Grundbeſitzes verbietet, erfolgt ihre Vollziehung 
durch Zuſtellung an den Schuldner. 

Der Eingang des Erſuchens beim GBA. kann hier ſchon des⸗ 
halb nicht entſcheidend ſein, weil der Schuldner zum mindeſten von 
der gegen ihn getroffenen Maßregel, dem Gebot oder Verbot, maß⸗ 
geblich Kenntnis erlangt haben muß. Der Senat vermag ſich daher 
auch der in der Rſpr. vielfach vertretenen Anſicht nicht anzuſchließen, 
daß die Vollziehung einer ſolchen einſtweiligen Verfügung in der 
Eintragung des Sperrvermerks im Grundbuche beſtehe. Denn dieſe 
Eintragung bedeutet nichts als eine Verlautbarung der gegen den 
Schuldner getroffenen Verfügungsbeſchränkung. Die ihm gegenüber 
angeordnete und gewollte Bindung erfordert eine unmittelbar gegen 
ihn ſelbſt gerichtete Vollziehung, eine ſolche ſtellt nur die Zu⸗ 
ſtellung dar. 

Da die einſtweilige Verfügung erſt nach dem Eingang des 
Antrags auf Eintragung der Hypokhek beim GBA. vollzogen iſt, 
ſo iſt die Verfügungsbeſchränkung erſt zu einer Zeit eingetreten, 
in welcher fie die Unwirkſamkeit der von den Eheleuten B. be⸗ 
züglich der Hypothek abgegebenen Erklärungen gemäß $ 878 BGB. 
nicht mehr herbeiführen konnte. Die nachträglich eingetretene Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung vermag ihre Wirkjamkeit nicht aufzuheben. 

Wurde aber die Hypothek durch die Verfügungsbeſchränkung 
überhaupt nicht betroffen, ſo beſtand ſie, mochte auch ihre Beſtellung 
durch die Eheleute B. unberechtigtermaßen erfolgt ſein, zu Recht 
und konnte auch veräußert werden. Daß die Abtretung zu einer 
Zeit erfolgt iſt, als die Verfügungsbeſchränkung gegen die Ehe⸗ 
leute B. bereits wirkſam geworden war, iſt ohne Bedeutung. 

(OLG. Naumburg, Urt. v. 4. Juli 1930, 3 U 49/30.) 


Mitgeteilt von RA. Huckemann, Naumburg a. d. S. 


3. Gebühren und Koſten, Streitwert. 
Berlin. 

18. 8 13 Ziff. 3 RAGebO. Vorausſetzung der Ver⸗ 
gleichsgebühr bildet entſprechende Tätigkeit des Anwalts 
gegenüber der Gegenpartei, Beratung der eigenen Partei 
genügt nicht. f) 

Die Vergleichsgebühr iſt zwiſchen der Kl. und ihrem damaligen 
Prozeßbevollmächtigten, dem RA. Z., überhaupt nicht entſtanden. 
über die Vorausſetzungen, die zum Entſtehen der anwaltlichen Ver⸗ 


Zu 18. Der neuartig und gedanklich, aber nicht zutreffend be⸗ 
gründeten Entſch. über den Begriff der Mitwirkung i. S. des 
5 13 Ziff. 3 NAGED. vermag ich nicht beizutreten. Es genügt für 
die Mitwirkung jede von dem Anwalt aufgewendete Tätigkeit, welche 
die Vergleichsverhandlungen ergreift, gleichgültig ob fie der eigenen 
Partei oder dem Gegner gegenüber, ob ſie durch Beratung der 
eigenen Partei oder durch Verhandlung mit Gegner über den Ver⸗ 
gleichsinhalt oder in ſonſtiger Form erfolgte, wenn nur ſchließlich 
der Vergleich zum Abſchluß kam und die anwaltſchaftliche Tätigkeit 
wenigſtens ein urſächliches Moment für den Abſchluß bildete. Denn: 

1. „Mitwirkung“ verlangt § 13 Ziff. 3. Rein ſprachlich be 
deutet das nur eine „mit“ wirkende Tätigkeit, nicht aber eine 
beſondere Art der Tätigkeit nach einer ſpeziellen Richtung. Der 
Wortſinn zwingt zu einer ausdehnenden Auffaſſung des Begriffs; 
das Wort trägt den allgemeinen Sinn einer Beteiligung am Erfolg 
(Vergleichsſchluß) in ſich und ſchließt deshalb die Beſchränkung auf 
irgendwelche Beteiligungsformen aus. Das Wort Mitwirkung iſt 
auch eine deutliche, durchaus verſtändliche Wiedergabe der vorbezeich⸗ 
neten Auffaſſung. Schon deshalb müßten einer beſchränkenden Be⸗ 
griffsauslegung zwingende Gründe zur Seite ſtehen. 

2. Der Sinn und Zweck der Vergleichsgebühr führt 
zur gleichen ausdehnenden Auslegung; durch die Vergleichsgebühr 
ſollte den Anwalt ein eigenes wirkſchaftliches Intereſſe, ein Anſporn 
zu Prozeßerledigung durch Vergleich gewährt werden, wodurch ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſeine ſachliche Pflicht zur Prüfung des Jutereſſes ſeiner 
Partei an vergleichsweiſer Erledigung nicht beeinflußt werden ſollte 
und ſoll. Dieſe dem Anwaltsgebührengeſetz innewohnende Tendenz der 
Vergleichsförderung — die ſich übrigens auch in anderen Geſetzen, 


z. B. GKG. 88 23, 36, ZPO. $ 495 a ff. (Güteverfahren), § 794 (Ver⸗ 


gleich, obwohl ein Parteivertrag, als Vollſtreckungstitel) findet — 


1 
gleichsgebühr (813 Ziff. 3 RAGebO.) erforderlich find, beſtehen len 
Meinungen (wegen des Nachweiſes der einzelnen Literatur ul. 
vgl. KGBl. 1920, 6; Willenbücher, Koſtenfeſtſetzung, 10. 
1920, Anm. 9 zu 813 RAGED.; Walter Joachim Fes 
laender, 8. Aufl., Anm. 59 zu 8 13). Die eine Anſicht wich 
genügen laſſen, wenn der Anwalt mit ſeiner Partei über den Verg dt 
verhandelt hat und der Vergleichsabſchluß hierdurch mit vera 
worden iſt. Dieſe Anſicht hat der Walterſche Kommentar von I in 
vertreten. Auf ſeine 2. Auflage hat ſich der 2. ZivSen. des hen 
der Entſch. KGBl. 1891, 92 berufen, nach der es genügen ſoll, Beis, 
der Anwalt zur Herbeiführung des Vergleichs in irgendeiner ahr 
z. B. durch Ratſchläge, bei einer der Parteien Bemühungen . 
wendet hat. Auf dieſe Entſch. wiederum, die keine eigenen Anm. 
gibt, beruft ſich der Kommentar von Meyer⸗Irmler, 1899, 9 1 
IV5 zu 8 13. Die zeitlich dazwiſchen liegende Entſch. des lt 
SW. 1897, 5625 fällt etwas aus dem Rahmen, weil dort der 
nicht nur bei den Vergleichsverhandlungen durch Beratung ich 
Auftraggebers, ſondern auch bei der Protokollierung des Ver 108 
mitgewirkt hatte. Die Entſch. des LG. II Berlin: KGBl. 1910 kung 
ift damit begründet, das Geſetz verlange nur eine Mit wir kde 
beim Vergleiche, nicht aber eine Bewirkung des Vergleichs. 90 
Entf. des 8. Sen. des Kg.: JW. 1920, 3945 — Recht "sie 
Nr. 1700 = KGBl. 1920, 6 enthält keine nähere Begründung der 
Entſch. des OLG. Karlsruhe: JW. 1920, 50111 betrifft die 
gleichsgebühr eine Verkehrsanwalts; fie läßt die Einzelheiten n 
von ihm entfalteten Tätigkeit nicht erkennen. Der Kommenkar 13 
Willenbücher, Koſtenfeſtſetzung uſw., 10. Auflage, 1920, 
Anm. 9 ſchließt ſich der erwähnten Anſicht ohne eigene Begrün 
an. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 8. Auflage, An ner 
Abſ. 1 und Fußnote 58 zu $ 13, ſieht die Beratung der CM 
Partei für ausreichend an, wenn er „zu weſentlichen Beſtim! 
des Vergleichs ſeinen Rat erteilt hat und der Vergleich dan i 
im großen und ganzen ſeinem Rate gemäß zuſtande gekommen, des 

Demgegenüber wird von anderer Seite eine Tätig?” haf 
Anwalts gegenüber dem Gegner verlangt. So vom Ehrenger! 
in der aus dem Jahre 1900 ſtammenden Entſch.: EGH. 10, 54, eine 
welcher der RA. gegenüber dem Gegner feines Auftraggebers up 
anwaltliche Tätigkeit, die auf den Vergleichsabſchluß abzielte, und 
wickelt und nicht etwa nur mit feiner Partei allein Erwägungen per 
Vorbereitungen für den Vergleich vorgenommen haben muß, 
24. Sen. des KG. führt in der aus dem Jahre 1914 ſtammie feit 
Entſch.: OLG. 31, 224, aus: Ein allgemeiner Rat des Ni, I 
Auftraggeber möge den Rechtsſtreit gütlich beilegen, und ei pie 
ratung über die Grenzen eines etwaigen Nachgebens fei che ch 
vom Geſetz verlangte Mitwirkung, ſondern bereits durch die Fr 
gebühr abgegolten. Vielmehr ſei eine Vergleichsgebühr nur bar eine 
beanſpruchen, wenn der Anwalt gegenüber der anderen Part! ent; 
anwaltliche Tätigkeit, die auf den Vergleichsabſchluß abziele, dem 
wickelt habe. Das OLG. Karlsruhe hat in OLG. 33, 194 (ard age 
Jahre 1916) erklärt, eine Beratung der Partei über die er⸗ 
Ausübung der vorbehaltenen Genehmigung eines abgeſchloſſenen 
gleichs ſtelle Reine Mitwirkung bei dem Vergleichsabſchluß d t an. 

Der Senat ſchließt ſich der zweiten Anſich eien 
Ein Vergleich iſt ein Vertrag, durch den der Streit der Beige 
über ein Rechtsverhältnis im Wege gegenſeitigen Nachgebens bel 


er 
ſcheint mir mit der einſchränkenden Interpretation ob. Urt. ut 
einbar. 


welchen grundfäßfich der Umfang der vergüteten Tätigken der 
Rolle ſpielt, wenn nur überhaupt die geſetzlichen Meri ch de 
einzelnen Gebühr vorliegen. Dieſes in der RAGebd. her 
Pauſchalgebührenſyſtem zwingt gleichfalls zu weiter, nicht ein 
der Auslegung auch des 8 13 Ziff. 3. Re t⸗ 
4. Die ſtändige Praxis, die Rechtslehre und w gls. 
ſprechung — letztere mit wenigen nachſtehend erwähnten aus- 
nahmen — hält die (kauſale) Beratung der eigenen Partei abel, 
reichend zur Erfüllung des Tatbeſtands des 813 Ziff. > um. 0 
Walter⸗Joachim-Friedlaender, RAGebO. (8) 8 13 nen 
Meyer⸗Irmler, NAGehD. 8 13 IV 3; Willenbücher, Geh, 
feſtſetzungsverfahren (10) S. 265; Rittmann-Wens, 8 155 
Anm. 4 zu RAGED. 8 13; Drucker, NAGED. III BU cher“ 
Quednau, NAGED. Anm. 42 zu 813; Merz a c 
Krackenberger, RAGebO. Anm. 5 zu 813; Carſen 1 
NAGED. III 2c zu 813; Baumbach, ARoj®. Aum. 3 Hel, 
RAcheb d.; Sydow Buſch, RAchebO. Anm. 5 zu 8 13; K 
JW. 1920, 394; Geiershöfer, ZW. 1928, 2781; 9. SE 
19. Dez. 1896: JW. 1897, 56; NG. III v. 19. Juni 1925 go: 
1928, 2781; auch abgedr. HöhftNRipr. 1929 Mr. bs reihe 
Kl. 1891, 92; LG. Il Berlin: Kl. 1910, 106; O80, 020. 
Sächſ. Arch. 4, 123; OLG. Stuttgart: Recht 1920 Nr. 170 190ö, 
Hamburg: Hanſch . 1898, Beibl. 124; OLG. Polen: Nenn g 
1382; Kch. JW. 1920, 304; auch abgedr. ch Bl. 1920, ner 
Recht 1920 Nr. 1700; OLG. Karlsruhe: ROLG. 38, 39, au Kies 
auch ZW. 1920, 501; OLG. Hamm: ZW. 1928, 753; DET 
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wird 
918 N 779 BGB.); dieſe Definition gilt anerkanntermaßen auch für 
bei denn 3 RAcebO. Der Vergleich ſelbſt iſt alſo etwas Abſtraktes, 


mehr weine Mitwirkung nicht denkbar ift. Eine ſolche kann viel⸗ 
in ei einer Tätigkeit, alſo bei ſeinem Abſchluſſe oder bei 
Dirk Durchführung ſtattfinden. Die vom 8 13 verlangte „Mit⸗ 
Mick, ei einem abgeſchloſſenen Vergleiche“ ift alſo eine „Mit⸗ 
ei ei einem vorgenommenen Vergleichsabſchluß“. Da 


ließen erhandlungen mit Angebot, Gegenangebot und dem an⸗ 
Abgabe en Handeln, alſo in einer Tätigkeit, die begrifflich in der 
Part rechtsgeſchäftlicher Erklärungen gegenüber der anderen 
auch 1e beſteht. Eine Mitwirkung des Anwalts hierbei kann daher 
Verbande gegenüber dem Prozeßgegner erfolgen; ſie beſteht in dem 
nicht ar mit ihm. Das Argument KGBl. 1910, 108 ſteht dem 
Mio gegen; die Einſchränkung, daß von dem Anwalt nur eine 
ergleigh ng bei dem Vergleichsabſchluß, nicht eine Bewirkung des 
allein abſchluſſes verlangt wird, bedeutet lediglich, daß nicht die 
ordern zu dem Vertragsabſchluß führende Tätigkeit des Anwalts 
der 158 iſt, es vielmehr genügt, wenn er neben anderen, z. B. 
> ſelbſt, in dieſer Hinſicht tätig geworden ift. 
bezüglich $13 Ziff 3 RAcheb O. ergibt ſich weiter, daß die dies⸗ 
geſchboſſe Tätigkeit des Anwalts zu dem Vergleiche, ſo wie er ab⸗ 
vorher n ist, geführt haben muß. Daher genügt es nicht, wenn er 
zu ſchließ irgendeiner Richtung mit dem Gegner über einen etwa 
lung ebenden Vergleich verhandelt hat. Vielmehr iſt die Verhand⸗ 
abſchluß t dem Gegner nur dann urſächlich für den Vergleichs⸗ 
. 0.) wenn ſie den Anforderungen genügt, die Friedlaender 
auf die 1 Beratung der eigenen Partei aufſtellt. Der Anwalt muß 
(ach Abaltliche Geſtaltung des Vergleichs Einfluß gehabt haben. 
N. ZivSen., Urt. v. 26. Mai 1930, 7 U 14320/29.) 
Mitgeteilt v. LR. Blumenthal, Berlin. 
* 


Mehr, S 91 3PO. Erſtattungsfähigkeit der Koſten 


a r Anwälte. 
der Glaltändiger Rſpr. hat der Sen. den Grundſatz verfolgt, daß 
mit der iger im Mahnverfahren jeden Anwalt feines Vertrauens 
em wirkung des Zahlungsbefehls beauftragen darf und daß er 


wur wein weder mit der Erhebung des Widerſpruchs noch mit der 


2 ei b 
im Ginger 


an das LG. von vornherein zu rechnen braucht und daß 
onders gelagerten Umſtänden eine abweiſende Beurteilung 
8 alle geboten fein kann (vgl. Beſchl. v. 2. Juli 1929, 
5.1 
besehen, 3189; OLG. Königsberg: JW. 1927, 1500. — Der im 
ohn Be en Urt. vertretenen Meinung find lediglich EH. 10, 53 
hne gennündung, RO. 24 v. 21. Febr. 1914; Rosch. 31, 224 
klar, wenügende Begründung und in der Begründung ſelbſt nicht 
haſſendere dort geſagt iſt, daß RG.: IW. 1927, 56 eine weit um⸗ 
Am Kah. „Tätigkeit des Anwalts zur Grundlage habe, als die im 
aß 7555 entſchiedenen Fall vorliegende. Es kommt aber doch auf das 
hr „Tätigkeit bei ber Frage, ob überhaupt gegenüber 
auch deutliche ſtatthatte oder nicht, nicht an. Das RG. 1927, 56 hat 
beraten hab ſeine Entſch. darauf abgeſtellt, daß der RA. ſeine Partei 
arlsruhe e und deshalb die Vergleichsgebühr erwachſen fei); OLG. 
. 5. Di, 21. April 1910: Roch. 33, 194 ohne Begründung. 
nannte Grunde der beſprochenen Entſch gehen fehl 
16 aus daft nicht zutreffend, daß die Entſch. des R.: IW. 1927, 
Rahmen deshalb falle, weil dort der Anwalt nicht nur 
i feines Auftraggebers, ſondern auch bei Vergleichs⸗ 
5 Rz erung mitgewirkt habe; denn gerade umgekehrt hat dort 
die Vergleichsgebühr zugebilligt, weil der Anwalt durch 
ng des Kl. mitwirkte, nicht nur bei Protokollierung des 
aun Es bringt ja die bloße Mitwirkung bei Protokollierung 
gleichs öohne den Anwalt ſchon feſt abgeſchloſſenen formulierten 
1028 e Gebühr nicht zur Entſtehung (ogl. z. B. OLG. Hamm: 
lunch seine“ 358). Der 3. Sen des RO.: FW. 1928, 2781 hat auch 
allen, daß Bezugnahme auf RG.: JW. 1927, 56 deutlich erkennen 
nach ſeiner Auffaſſung letztere Entſch. perſönliches Ver⸗ 
— ausdrüch der Gegenpartei nicht für erforderlich hält; dem hat er 
ihn der Weich, angeſchloſſen. — Wenn weiter obiges KGuUrt. meint, 
Abl Line Mpleich (8 779 b. G.) abſtrakter Natur und deshalb un 
> ſchluß -; itwirkung unmöglich ſei, folde könne nur bei feinem 
fi fende Yen feiner Durchführung ftattfinden, ſo bedeutet dieſe zu⸗ 
za als Seſiſtellung eine Gelbftverftändfichkeit; alle Rechtsbegriſſe 
bien Kerne abſtrakt und ſtets iſt nur Mitwirkung an äußeren 
55 ‚erfolg führenden Handlungen denkbar; das hat man für 
5 smitwirkung auch ſchon bisher angenommen. Deshalb it: 
u das © Auslegung des Mitwirkungsbegriffs nichts gewonnen, 
Mie Urt, die Mitwirkung bei einem abgeſchloſſenen Ver⸗ 
Au oitkung bei einem vorgenommenen Vergleichsabſchluß 
R wenn daß dem Moment des Vergleichsabſchluſſes ſelbſt 
ben, iſt nicht beizuwohnen braucht, um die Gebühr erwirkt zu 
ldiat erkannten Rechts und wohl unzweifelhaft; dieſer Mei⸗ 
Unricht offenbar auch die beſprochene Entſch. ſelbſt. 
ug iſt die Formulierung, der Vergleichsabſchluß beſtehe in 
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20 W 4723/29). Der gleiche Grundſatz muß auch dann gelten, wenn 
der Gläubiger erſt nach Einlegung des Widerſpruchs ſeitens des 
Schuldners einen nicht beim LG. zugelaſſenen Anwalt mit der Wahr⸗ 
nehmung ſeiner Rechte betraut (vgl. auch OSZ. Jena: JW. 1913, 
614; OLG. Düſſeldorf: JW. 1915, 604). 

Das Mahnverfahren iſt geſchaffen worden, um dem Gläubiger 
eine möglichſt ſchnelle gerichtliche Durchſetzung zweifelsfreier An⸗ 
ſprüche zu ſichern. Zwar verliert das AG. nach Einlegung des Wider⸗ 
ſpruchs bei Sachen, deren Streitwert 500 K. / überſteigt, die ſachliche 
Zuſtändigkeit, die bis zu dieſem Zeitpunkte auf Grund des 8 689 
PO. beſtanden hatte. Jedoch zeigen die Verweiſungen in $ 697 
Abf. 1 letzter Halbſatz, in dem die Vorſchrift des 8 276 Abſ. 3 Satz 2 
nicht erwähnt iſt, daß nach dem Willen des Geſetzes die aus der Ver⸗ 
weiſung entſtandenen Mehrkoſten nicht in jedem Falle dem Gläubiger 
aufzuerlegen ſind und daß es vielmehr beim Mahnverfahren bei der 
Beurteilung nach der Beſtimmung des 8 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. fein 
Bewenden haben ſoll. 

Im vorliegenden Falle brauchte die Kl. nach dem Verhalten der 
Bekl. mit einer Verweiſung an das LG. nicht zu rechnen. Gerade der 
Umſtand, daß die Bekl. gegen ſich hat Verſäumnisurteil ergehen 
laſſen, ohne dieſes anzufechten, zeigt, daß ſie begründete Ein⸗ 
wendungen gegen den erhobenen Anſpruch nicht vorzubringen vermocht 
hat. Bei dieſer Sachlage hat im Grunde nicht die Kl., ſondern die 
Bekl. die durch die Verweiſungen an das LG. entſtandenen Mehr⸗ 
koſten veranlaßt. Der Wechſel der Anwälte war ſomit notwendig 
i. S. des 8 91 ZPO. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Mai 1930, 20 W 4687/30.) 
Mitgeteilt von RA. Hugo Freudenſtein, Berlin. 
* 


20. § 91 TI 2 3PO. Die Koſten mehrerer Rechts- 
anwälte ſind auch dann zu erſtatten, wenn in der Perſon 
des Rechtsanwalts ein durch Selbſtmord des erſten Prozeß⸗ 
bevollmächtigten notwendig gewordener Wechſel ein- 
treten mußte. }) 

Dieſer Wechſel iſt auch nicht durch ein Verſchulden des Bell. 
bzw. ſeiner Organe erforderlich geworden. 

Die Kl. hat daher dem Bekl. die Koſten zweier RA. zu er⸗ 
ſtatten (vgl. auch Willenbücher, 10. Aufl., S. 108 und 109), 
allerdings nur gegen Abtretung feines etwaigen Rückerſtattungs⸗ 
anſpruchs gegen die Erben des verſtorbenen erſten Prozeßbevoll⸗ 
mädtigten. Zu dieſer Abtretung hat ſich der Bekl. bereit erklärt 
(Bl. 153, 154 d. A.). Einer Aufnahme dieſer Abtretungsbereitſchaft 
in den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß bedarf es nicht. 


den gegenſeitigen Verhandlungen mit Angebot, Gegenangebot und 
anſchließendem Handeln, alſo in einer Tätigkeit, die begrifflich in 
Abgabe rechtsgeſchäftlicher Erklärungen gegenüber der anderen 
Partei beſtehe. Der Vergleichsabſchluß iſt ja gerade der Rechts⸗ 
moment des Zuſammentreffens übereinſtimmender Willenserklärungen; 
dieſe vorgehenden Erklärungen ſind das Maßgebende; freilich bringen 
nur Erklärungen unter den Parteien einen Vergleich zuſtande. Aber 
nicht nur die Erklärungen ſelbſt find weſentlich und kausal, ſondern 
auch die vom Anwalt zur Abgabe oder Annahme von ſolchen ent⸗ 
wickelte Tätigkeit, insbeſ. ſein Zuraten, Formulieren uſw. Die ent⸗ 
gegengeſetzte Auffaſſung verträgt ſich mit dem allgemeinen Begriff 
Mitwirkung (ſ. oben 1) nicht und vermag als mit ihrer formali⸗ 
ſtiſch wirkenden Begründung dieſem gegenüber nicht zu überzeugen; 
fie genügt nicht, um eine jahrzehntealte, wohlbegründete Praxis zu 
erſchüttern. Schließlich noch ein praktiſches Beiſpiel: Der Anwalt 
hält die Prozeßlage ſeines Auftraggebers für ungünſtig oder zweifel⸗ 
haft, rät dieſem deshalb aus ſeiner alleinigen Initiative heraus zu 
einem Vergleich, beſpricht mit ihm alle Modalitäten eines ſolchen, 
formuliert letzteren, fixiert ihn ſchriftlich und gibt die ſchriftliche 
Formulierung ſeiner Partei mit, damit dieſe (aus taktiſchen Gründen 
ohne Beiziehung ihres Anwalts) der Gegenpartei den Vergleichs⸗ 
entwurf zur Annahme vorlege. Das ſollte bei Zuſtandekommen des 
Vergleichs keine „Mitwirkung“ fein, obſchon der Vergleich faſt aus⸗ 
ſchließlich der Tätigkeit des Anwalts zu verdanken iſt? 
IR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


Zu 20. Wenn ein RA. ſeinem Auftraggeber willkürlich kündigt, 
ſo ſchuldet der Auftraggeber dem RA. inſoweit die Mehrkoſten nicht, 
die er infolgedeſſen durch Annahme eines neuen RA. aufwenden 
muß (Friedlaender, NAD, Exk. vor § 30 Anm. 96). Ebenſo 
iſt es, wenn die Unmöglichkeit der Dienſtleiſtung auf ein vertrags⸗ 
widriges Verhalten des RA. zurückzuführen iſt, wenn dieſer z. B. 
durch Pflichtwidrigkeit ſeine Löſchung herbeigeführt hat (a. a. O. 
Anm. 100). In ſolchen Fällen kann die Partei, was ſie dem 
erſten RA. nicht ſchuldet, von dem Gegner auch nicht erſetzt verlangen. 
Aber Selbſtmord ift kein vertragliches Verſchulden (a. a. O. Juß⸗ 
note 151 a). Der RA. hat auf Grund des Abſchluſſes eines An⸗ 
waltsvertrages keine Rechtspflicht zu leben. Auf die Bereitſchaft zur 
Abtretung des Rüchkerſtattungsanſpruchs kommt es alſo nicht an, 
ein ſolcher Anſpruch beſteht gar nicht. 

LGR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 
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Juriſtiſche Wade, 


Es kann im Koſtenfeſtſetzungsverfahren aber auch nicht der 
Nachweis der erfolgten Abtretung des etwaigen Rückerſtattungs⸗ 
anſpruchs verlangt werden, weil alsdann, da die Abtretung ein 
Vertrag iſt, der in die Koſten Verurteilte durch Nichtmitwirkung 
beim Abtretungsvertrage die Koſtenfeſtſetzung auf lange Zeit un⸗ 
möglich machen könnte. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 1. Juli 1930, 20 W 6595/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Heinrich Jacobs, Berlin. 
* 


21. § 91 3PO. In einem Beſchluß, der die An⸗ 
ordnung eines Arreſtes oder die Anordnung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung enthält, iſt ſtets auch über die Koſten 
des Verfahrens zu entſcheiden. f) 

Für die gegenteilige Auffaſſung, die immer ſtärker in den 
Hintergrund tritt (vgl. z. B. Stein⸗Jonas, ZPO., 8 922113; 
Förſter⸗Kann, 3PO., 8 921 Nr. 6; Roſenberg, Zivilprozeß⸗ 
recht, 1929, S. 220; Baumbach, ZPO., § 91 Anm. 1) ſprechen 
keine überzeugenden Geſichtspunkte. 

Es kann in erſter Linie auf die durchaus zutreffenden Ausfüh⸗ 
rungen der Entſch. des 6. ZivSen. des KG.: JW. 1928, 2729f. 
verwieſen werden. 

Ergänzend ſei folgendes bemerkt: 

Es wird oft für ſehr weſentlich gehalten, daß das Arreſtver⸗ 
fahren mit Rückſicht auf ſeinen Zweck nicht über vorläufige Siche⸗ 
rungs⸗ und Schutzmaßregeln hinausgehen darf. Dieſem Geſichtspunkt 
ſtellt der 6. Ziv Sen. ſehr beachtliche praktiſche Erwägungen entgegen. 
Noch wichtiger als dieſe praktiſchen Erwägungen erſcheint die Tat⸗ 
ſache, daß im Verfahren über den Widerſpruch jeit 
Jahrzehnten ganz allgemein oder faſt ganz allge⸗ 
mein auf Grund der mündlichen Verhandlung auch 
über die Koſten entſchieden wird, obgleich das ge⸗ 
ſamte Arreſtverfahren — das „Beſchluß verfahren“ 
und das „Widerſpruchs verfahren“ — unter dem glei⸗ 
chen Zweck ſteht. Darf „das Arreſtverfahren“ im Hinblick auf 
ſeinen Zweck „nicht über vorläufige Sicherungs⸗ und Schutzmaß⸗ 
regeln hinausgehen“ und ſolgt hieraus die Unzuläſſigkeit einer 
Koſtenentſcheibung, ſo darf auch im „Widerſpruchsverfahren“ trotz 
der mündlichen Verhandlung nicht über die Koſten entſchieden wer⸗ 
den. Dieſes Argument ſcheidet daher aus. 

Vielfach wird der Wortlaut des 8 91 3PO. in den Vorder⸗ 
grund geſtellt. Ein „unterliegender“ Teil ſoll nach allgemeinem 
Sprachgebrauch nur dann vorhanden ſein, wenn ein „Streit“ ſtatt⸗ 
gefunden hat, und ohne Zuziehung und Anhörung eines Teils ſoll 
es an einem „Streit“ fehlen. Daß in früheren Jahrzehnten dieſer 
Geſichtspunkt für viele Gerichte überzeugende Kraft hatte, erklärt 
ſich daraus, daß es früher ſehr üblich war, gerade bei der Aus⸗ 
legung von Prozeßgeſetzen eine ſtrenge Wortinterpretation walten zu 
laſſen. Seitdem aber das RG. und ihm folgend faſt die geſamte Rſpr. 
der OLG. mit Recht „in ſtets ſteigendem Maße dazu übergegangen 
iſt“, die ZPO. „einer freien Auslegung zu unterziehen“ (vgl. RG. 
102, 278), kann der reinen Wortinterpretation ſchon an ſich keine 
erhebliche Bedeutung mehr beigemeſſen werden. Im übrigen iſt 


Zu 21. I. Der überzeugend und mit großer Lebhaftigkeit be⸗ 
gründete, tief in Weſen und Bedeutung des Arreſts eindringende 
Beſchluß iſt von großer Wichtigkeit für eine endgültige Löſung der 
Frage, ob auch bei den im Beſchluß verfahren erlaſſenen Arreſten 
(EinſtwVerf.) dem Arreſtbekl. die Koſten aufzuerlegen ſeien. Der 
hier in der Praxis beſtehende Zwieſpalt der Meinungen iſt oft ſogar 
innerhalb desſelben OLG. vorhanden und gerade beim KG. ſtark aus⸗ 
geprägt, wobei die Begründung in der Regel nur in einem Hinweis 
auf die „ſtändige Praxis des Senats“ beſteht. Mag auch die Mehrzahl 
der OLGEntſcheidungen und die im Schrifttum herrſchende Lehre 
(vgl. die Überficht in JW. 1928, 2729 ſowie die dortige Anm. von 
Geiershöfer) dieſelbe Anſicht vertreten wie der vorliegende Be⸗ 
ſchluß, ſo iſt doch namentlich bei den Inſtanzgerichten die Neigung 
außerordentlich verbreitet, die Koſtenentſcheidung abzulehnen. Warum 
es nicht möglich iſt, in dieſer Frage, bei der grundſätzliche An⸗ 
ſchauungen kaum zuſammenſtoßen dürften, wenigſtens innerhalb eines 
jeden OLG. durch Richterbeſprechungen Einigkeit zu ſchaffen, iſt 
ſchwer verſtändlich; jedenfalls wird die kommende Zivilprozeßreform 
nicht verſäumen dürfen, zur Vermeidung unendlich vieler unfrucht⸗ 
barer Streitigkeiten dieſe Frage kurz zu entſcheiden. Daß dieſe 
Entſch. i. S. des vorliegenden Beſchluſſes fallen muß, iſt mir nicht 
zweifelhaft. . 

II. Die Argumente derjenigen, welche den Erlaß einer Koſten⸗ 
entſcheidung ablehnen, halten sämtlich der Nachprüfung nicht Stand. 

Offenbar irrig iſt zunächſt die Anſchauung, daß es an einem 
die Inſtanz beendenden Beſchluß fehle. Dieſes Tatbeſtandsmerkmal 
iſt, wenn auch 8 91 ZPO. im Gegenſatz zu § 52 Oſt ZPO. nicht aus⸗ 
drücklich fordert, daß der Beſchluß „die Streitſache für die Inſtanz 
vollſtändig erledigt“, dennoch ungeſchrieben in ihm enthalten. Aber 
die Inſtanz iſt, ſofern kein Widerſpruch erfolgt, endgültig abge⸗ 
ſchloſſen (ganz ähnlich wie dies beim Verſäumnisurteil der Fall iſt, 


8 91 ZRO. unſtreitig auch auf ſolche Fälle anzuwenden, bei u 
„nach allgemeinem Sprachgebrauch“ gleichfalls nicht davon geſpr 
werden kann, daß ein „Streit ſtattgefunden“ hat. Ergeht etwa gn 
über einer Partei, deren Aufenthalt unbekannt iſt, auf Grund Eu 
licher Zuſtellung der Klage ein Verſäumnisurteil — alſo eine enen 
ohne „streitige“ Verhandlung — fo hat „nach allgemenn een 
Sprachgebrauch“ hier ebenſowenig ein „Streit“ zwiſchen oder 
Parteien „ſtattgefunden“, wie bei der Anordnung eines Arreſtes . 
einer EinſtwVerf. im Wege des Beſchluſſes; zum mindeſten gut 
dann, wenn die verurteilte Partei nach Lage der tatſächlichen der 
ſtände ſchlechterdings nicht in der Lage war, rechtzeitig vo fit 
öffentlichen Zuſtellung der Klage Kenntnis zu erlangen, d. h. we her 
in tatſächlicher Hinſicht an dem Verfahren genau ſo inch 
teiligt war wie der im Arreſt⸗ oder Verfügungsverfahren cn 
zangehörte“ Gegner. Daß die „öffentliche Zustellung“ der gan i, 
lichen Zuſtellung in weiteſtem Ausmaße rechtlich gleichgeſter ge 
iſt für die Beantwortung der hier aufgeworfenen rein pr eine 
lichen Frage bedeutungslos; die Sprache des Volkes, der alle ich 
Sprachgebrauch, läßt ſich durch derartige rein rechtliche „ 
ſtellungen“ nicht ohne weiteres beſtimmen. Dieſe Über 
zeigt, daß von einer „unterliegenden“ Partei i. S. des 9.91 ein 
auch in ſolchen Fällen geſprochen werden kann, in denen nicht 
„Streit“ i. S. des allgemeinen Sprachgebrauchs 
ſtattgefunden hat. 5 Ergeht 
Eine zweite Erwägung führt zu dem gleichen Ergebnis.! ab⸗ 
bei einer unſchlüſſigen Klage gemäß § 331 Abſ. 2 ZPO. ein Au⸗ 
weiſendes Urt. gegenüber dem Kl. und hat der Bekl. zwar eine 
walt zugezogen, dem Klagebegehren jedoch in keiner te, 1 
widerſprochen, vielleicht, weil er verurteilt werden wolle 3 
hat ein „Streit“ i. S. des allgemeinen Spradgebt uf 
wiederum nicht ftattgefunden, und trotzdem ergeht nach richtiget den 
faſſung auf Grund des 8 91 3 PO. eine Koſtenentſch. gegen 
Kl. als „unterliegenden“ Teil. unter. 
Es iſt auch ſprachlich in Ordnung, von einem Am 
liegen“ in den genannten Fällen zu ſprechen. Es handelt ſich u eit“ 
in der ZPO. in Wahrheit nirgends um einen,, 2 1 6 
i. S. des allgemeinen Sprachgebrauchs, vielmehr ur 
ein geregeltes Verfahren, das „normalerweiſe ale 
Befeitigung eines Streits dient. Das prozell, . G. 
Verfahren unterſcheidet ſich von einem „Streit 18 
des allgemeinen Sprachgebrauchs nicht wenige ch, 
etwa ein Turnier von einer Prügelei. Der da!] urch 
liche Zuſammenhang des prozeſſualen Verfahrens mit dem och 
das Verfahren „normalerweiſe“ zu behebenden „Streit“ ha ⸗ 
im Laufe einer ganz allmählichen ſprachlichen Entwicklung da eine 
führt, daß ſich für das geregelte Prozeß verfahren an 
„spezielle Terminologie“ herausgebildet hat, die ſich ſehr MM g. 
die allgemeinen Ausdrucksweiſen anlehnt, welche den „Streit ſpe⸗ 
des allgemeinen Sprachgebrauchs betreffen, ohne daß jene Aus, 
zielle Terminologie“ mit dieſen allgemeinen ‚id 
drucksweiſen identiſch iſt. So bringt es insbeſ. die rech nene 
Regelung mit ſich, daß zwei an ſich durchaus verſchie⸗ hen 
und im allgemeinen Sprachgebrauch auch durchaus ven dee 
behandelte Verhaltungsweiſen rechtlich einander „gleichs 


— . ent 
gegen das kein Einſpruch eingelegt wird); kommt es aber zu Safer 
Widerſpruch gegen den Arreſtbefehl, fo wird auch über die 
ohne weiteres erneut entſchieden. f de den 
Daß der Hinweis, bei der hier gebilligten Anſicht were nn 
Gegner die Möglichkeit genommen, ſich durch ein Aner ke ver 
mittels des 8 93 3 50. Freiheit von den Koſten zu verſchafſen end 
jagt, hat der 6. Sen. des KG.: JW. 1928, 2730 bereits üben für 
dargetan. Mit Recht hebt der vorliegende Beſchluß hervor, und 
eine realiſtiſche Betrachtung bei Verſäumnisurteilen, die en per 
öffentlicher Zuſtellung der Klage ergehen, dasſelbe Beden fer” 
ftehen würde. Ebenſo verfehlt ift der Schluß, weil das Art Fahr 
fahren (in der Regel) nur vorläufige Sicherungs⸗ und = : 
regeln erſtrebe, dürfe auch keine Koſtenentſcheidung gefällt W. nach 
Mit derſelben Begründung könnte man behaupten, auch da eine 
erfolgtem Widerſpruch den Arreſtbefehl beftätigende Urt. dürfe, oft 
Koſtenentſcheidung enthalten, denn an der Rechtsnatur des 0 durch 
befehls als einer vorläufigen Sicherungsmaßnahme wird do * go. 
ſeine Beſtätigung nichts geändert; die Praxis ſteht aber, wie 
mit Recht betont, ſeit langem auf dem entgegengeſetzten Sta 
Schließlich iſt nicht zu überſehen, daß auch hinſichtlich der u 
auflegung ja Sicherungsmaßnahmen zugunſten des Arreſtgegneg 112 
lich find: bei der Bemeſſung der Sicherheitsleiſtung aus 8 u. gaſt, 
3PO., der (ſoweit der Gläubiger nicht ausnahmsweiſe von rf an“ 
eine Gefährdung darzulegen, befreit ift) auch auf Einser anch die 
wendbar iſt (Stein⸗Jonas, 8 936 II 3), iſt in der Tat 10 
für den Schuldner durch die Vollſtreckung der Koſtenfordern n Zu 
ſtehende Gefahr zu berückſichtigen. Was der Beſchluß in dent che, 
an menhang über die Möglichkeit der Einſtelung sagt, Derbi unge, 
falls Beifall. Vor allem wird von denen, welche die Venue 
Wirkung der Koſtenentſcheidung gegenüber der nur „bor (ht 
Wirkung der Hauptentſcheidung betonen, gänzlich überſehen, F 
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5 
„ Jahrg. 1930 Heft 44/45) 
wer 
decem und daß — nicht ganz felten — diefe „Bfeichftellungen Kraft 


zu nr 

wage geichſtellungen“ führen. Im „gewöhnlichen Streit“ ift es nicht 

halt 
5 


hung ſich gegen den „Angriff“ zu wehren; „Kraft rechtlicher Rege⸗ 
geſtent ind jedoch den Regelfällen gewiſſe abweichende Fälle „gleich⸗ 


i 
„unterr; 8 \ 
et „indem eine Entſch. „gegen“ fie ergeht, ohne daß fie 
Kine fl ſelbſt wenn es ſprachlicher Widerſinn wäre, in 
ürde 
Redhteng 
as 
je: are 
den 3 ihrem Wortlaut nach, ſondern nur „entſprechend“, mit 
hen i 
5 
lehnten g „ hingewieſen zu werden, der gerade nach der hier abge⸗ 
ſpielen ö uffaſſung auch im Arreſtverfahren eine ſehr weſentliche Rolle 
f oll. Gibt es — bei einer den Wortlaut in den Vordergrund 


5 geſa⸗ ſo gibt es bei einer ſolchen Auslegung innerhalb 
anlaß ein V 
bier ung gegeben hat (auch iſt es zweifelhaft, in welchem Sinne 
ſoddenſolge des 

bea r 1285 
neint wu (i. S. des 8 91 ZPO.) zu verneinen, jo muß auch ver⸗ 
gl ge“ anz daß im Arreſtverfahren die Erhebung einer 
n n 

addege kommen können. It alſo 8 91 ZPO. aus ſprachlichen 


ſtimmun DPD, geſagt iſt, in ganz analoger Weiſe von anderen Be⸗ 

barkeu gen gilt („ B. 88 5018; 59 f, 330f 3550, deren Antwenb- 

it als di das Arreſtverſahren — ſach lich — viel urbedenklicher 

wägungen z Anwendbarkeit des § 93 ZRO. Die ſprachlichen Er⸗ 
müſſen hiernach ausſcheiden. 


5 te einkanggerichten angeführte, in obigem Beſchluß nicht er⸗ 
au die d 
dei eden 
i 
wenigen enbergebnts in der Tat oft unbegründeten) Arreſtanträge 
arf nur „n gewiſſem Umfange eingedämmt: dieſer Geſichtspunkt 
ve Nicht zu beſonderer Vorſicht beim Erlaß von Arreſtbefehlen füh⸗ 
set zu ledoch zur bewußten Erſchwerung der Benutzung eines vom 
Faſcheiben elaſſenen Rechtsbehelfs Veranlaſſung geben! Auch ſpricht 
Barbie Anger ben dieſe Zweckmäßigkeitserwägung, daß die hier be⸗ 
glond en ſicht den Arreſtkläger in vielen Fällen zur Erhebung einer 
Ste nötf materiellrechtlich überdies oft nicht leicht zu begründenden 
triem et (vgl. auch DRG. Stettin: ZW. 1925, 390 mit Anm. 
3 Ur, rs) und damit den Grundſatz der Prozeßökonomie verletzt. 
gebtereſſe d er das vorliegende Problem hinaus bietet allgemeines 
!bnig a Methode, mit deren Hilfe der Beſchluß zu feinem Er⸗ 
Fe Meinen, gt, Mit Recht wird betont, daß es darauf, ob nach all- 
Bendbark eit prachgebrauch ein „Streit“ vorliegt, für die An⸗ 
hi ielen en 8A BRD. nicht ankommt, und dies an mehreren 
entlich belegt, Richtig iſt auch der Hinweis, daß viele für das 
Verfahren gegebenen Vorſchriften ihrem Wortlaut nach 
f rreſtverfahren nur mit Schwierigkeiten anzuwenden find. 
onen, danuß noch weitergehen als der Peſchluß und grundsätzlich 
aß die Bezeichnung „unterliegen“, „Streit“ uſw. nur ein 


Weiterhin ſoll es unbillig ſein, eine Koſtenentſch. in ſolchen 
Fällen zu treffen, in denen keine Möglichkeit zur Anwendung des 
893 ZPO. gegeben ift. Der vom Verſchulden abſehende, nur auf die 
objektive Tatſache des Unterliegens abgeſtellte Grundſatz des 8 91 
ſoll ſeinen Ausgleich in § 93 finden und nur dann anwendbar ſein, 
wenn durch Anhörung des Gegners die Möglichkeit geſchaffen wird, 
8 93 anzuwenden. 

Abgeſehen von dem, was der 6. Senat (a. a. O.) gegen dieſen 
Einwand ausgeführt hat, iſt hier folgendes zu ſagen: Auch in den 
Fällen, in denen ein Verſäumnisurteil gegen eine Partei mit unbe⸗ 
Ranntem Aufenthalt auf Grund öffentlicher Zuftellung der Klage er⸗ 
geht, beſteht praktiſch für den Bekl. in aller Regel nicht die 
Möglichkeit, ein „Anerkenntnis“ i. S. des 8 93 PO. zu er 
klären. Es iſt leicht, dieſen Einwand dem Scheine nach zu ent⸗ 
kräften, und zwar durch den Hinweis darauf, daß — rechtlich 
betrachtet — dem Bell. durch die öffentliche Zuſtellung die 
„Möglichkeit“ zur Verteidigung gegeben, daß er — im rechtlichen 
Sinne — „angehört“ wird. Hier wird jedoch durch juriſtiſche Fik⸗ 
tionen das Weſentliche eines Sachverhalts verſchleiert. Das 
Weſentliche iſt, daß in zahlloſen Fällen der öffentlichen Zuſtellung 
der Bekl. „tatſächlich“ — ohne jedes Verſchulden — nicht die 
Möglichkeit hat, rechtzeitig von der Klageſchrift und dem Verhand⸗ 
lungstermin Kenntnis zu erlangen und die Anerkenntniserklärung 
des § 93 3PO. abzugeben. Auch in dieſen Fällen kann — in 
Wahrheit — regelmäßig ſchlechterdings nicht feſtgeſtellt werden, 
ob der Bekl. durch ſein Verhalten überhaupt zur Einleitung des 
Verfahrens Veranlaſſung gegeben hat. Trotzdem iſt es unbedenklich 
richtig, daß in dieſen Fällen 8 91 ZPO. einſchränkungslos an⸗ 
wendbar iſt. 

Es bedarf jedoch nicht dieſer Erwägung. Der Hinweis auf 
893 3 PO. wird der Beſonderheit des in 88 916—945 
3 PO. geregelten Verfahrens nicht gerecht, und dies 
führt zu dem Kern der ganzen Frage. Die hier abgelehnte 
Auffaſſung überſchätzt die Tragweite der Koſtenentſch. im Verhältnis 
zur Tragweite der „Hauptentſcheidung“ (Arreſt und EinſtwVerf). Es 
ſcheint ſehr einleuchtend zu ſein, wenn geſagt wird, die „Haupt⸗ 
entſcheidung“ habe nur vorläufigen Charakter, die ohne Anhörung 
des Gegners ergehende Koſtenentſcheidung gebe dagegen dem Glau⸗ 
biger die Möglichkeit, die volle Befriedigung hinſicht⸗ 
lich der Koſten herbeizuführen; dies könne eine erhebliche, unter 
Umſtänden gar nicht wieder gut zu machende Schädigung bedeuten. 
Es ift richtig, daß formal⸗juriſtiſch betrachtet — die Anordnung eines 
Arreſtes nur eine vorläufige Maßnahme ſein mag. Es iſt jedoch in 
erſter Linie zu berückſichtigen, welche verhängnisvollen Wir⸗ 
kungen auf wirtſchaftlichem Gebiete die Vollziehung eines 
Arreſtes gegenüber dem Inhaber eines kaufmänniſchen Betriebes haben 
kann und ſogar in aller Regel haben wird, wie oft dieſe Maß⸗ 
nahme den einem Betriebe enkgegengebrachten Kredit vollkommen 
untergräbt und ſo die als goodwill bezeichneten Werte, die vielfach 
an Bedeutung alle ſonſtigen Werte des Betriebes weit überſteigen, auf 
Jahre hinaus oder gar für immer in ihrem weſentlichſten Teile zer⸗ 
ſtört. Vergleicht man dieſe ſchädigenden Wirkungen mit den ſchädi⸗ 
genden Wirkungen der Koſtenentſcheidung, ſo wird deutlich, wie⸗ 
viel gefährlicher als die Koſtenentſcheidung — bei der großen 
Maſſe der Kaufleuten gegenüber ergehenden Arreſte — die Haupt⸗ 
entſcheidung ift. Faſt noch wichtiger erſcheint es, in dieſem Zuſammen⸗ 


bildhafter Ausdruck iſt, aus dem ſachliche Schlüſſe zu ziehen gänzlich 
verfehlt wäre (ein Fehler, der nichtsdeſtoweniger auch in anderen 
Rechtsdiſziplinen außerordentlich oft begangen wird). Aus dem reichen 
Schrifttum zu dieſer Frage der Schädlichkeit des Bildes in der 
Rechtswiſſenſchaft ſeien etwa hervorgehoben: Schuppe: GruchBeitr. 
34, 801 ff. (18901); Kipp, Über Doppelwirkungen im Recht (Feſt⸗ 
ſchrift für v. Martitz, S. 211 ff.); H. A. Fiſcher: Arch ZivpPr. 
117, 143 ff. Die rechte Erkenntnis dieſes Fehlers bricht in der Entſch. 
durch, wenngleich ſie in erſter Linie auf die in RG. 102, 278 ſpeziell 
für die ZRO. niedergelegte Auslegungsregel abſtellt. Um das Pro⸗ 
blem: „Buchſtabeninterpretation oder freie Auslegung?“ handelt es 
ſich aber in Wahrheit hier nicht, ſondern vielmehr um die Erkenntnis, 
daß es ſich bei dem Geſetzeswort von der „unterliegenden“ Partei 
um ein Bild handelt. Iſt ſomit aus dem mit dem Worte „unter⸗ 
liegen“ verbundenen Bild der beiden Kämpfer eine ſachliche Entſch. 
nicht zu entnehmen, fo liegt ein typiſches „Identitätsproblem“ vor 
(vgl. dazu die methodiſchen Ausführungen Hecks in feinem „Grund⸗ 
riß des Schuldrechts“ [1929], S. 471/82, namentlich S. 481, die 
auch ſeitens der Rechtspraxis größte Beachtung verdienen). Ge⸗ 
meinſam iſt dem hier zu entſcheidenden und dem üblichen Falle, daß 
der Kl. bzw. Arreftkläger eine ſeinem Antrage entſprechende Gerichts⸗ 
entſcheidung, die in die Rechtsſphäre eines anderen eingreift, erzielt 
hat. Der Unterſchied liegt darin, daß im Normalfall der „Gegner“ 
ſich verteidigt hat oder mindeſtens rechtlich dazu in der Lage war, 
hier aber mangels Anhörung ſich nicht verteidigen konnte. Bei dieſer 
Sachlage kann man logiſch ebenſogut unter Betonung des er⸗ 
wähnten Unterſchieds leugnen, daß hier eine Partei „unterliege“, 
wie man umgekehrt mit der herrſchenden Anſicht unter Betonung des 
den beiden Fällen Gemeinſamen betonen kann, daß im Falle des im 
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hange auf die Entwicklung hinzuweiſen, die das Inſtitut der 
Einſtw Verf. im tatſächlichen deutſchen Rechtsleben in den 
letzten Jahrzehnten durchgemacht hat. Die Entwicklung der wirtſchaft⸗ 
lichen und rechtlichen Verhältniſſe in Deutſchland hat dazu geführt, 
daß die Gerichte ganz allgemein in ſtets ſteigendem Maße dazu über⸗ 
gegangen find, im Wege der EinſtwVerf. Anordnungen zu treffen, die 
genau das Gegenteil einer vorläufigen Anordnung 
find und aufs tieffte in die wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen des Betroffenen eingreifen. Immer wieder werden 
— beiſpielsweiſe — im Wege der EinſtwVerf. wirtſchaftliche 
Maßnahmen von größter Tragweite, für die es von 
entſcheidender Bedeutung iſt, daß ſie in einem beſtimmten Zeitpunkt 
ſtattfinden, unmittelbar vor dieſem Zeitpunkt unterſagt und ſo 
„wärtſchaftlich unmöglich“ gemacht, und zwar ohne „An⸗ 
hörung“ des Betroffenen, dann, wenn dieſe „Anhörung“ — insbeſ. 
in der Form der mündlichen Verhandlung — zeitlich nicht mehr durch⸗ 
führbar iſt. Sind derartige — ſelbſt exiſtenzgefährdende — Beſchlüſſe 
zuläſſig, ſo ſpricht die hier erörterte Erwägung gewiß nicht gegen die 
Zuläſſigkeit der regelmäßig nicht annähernd ſo einſchneidenden Koſten⸗ 
entſcheidung. 

Im übrigen ſcheint hier bisweilen noch zweierlei überſehen zu 
werden. Die Bejahung der Zuläſſigkeit der Koſtenentſcheidung führt 
nicht dazu, daß der Schuldner in jedem Falle die Koſten zahlen muß, 
ohne irgendeine Sicherheit dafür zu erlangen, daß er bei Abände⸗ 
rung der Koſtenentſcheidung ſein Geld zurückerhält. Zunächſt kommt 
hier die Beſtimmung des $ 921 JL 2 3PO. in Betracht (8 921 JI 2 
gilt nach richtiger Auffaſſung auch für das Verfügungsverfahren). 
Wird die Koſtenentſcheidung grundſätzlich zugelaſſen und erſcheint 
der Mangel einer Sicherheit für den Schuldner — ſei es im 
Einzelfalle, ſei es allgemein — als eine zu ſtarke Gefährdung des 
Schuldners, ſo iſt es ganz unbedenklich, den Schuldner auf dem 
Wege des § 921 JI 2 ZPO. zu ſichern. Die Annahme, daß 8 921 J1 2 
ZPO. den Schuldner nur gegen die aus der Arreſtanordnung 
ſelbſt und nicht auch gegen die aus der Koſtenentſcheidung entſprin⸗ 
genden Gefahren ſichern will, beruht auf einer unzuläſſigen und un⸗ 
richtigen Wortinterpretation. Auch die Sicherheit der 88 710, 713 
3PO. ſoll nach richtiger Auffaſſung gegen alle Schäden aus der 
Vollſtreckung des Urt. — einſchließlich der Koſtenentſcheidung — 
ſchützen und kann nach Lage der Umſtände — insbeſ. bei der Ab⸗ 
weiſung der Klage — auch allein im Hinblick auf die Koſtenentſchei⸗ 
dung von Bedeutung ſein. 

Ferner iſt nach der richtigen Auffaſſung, die ſich jetzt immer 
ſtärker durchſetzt (vgl. z. B. Stein⸗Jonas, 3PO., § 707 IV 2; 
Baumbach, ZPO., 8 707 Anm. 1; KG., 23. ZivSen.: JW. 1928, 
13164 und OLG. Braunſchweig ebenda S. 13175 mit weiteren Nach⸗ 
weiſen) die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung (i. S. des 8 707 
BRD.) auch gegenüber Arreſten und EinſtwVerf. — in Beſchlußform 
— zuläſſig. Auch diejenigen Gerichte, die dieſe Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung nur dann zulaſſen wollen, wenn die EinſtwVerf. 
auf Zahlung einer Geldſumme lautet und daher ſchon deshalb in 
ihrer Wirkung einem Urt. im ordentlichen Verfahren gleichſteht, 
müſſen gegenüber der Koſtenentſcheidung die Einſtellung ganz gewiß 
zulaſſen, denn auch hier handelt es ſich um die Zahlung einer Geld⸗ 
ſumme. Es kann daher ſelbſt dann einer endgültigen Schädi⸗ 
gung des Schuldners entgegengewirkt werden, wenn $ 921112 
ZPO. für unanwendbar erachtet werden ſollte. 

Ein weiteres Argument geht dahin, daß eine die volle Inſtanz 
abſchließende Entſch. vorliegen müſſe und daß dies bei den durch 
„Widerſpruch“ angreifbaren Entſch. nicht der Fall ſei. Auch inſoweit 
Kann in erſter Linie auf die zutreffenden Ausführungen des 6. ZivSen. 
verwieſen werden. Das mit Einſpruch angreifbare Verſäumnisurt. 
iſt inſoweit dem hier erörterten Beſchluß prozeſſual vollkom⸗ 
men gleichwertig; es muß zwar nicht die Inſtanz abſchließen, 
kann es aber — nach dem Sinne des Geſetzes — ſehr 
wohl tun. Nach dem Sinne des Geſetzes iſt der hier erörterte Beſchluß 
ſeiner geſetzlichen Funktion nach ſtets dann dazu be⸗ 
ſtimmt, die Inſtanz und das ganze Verfahren abzuſchließen, wenn 
Widerſpruch nicht erhoben wird. Da in keiner Weiſe feſtſtellbar iſt, 
daß die Erhebung des Widerſpruchs als „das Normale“ gelten 
ſoll, fo bildet der einen Arreſt oder eine Einſtw Verf. 
anordnende Beſchluß einen i. S. des Geſetzes durch⸗ 


Beſchlußverfahren erlaſſenen Arreſtbefehls der Antragſteller „ob⸗ 
ſiege“. Ob man dieſen oder jenen Geſichtspunkt ſtärker betont, läßt 
ſich nur aus teleologiſchen Erwägungen entſcheiden: Die Be⸗ 
jahung des zweiten Standpunktes entſpricht m. E. der Wertung des 
Geſetzes, das auch ſonſt ohne Anhörung der Gegenpartei erlaſſene, 
dieſe benachteiligende Entſch. kennt (z. B. bei der Forderungspfän⸗ 
dung ſowie int Mahnverfahren) und das vor allem auf einſeitigen 
Antrag hin den doch viel tieferen Eingriff der Hauptentſcheidung, 
den Erlaß des Arreſtbefehls ſelbſt, zuläßt. 

IV. Von dem hier eingenommenen Standpunkt aus hat eine 
Koſtenentſcheidung wegen des entſprechend anwendbaren 8 308 II 
ZRD. ſelbſt dann zu ergehen, wenn der Arreſtkläger einen entſpre⸗ 
chenden Antrag nicht geſtellt hatte (vgl. auch KG.: JW. 1928, 2730). 

Priv Doz. LR. Dr. Rühl, Berlin. 
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x 10 
aus normalen Abſchluß des ganzen Verfahrens. ai 
Umſtand ſpricht aufs entſchiedenſte für die vom Senat vertretene 
faſſung: daß eine Entſch., die nach dem Sinne des Geſetzes 
durchaus normalen Abſchluß eines Verfahrens bildet, 1111 
eine Koſtenregelung enthalten muß, und fie darf bis zum N opel 
Beweiſe des Gegenteils als das dem Sinne eines modernen F 
geſetzes Entſprechende angeſehen werden. zchlicher 
Die tägliche Erfahrung lehrt, daß auch in tatſäch „ Br 
Hinſicht die Nichterhebung des Widerſpruchs eine ſehr HA, ber, 
ſcheinung iſt und daß vielfach in ſolchen Fällen ein Hauptprozeß feine 
haupt nicht ſtattfindet. Würde in dieſen Fallen der Beſchluß wehen 
Koſtenentſcheidung enthalten, fo müßte ein Hauptprozeß allein den 
der Koſten ſtattfinden, falls dieſe nicht freiwillig gezahlt in be 
Wie wenig dies Ergebnis dem Sinne des Geſetzes entſpricht, 
reits wiederholt mit Recht hervorgehoben worden und muß in er 
ſammenhalt mit den anderen aus den vorſtehenden Ausführung eile 
ſichtlichen Momenten dahin führen, daß dem unterliegende, auß 
durch den das Verfahren „bis auf weiteres“ abſchließenden 
die Koſten auferlegt werden. 00 
(KG., 31. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. März 1930, 31 W «ec 
Mitgeteilt von RA. Hans⸗Gerd Haaſe, PU 
* 


2 — 
22. 88 91, 627 IPOD. Wenn — in regelwidriger Welse 
über die Koſten im einſtweiligen Verfügungsverfa haßt 
dieſer ſelbſt nicht entſchieden worden if, dann une 

die Koſtenentſcheidung in der Hauptſache nicht ohne wel 
die Koſten der einſtweiligen Verfügung. % dem 

An ſich ſoll über die Koſten der EinſtwVerf. auch in 
die Verfügung anordnenden Beſchluß ſelbſt entſchieden werd an 
die bei Sydow⸗Buſch⸗Krantz, ZRO., Anm. 3 zu Sul 
geführten Entſch.; Baumbach, ZBO., Anm. 1 A zu 8 91% 958 
die durch die Anordnung entſtehenden Koſten in 8 32 GAG, einer 
NAGEGD. beſonders geregelt find und die frühere Anordnung ache 
e der Anwaltsgebühr auf die Gebühr in der Han gilt 
durch Art. I des Gef. v. 18. März 1923 (RG Bl. I, 813) beſeilig en 
Die Koſtenentſcheidung in der Hauptſache umfaßt nicht ohus nue 
teres die einer nebenher ergangenen EinftmBerf., ſonden. alls 
dann, wenn fie in der Entſch. ausdrücklich erwähnt find, o etroffen 

der Sachlage zu entnehmen iſt, daß fie ſtillſchweigend mild 
fein ſoll (. OLG Rſpr. 29, 222; 39, 39; 41, 254). gi 
Aus der Tatſache, daß das LG. beim Erlaß der erſten d de 
Verf. eine Koſtenentſcheidung ausdrücklich abgelehnt hat Schalte 
mit dieſe Entſch. dem Urteil in der Hauptſache vor! es in 
hat, iſt zu ſchließen, daß das Gericht beim Erlaß des auchn 
der Hauptſache über die Koſten der EinſtwVerf. miteneſe pe 
wollte, auch wenn dieſe Koſtenentſcheidung im Urteil u Grund, 
ſonders erwähnt iſt. Das Urteil iſt alſo als ausreichende die 
lage für die Feſtſetzung der beantragten Koſten anzuſehen, u Un- 
Weigerung des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle erfolgte 30/00 
recht (Kch., II. ZivSen., Beſchl. v. 4. Juli 1930, 11 W 6236 i 
(KG, 11. ZivSen., Beſchl. v. 4. Juli 1930, 11 w 6286 000 
Mitgeteilt von RA. Dr. Ernſt Salomon, Ber 
* 


des 
23. 3 72 KO. Iſt g 91 ZPO. bei Nichteröffnung den 
Konkurſes entſprechend anzuwenden? Stehen ſichbeiſpner 
Konkursantrag ſtellende Gläubiger und der Schu 
als Prozeßparteien gegenüber? unden: 
Das KG. hat dieſe ſtreitige Frage bejaht mit folgenden Gr auf 
Nach 8 72 KO. find, ſoweit dieſes Geſetz nicht entgegenteng am 
das Konkursverfahren die Vorſchriften der ZPO. entſpreche fon! 
zuwenden. Danach ſind der antragſtellende Gläubiger und ber 5 1940 
als Parteien eines Rechtsſtreits anzuſehen. Mit Jaeger (* 3 ein? 
841) iſt anzunehmen, daß bei Nichteröffnung des Konkurſe not 
Koſtenentſcheidung nach 8 91 ZRO. geboten iſt. Daher war ate 
liegend bei Aufhebung des Konkurseröffnungsbeſchluſſes DU gen, 
des Verfahrens dem Antragſteller nach 8 91 ZPO. aufzuet 05 
ach, 6. gin Sen,, Beschl. v. 26. Sept. 1930, 6 w 797330", 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Gernsheim, Be 
* mini? 
24. 85 271, 99, 575 ZPO. Durch ein Anerkenglag, 
des Bekl. unter Proteſt gegen die Koſtenlaſt wird de lägen 
anſpruch in der Hauptſache nicht erledigt, wenn der il # 
es unterläßt, einen Antrag auf Anerkenntnis nei 15 
ſtellen. Es ift nicht zuläſſig, über die Kosten ala 
entſcheiden, ſolange nicht eine Entſcheidung in der 
ſache ergangen iſt. atte in 
Die im Vergleichsverfahren befindliche Wechſelbekl, d gene" 
erſten Verhandlungstermin die Klageforderung unter 1 
die Koſtenlaſt anerkannt. Die Kl. beantragte kein 
urteil, und die Parteien verhandelten nur noch über di 
Dieſe wurden durch das erſtinſtanzliche Urteil gem. 8 39, 
der Kl. auferlegt, weil ein berechtigtes Intereſſe an 
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D. Uahrg. 1930 Heft 44/45] 
Erl u au 
1028 sung des Urteils (in Übereinſtimmung mit JW. 1925, 658; 
als vor 04 und Mayer, VerglO., Anm. 4, 8 zu 8 35) hier nicht 
EN {gend angeſehen wurde. 
Jus KG. hob auf und verwies zurück. 
gegen W . Nichtverleſung des Klageantrages in der Verhandlung 
nahme © Bekl. kann hier nicht etwa eine ſtillſchweigende Rück⸗ 


9271 der Klage gegen dieſen Bekl. geſehen werden. Nach 
mündli 985 kann die Klage einſeitig nur bis zum Beginn der 
werdenden Verhandlung des Bekl. zur Hauptſache zurückgenommen 


durch 6? eine ſpäter erklärte Klagerücknahme wird nur gültig 


Dandnnn Einwilligungserklärung des Bekl., die auch durch ſchlüſſige 
kann agen, nicht aber durch bloß untätiges Verhalten erfolgen 
Ive 3 zur Einwilligungserklärung des Bekl. wird der Prozeß 


N. kann den fallen gelaſſenen Antrag wieder aufnehmen. .. 
Wirtumchtverleſen der Anträge ... hat mithin nur dieſelbe 
echewie das Liegenlaſſen und Nichtverfolgen von Anträgen; 
i tsſtreit bleibt anhängig..“ (NG. 75, 290). 
daß eine Erklärungen der Parteien enthalten auch nichts darüber, 
nicht eng die Hauptſache ſich inzwischen erledigt hätte. Es iſt auch 
glich ſubtlich daß irgendein Ereignis eingetreten wäre, das nach⸗ 
Bekl. den Klageanſpruch beſeitigke. Das bloße Anerkenntnis des 
beſeittgte m keinen ſolchen Erledigungsgrund bedeuten; denn es 

Der nicht den Anſpruch der Kl. 
Es waemnach bleibt der Rechtsſtreit in der Hauptſache anhängig. 
bevor nden aber unzuläſſig, eine Koſtenentſcheidung zu erlaſſen, 
Urteif uber die Hauptſache entſchieden war. Das angefochtene 
Lc „mußte deshalb gem. 8 575 ZPO. aufgehoben werden. Das 
müſſen rd bei der erneuten Verhandlung die Kl. veranlaſſen 
lehnen“ einen Antrag zur Hauptſache zu ſtellen. Sollte fie das ab⸗ 
Jo könnte die Bekl. gegen fie ein Verſäumnisurteil in der 
ne beantragen. Wird auch ſolcher Antrag nicht geſtellt, jo 
Entſch. allein über die Koſten abzulehnen. 
„Beſchl. v. 2. Juni 1930, 13 W 3418 30/11.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Sprinz, Berlin. 
25 = 
Anhörn 88 20, 24 GG.; $ 272 b 3 PO. Informatoriſche 
handlu ng eines vom Vorſitzenden zur mündlichen Ver⸗ 
gebühr 3 geladenen Zeugen rechtfertigt nicht Beweis⸗ 

b nach GK. f) 


des Sir eine auf Grund des § 272 b ZPO. getroffene Anordnung 
erhoben ichts wird nach 8 24 ORG. die Beweisgebühr nur dann 
handlur, wenn auf Grund der Anordnung vor der mündlichen Ver⸗ 
ber Fal eine Beweisaufnahme ſtattgefunden hat. Das iſt hier nicht 
9 20 Nr geivefen. Die Erhebung der Beweisgebühr war daher nach 
Dngig, Mn GG. von der Anordnung einer Beweisaufnahme ab⸗ 
bes Baer auch daran fehlt es im vorliegenden Falle. Ausweislich 
träge und Kolls v. 11. Juli 1928 iſt damals nach Verleſung der An⸗ 
Die Une reitigen Verhandlung alsbald das Urteil verkündet worden. 
32720 Asgründe ergeben, daß das Gericht außerdem noch den gem. 
geladenen und erſchienenen Zeugen H. informatoriſch 
ieſe informatoriſche Anhörung bedeutet jedoch ebenſo⸗ 
eiakt nordnung einer Beweisaufnahme, wie z. B. die Beiziehung 
dan en zu Informationszwecken. Die Entſcheidungsgründe er⸗ 
n auch, daß das Gericht an keiner Stelle die Angaben des 
at irgendeiner Weiſe zur Feſtſtellung ſtreitiger Tatfragen ver⸗ 
ſchluſſe di Das LG. hat daher mit Recht in dem angefochtenen Be⸗ 
(ach „ Beweisgebühr abgeſetzt. 
20. Ziv Sen., Beſchl. v. 5. März 1929, 20 W 1912/29.) 
Mitgeteilt von LGDir. Dr. Gernsheim, Berlin. 
1 * 
ur a 25. Der Eutfeh. ift im Ergebnis beizutreten Bedenklich it 
arauf hin egründung. Ich habe wiederholt, insbeſ. JW. 1929, 130 2°, 
on Amahewieſen, daß es prozeßordnungswidrig iſt, wenn das Gericht 
die B egen „zur Information“ Akten heranzieht. Daran ändert 
weck, für eſtimmung des § 272 b ZPO. nichts. Sie hat nur den 
zutel rette etwa notwendig werdende Beweisaufnahme die Beweis⸗ 
ie kauſtellen, an dem Grundſatz der Verhandlungsmaxime 
hat em nichts. Welches Ergebnis die informatoriſche Anhörung 
bit läßt * 272 b ZBO. geladenen und erſchienenen Zeugen gehabt 
b Ensch. al aus der Enkſch. nicht entnehmen. Die Tatſache, daß 
Zen. ergeß ngsgründe dieſe Vernehmung zwar mitteilen, im übrigen 
beugen in daß das Gericht an keiner Stelle die Angaben des 
N Vetter irgendeiner Weiſe zur Feſtſtellung ſtreitiger Tatfragen 
muenntnig t, läßt darauf ſchließen, daß die Vernehmung nur die 
90 > des Zeugen von den in fein Zeugnis geſtellten Tatſachen 
zu hätte allerdings das Gericht dieſes Ergebnis der Zeugen⸗ 
an & in den Entſcheidungsgründen würdigen müſſen, und damit 
en u te ergebnisloſe Beweiserhebung zu einer Beweisaufnahme 
eine ud hätte die Beweisgebühr erwachſen laſſen, da 8 24 GKG. 
er mündlichen Verhandlung vorausgehende Anordnung, 


% ausdrücklichen Beweisbeſchluß erfordert. 
RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


iterasgg 
Der Afabrt, als wenn die Klagerücknahme nicht erfolgt wäre. 


auch einen, auf Grund der mündlichen Verhandlung er⸗ 


26. 8 74 GKG. Iſt gem. § 74 Abſ. 4 GKG. auf die 
Klage der Termin zur mündlichen Verhandlung ohne vor⸗ 
herige Zahlung der Prozeßgebühr beſtimmt worden, ſo 
iſt es unzuläſſig, hernach den Kl. zur mündlichen Ver⸗ 
handlung nicht zuzulaſſen. f) 

Auf die Klage war Termin zur mündlichen Verhandlung vor 
Zahlung der Prozeßgebühr beſtimmt worden, weil der Kl. glaubhaft 
gemacht hatte, daß eine Verzögerung ihm einen nicht zu erſetzenden 
Schaden bringen würde, da die Verjährung der Klageforderung drohe 
(8 74 Abſ. 4 Satz 2 GͤG.). In der mündlichen Verhandlung v. 
24. Sept. 1929 verſprach der Kl., die Prozeßgebühr bis zum 10. Okt. 
1929 einzuzahlen. In der mündlichen Verhandlung v. 22. Okt. 
1929 wurde der Kl. zur Verhandlung nicht zugelaſſen, weil die 
Prozeßgebühr noch nicht gezahlt war. Auf Antrag des Bekl. erging 
gegen den Kl. Verſäumnisurteil auf Klageabweiſung. Hiergegen legte 
der Kl. am 13. Nov. 1929 Einſpruch ein. Das LG. machte zunächſt 
durch Beſchluß v. 15. Nov. 1929 die Anberaumung eines Termins 
und die Verhandlung über den Einſpruch davon abhängig, daß der 
Kl. binnen zwei Wochen die Prozeßgebühr von 630 RA einzahlte. 
Auf Anregung des Bekl. beraumte der Vorſitzende demnächſt jedoch 
Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 28. Jan. 1930 an. In 
dem Verhandlungstermin beſchloß das Gericht zunächſt, der in⸗ 
zwiſchen eingelegten Beſchwerde des Kl. gegen den ihm das Armenrecht 
verweigernden Beſchluß nicht abzuhelfen, und lehnte die hilfsweiſe 
beantragte Vertagung der Sache mangels eines ausreichenden Grundes 
ab. Darauf ſtellte der Kl. den Sachantrag aus dem Schriftſatz v. 
27. Jan. 1930. Das LG. beſchloß, den Kl. zur Verhandlung nicht 
zuzulaſſen. Der Kl. beantragte daraufhin Vertagung mit der Be⸗ 
gründung, er habe die nachträgliche Terminsanberaumung ſo ver⸗ 
ſtanden, als ob das LG. ihn doch zur Verhandlung ohne Koſten⸗ 
vorſchuß habe zulaſſen wollen. Das LG. beſchloß Vertagung bis zur 
Entſch. über die Beſchwerde gegen die Armenrechtsverſagung, ſprach 
aber gleichzeitig aus, daß der Kl. in dem neuen Termin nur zu⸗ 
gelaſſen werden ſollte, wenn er vorher den ihm aufgegebenen Prozeß⸗ 
Roſtenvorſchuß eingezahlt habe, es ſei denn, daß ihm in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz das Armenrecht bewilligt würde. Die Beſchwerde 
des Kl. gegen die Verweigerung des Armenrechts iſt dann durch Beſchluß 
des KG. v. 27. März 1930 zurückgewieſen worden. Der Vor⸗ 
ſitzende des LG. beraumte alsdann Verhandlungstermin auf den 
6. Mai 1930 an. Mit Schriftſatz v. 29. April 1930 bat der Kl., 
ihn die Gerichtskoſten in Teilzahlungen tilgen zu laſſen, und falls 
das LG. feinen Standpunkt nicht teile, die Eingabe als Beſchwerde 
aufzufaſſen. Das LG. hat ſich am 2. Mai 1930 dahin ausgeſprochen, 
daß es keine Veranlaſſung habe, vom eingenommenen Standpunkte 
abzugehen. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig. In dem Verhalten des Kl. in der 
Verhandlung v. 28. Jan. 1930, insbeſ. in der Stellung des Sach⸗ 
antrages, liegt der Antrag, ihn zur mündlichen Verhandlung trotz 
Nichtzahlung der Prozeßgebühr zuzulaſſen. Dieſen Antrag hat das 
LG. abgelehnt. Es iſt alſo ein das Verfahren betreffendes Geſuch 
des Kl. durch eine eine vorgängige mündliche Verhandlung nicht er⸗ 
fordernde Entſch. des LG. zurückgewieſen worden (§ 567 Abſ. 1 
ZPO.; vgl. auch A. Friedlaender: JW. 1928, 2732 Anm). 

Die Beſchwerde iſt auch begründet. 

Zur Entſch. ſteht die Frage, ob das Prozeßgericht, deſſen 
Vorſitzender gemäß 8 74 Abſ. 4 GG. den Termin zur mündlichen 
Verhandlung auf die Klage ohne Nachweis der Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr anberaumt hat, den Kl. in entſprechender Anwendung des 
874 Abſ. 2 GKG. von der Zulaſſung zur Verhandlung ausſchließen 
oder die Anberaumung weiterer Termine ablehnen kann, bis die 
Prozeßgebühr nachgezahlt iſt. 

Die Frage wird von der Rechtslehre verneint (vgl. Fried- 


Zu 26. Der in der vorl. Entſch. behandelte Fall iſt inſofern 
inſtruktiv, als er ſinnfällig vor Augen führt, zu welchen mißlichen 
Konſequenzen es führt, wenn ſich ein Gericht auf prozeſſuale 
Abwege begibt. Anders läßt ſich das vom LG. eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren in der Tat kaum bezeichnen. Wenn 874 Abſ. 4 GKG. 
unter gewiſſen Vorausſetzungen geſtattet, den Verhandlungstermin 
auf die Klage ohne vorherige Gebührenzahlung zu beſtimmen, fo kann 
das bei unbefangener Auslegung eigentlich gar nicht anders verſtanden 
werden als dahin, daß der Verhandlungstermin auch in dieſem Falle 
eben der gewöhnliche, regelrechte Verhandlungstermin der ZPO. fein 
ſoll, bei dem beide Parteien zur Verhandlung zuzulaſſen ſind. 
Wohin die Gegenanſicht führt, zwar in die Verhandlung einzutreten, 
dem Kl. aber nachträglich die Zulaſſung zu ihr bis zur Zahlung der 
Prozeßgebühr zu verſagen, zeigt der ſonderbare Lauf des vorl. 
Prozeſſes: zunachſt ergeht nach einem fruchtloſen Termin ein Ver⸗ 
ſäumnisurteil gegen den Kl., dann gerät durch den Einſpruch der 
Bekl. in das Dilemma, daß der Prozeß nicht zu Ende kommt, 
auf feinen Antrag ſieht ſich das Gericht genötigt, auf den Einspruch 
des Kl. Termin anzuberaumen, es läßt den Kl. wieder nicht zu, ſcheut 
ſich aber andererſeits doch, das vom Standpunkte dieſer Auffaſſung 
allein gegebene zweite Verſäumnisurteil zu erlaſſen. Nachdem auf 
dieſe Weiſe neun Monate (!) verſtrichen find, werden wohl beide 
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laender, GG., § 74 Anm. 41; Baumbach, Koſtengeſetze, § 74 
Anm. 3b; Jonas, G., 874 Anm. 3d; Rittmann⸗Wenz, 
GKG., 8 74 Anm. 10; ferner Heymann: JW. 1928, 123). Auch 
die Rſpr. ſteht überwiegend auf dem gleichen Standpunkt, ſo folgende 
ZivSen. des KG.: der 5. (5 W 4238/29), 7. (JW. 1928, 1518) 
und 15., ferner das OLG. Königsberg: ZW. 1926, 866. 

Dagegen haben ſich in bejahendem Sinne, alſo für eine aus- 
dehnende Auslegung des § 74 Abſ. 2 GKG. ausgeſprochen der 
12. ZivSen. des KG.: 3%. 1927, 2471 und der 20. ZivSen. 
(Koſtenſenat): JW. 1928, 2154. 

Der beſchließende Senat vermag ſich der Stellungnahme des 
12. und 20. Ziv Sen. nicht anzuſchließen, hält vielmehr die herrſchende 
Auffaſſung für zutreffend. 

Die Frage, ob eine ausdehnende Anwendung des 8 74 Abſ. 2 
GKG. zuläſſig iſt, kann allerdings nicht, wie es vielfach geſchieht, 
mit der Begründung verneint werden, daß nach $3 Ge. die 
Tätigkeit der Gerichte von der Sicherſtellung oder Zahlung der 
Gebühren oder Auslagen nicht in einem weiteren Umfange abhängig 
gemacht werden darf, als die ZPO. und das GKG. es geſtatten. 
Denn die Frage, ob das GKG. die Tätigkeit der Gerichte von der 
Sicherſtellung oder Zahlung der Gebühren abhängig macht, ſoll ja 
gerade erſt durch Erforſchung des Inhalts des § 74 GKG. feſt⸗ 
geſtellt werden. Eine ausdehnende Auslegung koſtenrechtlicher Be⸗ 
ſtimmungen iſt durch 83 GG. keineswegs verboten. 

Die herrſchende Auffaſſung begründet die Unzuläſſigkeit einer 
ausdehnenden Anwendung des Abſ. 2 a. a. O. in der Regel damit, 
daß eine enge Auslegung des Abſ. 2 und eine ausdehnende des 
Abſ. 4 deshalb geboten ſei, weil Abſ. 2 die Ausnahme von 83 GKG. 
und ſomit einſchränkend auszulegen, und weil Abſ. 4 die Ausnahme 
von Abf. 2 fei, mithin als Ausnahme der Ausnahme, die zur Regel 
zurückführe, ausdehnend auszulegen ſei. Es erſcheint indeſſen zweifel⸗ 
haft, ob 8 74 Abſ. 2 GKG. als Ausnahme von 83 GKG. an⸗ 
geſehen werden kann. § 3 iſt eine aus der früheren Faſſung des 
GKG. übriggebliebene Beſtimmung, die nach der Novelle von 1922, 
die zur Erſetzung der Verhandlungsgebühr durch die Prozeßgebühr 
und zu der jetzigen Faſſung des 874 und der Einführung der Vor⸗ 
leiſtungspflicht geführt hat, in das Geſetz nicht mehr hineinpaßt. 
Tatſächlich iſt jetzt praktiſch die Regel die, daß die Tatigkeit der 
Zivilgerichte von der Zahlung br e e abhängig iſt. 

Indeſſen ſprechen nach der Meinung des Sen. für die herr⸗ 
ſchende Auffaſſung und gegen die bisherige des 20. und 12. ZivSen. 
insbeſ. folgende Erwägungen: 

Der Wortlaut des § 74 Abſ. 2 GKG. ſpricht lediglich von dem 
auf Grund der Klage anberaumten Verhandlungstermin. Man 
muß annehmen, daß das Geſetz hier bewußt nicht die Wendung ge⸗ 
wählt hat, es ſolle vor Zahlung der Prozeßgebühr der Kl. nicht 
zur Verhandlung zugelaſſen werden. Die letztere Wendung findet ſich 
in 885 Abſ. 5 GKG. und hat dort offenſichtlich einen anderen 
Sinn als die Nichtanberaumung des Termins auf die Klage. Man 
muß alſo annehmen, daß das Geſetz unter beiden Wendungen etwas 
Verſchiedenes verſteht und, wenn es von der Anberaumung des 
Termins auf die Klage ſpricht, damit etwas anderes ausdrücken will 
als mit der Zulaſſung zur mündlichen Verhandlung. Wenn in 8 74 
Abſ. 2 Satz 3 GKG. von der Vornahme gerichtlicher Handlungen 
die Rede iſt, ſo erklärt ſich dies daraus, daß die Erweiterung des 
Klageantrags, wovon der Satz 3 handelt, ſowohl vor wie nach An⸗ 
beraumung des erſten Termins erfolgen kann. 

Eine ausdehnende Auslegung des § 74 Abſ. 2 GKG. entſpricht 
aber nicht dem Sinn und Geiſt des Geſetzes. § 74 Abf. 2 iſt eine 
durch die wirtſchaftlichen Nöte des Reiches und der Länder ein⸗ 
geführte Maßnahme, um eine beſſere Gewähr für den Eingang der 
Prozeßgebühren zu ſchaffen. Die Vorſchrift entſpringt alſo ſiskaliſchen 
Geſichtspunkten. Bei dieſer neuen Regelung war das Intereſſe des 
Fiskus maßgebend, aber das Geſetz hat nicht verkannt, daß dieſem 
Intereſſe die Intereſſen der Rechtſuchenden gegenüberſtehen. Das Geſetz 
hat deshalb keine ſtarre Durchführung der fiskaliſchen Jutereſſen 
für richtig gehalten, ſondern auf die Intereſſen der Rechtſuchenden 
die erforderliche Rückſicht genommen. Deren Intereſſen bleiben ge⸗ 
wahrt und gehen bei einem Widerſtreit der beiderſeitigen Intereſſen 
vor. Deshalb wird von der grundſätzlichen Koſtenvorleiſtungspflicht 
eine Ausnahme gemacht, wenn die Intereſſen des Rechtſuchenden dies 
erfordern. Das Geſetz hat dabei die beiden Fälle hervorgehoben 


Parteien den Beſchluß des KG. geradezu als rettende Tat empfun⸗ 
den haben. 

Es iſt des öfteren vorgeſchlagen, die Vorwegerhebung der 
Prozeßgebühr in der Weiſe abzuſchwächen, daß nicht die Termins⸗ 
beſtimmung von der Gebührenzahlung abhängig gemacht wird, ſondern 
der Zeitraum für die Zahlung bis zum erſten Verhandlungstermin 
ausgedehnt wird. Der vorl. Fall zeigt deutlich die gegen den Vor⸗ 
ſchlag ſprechenden praktiſchen Bedenken: Entweder müßte die Rege⸗ 
lung dahin gehen, daß bei nicht rechtzeitiger Zahlung das Gericht 
den Parteien überhaupt nicht zur Verfügung ſtände, das würde für 
den Bekf., der zur Vermeidung eines Verſäumnisurteils den Termin 
wahrnehmen muß, eine kaum zuzumutende Härte bedeuten, zumal er, 
wenn der Kl. die Zahlung endgültig unterlaſſen ſollte, uicht in der 


(außer den hier nicht intereſſierenden und eigentlich ſelbſwerſtändliche 
Fällen des Armenrechts und der Gebührenfreiheit): af mit 
1. wenn die alsbaldige Zahlung der Gebühr dem Kl, 

ſchwel 


e. 
vorleiſtungspflicht zu einem materiellen Rechtsverluſt D03. ende 


geſetzt wäre, einen endgültigen materiellen Rechtsverluſt zu er urteil 

indem gegen ihn, der als nicht erſchienen gilt, Verſäumnis res 

und — wie gerade in dem zur Entfch. ſtehenden Fall — ein haft 
ei 


werden könnte. der 
Wenn nach Einlegung der Berufung infolge Nichtzahlung cten 
Prozeßgebühr für die Ber Inſt. ein materieller Rechtsverluſt a en 
kann, jo beruht das eben auf einer ausdrücklichen und unzweide 
Beſtimmung des Geſetzes (88 519 Abſ. 6, 519 b 38D.) . ung 
Der oben erwähnte Fall zu 1 befreit von der Vorleiſt g 
pflicht, wenn die alsbaldige Zahlung der Gebühren dem Kl. S zur 
keiten bereiten würde. Es ſoll alſo auf den Kl. kein Zwang Die 
Vorleiſtung ausgeübt werden, wenn ihm dieſe ſchwer fällt. 
Prozeßgebühr ift zwar nach § 74 Abſ. 1 GRG. mit Einreichung 
Klage fällig geworden, indeſſen ſteht dem Kl. die Möglichkeit ge 


Stundung zu erhalten. Auf welchen Zeitraum die Stundung 5 
währen iſt, iſt nicht Sache des Prozeßgerichts, ſondern Sa bruch, 
Juſtizverwaltung. Das Geſetz bringt in Reiner Weiſe zum Aus an⸗ 


daß die Prozeßgebühr, wenn Termin gemäß $ 74 Abſ. 4 G t wer- 
beraumt iſt, nun etwa bis zum Verhandlungstermin nachgezahl m 
den müßte. Dies hätte, wenn es Wille des Geſetzes gemein Kran 
unzweideutig zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Der gu per 
daß die Aufbringung der Prozeßgebühr dem Kl. Schwierigkeit ehen. 
reitet, kann ja auch noch zur Zeit des erſten Termins fortbeft det 
Dem Gericht iſt nicht die Befugnis beigelegt, die Nachzahlung zus 
Gebühr binnen einer beſtimmten Friſt zu fordern. auch 
hätte ausdrücklich ausgeſprochen werden müſſen. Es entſprich zeife? 
nicht der Aufgabe des Gerichts, fortlaufend während des Pro 
nachzuprüfen, ob der Kl. nunmehr in der Lage iſt zu zah 
ob ihm weitere Stundung gewährt werden muß. Das iſt Sach 
Gerichtskaſſenorgane. kann 
In dem Fall 2 (drohende Nachteile infolge Verzögerung ich 
zweifelhaft ſein, was unter Verzögerung zu verſtehen iſt. Nach erſten 
des Senats nicht nur Verzögerung in der Anberaumung des zen 
Termins, ſondern auch Verzögerung in der Durchführung des 20 
Prozeſſes. § 74 Abſ. 4 Satz 2 bezieht ſich nicht nur auf ung 
praktiſch allerdings wohl häufigſten — Fall, daß die Berl! om 
friſt unterbrochen oder eine ſonſtige Friſt gewahrt werden M nigter 
dern auch auf den Fall, wo der Kl. ein Intereſſe an bach fen 
Durchführung des Prozeſſes hat, z. B. weil er die herausver 
Sachen oder den beanſpruchten Geldbetrag dringendſt braun ph 
Intereſſe des Kl. fol alſo auch in dieſem Fall dem ſislea nen, 
Intereſſe vorgehen. Das Geſetz würde mit der einen Hand ma ung 
was es mit der anderen gibt, wenn zwar Termin zur Wi ‚De 
anberaumt, der Kl. aber zur Verhandlung nicht zugelaſſen 
Das Geſetz hat eben in dieſen Fällen darauf verzichtet, vo 
Durchführung des Prinzips des 8 74 Abſ. 2 GKG. Gebt 2 
machen. Die fiskaliſchen Intereſſen konnten in ſolchen Fällen 
bedenklich hintangeſtellt werden, weil derartige Fälle in der 
immerhin die Ausnahme bilden. get, be⸗ 
Es hätte alſo eines ausdrücklichen Ausſpruchs im eech 
durft, wenn trotz Anberaumung des Verhandlungstermins bie 


zulaſſung zur Verhandlung zuläſſig ſein ſollte. 17 Kl. die 

Richtig iſt es, daß unter Umſtänden ein gewiſſenloſer m ſich 
Vorſchrift des § 74 Abſ. 4 ORG. dazu benutzen kann, unglag⸗ 
der Vorleiſtungspflicht zu entziehen, indem er z. B. mit de ſchluß 
erhebung bis kurz vor Ablauf der Verjährung oder einer PEN 
friſt wartet. Aber ſolche Fälle werden praktiſch nicht * iſſen 


ſein, und es kommt auch ſonſt vor, daß das Ge 


Lage wäre, ſeinerſeits in dem Prozeß zu einem Titel auf abel 
ſeiner Aufwendungen zu gelangen. Wollte man andere zichliehen 
nur den zahlungsſäumigen Kl. von der Verhandlung aus vom 
fo würde vorausſichtlich nicht ſelten der Prozeß mit den eines 
prozeßökonomiſchen Standpunkt höchſt unerwünſchten Erlaß Nicht, 
Verſäumnisurteils gegen den Kl. beginnen; im Falle bah pas 
zahlung der Gebühr bis zum zweiten Termin würde nun gt 
gegen den Kl. ergehende zweite Verſäumnisurteil den ende bung 
Verluſt des materiellen Anſpruchs bedeuten — die Vorwege ger 
würde alſo, im ganzen betrachtet, unter ungleich ſchwerer 
wirkungsfolgen ſtehen als gegenwärtig. lin. 
Min R. Dr. Jonas, Ber 


Juriſtiſche en 


4 


* 
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[ 2 
Gelege Raum läßt. Diefer vom 20. ZivSen. verwertete Ge⸗ 
unkt kann alſo nicht ausſchlaggebend ſein. 
jeden gegen würde nach der Stellungnahme des 20. Ziv Sen. für 
macht, . der von der Befugnis des 874 Abf. 4 GKG. Gebrauch 
erleide des Gefahr beſtehen, daß er einen materiellen Rechtsverluſt 
Risi Der Weg des 874 Abſ. 4 würde daher mit einem großen 
bunden ſein, was offenſichtlich nicht i. S. des Geſetzes liegt. 
„Beſchl. v. 12. Juli 1930, 23 W 4750/80.) 
Mitgeteilt von LR. Dr. Hohe, Berlin. 
2 * 
7. Zur Auslegung des § 74 GKG. 5 


ewe 74 Abf. 2 GKG. ſtellt eine Beſchränkung des Anſpruchs auf 
Gr rung ſtaatlichen Rechtsſchutzes dar, die lediglich aus fiskaliſchen 
einer a eingeführt worden ift, im übrigen auch nur in die Form 
icht Jollvorſchrift gekleidet ift. Eine ſolche Ausnahmevorſchrift darf 
iſt Fi e zwingenden Grund erweiternd ausgelegt werden; insbeſ. 
nahme icht angängig, eine andere als die darin vorgeſehene Maß⸗ 
für une Erreichung des mit der Vorſchrift erſtrebten Erfolges 
der 1 fig zu halten. Dies tut aber das LG., wenn es zwar von 
hardlunſagung der Terminsanberaumung abſieht, die mündliche Ver⸗ 
99 aber verweigert. Hierfür fehlt jede rechtliche Grundlage. 
Gefährds der Tatſache, daß § 74 Abſ. 4 a. a. O. für den Fall einer 
0 * der Intereſſen des Kl. es nicht zuläßt, die Termins⸗ 
kann mung bis zur Zahlung der Prozeßgebühr hinauszuſchieben, 
rung icht etwa gefolgert werden, daß das Gericht in der Förde⸗ 
Prozeſſes nur bis zur Beſeitigung der Gefährdung zu 
auche, alsdann aber den Fortgang des Prozeſſes in einem 
Abſ. 4 tadium verriegeln dürfe. Das Geſetz ſieht vielmehr in 
9 74 1 daß in einem ſolchen Falle die ganze Vorſchrift des 
ge, 1.2 keine Anwendung finde. Iſt alſo eine der Voraus⸗ 
nahmepe des Abf. 4 gegeben, jo iſt zu verfahren, als ob die Aus⸗ 
(N bestimmung des Abſ. 2 überhaupt nicht beſtände. 
„28. ZivSen., Beſchl. v. 17. Juni 1930, 28 W 5858/30.) 
Mitgeteilt von AGR. Auerbach, Berlin. 


Breslau. * 


wenns. 818 Ziff. 3 RA Geb. Keine Vergleichsgebühr, 
Verglöidar die Mitwirkung, aber nicht der Abſchluß des 
als Arrches in die Inſtanz fällt, für die der Rechtsanwalt 
„ eranwalt beigeordnet war. ) 
halb = kann dahingeſtellt bleiben, ob der RA. Dr. P. noch inner⸗ 
war, * Inſtanz, für die ſeine Beiordnung als Armenanwalt erfolgt 
ſchloſſen auf das Zuſtandekommen des Vergleiches, wie er ge⸗ 
der a worden iſt, gerichtete Tätigkeit entfaltet hat. Vorausſetzung 
nicht „bung der Vergleichsgebühr des 8 13 Ziff. 3 RAGebO. iſt 
ſondern . daß die Mitwirkung in die Zeit feiner Beiordnung fällt, 
ſchloſſen auch, daß der Vergleich nicht in einer ſpäteren Inſtanz ge⸗ 
ird, in der die Partei durch einen anderen Prozeßbevoll⸗ 
zan beraten und vertreten iſt. Dieſer Gedanke ergibt ſich 


nicht ai Beſtimmung dahin auszulegen, daß zwar die Mitwirkung, 
in d ber Abſchluß des Vergleiches in die Zeit fallen müſſe, 
auch aug . Prozeßvollmacht wirkſam war. Er ergibt fi aber 


merken 


nur died ad 
le 

d 

kein, Gas 

Yängi Hihkeit schafft, die weitere Tätigkeit des Gerichts an die 

enden, gene der Prozeßgebühr zu binden (vgl. auch Fried⸗ 


dene 5 Erfolgt der Abſchluß eines Vergleichs in einer höheren 
110 wenn bezog ſich die Tätigkeit des vorinſtanziellen Anwalts, 
abt mehr ie an ſich als „Mitwirkung. zu gelten hat, tatſächlich 
win alſo auf diejenige Inſtanz, für die er beigeordnet war. Er 
ficht En als Armenanwalt vom Staat die Vergleichsgebühr 
fan sonst den (og. Friedlaender. I. 1930, 2028). Dagegen 
bone tlie ber erſtinſtanzielle Prozeßbevollmächtigte ſehr wohl von 
8 derer Gunten die Vergleichsgebühr fordern, wenn er bei einem in 
nach Juſtanz zuſtande gekommenen Vergleich — ſei es vor, ſei 
bert. eginn des höheren Rechtszugs — auftragsgemäß „mit⸗ 
5 ur müſſen eben in ſeiner Perſon alle Vorausſetzungen 
Aueh u. 8 NAGED. gegeben ſein (vgl. Walter⸗Joachim⸗ 
= nders 913 Anm 59). Die Vergleichsgebühr ift in ſolchen 

erhöhte nach 8 52 RAcGebd. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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bevollmächtigte, der feine Partei bei den Vergleichsverhandlungen 
vertritt, einen Anſpruch auf die Vergleichsgebühr des 8 13 Ziff. 3 
RAcGebO. hat und daß in einem Rechtsſtreite, der ſich etwa durch 
drei Inſtanzen hinzieht, es mit den Grundſätzen der GebO. und der 
Billigkeit nicht zu vereinbaren iſt, wenn den Prozeßbevollmächtigten 
aller drei Inſtanzen je eine Vergleichsgebühr zuſtehen ſoll, falls ſich 
die Verhandlungen auf alle drei Inſtanzen unter Mitwirkung des 
jeweiligen Prozeßbevollmächtigten erſtreckt haben ſollten. 

Im vorliegenden Falle hat der BeſchwF. das Schreiben vom 
2. Aug. 1929 an den gegneriſchen RA. gerichtet, nachdem am 21. Juni 
1929 das Urteil ergangen und drei Tage, bevor am 5. Aug. 1929 
die Berufung eingelegt worden war. Der Vergleich iſt am 1. Febr. 
1930 in der BerInſt. zuſtande gekommen. Selbſt wenn man daher 
annehmen wollte, daß die Inſtanz, für die der RA. Dr. P. bei⸗ 
geordnet war, am 2. Aug. 1929 noch nicht ihr Ende erreicht hatte 
und daß das Schreiben von dieſem Tage für den ein halbes Jahr 
ſpäter geſchloſſenen Vergleich urſächlich geweſen iſt, kann er die Ver⸗ 
gleichsgebühr nicht beanſpruchen, weil der Vergleich ſelbſt nicht nur 
in einem Zeitpunkte geſchloſſen worden iſt, in dem ſeine Beiordnung 
als Armenanwalt längſt erloſchen war, ſondern auch zu einer Zeit, 
in der ein anderer Prozeßbevollmächtigter die Beratung und Ver⸗ 
tretung der Partei als Armenanwalt übernommen hatte. 


(OLG. Breslau, 11. ZivSen., Beſchl. v. 19. Juni 1930, 17 W 1761/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Warſchauer, Breslau. 
* 


29. 88 45, 93, 94 RAGebO.; § 91 3PO. Wenn eine 
Partei ihrem Prozeßbevollmächtigten als Vergütung für 
die Wahrnehmung eines auswärtigen Beweistermins im 
Wege der Honorarvereinbarung diejenigen Beträge zu⸗ 
geſteht, die ſie dem auswärtigen RA. hätte zahlen müſſen, 
dann find dieſe Koſten erſtattungsfähig. }) 

Dem Prozeßbevollmächtigten der Bekl., RA. Dr. M. in Bres⸗ 
lau, war es mit Rückſicht darauf, daß er durch die Reiſe zum 
Beweisaufnahmetermin in Gleiwitz andere Berufsgeſchäfte in Bres⸗ 
lau nicht wahrnehmen konnte, wodurch ihm Einnahmen entgingen, 
nicht zuzumuten, die Vertretung der Behl. in dem auswärtigen Be⸗ 
weisaufnahmetermin nur gegen Erſtattung der Reiſekoſten 


Zu 29. Die Entſch. zeigt ein erfreuliches Verſtändnis für die 
Intereſſen der Anwälte in einem Falle, wo die Anwendung der ver⸗ 
alteten Reiſekoſtenvorſchriften der RAGebO. zu einem höchſt un⸗ 
billigen Ergebnis führt. Eine Reiſe von Breslau nach Gleiwitz ein⸗ 
ſchließlich Terminswahrnehmung erfordert mindeſtens eine Abweſen⸗ 
heit von 8—9 Stunden. Dafür ſteht dem Prozeßbevollmächtigten ein 
Tagegeld von 10 RM und ein Abweſenheitsgeld in gleicher Höhe zu, 
alſo insgeſamt 20 AM. Damit find feine Anſprüche, abgeſehen von 
den Fahrtauslagen, erſchöpft. Denn die Beweisgebühr ſteht dem Pro⸗ 
zeßbevollmächtigten ja auch ohne die Terminswahrnehmung zu. Daß 
einem auch nur einigermaßen beſchäftigten Anwalt nicht zugemutet 
werden kann, für ein derartiges Entgelt ſeine anderen Berufsgeſchäfte 
im Stich zu laſſen, bedarf keiner Ausführung. Dies iſt vom OLG. 
Düſſeldorf: JW. 1927, 8104 und Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender, Anm. 26 zu § 78 RAGebO. und Fußnote 15 zu 88 45/46 
dargelegt (vgl. auch Baumbach, Reichskoſtengeſetze, Anm. 5 zu 
845 NAGED.). In ſolchem Falle ift daher die Beſtellung eines 
auswärtigen Subſtituten zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig, und deſſen im Vergleich zu den Reiſekoſten des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten höhere Gebühren find auch gemäß 845 NUGED. 
erſtattungsfähig. 

Nimmt aber der Prozeßbevollmächtigte den Termin gleichwohl 
ſelbſt wahr und bewilligt ſeine Partei ihm im Wege der Honorar⸗ 
vereinbarung gemäß § 93 NAGED. die gleichen Gebühren, die 
einem auswärtigen Subſtituten zuſtehen würden, ſo kann die ob⸗ 
ſiegende Partei von dem unterlegenen Gegner gemäß § 94 RAchebD. 
doch nur die geſetzlichen Gebühren des Prozeßbevollmächtigten, 
d. h. im vorliegenden Falle die geſetzlichen Reiſekoſten, erſtattet ver⸗ 
langen. Denn nach 8 94 NAGED. kommt für das Verhältnis des 
Auftraggebers zu dem Erſtattungspflichtigen die vertragsmäßige Feſt⸗ 
ſetzung der Vergütung nicht in Betracht, d. h. der Erſtattungspflichtige 
hat in jedem Falle nur die geſetzlichen Gebühren des geg⸗ 
neriſchen Anwalts zu erſtatten. Inſoweit ändert 8 94 RAGED. die 
Regel des 8 91 Abſ. 1 ZPO. ab (Walter⸗Joachim⸗Fried⸗ 
laender, Anm. 26 zu § 78 und Fußnote 15 zu 88 45/46 RA⸗ 
Geb.; M. Friedlaender: JW. 1927, 1499; OLG. Köln 
ebenda; Baumbach, Reichs koſtengeſetze, Anm. 1 zu 8 94 NAGEBD.). 
Die geſetzlichen Gebühren des Prozeßbevollmächtigten richten ſich 
aber im vorliegenden Falle nach 88 78 ff. RA Geb. 

Die Partei kann auch nicht geltend machen, daß zu den ge⸗ 
ſetzlichen Gebühren ihr Prozeßbevollmächtigter die Reiſe nicht unter⸗ 
nommen hätte (Baumbach a. a. O.)). 

Dieſes Ergebnis iſt keineswegs befriedigend. Es zwingt die 
Partei, entweder einen auswärtigen Anwalt mit der Wahrnehmung 
eines Beweistermins zu beauftragen, was bei einer ſchwierigen Sach⸗ 
und Rechtslage häufig unzweckmäßig iſt, oder aber dem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten im Wege der Honorarvereinbarung die Gebühren 


3344 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche — 


und Tagegelder durchzuführen. Andererſeits waren die 
Bekl. berechtigt, ſich in dem auswärtigen Beweisaufnahmetermin 
durch einen Rechtsanwalt vertreten zu laſſen, und ſie durften dieſe 
Vertretung auch als notwendig für die zweckentſprechende Rechts⸗ 
verfolgung erachten. Hätten ſie ſich alſo durch einen auswärtigen 
Rechtsanwalt vertreten laſſen, ſo wären die in dem angefochtenen Be⸗ 
ſchluß abgeſetzten Rechtsanwaltsgebühren für die Beweisaufnahme 
entſtanden. Die Bekl. handelten deshalb durchaus zweckmäßig, wenn 
ſie ihrem Prozeßbevollmächtigten im Wege der Honorarvereinbarung 
dieſelben Gebühren zugeſtanden, die ſie dem auswärtigen Rechts⸗ 
anwalt hätten zahlen müſſen. Die Aufwendung des den Gegenſtand 
der Beſchwerde bildenden Betrages war deshalb zur zweckentſprechen⸗ 
den Rechtsverfolgung notwendig und iſt gemäß § 91 Abſ. 1 ZPO. 
von dem Kl. den Behl. zu erſtatten. 

(OLG. Breslau, 2. ZivSen., Veſchl. v. 22. Juli 1930, 5 W 2530/30.) 

Mitgeteilt von RA. Mendelsſon, Breslau. 
* 


30. 8 93 ZRD. Koſtenlaſt nach Freigabe im Inter⸗ 
ventionsprozeſſe. Veranlaſſung zur Klagerhebung. Be⸗ 
griff des ſofortigen Anerkenntniſſes. 7) 


Die Bekl. nimmt den § 93 ZPO. für ſich in Anſpruch, weil 
ſie zur Klagerhebung keine Veranlaſſung gegeben und den Klage⸗ 
anſpruch ſofort anerkannt habe. Grundſätzlich kann bei Widerſpruchs⸗ 
klagen aus 8 771 ZPO. der Pfändungsgläubiger vor Klagerhebung 
Glaubhaftmachung des Rechts des Widerſprechenden verlangen. Er 
muß ſich dabei mit dem begnügen, was nach der Auffaſſung eines 
verſtändigen Mannes ausreichend iſt, um die Überzeugung von der 
Richtigkeit der Behauptungen des Widerſprechenden zu begründen. 
Gibt der Pfändungsgläubiger daraufhin nicht frei, ſo hat er zur 
Klagerhebung Veranlaſſung gegeben. Sit die Glaubhaftmachung nicht 
ausreichend und läßt es der Pfändungsgläubiger zur Klage kommen, 
ſo kann er noch im Prozeß den vorher nicht erbrachten Nachweis 
verlangen und braucht nicht eher ein Anerkenntnis abzugeben. Gibt 


des auswärtigen Anwalts ohne Anſpruch auf Erſtattung durch die 
Gegenſeite zu verſprechen. 

Hier zeigt ſich aufs deutlichſte, daß ein ſtarres Feſthalten an 
einem teilweiſe veralteten Gebührenſyſtem zu groben Unbilligkeiten 
führen kann, des weiteren, daß die Reiſekoſtenvorſchriften 
einer ſchleunigen durchgreifenden Anderung bedürfen. 

RA. Dr. Carlebach, Berlin. 


Zu 30. 1. Der Tatbeſtand iſt in einem weſentlichen Punkte 
ungenau: Wir wiſſen nicht, was der Belel. in Wirklichkeit zwi⸗ 
ſchen Freigabeaufforderung und Freigabe in der Sache getan und was 
ihn zu dem Freigabeentſchluß veranlaßt hat. Es macht den Ein⸗ 
druck, als ob das Gericht feine Fragepflicht nach 8 139 ZROD. ver⸗ 
5 habe. Vielleicht hätte es ſonſt den Beweggrund des Bekl. 
erfahren. 

2. Die Entſch. unterſtellt, daß die Kl. vor Klagerhebung den 
Anſpruch nicht glaubhaft gemacht hat; ſie gibt andererſeits dem 
Bekl. ein Recht auf dieſe Glaubhaftmachung. Ein Haupt⸗ 
ſtreitpunkt in der Rſpr. iſt bekanntlich, wie lange der Pfandgläubiger 
die Freigabe von der Glaubhaftmachung abhängig machen darf, ohne 
koſtenpflichtig zu werden. Das OLG. geht hierin ſehr weit und 
nähert ſich der Entſch. des KG. (27. Ziv Sen.): JW. 1928, 2732 7. 
Denn der Pfandgläubiger ſoll, wenn vorher nicht ausreichend glaub⸗ 
haft gemacht wurde, erſt nach Beweiserhebung anerkennen 
müſſen. Das OLG. hält es alſo — in beachtlichem Gegenſatze zu 
der Entſch. des gleichen OLG. Breslau: ZW. 1928, 273310 — für 
grundſätzlich richtig, den Widerſpruchskl., der nicht ausreichend glaub⸗ 
haft macht, mit dem vollen Prozeßwagnis zu belaſten. 

3. Sonderbarerweiſe unterläßt es aber nunmehr das OG., 
den Schluß aus ſeinem Standpunkt zu ziehen. Dabei iſt es bedeut⸗ 
ſam, daß dieſer Schluß auch dann gezogen werden muß, wenn man 
nicht fo weit geht und — vgl. KG. (5. ZivSen.): JW. 1928, 1313 
— nur ein Anerkenntnis vor der Verhandlung zur Hauptſache als 
noch rechtzeitig zuläßt. Zu einem richtigen Schluſſe führen folgende 
Erwägungen: Der Bekl. hat mangels Glaubhaftmachung beine 
Veranlaſſung zur Freigabe, d. h. eine Freigabeaufforderung ohne 
jede Glaubhaftmachung oder mit völlig ungenügender Glaubhaft⸗ 
machung verpflichtet den Gläubiger zu nichts; alſo darf auch der 
Dritte nicht damit rechnen, daß ſeine Aufforderung Erfolg haben 
wird. Hat der Gläubiger gar nicht geantwortet, oder lediglich ohne 
Angabe von Gründen erklärt, er werde nicht freigeben, ſo muß ſich 
der Dritte überlegen, ob er jetzt ſchon Veranlaſſung zur 
Klage hat. Dies iſt aber regelmäßig nur dann der Fall, 
wenn der Gläubiger, um mit den Worten unſerer Entſch. zu 
reden, „nach der Auffaſſung eines verſtändigen Mannes“ aus⸗ 
reichende Mitteilungen des Widerſprechenden erhalten 
hat. Fehlt es daran, fo wird eben der „verſtändige Mann“ nicht 
freigeben. Das OLG. widerſpricht ſich alſo in unlöslicher Weiſe. 
Denn es ſagt auf der einen Seite: „Du, Gläubiger, brauchſt als 
verſtändiger Mann nicht freizugeben“, auf der anderen Seite dagegen: 
„Du haſt ja überhaupt gar keine Erwägungen angeſtellt, weder ver⸗ 
ſtändige noch unverſtändige. Dir iſt offenbar alles einerlei geweſen. 


0 
er bei genügender Glaubhaftmachung vor Klagerhebung erſt 1 
Beweiserhebung im Prozeß frei, ſo liegt noch ein ſofortiges ei 
erkenntnis“ vor, das ihn von der Koſtenkaſt befreit. Es können Tor 
dings Fälle vorkommen, wo er ſich ſofort nach Klagerhebn gige 
einer Beweisaufnahme entſcheiden muß, zum Beiſpiel, wenn der ei 
ſchrift Urkunden beigefügt find, die ihm vor Klagerhebung ig 
vorgelegt worden find. Wenn der Pfändungsgläubiger es 4 men 
vorheriger ungenügender Glaubhaftmachung auf die Klage ande 
läßt und dann ſofort anerkennt, ohne daß die Klageſchrift ae e 
welche neue Momente enthält, jo gibt er damit zu erkennen, aus⸗ 
ihm auf die Glaubhaftmachung nicht ankam oder er ſie für at’ 
reichend hielt. Denn die Klage allein ſchafft keinen meu gige, 
beſtand. Dadurch, daß darin unter bloßer Zeugenbenennung das nicht 
tum des Widerſprechenden dargelegt wird, wird dieſes Eigentum el 
mehr glaubhaft gemacht, als es vor Klagerhebung geſchehen iſt. oje" 
zwar richtig, daß für die Koſtenlaſt im allgemeinen das vorpf auch 
ſuale Verhalten der Parteien entſcheidend iſt. Man kann abe a 
aus dem Verhalten der Parteien nach Klagerhebung einen den 
ſchluß auf ihr vorprozeſſuales Verhalten ziehen. Im vorlie igabe 
Falle iſt nach der eigenen Darſtellung der Bekl. ſeit der Bir 12 
aufforderung der Kl. eine weitere Glaubhaftmachung ihres 
tums bis zum Anerkenntnis nicht erfolgt. Wenn der Bekl. die 
legung der Kl. in Wahrheit nicht genügt hätte, fo hätte fie Min 
richtig im Rechtsſtreit die Freigabe nicht erklären können, 900 fi 
die Darlegung und Glaubhaftmachung verſtärkt worden fit. poll 
trotzdem frei, jo ift daraus zu entnehmen, daß fie entweder ober 
vornherein die Glaubhaftmachung für ausreichend gehalten hat ung 
daß ſie das Recht der Kl. auch ohne hinreichende Giaubhaftn ich 
anerkennen wollte. In beiden Fällen hat ſie, ohne durch 85 auf 
und verſtändige Erwägung dazu genötigt zu fein, der Kl., P zur 
andere Weiſe nicht zum Ziele kommen konnte, Veranlaſſee ale 
Klagerhebung gegeben. Denn die Bekl. hat durch ihr BEN nd 
zu erkennen gegeben, daß es für die Kl, der Klagerhebung 


— 1 
Du haſt freigegeben, trotzdem du das gar nicht gemußt ele 


Das heißt alſo, wenn der Gläubiger weiter prozeſſier chen 
dann hätte das OLG. ihm noch das Recht der nachträg! auch, 
Freigabe bewilligt; weil er aber gleichgültig, vielleicht abe en 
etwa mit Rückſicht auf die in 2 angeführte Entſch. des OLG. of” 
von 1928, bewußt vorſichtig geweſen ift, wird er mit der 
laſt belohnt. ear deren 
Das OLG. überſieht dabei ferner, daß in der Klage ſür pie 
Behauptungen Zeugen benannt wurden. Wie es ſcheint, wa Steel 
vorher nicht angegeben, fo daß dem Bekl. damit offenbar der 
ſtoff ergänzt worden war. „ un 
4. Aus dieſen genannten Gründen iſt das urteil 
ſchlüſſig und höchſt unbefriedigend. ich des 
Nachtrag: Nach Kenntnisnahme von den beiden Eu ana? 
OLG. Breslau: JW. 1930, 2071/72 mit der Fußnote von 
füge ich zu: te ei 
Sowohl die Auffaſſung von Jonas als auch meg 2070 
ſcheinen zu weit zu gehen; denn Jonas hält (JW. 199 en a 
den zur Freigabe Aufgeforderten unter allen U om ge am aten 
zur Stellungnahme verpflichtet, während ich hier oben die Auf 10 
vertrete, der Aufgeforderte ſei zu gar nichts verpfli hte, Rich, 
die Glaubhaftmachung fehle oder völlig ungenügend ſei. Das eine 
tige dürfte in der Mitte liegen. Zur Rechtsbelehrung sel 
Fremden iſt der Pfandgläubiger grundſatzlich nicht 17 All 
Wer einen Anſpruch auf Freigabe erhebt, muß ſich über ſe nag er 
klärungspflicht ſelbſt vergewiſſern. Unterläßt er dies, ſo 0 
die Gefahr für die Folgen ſeiner mangelhaften Aufklärung ua 
bleibe deshalb dabei und kann die darüber hinausgehende 5 erung 
ſche Anſicht nicht für richtig halten: Freigabeaufforb! de 
ohne jegliche Glaubhaftmachung verpflichten ge # 
Aufgeforderten zu keiner Antwort. Eine andere 8 
natürlich, ob man nicht freiwillig eine Antwort erteilen i 
mäßig wird es in der Regel ſein. Noch weniger kann 5 lb, 
biger eine Aufforderung verpflichten, die nicht einmal erken! worben 
auf welche Weiſe der Auffordernde ein Widerſpruchsrecht 
haben will. . gal 
Andererſeits erkenne ich meine oben unter 3 nicde gan 
Meinung als irrig inſoweit, als eine völlig ungenügende ich pe 
haftmachung zu nichts verpflichten ſoll. Hier ſchließe ich der Auf 
weiſe abwägenden Auffaſſung von Jonas an. Wenn et 
geforderte erkennen kann, daß man wenigſtens eine — zyflich 
machung verſucht, daß man alfo die geſetzliche Aufklärung tre 
wenn auch einſtweilen noch unvollkommen, erfüllt, dann bt er ge 
der Unvollkommenheit die Verpflichtung, zu antworten. 00 
keine Antwort, ſo iſt die Klage veranlaßt. 0 beſbroch, 
Dieſe Nachgabe beeinflußt indeſſen nicht die Kritik der Le eiche 
nen Entſch. Dieſe liegt in ihrem ganzen Aufbau auf der bee 
Linie wie die in ZW. 1930, 2071/72 abgedruckten beiden mi 
und es iſt bedeutſam, daß auch Jonas den von mir. ähnli 
ſpruchsvoll bekämpften zweiten Entſcheidungsgrund mit 
Gründen als bedenklich anſieht. mſtabt 
RA. Ernſt Langenbach, Da 


enk 


nur di 
ſeſt er bedurfte, um die Freigabe zu erreichen. Es muß daran 
ch . werden, daß Prozeſſe, die vermieden werden können, 


ber Ber, den werden müſſen. Ein folder Fall liegt hier vor, wo 

lis noch ohne daß zwiſchen Freigabeaufforderung und Anerkennt⸗ 

gegebene irgend etwas zur Glaubhaftmachung geſchehen iſt, frei⸗ 

und „ hat. Die Bekl. hat damit zur Klage Veranlaſſung gegeben, 

9 91 915 da der Fall des 8 93 ZMO. nicht gegeben ist, gemäß 
(gg O. die Koſten tragen. 

. Breslau, 11. Ziv Sen., Urt. v. 15. Mai 1930, 17 U 301/29.) 


Milgeteilt von OLGR. Warſchauer, Breslau. 
* 


gegenff. Fortbeſtehen des Intereſſes an der Vollſtreckungs⸗ 

au] die ge trotz vorläufigen Verzichts des Gläubigers 

Noſtenf Vollſtreckung. Geſamtgläubigerſchaft bei einem 

feſtſetzungsbeſchluß. ) 

des a Bekl. ſteht gegen die Kl. aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
50 in O. v. 22. März 1929 eine Erſtattungsforderung in 
ou 202,40 RM zu. 

Lofer ° Kl. haben mit der Behauptung, fie hätten mit einer die 

rung, rung der Behl. weit überſteigenden Schadenserſatzforde⸗ 


und oe Gegenſtand eines Vorprozeſſes umgekehrten Rubrums 
weſen fel denſelben beendenden außergerichtlichen Vergleichs ge⸗ 
voll „aufgerechnet, Klage erhoben und beantragt, die Zwangs⸗ 


erklären. ng aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß für unzuläſſig zu 


geben dar beklagte Ehemann hat die Rechtsſchutzvorausſetzungen der 
Kl. 5 erhobenen Klage geleugnet mit der Behauptung, er habe den 
dem h ſeinen Prozeßbevollmächtigten mitteilen laſſen, daß er aus 


eine golenfeftjepungsbeichtuß nicht vollſtreckhen werde, wohl aber 
hefrau. 


Wer ei beklagte Ehefrau hat beſtritten, daß den Kl. ihr gegen⸗ 
8 dense g aufrechenbare Forderung zuſtehe, da deren angeblicher 
aber Werſatzanſpruch nur dem Grunde nach feſtſtehe, der Vergleich 


worden f ihrem Ehemann ohne Vollmacht für ſie abgeſchloſſen 


die Ach. hat nach dem Klageantrage erkannt. 
war erufung wurde zurückgewieſen. 
klagten Es würde der von den Bekl. behauptete Verzicht des be⸗ 
der 81 hemannes auf die Rechte aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
den bdekle inſoweit das Rechtsſchutzintereſſe entziehen, als ſie gegen 
reihe agten Ehemann gerichtet iſt. Wie aber der Wortlaut des 
de ee des Prozeß bevollmächtigten der Bekl. beweiſt, hat dieſer 
aus ber goſchen Anwalt nur beſtätigt, daß er vorläufig nicht 
Dan oſtenfeſtſetzungsbeſchluß vollſtrecken werde. 
ach handelt es ſich nicht um eine Abrede in dem Sinne, 


9 . 
N 1 81. Dem obigen Beſchluß des OLG. Breslau iſt zuzu⸗ 
Neeslau is auf einen Punkt, der Bedenken erregt. Das DLG. 
echte ons klärt, der Verzicht des beklagten Ehemanns auf die 
gegen 18 dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß würde der Vollſtreckungs⸗ 
ihn eric inſoweit das Rechtsſchutzintereſſe entziehen, als fie gegen 
RO, ve et iſt. Hierfür beruft ſich die Entſch. auf den Komm. zur 
go Note Stein⸗Jonas, Note II, 2 zu § 767 Anm. 45, 57 
1267 an Ni 6 vor 8704. Aber die hier, insbeſ. in Aum. 45 zu 
beenden (orten Entſch. betreffen einen von dem vorliegenden ab⸗ 
ee Tatbeſtand. Bei ihnen handelt es ſich darum, daß eine 
ger 9 iche Abmachung vorgelegen hat, durch die ſich der Gläu⸗ 
wachen Pflihtete, von dem Vollſtreckungstitel keinen Gebrauch zu 
Tun zu erer. wie es in Reh. IW. 1901, 122 heißt, aus 
zatel mim artenden Urteil keine Rechte geltend zu machen bzw. den 
a Eher, im beſtimmte Sachen (die Möbel der als Bürgen haften- 
tin, 339) au) vollſtrecken zu laſſen (jo OLG. Hamm: Oschgiſpr. 
in folge, Für dieſe Fälle führen die genannten Entſch. aus, daß 
geh, ſich allerivatrechtlicher Verzicht auf die Vollſtreckung des Titels 
ſkünde, ſoltein noch nicht eine Einwendung i. S. des 9 767 be⸗ 
che, in ndern daß dieſe Einwendung erſt in dem Augenblick ent⸗ 
wolen em der Gläubiger ſich an dieſe Zuſagen, nicht vollſtrecken 
Ju, Schuld nicht mehr halt und doch mit der Vollſtreckung gegen 
biage ſteh ner vorgeht. So liegt die Sache aber in dem hier in 
ers, „enden Fall nicht. Hier kommt ja die Zuſage des Glau⸗ 
düfte gut vollſtrecken zu wollen, als Einwendung, die mit der 
e aungsgegenklage geltend gemacht werden ſoll, gar nicht in 
ielmehr bildet den Klagegrund die erfolgte Aufrechnung 
hs. ud urch eingetretene Erlöſchen des Koſtenerſtattungsau⸗ 
bwicintereß für dieſe Vollſtreckungsgegenklage beſteht das Rechts⸗ 
m 9 
ber Tit te liegenden Falle), ſondern endgültig auf die Vollſtreckung 
wirt Gl. 0 erzichtet hat. Denn wer garantiert dem Schuldner, daß 
(eh lich ' alt an dieſe Verpflichtung bzw. an dieſen Verzicht auch 
Gul. au galt, daß er nicht gleichwohl zur Vollſtreckung ſchreitet 
launde * mit der Behauptung, der Verzicht ſei aus irgendeinem 
wunder De 3. B. auf Grund der Anfechtung wegen Irrtums, arg⸗ 
ub © Tauſch f de ne 
iin, wer w hung uſw. — unwirkſam)? Tut der Gläubiger dies — 
un ll ihn daran hindern? —, fo iſt der Schuldner ge⸗ 
münmehr gegen dieſe Vollſtrechung vorzugehen. Höchſt⸗ 
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e auch daun, wenn der Gläubiger nicht nur vorläufig 
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daß von dem Vollſtreckungstitel überhaupt kein Gebrauch ge⸗ 
macht werden ſolle, welche allein der Vollſtreckungsgegenklage die 
Grundlage entziehen könnte (vgl. Stein⸗Jonas, Anm. II, 2 zu 
8 767, Note 45, 57, Vorbem. VI, 6 vor 8 704), ſondern allenfalls, 
wie das LG. gleichfalls zutreffend ausführt, um eine Stundung. 
Die vorliegende Erklärung ließ die Kl. vollkommen im Unklaren 
darüber, ob ihre Aufrechnung vom beklagten Ehemann anerkannt 
wurde; ſie ſchloß aber auch eine Zwangsvollſtreckung für die Zu⸗ 
kunft nicht aus; denn der Bekl. konnte infolge ſeiner unbeſtimmten 
Ausdrucksweiſe hinſichtlich der Zeit, während deren er von der 
Vollſtreckung abſehen wolle, jederzeit Vollſtreckungsauftrag erteilen, 
ohne ſich zu ſeiner Erklärung in Widerſpruch zu ſetzen. 

Die Kl. haben aber ein unmittelbares rechtliches Intereſſe daran, 
vor einer Zwangsvollſtreckung, die auf Grund eines infolge ihrer 
Aufrechnung in Wahrheit nicht mehr beſtehenden Anſpruchs erfolgt, 
geſchützt zu werden. Dieſem Schutz dient eben die erhobene Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage, welche danach gegen den beklagten Ehemann 
zuläſſig und begründet iſt. 

Aber auch bezüglich der beklagten Ehefrau hat das LGG. zu⸗ 
treffend die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtrechung aus dem Koſten⸗ 
feſtſetzungsbeſchluß ausgeſprochen. 

Mit Recht hat es angenommen, daß die von den Kl. gegenüber 
dem beklagten Ehemann erklärte Aufrechnung mit der unſtreitigen 
Vergleichsforderung das Erlöſchen der Koſtenforderung auch der 
beklagten Ehefrau zur Folge hat. Dies ergibt ſich daraus, daß die 
Bekl. nach der Faſſung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes, der die von 
den Kl. zu erſtattenden Koſten beiden Bekl. zuſammen und ohne 
Trennung nach beſonderen, nur in der Perſon eines der beiden 
Bekl. entſtandenen Koſten zuweiſt, als Geſamtgläubiger anzuſehen 
ſind (8 428 BGB.). 

Schuldtitel müſſen eng und bei der Bedeutung, die ihnen 
für das Zwangsvollſtreckungsverfahren als deſſen Grundlage zu⸗ 
kommt, ſo ausgelegt werden, wie es ihre Faſſung zum Ausdruck 
bringt. Nach der klaren Form und Faſſung des Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluſſes, auf die es im Intereſſe der Rechtsſicherheit und des 
Schutzes der mit der Vollſtreckung aus ihm bedrohten Schuldner 
allein ankommt, iſt das Rechtsverhältnis zwiſchen den Gläubigern 
und den Schuldnern aber nicht derartig, daß jeder Gläubiger nur 
zu ſeinem Kopfteil berechtigt iſt, ſondern jeder Gläubiger iſt auf 
das Ganze forderungsberechtigt. 


Danach hann jeder der beiden Bell. die geſamte im Voll⸗ 
ſtreckungstitel feſtgeſetzte Summe beitreiben mit der Wirkung, daß 
der Schuldner, der die geſamte Schuldſumme an einen der Gläubiger 
zahlt, auch gegenüber dem anderen Glaubiger frei wird. Da ebenſo wie 
die Erfüllung auch die Aufrechnung geſamtbefreiend wirkt (8 429 
Abſ. 3 Satz 1, § 422 Abſ. 1 BGB.), find die Kl. durch ihre dem 


wahrſcheinlich weird er dann auch, um nicht geſchädigt zu werden, 
einen Antrag nach 8 769 auf Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
ſtellen müſſen. Und dann braucht nur infolge einer Verkettung wid⸗ 
riger Umſtände die Anordnung der Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht rechtzeitig zu erreichen zu ſein, und dem Schuldner 
kann ein ſehr erheblicher Schaden entſtehen. Das zu vermeiden 
bzw. dem vorzubeugen, ſolange es noch Zeit iſt, daran hat der 
Schuldner ein ſehr erhebliches und berechtigtes und daher ſchutz⸗ 
würdiges Intereſſe. Dazu hat er aber kein anderes Mittel verfüg⸗ 
bar, als die rechtzeitige Erhebung der Vollſtreckungsgegenklage. Er 
iſt daher auf dieſe angewieſen, und es iſt ſomit nicht richtig, daß 
das Rechtsſchutzintereſſe an der auf die erfolgte Aufrechnung zu 
ſtützenden Vollſtreckungsgegenklage durch den Verzicht des Gläubigers 
auf die Vollſtreckung des Titels entfällt. Das gleiche gilt für den 
Fall, daß — was ja durchaus möglich iſt — die Vereinbarung 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner, der Gläubiger werde 
den Titel nicht vollſtrecken laſſen, ſich als Erlaßvertrag darſtellt. 
Dann begründet dieſe Vereinbarung ſchon für ſich allein die Voll⸗ 
ſtreckungsgegenklage, ohne daß es noch des Hinzutritts eines weiteren 
Klagegrundes (wie er im vorliegenden Fall in der Aufrechnung ges 
geben iſt) bedürfte. Denn den Erlaß kann der Schuldner ebenfalls 
nur mit der Vollſtrechungsgegenklage geltend machen. Geſteht man 
ihm dieſe unter Verneinung des Rechtsſchutzintereſſes nicht zu, fo 
kommt er wiederum in die oben geſchilderte mißliche Lage, ſobald 
der Gläubiger entgegen der Abmachung mit der Vollſtreckung gegen 
ihn vorgeht. Aus alledem ergibt ſich, daß in dem Verzicht des 
Gläubigers auf die Vollſtreckung des Titels kein Hinderungsgrund 
für den Schuldner zu erblicken iſt, gegen den Gläubiger mit einer 
Vollſtreckungsgegenklage vorzugehen, deren Klagegrund eine andere 
von jenem Verzicht unabhängige Einwendung gegen den im Titel 
feftgefleflten Auſpruch bildet. Daß natürlich ein nur vorläufiger 
und ganz unbeſtimmt erklärter Verzicht, wie er im vorliegenden 
Falle gegeben ift, exit recht nicht die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage zu beeinträchtigen vermag, iſt ſelbſtverſtändlich. 

Daß im vorliegenden Falle auch gegenüber der Ehefrau die 
Vollſtreckungsgegenklage begründet iſt, führt die obige Entſcheidung 
unter Hinweis auf die objektive Wirkung der Aufrechnung gegenüber 
Geſamtſchuldnern ebenfalls zutreffend aus. 

Prof. Dr. Rudolf Schultz, Freiburg i. Br. 
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Juriſtiſche Wochenſche 


beklagten Ehemann erklärte Aufrechnung auch gegenüber der be⸗ 
klagten Ehefrau von ihrer Koſtenſchuld befreit. 
(OLG. Breslau, Urt. v. 31. März 1930, 17 U 20430.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 
Celle. 

32. 88 3 Abſ. 3, 14 ZeugGebdO. Schreibgebühren für 
die vom Sachverſtändigen gelieferten Abſchriften ſeines 
Gutachtens. 7) 

Wenn der Sachverſtändige ſein Gutachten in dreifacher Aus⸗ 
fertigung eingereicht hat, ſo iſt er damit über die ihm geſtellte 
Aufgabe hinausgegangen. Sein Auftrag war mit Vorlegung der 
Urſchrift ſeines Gutachtens erfüllt. Durch die Lieferung der Ab⸗ 
ſchriften iſt er als Geſchäftsführer ohne Auftrag für das Gericht 
tätig geworden, da letzteres andernfalls in ſeiner Kanzlei die Ab⸗ 
ſchriften für die Parteien hätte anfertigen müſſen. Das vom Sach⸗ 
verſtändigen befolgte Verfahren iſt in hohem Maße zweckmäßig und 
entſpricht einer weitverbreiteten Übung. Die Koften für die Ab⸗ 
ſchriften fallen weder unter § 3 Abſ. 3 noch unter § 14 ZeugGebd., 
und es iſt deswegen nicht angängig, nachzuprüfen, welchen unmittel⸗ 
baren Aufwand der Sachverſtändige für ihre Herſtellung gehabt hat. 
Vielmehr kann ſich der Gutachter den allgemein üblichen Preis be⸗ 
zahlen laſſen. Als ſolcher hat fi in Anlehnung an 8 71 Abſ. 4 
GKG. und an die preuß. VO. v. 7. März 1927 (GS. 20) ein Betrag 
von 30 Pf. je Seite eingebürgert. Danach kann der Sachverſtändige 
unbedenklich ſeine Forderung bemeſſen. Dies erſcheint um ſo mehr 
berechtigt, als ja der Staat die Abſchriften den Parteien zu dem 
gleichen Betrage in Rechnung ſtellt. 

(OLG. Celle, 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Juli 1930, 2 I W 205/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Granzow, Celle. 
* 


33. 828 RA Geb O. Gebührenſelbſtändigkeit des Arreſt— 
verfahrens. f) 

Nach § 28 RAGEHD. gilt das Arreſtverfahren, auch wenn es 
mit dem Verfahren über die Hauptſache verbunden iſt, für die Be⸗ 


Zu 32. Die Entſch. iſt im Ergebnis zweifellos zutreffend und 
begrüßenswert. Wenn das OLG. Celle zu dem vorliegenden, allein 
zweckmäßigen Ergebnis trotz der Annahme des Fehlens einer ein⸗ 
ſchlägigen Beſt. der maßgebenden ZeugGebO. kommt, ſo iſt dies be⸗ 
ſonders anzuerkennen. 

Die Bezugnahme auf die Vorſchriften über Geſchäftsführung 
ohne Auftrag zur Begründung des Anſpruchs auf Erſatz der Auf⸗ 
wendungen (vgl. 8 683 BGB.) erſcheint unter allen Umſtänden be⸗ 
gründet. Nach der Praxis mancher Gerichte, die übungsgemäß den 
Sachverſtändigen um Einreichung ſeines ſchriftlichen Gutachtens in 
mehrfacher Fertigung erſuchen, könnte ſogar ein auftragsahnliches 
Verhältnis angenommen werden (vgl. § 670 BGB.). Die Anwen⸗ 
dung dieſer zivilrechtlichen Grundſätze auf das allerdings im öffent⸗ 
lichen Rechte wurzelnde Verhältnis des Sachverſtändigen zu dem 
ſeine Vernehmung anordnenden Gerichte kann keinem Bedenken 
unterliegen (vgl. RG.: ZW. 1923, 78 Anm. Oetkers zu 1927, 
451; Jaſchkowitz: JW. 1928, 1024 und grundſätzlich RG. 110, 
294 — ZW. 1925, 1616; 124, 194 JW. 1929, 2332. 

Man wird aber tatſächlich die Entſch. auch aus den Vorſchriften 
der ZeugGebO. ſelbſt begründen können. Wenn man auch auf die 
Vorſchrift des 83 Abſ. 3 nicht zurückgreifen will, die wohl in 
ihrem Zuſammenhang mehr auf die für die Vorbereitung des 
Gutachtens verwendeken Koſten zielt, ſo kann die Feſtſtellung der 
Aufwendungen für Schreibgebühren doch wohl aus 8 14 gerechtfertigt 
werden. Daß durch Herſtellung der Abſchriften bare Auslagen min⸗ 
deſtens für Schreibmaterial, evtl. auch für Inanſpruchnahme von 
Hilfskräften entſtehen, iſt klar. Der Nachweis im einzelnen wäre 
zwar regelmäßig kaum möglich, er wird aber auch vom Geſ. nicht 
verlangt, das ausdrücklich auf billiges Ermeſſen abſtellt. Nach dieſem 
muß aber ein Pauſchalbetrag unter allen Umſtänden als angemeſſen 
erſcheinen, der von den Parteien auch aufgewendet werden müßte, 
wenn die Abſchriften durch das Gericht ſelbſt vorgenommen worden 
wären. 

Übrigens hat das OLG. Kiel in der bei Soergel, Jahr⸗ 
buch 1928, 1076 8 3 Nr. 5 wiedergegebenen Entſch. den Standpunkt 
vertreten, daß Vergütung der tatſächlich entſtandenen Unkoſten für 
Schreibgebühren und Bürounkoſten auch nach 8 3 Abſ. 3 verlangt 
werden kann. Auf dem gleichen Standpunkt ſteht auch der Komm. 
von Wegner, 83 Anm. 39 bez. der Auslagen für Schreibhilfe. 

Die Unterſcheidung Wegners 814 Anm. 6 zwiſchen ſächlichen 
Auslagen, die durch 8 3 Abſ. 3, und den perſönlichen Auslagen, die 
in 814 geregelt ſeien, ift ſchon deshalb praktiſch kaum durchführbar, 
weil § 3 Abſ. 3 ſich nur auf Sachverſtändige bezieht und ſächliche 
bare Auslagen auch bei Zeugen denkbar ſind. Auch gehen die Be⸗ 
griffe wohl ineinander über. 

RA. Dr. Krakenberger, Nürnberg. 


Zu 33. Der Beſchluß entſpricht der im Schrifttum durchaus 


rechnung der Gebühren des RA. als beſonderer Rechtsſtreit. 1 
dane Ge 

daß der Anſpruch auf geſonderte Gebührenberechnung für he; nicht 
dub gr 


angängig, für die einheitliche Vergleichsverhandlung nur ein beidet 


nicht neben dieſem in Erſcheinung treten, ſo daß bei 99 würde, 
zeichneten Auffaſſung der Zweck des Geſetzes vereitelt werde Pe pie 
Dem BeſchwF. ſteht daher auch für das Arreſtverſa 
Vergleichsgebühr beſonders zu. 237/80) 
(OLG. Celle, 1. ZivSen., Beſchl. v. 3. Juli 1930, 2 IW de 
Mitgeteilt von OLGR. Granzow, 


8 5 urteil 

34. SS 91, 103, 106 ZPO. Sind die Koſten in f den 
nach Bruchteilen verteilt, jo muß bei der Berechn un hſten 
zu erſtattenden Betrages vom Geſamtbetrag ben einel 
ausgegangen werden. Der Betrag, den der Ania. abe 
Partei aus der Staatskaſſe erhalten hat, darf Vz del 
geſetzt werden. — Der Anſpruch der Staatskaſſe gehe er 
Gegner kann niemals den im Ausgleichsverfahe gen. 
mittelten Koſtenanſpruch der Armenpartei überſt 5 1 
Sind die Prozeßkoſten den Parteien anteilsweiſe a dem 

ſo beſtimmt ſich der jeder Partei zur Laſt fallende Betrag 0 9 90 
Geſamtbetrage der Koſten beider Parteien, ſoweit ſie 19 und 
EBD. erſtattungsfähig find, mit Ausnahme der Gebüh ’ 
— — 1 


herrſchenden Meinung (Friedlaender § 28 Anm. 90 u 
Anm. 630; Willenbücher 813 Anm. 11; Sydo we Vn, 5Bi 
Anm. 5; Baumbach, 1929, 828 Anm. 1 A, $13 10 Celle; 
Merzbacher, 5. Aufl., § 13 Ziff. 6 d). Dieſer ift ſchon ONO. 
JW. 1928, 1522 28 beigetreten. b wenn. 

828 NUGEBD. bezeichnet das Arreſtverfahren, „auc die Dr 
mit dem Verfahren über die Hauptſache verbunden wird, fire au 
rechnung der Gebühren des Anwalts als beſonderen Rechtsſtre n ohn 
gilt nach dem Wortlaut des Geſetzes für das gejanıte Verfa ohn, 
jede Einſchränkung. Da es daher gebührenrechtlich überhauf gleich 


10 


und gleichzeitigem Vergleichsſchluß erledigt werden. Stets ere 
Vergleichsgebühr getrennt zu berechnen. Nach Verbindung aa 
Verfahren bildet nach 85 ZPO. der Geſamtbetrag der el wü, 
Streitgegenſtände den neuen Streitgegenſtand. Dieſe RU it z 
aber hier, wie die Entſch. richtig hervorhebt, praktiſch fahre 
Durchführung kommen, weil der Streitwert des Are” zuende 
regelmäßig durch den Streitwert des Hauptprozeſſes aufgefog? die Ver 
wird. Gerade ſolche Beſonderheiten des Arreſtverfahrens und 80 
ſchiedenheit ſeines Zieles bilden eben den Grund für die ; 
regelung in 8 28. 2 Gr N 
Die der Entſch. entgegengeſetzte Anſicht ift in der oh 1497 
veröffentlichten Entſch. des RG. v. 25. März 1927 (JW. 19, 
vertreten. 92 Au 
Im Schrifttum ſteht Geiershöfer: JW. 1929, 16 damit be 
unter Ziff. 3 auf dem gegenteiligen Standpunkte, den er ei 11 
gründet, daß nach ihrer geſchichtlichen Entwicklung die Vor Arreſ 
8 28 RUGEDD. lediglich zum Ausdruck bringen wolle, daß a n de 
verfahren gebührenrechtlich ein beſonderes Verfahren neben gen, nad 
Hauptſache darſtelle, um den früheren Zuſtand zu beſenn nt. 2 
welchem der RA. keine oder nur geringe Grundgebühren erb or 
Arreſtprozeß ſtehe alſo gebührenrechtlich zum Hauptfach on 75 
keinem anderen Verhältnis wie irgendein anderer Rechtsſt er Hu 
ſelben Parteien. Im Ergebnis freilich kommt Geiers hö wei 10 
ſichtlich der Vergleichsgebühr zu der hier vertretenen Löſung m 2 
im Gegenſatz zur herrſchenden Anſicht den Standpunkt ve an 
der Streitwert jedes gerichtlichen Vergleichs, der in einge nach y 
Rechtsſtreite befangene weitere Anſprüche miterledigt, nich Ste 
ſtreitigen Geſamtſumme, ſondern geſondert aus jedem einzel nur dag. 
gegenſtand zu berechnen ſei. Das kann aber doch wohl 147 10 
gelten, wenn nicht eine formelle Verbindung i. S. des entwickle 
erfolgt iſt. Tatſächlich zwingt aber auch die geſchichtliche ge 7 
des § 28 RAGEDD. nicht dazu, den heute gültigen klaren nein 
des Geſetzes einſchränkend in dem von Geiershöfer 
Sinn auszulegen. Nürnberg; 


dach 
Zu 34. I. Die Entſch. ift zutreffend und überaus wie 2 
Zunächſt iſt von dem DLG. mit Recht die irrige Anſten Arme 
abgelehnt worden, daß die von der Staatskaſſe an DE au gel 7 
anwalt gezahlten Armenrechtskoſten als Gerichts kosten Zeſold 
haben und als ſolche von dem unterlegenen Gegner ems 


RA. Dr. Krakenberger, 


a 
5 


fen 

feigen des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens. Der in dieſer Weiſe 
ent te Betrag iſt der Hoͤchſtbetrag der Koſten, für den die 
Taullich unterliegende Partei dem Gegner haftbar iſt. 

gekehrt nach würde alſo nicht der Kl. dem Bekl., vielmehr um⸗ 

haben. der Bekl. dem Kl. etwas, nämlich 37,19 AM, zu erſtatten 


20. du Unrecht hat der Urkundsbeamte der Gefchäftsftelle des 
teil be, etſtellung der Gejamtkoften, die Koſten des Kl. nur zum 
ſattete Kſichtigt und den feinem RA. aus der Staatsbaſſe er- 
daß 3% Betrag von 133,12 AM abgeſetzt mit der Begründung, 
auch baum eser Koſten bereits vom Bekl. erfordert ſeien. Denn 
uziehe N, wenn die Armenkoſten zur Staatskaſſe wieder ein⸗ 
frteikoſt ud, werden fie nicht Gerichtskoſten, ſondern bleiben ſie 

cht en und würden daher im Ausgleichsverfahren nicht außer 
Ju gelaſſen werden. 


anwa > Gebühren und Auslagen des dem Kl. beſtellten Armen⸗ 
ts m 


chase etrages auf die Staatskaſſe über. Inſoweit tritt die 


gegen en gan die Stelle der armen Partei. Ihr Erſatzanſpruch 
onitteltn egner kann daher niemals den im Ausgleichsverfahren 
37,19 1t Koſtenerſtattungsanſpruch der armen Partei (hier 


führung ’ Überfteigen. Im übrigen mag inſoweit auf die Aus⸗ 
Se bei Willenbücher, Koſtenfeſtſetzungsverfahren, XII 6 
(Don verwieſen werden. 
„Celle, Beſchl. v. 28. Febr. 1930, 4 VIL U 267/29.) 
Mitgeteilt von JR. Dr. G. Cohen, Hannover. 
* 


2 0 
altar: Für die Bemeſſung des Streitwerts bei Unter- 
Beben trägen iſt 5 9 3 50., nicht $ 10 Abſ. 2 GKG. maß⸗ 


D 
Crſülun 8.10 Abſ. 2 Gch. bezieht ſich nur auf Anſprüche auf 
dllicht Herter auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhalts⸗ 
eier; aht der Anſpruch auf Geſetz und Vertrag, ſo kaun es 
. 8 ob 810 Abſ. 2 GKG. oder 89 3PO. anzuwenden 
Lachten, rliegenden Falle ift aber 89 3PO. für anwendbar zu 
Er Rechtsgrund für die im Rechtsſtreit geltend gemachten 
en Be 
nut nach Men. Die Geltendmachung des Anſpruchs des Fiskus ift 
Sind diebgabe des $5 ArmAnwc. zuläſſig. 
autragt ie Koften im Urteil nach Bruchteilen verteilt und be- 
r Aus le: Armenanwalt Feſtſetzung gegen den Gegner, ſo ſind bei 
inen ert berechnung nach § 106 BRD. die ganzen Koſten der 
ice zei den Koſten des Gegners gegenüberzuſtellen, ohne 
teten auf die von der Staatskaſſe dem Armenanwalt er- 
N ler träge, denn der Gegner der armen Partei darf weder 
zu nenrech lechter geſtellt werden, weil der anderen Partei das 
9 5 d bewilligt war (Rittmann⸗Wenz, Anm. 3 Abſ. 2 
Anw.]. Der Betrag der von dem Bekl. an den Kl. 
A die En n Koſten iſt vom Senat zutreffend berechnet. Mehr 
zahlen, ume von 37,19 RM braucht alſo der Bekl. keinesfalls 
te 1 Kabeder dem Kl. noch dem Fiskus. 
olg, mn 8 124 3p wäre der Armenanwalt des Kl. be- 
= dem er ‚eöhe dieſes Betrages feine Gebühren und Auslagen 
se Staat battungspflichtigen Gegner beizutreiben. Daran darf ihn 
MT gez uch die Einforderung des von ihm an den Armen 
€ Wahlten Gebührenteils nicht hindern (Rittmann⸗ 
0 anpalt 38 Abſ. 1 zu § 5 ArmAnwch.). Daneben ſteht dem 
Wund des t ſelbſtverſtändlich gegen den Fiskus der Anſpruch auf 
anſnenanwalt 1 ArmAnwG. zu. Im vorliegenden Fall hatte der 
aſbruchen: 18 insgeſamt an Gebühren und Auslagen zu be⸗ 
ledalten. 5 84.15 J Aus der Staatskaſſe hat er nur 133,12 AM 
Ber wäre alſo berechtigt geweſen, die von dem unter⸗ 
auch, . vn auf Grund der Ausgleichsberechnung zu zahlenden 
Ein auf entzon dieſem beizutreiben. In dieſer Höhe hätten ihm 
5 Anrech p rechenden Antrag die Koſten feſtgeſetzt werden müſſen. 
v a dad auf die vom Fiskus gezahlten Koſten kam nicht 
Y ſt auf za nach 83 die vom Gegner zu leiſtenden Zahlungen 
aßanſprndielenigen Vergütungen anzurechnen find, für die ein 
l Der gegen die Staatskaſſe nicht beſteht. 


0 ah er keinerlei Koſten dem Bekl. zu erſtatten habe. 
nictonnte das Beſchwcc, die ihm an ſich zuftehenden 
ji weifelbaft feſtſetzen. Ob eine Nachforderung noch zuläſſig iſt, 
Abe auf die da die Rechtskraft des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes 
in 8 auch degeſamten vom Kl. geltend gemachten Koſten bezieht. 
ann he bun 3, Aggkus ſteht m. E. kein Anſpruch gegen den Bell. 

alt des „19 AM zu; denn die Staatskaſſe hat dem Armen⸗ 


Kl. dieſen B ; I? re 

* ten Betrag gar nicht erſtattet (vgl. 8 3 Arm⸗ 

infolgedeſſen findet auch $ 5 inſoweit keine Anwendung. 
RA. Dr. Carlebach, Berlin. 
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Anſprüche ausſchließlich in dem Unterhaltsvertrag vom Jahre 1906 
liegt. Denn es handelt ſich um die Aufwertung der durch dieſen Ver⸗ 
trag der Höhe nach feſtgeſetzten Unterhaltsrente, alſo um die Auf⸗ 
wertung von Vertragsleiſtungen, und der Fall iſt nicht anders zu 
beurteilen wie die Aufwertung einer reinen auf Vertrag beruhenden 
Geldrenten verpflichtung. Nach SI ZRD. iſt der 12½ fache Betrag des 
einjährigen Bezuges für die Wertberechnung maßgebend; da in der 
BerInſt. ein Monatsbetrag von 70 AM ſtreitig war, iſt der Wert 
auf 12 K 70 = 840 x 12½ = 10 500 ., feſtzuſetzen. 

(OLG. Celle, 6. Ziv Sen., Beſchl. v. 24. Sept. 1930, 5 VI W 239/30. 

Mitgeteilt von RA. Dr. W. Oehlſchläger, Lüneburg. 
+ 

Düſſeldorf. 

36. 8 91 3PO. Wer einen Antrag auf Erlaß einer 
Einſtw Verf. ſtellen will, für den ein Anwaltszwang nicht 
beſteht, kann ſich durch einen Rechtsanwalt feines Wohn- 
ſitzes vertreten laſſen, auch wenn der Rechtsanwalt nicht 
am Prozeßgericht zugelaſſen iſt. Die hierdurch entftehen- 
den Gebühren ſind erſtattungsfähig, und zwar neben den 
Gebühren des ſpäter am Prozeßgericht tätigen Rechts- 
anwalts. 

(OLG. Düſſeldorf, 1. Fer ZivSen., Beſchl. v. 26. Aug. 1930, 2 W. 
188/30.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Hugo Kaufmann l, Krefeld. 
* 

37.891 3PO.; S76 RAbgD. Erftattungfähigfeit 
für Abſchriften der Schriftſätze, Beweisbeſchlüſſe und 
Beweisprotokolle an die Partei. f) 

Mit Recht geht der angefochtene Beſchluß davon aus, daß die 
erſtattet verlangten Schreibgebühren nur dann erſtattungspflichtig 
find, wenn die betreffenden Abſchriften zur zweckentſprechenden 
Rechtsverfolgung bzw. Rechtsverteidigung notwendig waren. Dieſe 
Vorausſetzung iſt aber — im Gegenſatz zu der Anſicht des LG. — 
hier für vorliegend zu erachten. Es handelte ſich um einen ſehr 
langwierigen Prozeß, der in tatſächlicher und rechtlicher Beziehung 
erhebliche Schwierigkeiten bot. Um feinen Anwalt in zweckent⸗ 
ſprechender Weiſe Information erteilen zu können, war erforderlich, 
daß der Bekl. den vollſtändigen Prozeßſtoff jederzeit zur Hand 
hatte. Eine Einſicht der Handakten ſeines Anwalts auf deſſen Büro 
hätte nicht genügt, ihm die erforderliche Kenntnis von der je⸗ 
weiligen Lage des Prozeſſes zu verſchaffen. Ganz abgeſehen davon, 


Zu 37. 1. Nach § 76 Abſ. 2 RAGED. ſtehen dem RA. allein 
in den dort bezeichneten Fällen Schreibgebühren zu. Nur wenn 
einer dieſer Fälle einſchlägt, alſo Schreibgebühren überhaupt in 
Anſatz kommen, kann die Frage, ob ſie erſtattungsfähig ſind, ent⸗ 
ſtehen. Vorliegend kann ausſchließlich von der Anwendung des 
§ 76 Abſ. 2 Ziff.1 RAGebO. die Rede fein, es muß ſich alſo um Ab- 
ſchriften handeln, die „auf beſonderes Verlangen“ gefertigt worden 
ſind. Dieſes beſondere Verlangen des Auftraggebers iſt ein unerläß⸗ 
liches Erfordernis für den Anſatz der Schreibgebühren aus Ziff. 1. 
Es kann nicht erſetzt werden durch die Meinung des RA., dem In⸗ 
tereſſe des Auftraggebers durch die Erteilung der Abſchriften zu 
dienen, falls der Auftraggeber ſelbſt dieſe Erteilung nicht wünſcht und 
deshalb ein beſonderes Verlangen nicht geäußert hat. Natürlich 
kann der RA. Anregung zu ſolcher Außerung geben, aber erſt das 
Eingehen auf die Anregung ſchafft den Fall der Ziff. 1. Erteilt der 
RA. ohne beſonderes Verlangen des Auftraggebers eine Abſchrift, zu 
deren Erteilung er allgemein nicht verpflichtet iſt, „ſo iſt darin ſeine 
Erklärung zu finden, daß er die Fertigung der Abſchrift im ge⸗ 
gebenen Falle für geboten anſieht. Ein Entgelt erhält er für ſie 
nicht“ (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAcGebO.s, 8 76 
Anm. 7). Es fehlt dann einmal das beſondere Verlangen des Auf⸗ 
traggebers, und ferner iſt die Abſchrift nicht auf beſonderes Ver⸗ 
langen, ſondern deshalb erteilt, weil der RA. ſich dazu verpflichtet 
gefühlt hat. 

Dieſe Ausführungen ſind zur Vermeidung von Unklarheiten 
erforderlich, weil der Beſchluß des OLG. lediglich hervorhebt, der 
NA. habe, als er feiner Partei die fraglichen Abſchriften zugehen 
ließ, „durchaus richtig“ gehandelt. Ob die Vorausſetzungen des § 76 
Abſ. 2 Ziff. 1 RAGebO. gegeben find, erörtert der Beſchluß nicht. 
Da er aber die Erſtattungsfähigkeit der Schreibgebühren prüft, muß 
angenommen werden, daß die Vorausſetzungen für ihren Anſatz 
zweifelsfrei gegeben waren. 

2. Die Erſtattungsfähigkeit von Schreibgebühren nach 8 76 
Abf. 2 Ziff. 1 NRAGED. iſt nur in beſonderen Fällen anzunehmen 
(Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, ARAGED.S, Anm. 12). 
Ein ſolcher iſt hier gegeben. 

Verfehlt freilich iſt die Verweiſung auf § 32 Abſ. 1 RAD. 
Wenn der Auftraggeber durch möglichſt umfaſſende Anforderung be⸗ 
ſonderer Abſchriften beſtrebt ſein ſollte, das Zurückbehaltungsrecht 
des RA. an den Handakten tatſächlich bedeutungslos zu machen, fo 
könnte er dem Prozeßgegner gegenüber daraus ſicher nur dann 
Rechte herleiten, wenn erſichtlich wäre, daß er mit einer unberech⸗ 
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daß es dem Bekl., der Geſchäftsmann ift, nicht zugemutet werden 
kann, ſich bezüglich der Einficht der Akten an die Büroſtunden 
ſeines Anwalts zu halten, iſt das Vüro eines Anwalts auch nicht 
der geeignete Ort, in Ruhe und mit Überlegung die Akten zu ſtu⸗ 
dieren. Auch die Überfendung der Handakten in die Wohnung des 
Mandanten erſcheint nicht angängig. Der Anwalt hann auf längere 
Zeit ſeine Handakten überhaupt nicht entbehren. Er muß jederzeit 
in der Lage ſein, ſich ſelbſt über den jeweiligen Stand des Prozeſſes 
zu informieren und dementſprechend ſeine Maßnahmen zu treffen; 
auch muß er ſtets mit eiligen Anfragen des Gerichts rechnen, die er 
nur an Hand feiner Akten beantworten kann. Zu berückſichtigen iſt 
endlich auch das dem Anwalt nach 8 32 Abſ. 1 RAD. zuſtehende Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht an ſeinen Handakten bis zur Begleichung der 
ihm zuſtehenden Gebühren und Auslagen. Nach alledem handelte der 
Anwalt im vorliegenden Falle durchaus richtig, wenn er dem Bekl. 
von den Schriftſätzen, Beweisbeſchlüſſen und Beweisprotohollen ſtets 
beſondere Abſchriften zugehen ließ. Dieſe Maßnahme war zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverteidigung des Bekl. nach Lage der Sache 
erforderlich. Die hierdurch entſtandenen beſonderen Schreibgebühren 
find alſo gem. 8 91 Abſ. 1 ZPO. erſtattungspflichtig. 

(OLG. Düſſeldorf, 5. ZivSen., Beſchl. v. 1. Juli 1930, 5 W 146/30.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Gottlieb, Düſſeldorf. 
* 


38. Koſtenpflicht bei dinglichen 
Klagen. 5) 

Es iſt unrichtig, daß bei dinglichen Klagen auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung wegen einer Hypothek der bekl. Grundſtücks⸗ 
eigentümer nur dann Veranlaſſung zur Klage gibt, wenn er auf 
Mahnung nicht ſofort den Kl. befriedigt, Kl. kann vielmehr durchaus 
nach Fälligkeit der Forderung die Erlangung eines Vollſtreckungs⸗ 
titels ſofort im Wege der Klage verfolgen. Es kann der Kl. nicht 
zugemutet werden, trotz Fälligkeit der Forderung vor Klagerhebung 
die Bekl. zunächſt zur Ausſtellung eines vollſtreckbaren Titels auf⸗ 
zufordern, zumal eine Pflicht zur Ausſtellung einer vollſtreckbaren 
Urkunde für die Bekl. nicht beſteht, da fie lediglich die Befriedigung 
zu dulden, nicht aber dazu mitzuwirken hat. Sache der Bekl. iſt es 
vielmehr, der Kl. rechtzeitig eine vollſtreckbare Urkunde auszuhändigen 
und damit einer Klage vorzubeugen. Dieſe Anſicht wird ſowohl in der 
Rſpr. als auch in der Literatur überwiegend vertreten (NGAKonm. 
Anm. 1 zu § 1147; Stein⸗Jonas, III 3 zu 8 93 ZPO.). Wenn 
der Eigentümer nach Eintritt der Fälligkeit der Hypothekenforderung 
den Gläubiger nicht gem. § 1142 BGB. befriedigt, fo gibt er Ver⸗ 
anlaſſung zur dinglichen Klage, ſo daß ihn ein ſofortiges Anerkenntnis 
von der Koſtenlaſt nicht befreit, es ſei denn, daß er die Be⸗ 
friedigung vergeblich verſucht oder ſich zur Ausſtellung einer voll⸗ 
ſtrechbaren Urkunde erboten hat. Weder das eine noch das andere 
haben die Bekl. getan. Da hiernach der Ausnahmefall des § 93 ZPO. 
nicht gegeben iſt, auch die urſprünglich außerdem angeſtrengte, von 
der Kl. ſpäter fallen gelaſſene perſönliche Klage im Hinblick auf 
den unveränderten Streitwert beſondere Koſten nicht veranlaßt hat, 
rifft die Koſtenpflicht die Bekl. in vollem Umfang. 

(OLG. Düſſeldorf, 8. ZivSen., Beſchl. v. 26. Juni 1930, 8 W 111/30.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Hugo Kaufmann J, Krefeld. 
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tigten Ausübung des Zurückbehaltungsrechts habe rechnen können. 
Dafür liegt hier nicht das mindeſte vor. 

Dagegen tragen die anderen Gründe die Entſch. Wenn die 
jeweilige Erteilung der Information in der tatſächlich und recht⸗ 
lich ſchwierigen Sache für den Auftraggeber nur möglich war, falls 
er den geſamten Prozeßſtoff zur Hand hatte, ſo war die Herſtellung 
des in Frage ſtehenden Schreibwerks zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
verteidigung unentbehrlich. Es iſt durchaus zutreffend, daß dem 
Auftraggeber nicht zuzumuten iſt, ſtets die Akten in den Büroſtunden 
des Anwalts einzuſehen, und daß der Anwalt nicht immer wieder 
die ganzen Akten entbehren kann. 

SOR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


Zu 38. Die Entſch. enthält zwar nichts Neues; ſie bringt aber 
eine praktiſch wichtige Frage in Erinnerung und löſt ſie in Über- 
einſtimmung mit einer zwar viel umſtrittenen, aber jetzt wohl als 
herrſchend zu bezeichnenden Anſicht. Nach § 1147 BGB. gewährt das 
dingliche Hypothekenrecht nur einen Anſpruch auf Befriedigung aus 
dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung. Der 
Gläubiger hat alſo nur ein Recht auf Duldung der Zwangsvollſtreckung, 
kein Recht auf Zahlung gegen den Eigentümer, und der Prozeß üt 
nur vermeidlich, wenn der Eigentümer Zahlung oder eine voll⸗ 
ſtreckbare Urkunde anbietet — beides Leiſtungen, die der Gläubiger 
zu fordern nicht berechtigt iſt (vgl. die Nachweiſungen bei Stau⸗ 
Dinger? 8 1113 Anm. Il; Stein- Jonas! 8 93 Anm. III 3). 
Da überdies § 93 ZPO. dem Behl. die Beweislaſt auferlegt, fo iſt die 
vom OLG. Düſſeldorf vertretene Meinung als zutreffend zu erachten. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 
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ühr 
39. 88 29, 31 GKG. Die Minderung der Prozessen, 
tritt mangels einer abweichenden Beſtimmung auch ngen 
ein, wenn der Klage ein Mahnverfahren vorausgegahe, 
iſt. Die Ermäßigung auf J bezieht ſich auf die volle 
bühr, die fällig geworden wäre, wenn die Klage 
Mahnverfahren erhoben worden wäre. f) „„ Ge⸗ 
Die Gebühr für das Mahnverfahren iſt keine ſelbſtändige , 
bühr, wenn ſich ein Widerſpruchs⸗ oder Einſpruchsverſahren au 
geſchloſſen hat, ſondern wird nur auf die volle Prozeßgeb hr ger 
gerechnet. Das an das Mahnverfahren anſchließende ordentliche bildet 
fahren iſt kein neues ſelbſtändiges Streitverfahren, ſond . er 
mit dieſem einen einheitlichen Rechtsſtreit auch in gebührenre Ahe 
Hinſicht. Die gegenteilige Meinung führt dazu, daß der Kl. ent die 
der Vorſchrift des § 29 Abſ. 2 nur ½ zurückvergütet und ban de, 
Rechtsverfolgung durch das Mahnverfahren verteuert werden 20 0 
(OLG. Düſſeldorf, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 8. Mai 1930, 1 W 12 h 
Mitgeteilt von RA. Dr. O' Daniel, Keefäd 


* 


40. Zur Auslegung des § 78 RA Geb. }) 1 pie 
Nach 8 78 Ge. erhält der RU. Fahetkoften nach den 1 ich 
Reichsbeamten der Stufe III der ReiſekoſtenVO. für DIE 


1 
beamten geltenden Sätzen. Gemäß 8 44 AusfBeſt. dürfen die wenn 
koſten für die Schnellzugbenutzung nur dann erſtattet werden, gh 
entweder die Dienſtreiſe durch die Benutzung des Schnellzug die 
gekürzt wird und dadurch Mehrauslagen erſpart werden Vor 
Benutzung aus dienſtlichen Gründen erforderlich war. Die erke mind 
ausſetzung würde vorliegen, wenn die Wahrnehmung des le det 
weniger als vier Stunden erfordert hätte, während ſie im 50 hätte, 
Benutzung von Perſonenzügen mehr als vier Stunden gedauert 0 bal 
Im vorl. Falle ift der BeſchwF. darin beizutreten, daß an mi 
Benutzung von Perſonenzügen eine Reiſe von vier Stunde g. i 
überſchritten worden wäre, denn nach Ziff. 9 Reiſekoſten e pet 
bei Eiſenbahnfahrten die Geſamtdauer der Reiſe vom Verla art 
Station bis zur fahrplanmäßigen Wiederankunft auf der 


ant 
Zu 39. Eine ſchleunige legislatoriſche Lö ſun hang 
Streitfrage, die ſich aus 831 GKG. im Zuſammen ge⸗ 
mit 8 29 Abſ. 2 GKG. ergibt, iſt ein dringend gon 
dürfnis (vgl. Geiershöfer: JW. 1930, 570 28; De 
JW. 1929, 146). ad 
der Dont 400 
155 

ahn 
es nicht Sinn des Geſetzes geweſen ſein kann, durch d weg 
N 

im Geſetz nicht Ausdruck gefunden. Denn nach dem Klaren nmel 
laut des § 31 GRG. muß mit der herrſchenden Meinung anger af 


I 
150% 
insbeſ. die eingehende Entſch. des OLG. Breslau: JW. er 1 
Hoch 


Ich ſchließe mich im Gegenſatz zu Geiershöfer g. 800 
G. 831 Anm. 15 und JW. 197 voll 
d 
Prozeßgebühr ermäßigt, da dem Geſetz die Achtelgebühr an 8 
und § 31 Abſ. 2 keine Sonderbeſtimmung enthält (ebenſo reale” 
bach, 30 zu 831 GRG.; Jonas, 4C zu 8 31; OLG. 0 ul‘ 
JW. 1930, 571). Es find daher insgeſamt 34 der vollen Geh n 
NA. Dr. Carlebach, ® 


Zu 40. 1. Zu den entſchieden einer Abänderung bedürftig 78 
ſtimmungen der RAcgebO. gehört die jetzige Faſſung Gef. 
Abſ. 1. Es werden hier für die Gebührniſſe des RA. bet ten bal 
reiſen, abgeſehen von Abweſenheitsgeldern, die Borsche ge 
ReiſekoſtenVO. für die Reichsbeamken zur Anwendung Pa 
obwohl doch eine auf Beamte zugeſchnittene VO. nur e n 
für Angehörige eines freien Berufs paßt. Dazu Rommt, N 
der VO. auch die auf Grund ihres $15 Abſ. 1 erlaſſenen ale 
anwendbar ſind (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 9 well) 
878 Aum. 9 a), die häufig zu Beanſtandungen Anlaß enge ung 
angeſichts der an ſich ganz unzureichenden Reiſeenkſch ili je 
einen beſonders peinlichen Eindruck machen. Um fo erjrel ba 
es, wenn die Gerichte, wie dies in dem obigen Veſchluſſe e ms 
iſt, allzu engherzigen Auslegungen oder Anwendungen 
gebenden Beſtimmungen entgegentreten. RM: ſtend Hi 

2. Nach Ziff. 9 Abſ. 2 Ausf eſt. (nicht der „Reiſeloſtdie u 
wie der Beſchluß verſehentlich jagt) gilt bei Dienſtreiſen, ißt d 
der Eiſenbahn angetreten oder beendet werden, als Zeis gerbehe, 
Antritts und der Beendigung der Zeitpunkt, an dem das der 
mittel fahrplanmäßig die Station des Wohnorts verläßt 


Furiſtiche Se 


s. 1930 Heft 44/45] 
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au 
bach Dieſer Zeitraum würde auch bei Benutzung der Per⸗ 


burch „ge weniger als vier Stunden betragen haben. Eine Erſparnis 
Verl, erkürzung der Geſamtdauer der Neife iſt daher durch die 
fen der Schnellzüge nicht eingetreten. Dagegen find die Vor⸗ 
bie gen der Ziff. 44 Ausf Beſt. gegeben. RA. J. hat verſichert, 
Rl. be Poſt nicht vor 8½ Uhr auf feinem Büro ankommt. Ein 
auch — aber, um ſeiner Kanzlei ein ordnungsmäßiges Arbeiten 
tereſſe ährend feiner Abweſenheit zu ermöglichen, das größte In⸗ 
Arbeiten an, morgens zunächſt die Poſt durchſehen und die 
aus pen auf das Büro verteilen zu können. Es muß ihm fernerhin 
Kanzleizuflichen Gründen dringend daran gelegen ſein, vor dem 


eili eig um 12½ Uhr zurückgekehrt zu fein, um gegebenenfalls 
tun Kön chen noch erledigen zu können. Beides hätte RA. J. nicht 


. wenn er die Perſonenzüge benutzt hätte. 
105730) Düſſeldorf, 1. ZivSen., Beſchl. v. 20. Juni 1930, 1 W 


Mitgeteilt von RA. Israel, Wuppertal⸗Elberfeld. 
* 


rei \ 
a9 Dieſe Borfchrr it auch für Geſchäftsreiſen der RA. zu be⸗ 
Anm. (Lalter-Jbachim⸗Frieblaender, NAGED.E 8 78 
dem NI obwohl es hier durchaus unangemeſſen iſt, daß das Geſetz 
Veges . eine Entſchädigung für die Zeit der Zurücklegung des 
geſeßen 555 an und von der Bahn, von 8 78 Abſ. 3 NAGEHD. ab» 
bverſagt. 
zu beja Nach Ziff. 44 Abſ. 2 AusfBeſt. — die Anwendbarkeit iſt 
978 ben (. Walker- Joachim Friedlaender, Racchebo. 
nur Sa 15) — dürfen die Mehrkoſten für Schnellzugsbenutzung 
n erſtattet werden, wenn die Dienſtreiſe durch die Benutzung 


die 

werf 
nicht 
ir 


onſti 


Lage zu 


wg, 8 die Eingänge im Büro zu verteilen. Er iſt weiter be⸗ 


LGR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


die Guus. I. Nach 8 29 Ziff. 6 RAchebO. e contrario wird durch 
waltliche ren des Prozeßverfahrens bekanntlich niemals eine an⸗ 
den e) ‚Lüligkeit in der Zwangsvollſtreckung abgegolten. Neben 
Seht, ren bren für den Prozeß ſind die Zwangsvollſtreckungs⸗ 
ler, nach 823 Ziff. 18 geſondert zuftändig; die Zwangs⸗ 
fin W978 iſt eine beſondere gebührenrechtliche Inſtanz neben 
reckungzzoßverfahren, und zwar bildet eine jede Zwangsvoll⸗ 
N Sieg a btegel eine gebührenrechtliche Inſtanz für ſich (§ 31). 
19 5 Rü ei macht es keinen gebührenrechtlichen Unterſchied, ob 
vertritt, au der Vollſtreckung den Gläubiger oder den Schuldner 
d gleicher! anwaltliche Vertretung des Vollſtreckungsſchuldners ift 
iu vergüt⸗ eiſe wie die Vertretung des Vollſtreckungsgläubigers 
dweiſef en; der Wortlaut des 823 Ziff. 18 läßt hieran keinen 
Fantare nenn auch merkwürdigerweiſe die Mehrzahl der Kom⸗ 
all der Ei den Erläuterungsfällen zu 8 23 Ziff. 18 keinen einzigen 
Run. Wenn dnervertretung aufführt. 8 
dRelſtrechn alſo der RA. in Sachen eines Pfändungsbeſchluſſes den 
0 ir gsſchuldner vertritt, fo kann feine Tätigkeit nie durch 
Sa angefen, des Prozeſſes abgegolten fein. Hat er in der Pfän⸗ 
§aldner egenheit überhaupt eine zu vergütende Tätigkeit für den 
28 Ziff ausgeübt, ſo iſt vielmehr ohne weiteres die Gebühr nach 
mp Al. Gbr duſtendig 
ind ür die ndasſelbe, wie für das ordentliche Prozeßverfahren 
ihm nachfolgende Vollſtreckung, gilt völlig unverändert 
verfahren und Arreſtvollſtreckung. Auch beim Arreſt 
ebühren des prozeſſualen Verfahrens ($ 28) nicht die 
Vollſtreckung (8 36) ab; auch hier ſind neben den 
das Arreſtverfahren geſondert die Gebühren für die 
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Schulen fo der RA. in Sachen eines Arreſtpfändungsbeſchluſſes 
üer vertreten, jo kann dieſe Vertretung nicht durch die 


hre geb 
Venen abgegolten fein; ſondern wenn überhaupt eine ge⸗ 
* ige anwaltliche Tätigkeit in Sachen des Pfändungs⸗ 


Hamburg. 

41. SS 25, 29 RA Geb oO. Die Empfangnahme des Pfän- 
dungsbeſchluſſes im Arreſtverfahren durch den RA. be⸗ 
gründet nicht die Gebühr des § 23 Ziff. 18 RA Geb. }) 


Mit Recht iſt vom LG. die Zwangsvollſtreckungsgebühr nach 
§ 23 Ziff. 18 NAGEBD. geſtrichen. Vorbereitungshandlungen fallen 
nicht darunter. Ob die Empfangnahme des Arreſtbefehls und Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes über den Rahmen der Vorbereitungshandlung 
hinausgeht, kann im gegebenen Falle dahingeſtellt bleiben, da nach 
88 28 Abſ. 2, 29 Ziff. 4, 7 die etwaige Gebühr für die Empfang⸗ 
nahme durch die Gebühr nach § 13 abgegolten iſt. Wenn für die 
Empfangnahme eines Beſchluſſes in der BeſchwInſt., ſoweit ſie ſich 
nicht in der bloßen Empfangnahme und Weitergabe erſchöpft, die 
Gebühr des 8 41 zuzubilligen iſt, ſo kann das deshalb nicht zum 
Vergleich herangezogen werden, weil es ſich hier eben um eine 
weitere Inſtanz handelt (vgl. ZW. 1925, 1551; Baumbach zu 
8 41 a. a. O. Anm. 2). 


(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 14. Juli 1930, Bs 2 1 146/30.) 
* 


beſchluſſes vorliegt, fo iſt auch hier die Gebühr des § 23 Ziff. 18 
zujtändig. 8 36 ergibt dies durch ſeine Verweiſung auf $ 31, der 
ſeinerſeits Bezug nimmt auf $ 23 Ziff. 18. Es bedarf nicht weiterer 
Ausführung, daß ein Pfändungsbeſchluß niemals Beſtandteil eines 
Prozeß- oder Arreſtprozeßverfahrens iſt, ſondern ſtets Beſtand⸗ 
teil der Urteils⸗ oder Arreſtvollſtreckung. 

III. Dieſe Grundſätze müſſen hier ſkizziert werden, weil ſie 
in der Entich. des HanſOLG. verkannt ſind. Die Entſch. enthält 
mehrere Irrtümer. 

Der vom OLG. zit. § 28 Abſ. 2 bleibt ohne jeden Betracht, 
wo es ſich um einen Pfändungsbeſchluß handelt. Denn 8 28 betrifft 
nur das Verfahren über den Arreſt ſelber, nicht ſeine Vollziehung; 
die Arreſtvollziehung iſt behandelt in $ 36, den das OLG. überſehen 
zu haben ſcheint. § 28 Abſ. 2 befaßt ſich mit dem Umfange einer 
Inſtanz im Verfahren über den Arreſtantrag; er beſagt z. B., 
daß nur eine Gebühreninſtanz vorliegt, wenn mit dem Verfahren 
erſter Inſtanz mehrere Gerichte befaßt werden (§8 9272, 942), 
oder wenn eine EinſtwVerf. nachträglich modifiziert wird uſw. Wie⸗ 
weit eine Inſtanz in der Arreſtvollziehung reicht, beſtimmt 
nicht § 28 Abſ. 2, ſondern § 36 Abſ. 2. 

829 Ziff. 4, den das OLG. weiter zitiert, handelt ebenfalls 
von ganz anderem, als von der Pfändung einer Forderung, näm⸗ 
lich von dem mit der Hauptſache verbundenen Antrage auf Ein⸗ 
ſtellung oder Aufhebung der Zwangsvollſtreckung aus einem Voll⸗ 
ſtreckungstitel. Auch dieſe Beſtimmung gehört nicht hierher. 

Die vom OLG. weiter zitierte Ziff. 7 des § 29 beſagt, daß 
die anwaltliche Empfangnahme der Entjch. abgegolten iſt durch die 
Gebühr der Inſtanz — und zwar natürlich derſelben, nicht 
einer anderen Inſtanz. Der Pfändungsbeſchluß iſt Beſtandteil einer 
gebührenrechtlichen Vollſtreckungs inſtanz, nicht einer Prozeß⸗ 
inſtanz; ſeine Entgegennahme kann alſo nur abgegolten ſein durch 
eine ſchon anderweitig erwirkte Vollſtreckungsgebühr, aber niemals 
durch eine Prozeß gebühr, wie das OLG. annimmt. 

Wenn ſchließlich das OLG. findet, die Beſchwerdegebühr könne 
deswegen nicht zum Vergleiche herangezogen werden, „weil es ſich 
hier eben um eine weitere Inſtanz handelt“, ſo iſt damit der ge⸗ 
bührenrechtliche Begriff der Inſtanz verkannt, nach dem — nicht 
anders als das Beſchwerdeverfahren — eine jede Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsmaßregel eine ſelbſtändige Inſtanz bildet (8 31). 

IV. Für die Beantwortung der zu prüfenden Frage kann es 
mithin nur auf das eine ankommen, ob die bloße Empfangnahme 
eines Pfändungsbeſchluſſes durch den bevollmächtigten RA. über⸗ 
haupt eine gebührenpflichtige Tätigkeit iſt. Iſt ſie eine ſolche, ſo 
iſt die Gebühr des § 23 Ziff. 18 ohne weiteres zuſtändig, ohne 
daß anderweite Erwägungen in Betracht kommen. 

Die Gebührenpflichtigkeit wird nun in der vom OLG. zitierten 
Entſch. JW. 1925, 1551 bejaht. Dieſe Bejahung liegt auch i. S. 
der anerkannten Rechtsauffaſſung. Gebührenpflichtigkeit beſteht, 
ſobald der RA. im Rahmen einer ihm erteilten Vollmacht in Tätig⸗ 
keit tritt. Ob dieſe Tätigkeit ungewöhnlich umfangreich oder ob 
fie ungewöhnlich einfach iſt, macht bekanntlich gebührenrechtlich 
keinen Unterſchied; für den RA. iſt ebendieſelbe 10/0⸗Prozeß⸗ 
gebühr zuſtändig, gleichviel, ob er über Jahresfriſt hinaus ſich in 
der Juſtanz bemüht oder ob er nur das Urteil zuſtellt. Es wäre 
einſeitig, den RA. zwar mit der Abgeltung umfangreicher Tätig- 
keiten durch eine zuſtändige Gebühr leicht abzufinden, jedoch zum 
Abſtrich von Gebühren geneigt zu ſein, wenn die Tätigkeit kurz und 
einfach it. Wenn Baumbach in feinen Erläuterungen zu 8 41 
von einer bloßen „Botentätigkeit“ des RA. bei Empfangnahme 
und Weitergabe von Beſchlüſſen ſpricht, ſo iſt dieſe Stellungnahme 
nach Form und Inhalt zu beanſtanden; als „Bote“ fungiert der 
geſetzlich qualifizierte Rechtsvertreter niemals. Die Empfangnahme 
einer Entſch. durch den Vertreter iſt eine Vertretungshandlung. Es 
iſt auch anerkannten Rechtes, daß die Empfangnahme oder Zu⸗ 
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42. 85 31, 23 Ziff. 18 RA Gebo. Für das Erſuchen um 
Veröffentlichung des Urteils in ſechs verſchiedenen Zei⸗ 
tungen kann der RA. keinesfalls die ſechsfache Gebühr 
fordern, da dieſe Handlung als einheitliche Maßnahme 
aufzufaſſen iſt. Ob der RA. überhaupt neben der Prozeß⸗ 
gebühr eine beſondere Vergütung fordern kann, bleibt 
dahingeſtellt. 

(OLG. Hamm, Beſchl. v. 17. Juni 1930, 3 W 154/30.) 
Mitgeteilt von Ref. Dr. Kümmel, Dortmund. 
* 
Kiel. 

43. Der Perſonenkraftwagen eines Handelsmäklers 
gehört nicht zu den durch § 811 Ziff. 5 3PO. geſchützten 
Gegenſtänden. 

(OLG. Kiel, 4. ZivSen., Beſchl. v. 27. Sept. 1930, 4 W 218/30.) 
Mitgeteilt von OS GR. Dr. Dr. Bovenſiepen, Kiel. 


* 
Köln. 


44. 823 Nr. 18 RA Geb.; Art. 8 PrRA Gebo. Der 
Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothek gem. 
88 867, 932 ZPO. begründet die Gebühr des 8 23 Nr. 18 
RA Geb., nicht die des Art. 4 Pr A Geb. }) 

Zutreffend hat das LGG. den Antrag auf Eintragung einer 
Sicherungshypothek gem. § 932 ZPO. als eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßnahme „in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten“ i. S. des 8 1 
Arm Anw. und des §1 RAGED. aufgefaßt und demgemäß dem 
Prozeß bevollmächtigten der Antragſteller die Vollſtreckungsgebühr des 
§ 23 Nr. 18 NAGEGD. zugebilligt. Der Auffaſſung des Beſchwe., 
daß es ſich hier um einen Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit i. S. 
des Art. 8 PrRAcGebO. handle, für den das Armenrecht nicht be⸗ 
willigt ſei, vermag der Senat nicht beizutreten. Dieſe in Schrifttum 
und Rſpr. von Friedlaender $23 Anm. 53, Willenbücher, 
10. Aufl., S. 299; Rittmann⸗Wenz 8 23 Anm. 18; OLG. Celle: 
BurBl. 1929, 241 gebilligte Auffaſſung verkennt die Doppelnatur der 
Eintragung einer Zwangshypothek. Dieſe erfolgt zwar nach den Regeln 
der GBO., bleibt deshalb aber dennoch eine Zwangsvollſtreckungs⸗ 
maßnahme i. S. der ZPO. Der Vollziehungsakt iſt freilich, für 
ſich betrachtet, ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, im Zuſammen⸗ 
hange mit dem Verfahren zur Erwirkung des Arreſtes ſtellt er ſich 
aber als deſſen Vollziehung oder Vollſtreckung dar. Die Inanſpruch⸗ 
nahme der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt nur das Vollſtreckungs⸗ 
mittel. Demgemäß iſt auch in den 88 867, 932 ZPO. das Antrags⸗ 
verfahren abſchließend geordnet, während die Formvorſchrift des 


ſtellung von Entſch,. im Prozeß die Prozeßgebühr (zu fünf bzw. 
zehn Zehnteln) zuſtändig werden laßt. Dann iſt es unfolgerichtig, 
wenn man die Empfangnahme von Entſch. in anderen gebühren⸗ 
rechtlichen Inſtanzen als nichtgebührenpflichtig behandeln will. 

Auch iſt der Begriff der „die Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
bereitenden Handlungen“, den die Literatur zu § 23 Ziff. 18 her⸗ 
ausgebildet hat, vom OLG. verkannt. Zu denjenigen Handlungen, 
die „die Zwangsvollſtreckung vorbereiten“, gehören die Erwirkung 
des Notfriſt⸗ und Rechtskraftzeugniſſes, der Vollſtreckungsklauſel, 
die Zuſtellung des Vollſtreckungstitels, die Sicherheitsleiſtung zum 
Zwecke der Zwangsvollſtreckung, die Androhung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung uſw. Von einer Vorbereitungshandlung kann aber keine 
Rede mehr ſein in einem Stadium, in welchem bereits der Pfän⸗ 
dungsantrag geſtellt und der Pfändungsbeſchluß erlaſſen worden iſt. 
RA. Dr. Fritz Dehnow, Hamburg. 


Zu 44. Die Entſch. tritt, wie fie ſelbſt nicht verkennt, in 
Widerſpruch mit dem größten Teil des bisherigen Schrifttums, gibt 
aber m. M. nach keine hinreichende Begründung für dieſe abweichende 
Stellungnahme. Der von Baumbach übernommene Vorwurf, daß 
die herrſchende Meinung die Doppelnatur der Eintragung einer 
Zwangshypothek verkennt, trifft m. M. nach nicht zu. Mit dem 
m. M. nach entſcheidenden Geſichtspunkte, daß die Vollziehung der 
Eintragung einer Sicherungshypothek, auch im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung oder Arreſtvollziehung, ſich nach Landesrecht richtet, 
und in den Ländern, in denen die Geſchäfte des GBA. nicht von 
Gerichten geführt werden, jenes Verfahren eben nicht als Akt der 
gerichtlichen Zwangsvollſtreckung bezeichnet werden kann, ſetzt ſich 
die Entſch. überhaupt nicht auseinander. Mag auch das Antrags⸗ 
verfahren in den 88 867, 932 ZPO. abſchließend geordnet fein und 
die Formvorſchrift des 8 29 GBO. keine Anwendung finden, jo 
handelt es ſich eben nicht um ein Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten, wie es 81 NRAGED. als Vorausſetzung für die An⸗ 
wendung ihrer Vorſchriften vorſieht. 

In der demnächſt erſcheinenden 11. Aufl. von Willenbüchers 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren werde ich deshalb den bisherigen Stand⸗ 
punkt der herrſchenden Meinung feſthalten. Zu verweiſen iſt ſchließlich 
noch auf die Entſch. des OLG. Stuttgart: JW. 1930, 663 30, die den 
bisher herrſchenden Standpunkt teilt. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


ent 
29 GBO. keine Anwendung findet. Die vom Beſchw. angel, 
Entſch. RG. 48, 243 ſteht der hier vertretenen Meinung ne per 
gegen; denn dort ift nur gejagt, daß ſich das Verfahren tet 
Anbringung des Eintragungsantrags an nach den Vor! {natut 
der GBO. richtet; im übrigen wird auch dort die Don: 
der Zwangseintragung anerkannt (ebenfo DLG. Köln 5. 3 bow⸗ 
J JuſtAmim. 1926, 531; Stuttgarte Recht 1912, 3497; S 923 
Buſch⸗Krieg, Anm. 4 zu Art. 4 Prat AGebO.; Baumbach 
Anm. 19 A; Fürſt⸗Roth 8 23 Anm. 9). 3 30) 
(OLG. Köln, 7. Ziv Sen., Beſchl. v. 1. April 1930, 7 W. hr 
Mitgeteilt von OLGR. Roters, K 
8 
Königsberg. darf 
45. 88 27, 44 Rache bd. Nach Zuricverweifung f 
die Verkehrs gebühr nicht erneut in Anſatz gebracht wer eiſung 
Die Verkehrsgebühr für das Verfahren nach Zurückvere al 
in die erſte Inſtanz iſt mit Recht abgeſetzt, da dem Verkehr nan 
dieſe Gebühr bereits für das frühere Verfahren in erſter Sri‘ 
zugebilligt ift. Denn nach 8 27 RAGebO. wird im Falle der it 18 
verweiſung das weitere Verfahren in der unteren Inſtanz f alſo 
nahme der Prozeßgebühr als neue Inſtanz behandelt; @ ! aß ſie 
bezüglich der Prozeßgebühr die Beſchränkung ausgeſprochen, mach. 
nur einmal erſtattet zu werden braucht. Wenn der Kl. geltend aller 
Verkehrs⸗ und Prozeßgebühr ſeien nicht identiſch, ſo hat 5 
dings den Wortlaut des 8 44 für ſich, nach dem dem Verkehrs 32 
eine Gebühr in Höhe der Prozeßgebühr zuſteht. Der geſtrichen 5 die 
Abſ. 1 unterſchied auch zwiſchen beiden Gebühren und bende 
Verkehrsgebühr für die höhere Inſtanz unter Umſtänden rote 
als die Prozeßgebühr. Wenn deshalb auch Verkehrs- und eh in 
gebühr nicht völlig gleichgeſtellt werden dürfen, ſo haben ſi 5 find 
weſentlichen dieſelbe Bedeutung, und da ſie jetzt ſtets gleich 9% 4 
und aus den allerdings nicht unmittelbar anwendbaren 8 mit 
der Rechtsgedanke zu entnehmen ift, daß der nichtprozeßbe hege 
tigte RA. höchſtens das erhalten ſoll, was der Prozeßbevoll! 10 alt 
für eine Tätigkeit gleicher Art erhalten kann, iſt der Bere 
nach Zurückverweiſung zur erneuten Liquidation der Verbeh 
nicht befugt. 
(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 10. Sept. 1930, 1. 91480) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Köniz 


* 
Münden. lüſien, 
46. 5 707 ZBO. Bei Koſtenfeſtſetzungsbeſch en 
die auf Grund einer durch Gerichtsbeſchluß eriguwel, 
EinſtwVerf ergangen find, ift in entſprechender a be, 
dung der Beſtimmung des 8 707 ZPO. für den Awangs 
Widerſpruchs die einſtweilige Einſtellung der 3 


vollſtreckung zuläſſig. geld 
(OG. München, FergivSen., Beſchl. v. 29. Aug. 1930, 
Reg. 1166/30, II.) München 


Mitgeteilt von RA. Dr. Oskar Einſtein, 
* 
47. Zur Auslegung des $ 18 Abſ. 6 RA. f) * del. 
Nach der Anſchauung des BeſchwGr. widerſpräche 00 a 
Begriffe der „Auslage“ (f. Überfchrift zum 5. Abſchn. der R 


Zu 45. Die in obiger Entſch. behandelte Frage iſt 5 f h 
örtert. Im Gegenſatz zu Fürſt⸗Roth 844 Aum. 1 1 eben 
bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaenders 8 44 A iſt 6. 
entſchieden wie das OLG. Königsberg. Auch die Begründung m. 
weſentlichen dieſelbe. Gerade die 8 1 0 49 mes lat 
nach geltendem Recht ein anderes Ergebnis nicht zu. ; 

% 2 Nel. Dr. Frleblaenber, Mun 


ufa 
Zu 47. Die Entſch. iſt verfehlt. Ihr lag dan eue 
typiſche Tatbeſtand zugrunde, daß der in A. wohnende ie d. 
ſeine Reiſen zum LG. B. bis zur Höhe derjenigen Reiſekonn en ; 
hatte, die ein in B. wohnender LG Anwalt hätte aufwen > Bei), 
um dem in A. von dem Simultananwalt wahrgenommen 
termin beizuwohnen. Der Simultananwalt verlangte a in u, 
ſtattung von nicht entſtandenen Auslagen, wie das ri“ nah 
kennung des klaren und klar vorgetragenen Tatbeſtande aber 
ſondern die Erſtattung wirklich entſtandener Reiſekoſten, ben 
bis zur Höhe einer anderen, fingierten Reiſe. Mit. A0 ji 
die vom BeſchwF. geltend gemachte Auslegung des $ 7° aal 
88 9, 18 RAD. ſei nach Anſchauung des Gerichts en Ih 
Fälle der vorliegenden Art“ nicht als zutreffend zu erde it 
der Senat über den klaren Wortlaut des Geſetzes un eiter 0 
zehntelange, faſt einhellige Praxis der Gerichte ohn Fußn. 
gründung hinweg (vgl. Friedlaender, RAO. si rin 
Eine ſolche Begründung iſt in dem Beſchluſſe „ee ſich an 
(LG. München II) verſucht worden, und es iſt möglich 63 un 


Os. dieſe Gründe zu eigen machen wollte. Da das LG. 


. 


89, gar 
er Heft 44/45] 
l. ür; 
bennerigeng auch § 80 Abſ. 1 Satz 1 NAGEHD.), „Auslagen“ für 
in Venftereiſen“ zur Wahrnehmung von Beweiserhebungsterminen 
Deveisen zu ziehen, wenn Geſchäftsreiſen zur Wahrnehmung von 
lagen fü bungsterminen gar nicht ausgeführt worden ſind, Aus⸗ 
195 ſolche daher gar nicht entſtanden ſein können. 
Nr. soo yr 3. ZivSen, Beſchl. v. 11. Juli 1930, BeſchwReg. 


Stettin. \ * 


für > 8 3, 4 Zeug®ebD. Trotz Anerkennung der Gebd. 
li en Diteften und Ingenieure als im allgemeinen üb⸗ 
Lergut reis kann im Einzelfall geprüft werden, ob eine 
4 Abe nach dieſer Geb. für die Leiſtung üblich iſt. 

ee trifft nur den Fall, daß die ganze Tätigkeit 
Repe derftändigen in der Teilnahme an Terminen be» 


me a den angegriffenen Beſchluß ſind dem Sachverſtändigen 
x Ugrundelegung der Gebührenordnung der Architekten und 
ebi * für die erſte Stunde 20 RM, für alle übrigen je 8 RM 
Rahmen worden, und zwar auch inſoweit, als es ſich um die 
der Stamm des gerichtlichen Termins handelte. Die Beſchwerde 
— e macht geltend, daß der Satz von 20 AM für die 
un 
Siemen hat, die längſt faſt allgemein, auch vom RG. (14, 377) an⸗ 
Dach. 5 Auslegung des 8 18 Abſ. 6 NAD. (vgl. aus neueſter Zeit: 
Gründe eslau: JW. 1930, 207326) zu bekämpfen, jo ſeien die 
N er Vorinſtanz hier im Wortlaut wiedergegeben: 
Die an Vertreter des Beſchweß, beruft ſich für ſeine Anſicht auf 
in die Achrift des § 18 Abſ. 6 NAD.: aber zu Unrecht. Denn dieſe 
dem Sin O. ſtatt in die ZPO. eingeſetzte Vorſchrift kann nicht in 
heſchieht ne gedeutet werden, wie es vielfach geſchehen iſt und noch 
Corts ra ol. z. B. JW. 1925, 2369 f. [Jena] und ZW. 1929, 3186 
Sit 1 a Das ergibt ſich aus folgenden Erwägungen: 891 Abſ. 1 
woe 808. ſtellt als Regel auf, daß die unterliegende Partei die 
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wilſprechen den Koſten zu erſtatten hat, ſoweit dieſelben zur zweck⸗ 
waren. Wen Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
ntſchö b 5. erklärt dann, daß die Koſtenerſtattung auch die 
Reifen fr igung des Gegners für die duch notwendige 
duſtande durch die notwendige Wahrnehmung von Terminen 
dj, ae Zeitverſäumnis umfaßt. Dieſe Regel wird in 
idcrant hen ſten der erſtattungspflichtigen Partei ein⸗ 
u er „urch den Satz 1, daß die Gebühren und Auslagen des 
ie ollegenden Partei zwar in allen Fällen zu erſtatten ſind, 
belldweit eiſekoſten eines auswärtigen Anwaltes nur 
ol als die Zuziehung zur zweckentſprechenden Rechts⸗ 
inſchräng oder Rechtsverteidigung notwendig war. Eine weitere 
it: gung enthält dann der Abſ. 6 des SIE NAD., der be⸗ 
einem e M ehrkoſten, welche bei der Vertretung einer Partei 
Ort dadn Kollegialgerichte durch einen bei demſelben zugelaſſenen 
te d © enkſtehen, daß der letztere feinen Wohnſitz nicht am 
4 Ozeßgerichtes hat, iſt die Gegenpartei zu erſtatten nicht 
Er kann alſo, an die Vorſchrift des 8 91 Abſ. 2 Satz 1 
5 2 9 a es Sinn und Zweck der Faſſung beweiſt, nur be⸗ 
W entſprec wenn die Reiſekoſten des auswärtigen Anwaltes zur 
die dig wa chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung note 
fe ertretun.⸗ darf die Gegenpartei mit Mehrkoſten, die durch 
enden iu 8 der Partei durch einen auswärtigen Anwalt ent⸗ 
Ger Auffa und Dt belaſtet werden. Die rechtlichen Folgerungen 
un 


wir k ih 8 ſind: Im Falle des 8 91 Abſ. 2 Satz 1 find nur 


ten. 


entſtandenen Gebühren und Auslagen des aus⸗ 
dungsſägpaltes, zu welch letzteren auch die Reiſekoſten gehören, 
ern dacht 31%. Singierte Reiſekoſten kommen hier nicht in 
dk Jun Falle des 818 Abſ. 6 NAD. dagegen iſt, um die nicht⸗ 
welch die a, „gen Mehrkoſten zu berechnen, zu prüfen, welche Koſten 
d Koſten stellung des auswärtigen Anwaltes entſtanden ſind und 
i RG, zug, entſtanden wären, wenn die Partei einen nur am Sitze 
Reel Veran maffenen und dort wohnhaften Anwalt aufgeftellt hätte. 
9 Nekoſten nung läßt ſich nur durchführen, wenn die Gebühren und 
. * letzteren Anwaltes fingiert werden. Hat die Partei 
93 in arkehrsanwalt aufgeſtellt, der dann den Prozeßanwalt 
en dauszurechnen, welche Reiſekoſten und ſonſtigen 
ar „der Partei erwachſen wären, wenn fie den Prozeßanwalt 
ind mit ihrer Vertretung beauftragt hätte. Dieſe fingierten 
n „erſtattungsfähig, die etwaigen tatſächlich entſtandenen 
nicht. Das gleiche gilt, wenn der unmittelbar aufgeſtellte 
einen auswärtigen Anwalt mit der Wahrnehmung eines 
eweistermins beauftragt. Auch hier ſind nur die zu 
Wsſahtg ßen und ſonſtigen Auslagen des Prozeßanwaltes 
1 „ dig. 
Abl. ga af dieſe beiden Fälle iſt die Vorſchrift des 
brechnen RAD, anwendbar, denn nur in dieſen Fällen läßt 
Wan Sir „ was an Mehrkosten erwachſen iſt. Auf den Fall, daß 
lt ein es Prozeßgerichtes zugelaſſene, aber auswärts wohnende 
Simultananwalt iſt, iſt, wie die Eutſch. des 


945 
Ni 8 


Rechtſprechung 


achſene Rechtsſtreits zu tragen, insbeſ. die dem Gegner er⸗ 


3351 


erſte Stunde nicht üblich und für die Terminswahrnehmung nur ein 
Stundenſatz von 3 AM zu gewähren ſei. 

Die Beſchwerde iſt unbegründet. Nach den Auskünften der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer v. 31. Mai und 14. Juli 1930 ſind 
die Sätze der 88 35, 36 GebO. der Architekten und Ingenieure als 
üblicher Preis i. S. des 84 anzuſehen. 8 35 beitimmt den 
Stundenſatz mit 20 RAM für die erſte und mit 8 AM für jede 
weitere Stunde. Durch das Gutachten der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
Kammer wird nun zwar nicht die Möglichkeit ausgeſchloſſen, die 
Annahme der Üblichkeit im einzelnen Falle zu verneinen, da er⸗ 
fahrungsgemäß die Sachverſtändigen mit Rückſicht auf den Umfang 
und die Schwierigkeit der Leiſtung jeweils auch geringere Stunden⸗ 
ſätze zu liquidieren pflegen, um zu einem ihnen ſelbſt als angemeſſen 
ſcheinenden geringeren Geſamtbetrage der Vergütung zu gelangen. 
Im vorl. Falle kann aber aus der Art des Gutachtens gegen die 
Liquidation kein Bedenken erhoben werden, ſo daß keine Ver⸗ 
anlaſſung beſteht, von dem Gutachten der Induſtrie⸗ und Handels⸗ 
kammer abzuweichen. 

Auch die weitere Frage, ob der Sachverſtändige für die 
Terminswahrnehmung die „üblichen Sätze“ ſeiner Gebühren⸗ 
ordnung beanſpruchen kann oder ſein Anſpruch ſich auf die Sätze 
des § 3 ZeugGebdO. beſchränkt, iſt in erſterem Sinne zu be⸗ 
antworten, da ſich die Tätigkeit des Sachverſtändigen eben nicht 


OLG. Frankfurt in Mugdan⸗Falkmann Bd. 29 ©. 36 und 
des OLG. Stuttgart: Württ Z. 17, 203 mit Recht hervorhebt, die 
Vorſchrift nicht anwendbar. Die gegenteilige, auch von RG. 14, 377 
vertretene Auffaſſung würde eine Beſſerſtellung des Simultananwaltes 
gegenüber den übrigen Prozeßanwälten zur Folge haben; denn die 
letzteren bekommen nur das, was ſie verauslagt haben, der Simultan⸗ 
anwalt bekäme, wie hier, auch das, was er nicht verauslagt hat. 
Folglich kann für den Simultananwalt nur die Vorſchrift des 8 91 
Abſ. 2 Satz 1 zur Anwendung kommen. Er iſt, weil er beim Prozeß⸗ 
gericht zugelaſſen iſt, nicht auswärtiger Anwalt i. S. dieſer 
letzteren Vorſchrift, wenn er am Prozeßgericht oder an ſeinem 
Wohnſitzgericht für ſeine Partei tätig wird. Infolgedeſſen kann die 
Klagepartei nach den obigen Ausführungen die ihrem Anwalt durch 
feine Reiſen zu dem Prozeßgericht entjtandenen Koſten von dem 
unterlegenen Bekl. nicht erſetzt verlangen.“ 

Dieſer Beſchluß gipfelt alſo in der Anſchauung, daß 8 18 Abſ. 6 
RAD. auf den Simultananwalt überhaupt keine Anwendung finde. 
In Wirklichkeit aber war zur Zeit der Erlaſſung des Geſetzes und 
bis zur Einfügung des jetzigen 818 Abſ. 5 durch die Novelle 
v. 9. Juli 1925 ein anderer Anwendungsfall als der des Simultan⸗ 
auwalts überhaupt nicht denkbar; denn nur dieſer konnte zugleich 
beim Kollegialgericht „zugelaſſen“ ſein und doch auswärts 
wohnen. Jetzt ſind noch die praktiſch wenig bedeutungsvollen Fälle 
hinzugekommen, in denen der bloß beim Kollegialgerichte zu⸗ 
gelaſſene RA. mit beſonderer Genehmigung auswärts wohnt. Schon 
dieſe Erwägung zeigt, daß die Anſicht des LG. München II nicht zu⸗ 
treffen kann; ſie widerſpricht dem Wortlaut, der Entſtehungsgeſchichte 
und dem Zweck der Vorſchrift: die Ausnahmen von dem ſtrengen 
Lokaliſierungsprinzip, die hauptſächlich durch die Simultanzulaſſung 
bedingt find und bei Schaffung der RAO. nur durch die Simultan⸗ 
zulaſſung bedingt ſein konnten, ſollen zu keiner Benachteiligung des 
Prozeßgegners führen. Deshalb hat er die Mehr koſten nicht zu 
erſtatten. 

Die beiden Fälle, für welche 8 18 Abf. 6 nach Anſicht des LG. 
allein gelten ſoll, ſind unzweifelhaft ſolche, bei denen dieſe Vor⸗ 
ſchrift niemals zur Anwendung kommen kann, und zwar ſchon 
nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes. Denn weder der auswärtige 
Verkehrsanwalt noch der Beweisſubſtitut ſind — abgeſehen von den 
Fällen der Simultanzulaſſung — beim Prozeßgericht (Kollegialgericht) 
zugelaſſen. Dieſe (hier abgelehnte) Auslegung iſt auch m. W. 
bisher noch nie vertreten worden. 

Das, was das LG. über eine angebliche Bevorzugung des 
Simultananwalts vor den übrigen LG Anwälten jagt, beruht entweder 
auf demſelben Irrtum, der oben zurückgewieſen wurde (daß nämlich 
nach der herrſchenden Auslegung des § 18 Abſ. 6 fingierte, nicht wirk⸗ 
liche Reiſekoſten erſtattet würden) oder das LG. München II macht 
ſich die Ausführungen der von ihm zitierten Entſch. des OLG. Frank⸗ 
furt a. M. — OLG. 29, 36 — (den weiter angeführten Stuttgarter 
Beſchluß kann ich im Augenblick nicht nachprüfen) zu eigen. Dort iſt 
geſagt: ein in Frankfurt zugelaſſener Simultananwalt könne deswegen 
keine Reiſekoſten liquidieren, weil die Zulaſſung beim LG. Frankfurt 
nur unter der ganz ſelbſtverſtändlichen Bedingung und Vorausſetzung, 
daß Reiſekoſten zu den hier ſtattfindenden Terminen nicht berechnet 
werden“, erfolge. 

Anscheinend wollte das OLG. hiermit ſagen, der Simultan⸗ 
anwalt könne auch feiner eigenen Partei gegenüber keine Reiſekoſten 
liquidieren, eine Anſicht, die bekanntlich in neueſter Zeit ganz 
vereinzelt vertreten, aber alsbald als poſitivrechtlich un⸗ 
zutreffend erkannt wurde (vgl. Friedlaender, NADS, 
Exkurs II zu 8 28 Fußn. 137). 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


3352 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wege, 


auf die alleinige Teilnahme an dem gerichtlichen Termine beſchräukkt 
hat (vgl. Wegner, ZeugGehd., 7. Aufl., Anm. 26 zu § 4). 
(OLG. Stettin, 1. Fer ZivSen., Beſchl. v. 6. Aug. 1930, 5 W 39/30.) 
Mitgeteilt von DLER. Fiſcher, Stettin. 
* 
Stuttgart. 


49. 8 91 3 PO. Zu den Koſten des Rechtsſtreits i. S. 
§ 91 38PO. gehören auch die Koſten der Ausfertigung und 
Zuſtellung des Urteils. f) 

Dieſe Koſten unterliegen daher grundſätzlich der Feſtſetzung ge⸗ 
mäß 88 103 ff. ZPO. Daran wurde durch die Nov. v. 1. Juni 
1909 zu 8 788 ZRO., daß als Koſten der Zwangsvollſtreckung auch 
die Koſten der Ausfertigung und der Zuſtellung des Urt. gelten, nichts 
geändert. Durch die Beſtimmung des § 788 Abſ. 1 Satz 2 ſollten 
die ſeitherigen Rechte einer Partei auf Feſtſetzung dieſer Koſten gemäß 
88 103 ff. nicht etwa geſchmälert, vielmehr ſollten ihre Rechte erwei⸗ 
tert werden. Sie wurde getroffen im Hinblick auf die neue Vorſchrift 
des 8 105 ZPO., wonach der Feſtſetzungsbeſchluß auf das Urt. und 
die Ausfertigungen geſetzt werden kann, ſofern bei Anbringung des 
Geſuchs eine Ausfertigung des Urt. noch nicht erteilt iſt und eine Ver⸗ 
zögerung der Ausfertigung nicht eintritt. Da hierbei die künftigen 
Koſten der Ausfertigung und Zuſtellung des Urt. nicht mit berück⸗ 
ſichtigt werden können, fo hat die neue Beſtimmung des 8 788 Abſ. 1 
Satz 2 ZPO. die Beitreibung dieſer Koſten als Vollſtreckungskoſten 
ohne beſondere Feſtſetzung geſtattet. Damit wurden aber die Koſten 
der Ausfertigung und der ie des Urt. ihres Charakters als 
Koſten des Rechtsſtreits i. S. des § 91 3PO. nicht entkleidet und 
ihre Feſtſetzung gemäß 88 103 ff. nicht von dem Erfordernis eines 
beſonderen Intereſſes abhängig gemacht. 8 788 Abſ. 1 Satz 2 3PO. 
beſagt nichts weiter, als daß die Koſten der Ausfertigung und der 
Zuſtellung des Urt. nicht feſtgeſetzt zu werden brauchen, ſondern ohne 
Feſtſezung mit dem zur Zwangsvollſtreckung ſtehenden Anſpruch bei⸗ 
getrieben werden können (vgl. hierzu Stein⸗Jonas, 88 91 VI I, 
103 13, 788 12 ſowie Stein, Nov. zur ZPO. v. 1. Juni 1909 zu 
8 788 das.). Die vom LG. Stuttgart (8. ZivSen.), T 146/29, au⸗ 
gezogene Entſch. des OLG. Poſen v. 20. März 1907: OSG Rſpr. 
15, 281 iſt einmal vor der Nov. zu $ 788 3PO. ergangen und 
betrifft überdies Vollſtreckungskoſten, welche bereits in einem Pfän⸗ 
dungsbeſchluß enthalten waren. Handelt es ſich um andere Koſten der 
Zwangsvollſtreckung als die Koſten der Ausfertigung und Zuſtellung 


Zu 49. Es iſt mir nicht bekannt, ob die vom OLG. Stuttgart 
hier entſchiedene Frage auch außerhalb Württembergs ſtreitig ge⸗ 
worden iſt. Jedenfalls iſt erfreulich, daß das OLG. einer zweifel⸗ 
los unrichtigen und auch keineswegs zweckmäßigen Praxis innerhalb 
ſeines Bezirks ein Ende bereitet hat. Die Entſch. iſt hiſtoriſch wie 
dogmatiſch richtig und überzeugend begründet. 

M. E. macht ſie übrigens hinſichtlich der Frage, unter welchen 
Vorausſetzungen Vollſtreckungskoſten überhaupt — abgeſehen von 
dem Sonderfall des § 788 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. — vom Prozeß- 
gericht bzw. ſeiner Geſchäftsſtelle feſtzuſetzen ſind, der Vorinſtanz 
noch zu weitgehende Konzeſſionen. Der Satz, daß ſolche Koſten nur 
beim Vorliegen eines beſonderen Intereſſes des Antragſtellers feſt⸗ 
zuſetzen ſeien, iſt mindeſtens mißverſtändlich. Mit Recht ſagt Stein⸗ 
Jonas 4 (8 103 Anm. II 3) ganz allgemein hinſichtlich des 8 788 
3PO., daß er ein Recht, keine Pflicht des Gläubigers begründe. Gewiß 
darf auch dieſes Recht nicht mißbraucht werden; aber es iſt nicht Sache 
des Gläubigers, ein beſonderes Rechtsſchutzintereſſe darzutun. Nur 
wenn ein ſolches Intereſſe poſitiv verneint, der Rechtsmißbrauch alſo 
bejaht werden kann, darf die Geſchaftsſtelle des Prozeßgerichts die 
Feſtſetzung der Vollſtreckungskoſten ablehnen. M. E. will auch 
Stein⸗Jonas dem Gläubiger nicht die Beweislaſt für das Vor⸗ 
handenſein eines beſouderen Intereſſes auferlegen (vgl. den oben 
zitierten Satz ſeiner Ausführungen); er nennt nur Beiſpiele von 
Fällen, in denen ein praktiſches Bedürfnis für die Feſtſetzung vor⸗ 
nehmlich gegeben fein wird. Auch Baumbach, KPD. § 788 Anm. 4 
bejaht allgemein ihre Zuläſſigkeit und ſtellt gleichzeitig feſt, daß nach 
der herrſchenden Meinung nur notwendige Auträge die Koſten⸗ 
pflicht des Vollſtreckungsſchuldners begründen. 

Wenn man beachtet, wie das LG. Stuttgart in der angefochtenen 
Entſch. und in früheren Beſchlüſſen nicht nur den Nachweis verlangt, 
daß überhaupt ein Intereſſe an der Feſtſetzung der Vollſtreckungs⸗ 
koſten beſtehe, ſondern auch die Erheblichkeit, alſo den Grad dieſes 
Jntereſſes nachzuprüfen für notwendig erachtet, fo wird man die 
Wichtigkeit der hier erörterten Frage der Beweislaſt erkennen. Es 
gibt z. B. in der Praxis zahlreiche Fälle, in denen der Gläubiger ſich 
für zukünftige Vollſtreckungen einen ziffermäßig klaren Titel hin⸗ 
ſichtlich der Vollſtreckungskoſten verſchaffen will, damit er nicht ge⸗ 
nötigt ift, ſpäterhin dem Vollſtreckungsbeamten oder Vollſtreckungs⸗ 
gericht dieſe Koſten mühſam und mit entſprechendem Zeitverluſt zu 
belegen. Ein ſolches Vorgehen iſt ſicherlich kein Rechtsmißbrauch. 
Wenn aber die Erörterung darüber, ob ein ausreichendes gegen⸗ 
wärtiges Intereſſe an der Feſtſetzung vorliege, zur Abweiſung des 
Antrags führen könnte, ſo wäre dieſes Ergebnis bedauerlich. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 


des Urt., dann iſt allerdings die Feſtſetzung derartiger „gang, 
ſtreckungskoſten“ nur bei Vorliegen eines beſonderen Intereſſes gas 
läſſig. Die Geſchäftsſtelle des LG. hat übrigens ihren Standpumkl und 
nicht folgerichtig durchgeführt, inſofern fie die beantragte Feſtſeh 
der Koſten der Ausfertigung des Urt. nicht beanftandet hat, MT 
nur bezüglich der Koſten der bereits erfolgten Zuſtellung ati 
das Vorliegen eines beſonderen Intereſſes verlangt. An der 8 fung 
keit der Feſtſetzung der Koſten der Ausfertigung und der Bull 
des Urt. gemäß SI 103 ff. ZPO. ohne Vorliegen eines beſo ind? 
Intereſſes würde auch nichts geändert, wenn Zweckmäßigkkeitsge. ge 
dagegen ſprechen würden. Überdies kann dies in keiner Weiſe Aus 
geben werden. Die alsbaldige Feſtſetzung auch der Koſten der nal. 
fertigung und der erfolgten Zustellung des Urt. gemäß 88 u 
ZPO. liegt vielmehr gleichermaßen im Intereſſe des Koſtenſchüllde lab 
welcher diesfalls aus dem Urt. und dem Stoftenfeftjegumgsb eh 
feine geſamte Schuld erſehen kann. Werden dieſe Beträge von 1 
ohne Zwangsvollſtreckung bezahlt, jo wäre, worauf die Beſchwe ten 
treffend hinweiſt, nunmehr eine erneute mit Zeit und weiteren f 
verbundene Aufforderung zur Zahlung der Ausfertigung und 40 n 
ſtellung des Urt., gegebenenfalls nunmehr Feſtſetzung dieſer als⸗ 
und Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen hierwegen erforderlich, 2 er⸗ 
baldige Feſtſetzung der in Frage ſtehenden, dem Gläubiger beren der 
wachſenen Auslagen liegt ſonach im Intereſſe der Gläubiger un 
Schuldner. 900 
(OLG. Stuttgart, 1. ZivSen., Veſchl. v. 4. Juli 1930, W. 9 
Mitgeteilt von RA. Dr. Heß, Stuttga 


Berlin. 4. Armenrecht!). * 
50. 88 115 fl. ZPO. umfang des Anſpruchs des Mraz, 
ee gegen die Staatskaſſe auf Erſtattung pon 
agen. if 
Der BeſchwF., der der Kl. als Armenanwalt beigeordne 


verlangt u. a. folgende Beträge von der Staatskaſſe erſtattet: 


1. Auskunftsgebühr des Einwohnermeldeamts; ad 
2. Auskunftsgebühr des Polizeipräſidenten über den Bo 
der Berliner Beamtenvereinigung und meſſiol 
3. die Koſten der zweiten Ausfertigung der Schankloltz 
Der Antrag iſt von allen Inſtanzen abgelehnt worden. (nel 
In übereinjtimmung mit Walter-Jovachin-drttr ing in 


antwortet ift, wie nach den früheren ArmAlım®., daß ine” 110 


Art. I 


gänzenden Vorſchriften zu erſetzen ſind. be 
Es iſt zwar zutreffend, daß die Vorſchriften des Er 


* 
0 
daß ern 50 
iuner l 
Armen = 
m 
* 1 
Durch die Bewilligung des Armenrechts erlangt die ug Af 
die in den 88 115 f. ZPO. aufgezählten Rechte. Nach 81 von 
Nr. 1 ZPO. erlangt fie auch die einſtweilige Befreiung age 
Berichtigung der ſonſtigen baren Auslagen. Zu dieſen deren . 
baren Auslagen gehören aber keineswegs die Beträge, if, d. ge 
arme Partei zur Vorbereitung ihrer Prozeßführung bedarf, 00 
zur Beſchaffung von Beweismitteln (vgl. hierzu Sydow 
Krantz, 18. Aufl., Anm. a zu § 115 3 O.). er nicht 
Hiernach hat die arme Partei, ſoweit ihrem Anwalt in. von 
der Rundverfügung des preuß. Inn Min. und des Sim hnun ef 
21. Aug. 1925 (PrBeſold Bl. 1925, 209) Auskünfte 50 erte 
auskünfte aus den poltzeilichen Melderegiſtern) Roftenft ‚kunt 
werden, für ſonſtige Auskünfte und Beſchaffung in niche 
ebenſo zu bezahlen, wie eine Partei, der das Armenrech iner 9 
willigt worden iſt. Sie genießt für die Herbeiziehung liner 10 
kunft des Polizeipräſidenten über den Vorſtand der Be fertig, 
amtenvereinigung und die Beſchaffung einer zweiten Alus 


1) Siehe JW. 1929, 3179. 


na 
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de 
om chantkonzeſſton keinerlei Sonderrechte. Sie hat inſoweit in⸗ 
der weit keinen Anſpruch gegen die Staatskaſſe auf Verauslagung 
Urkunde, die zur Herbeiziehung und Beſchaffung der genannten 
* erforderlich ſind. 
anwalt beſteht daher auch keine Verpflichtung für den Armen⸗ 
9 ſolche Beträge für die arme Partei zu verauslagen. Tut 
den 2210 überſchreitet er durch die Verauslagung ſolcher Beträge 
fig 1 heitäßreis, für den allein er der armen Partei zur vor⸗ 
den 1 nentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet wor⸗ 
Er Er Armenanwalt weiß, daß ſeine Partei unvermögend iſt. 
Degen fals RA. ferner wiſſen, daß ſeine Partei keinen Anſpruch 
tag ag Staatskaſſe auf Verauslagung von Beträgen der hier 
ſeine zen Art hat. Wenn er trotz alledem ſolche Beträge für 
un Attei verauslagt, jo tut er dies auf feine eigene Gefahr. 
über zor iſt nicht angängig, daß die arme Partei auf dem Umwege 
kaſſe N Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegen die Staats⸗ 
Rechte zugeſtanden erhält, die ihr nach SS 115 f. BRD. 


dem, Su. 51. A. Der Eutſch. kann nicht beigetreten werden, es ſei 
Red aß bei Beiordnung des RA. ausdrücklich die Zwangsvoll⸗ 
wan 10 ausgenommen iſt. War der RA. aber auch für die 
Eintrasvollſtreckung beigeordnet, ſo ſteht ihm für den Antrag auf 
Ziff. 18g der Sicherungshypothek auch die Gebühr aus 8 23 
aug d NAGEDO, zu und fie iſt nach Maßgabe dem Arm Anw. 
gekomer Staats kaſſe zu erſtatten. Man denke etwa an den — vor⸗ 


ſtelle un — Fall, daß auf Antrag zum Protokoll der Geſchäfts⸗ 
dolle Arreſtbefehl erlaſſen und für die — ſchwierige — Zwangs⸗ 


wang ung ein Rel. beigeordnet wird. Der Ausſpruch, auf die 
ziehe Uvollſtreckung durch Eintragung einer Sicherungshypothek be⸗ 
ſolche ich das Armenrecht nicht, ift m. E. völlig unbegründet: eine 
herzulele eſchränkung iſt nirgends vorgeſchrieben, noch irgendwoher 
Gier» ſie würde auch der armen Partei gerade bei den 
galten Fragen den anwaltlichen Beiſtand entziehen. 
ſtrechunge, Alff. 18 RAchebd. bezieht fi auf alle Zwangsvoll⸗ 
richten gen, die in einem Verfahren vor den ordentlichen Ge⸗ 
way auf das die 3PO. Anwendung findet, ſtattfinden: daß die 
vollſtreckung ſelbſt von einem ordentlichen Gericht vor⸗ 
verſtein ten wird, iſt nicht erforderlich. Die Pfändung und Zwangs⸗ 
Ge gerung findet auch nicht vor den ordentlichen Gerichten ſtatt, 
dieſen 50 U. nicht ein Verfahren gemäß 88 792, 853 ZPO. In all 
d en fteht dem RA. die Gebühr nach 8 23 Ziff. 18 RAGebd. 
en, ſie höher ift als die Gebühr nach der PırLGebd. (8 92 


bilde A Damit in Einklang fteht gerade die eine Ausnahme 
eine de Vorſchrift in 831 Abſ. 2 NUGED.: die Gebühren für 
ſtrechunen Vorſchriften der ZPO. nicht unterliegende Zwangsvoll⸗ 


run . richten ſich nach Landesrecht. Die Eintragung einer Siche⸗ 
Hbopotheſt nun iſt aber in der ZPO. (88 866—868) geregelt, 
nun deres Geſetz, und nicht durch die ZPO., iſt nach deren 
geregelt ur die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung 
lan und nur die Anwaltsgebühren für dieſes Verfahren richten 
bühren ( Landesrecht. Hätte die RAGGeb D. die Regelung der Ge⸗ 
Im für den Antrag auf Eintragung einer Sicherungshypothel 
wollen, N der Zwangsvollſtreckung auch dem Landesrecht überlaſſen 
dag ie hätte der 8 31 Abs. 2 RAcGGebO. dahin lauten müſſen, 
zwang dandesrechtlichen Vorſchriften über die Gebühren für die 
l. da ollſtreckung in das unbewegliche Vermögen unberührt bleiben 
E 15 die bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, Ziff. 53 
mit Ja zu 823 NAGEHDO. Note 52, und in dem ebenda zit. — 
Auff alter ⸗Joachim⸗Friedlaender übereinſtimmenden — 
n A, Schanz: JW. 1905, 196 angeführten, meine Anſicht 
* itate. Ebenſo wird meine Anſicht geteilt von Sydow⸗ 
rieg, Note 4 a. E. zu Art. 4 Precgebd.). 
IR. Dr. Hugo Kaufmann , Krefeld. 
redn In Frage ſteht, ob der für die Zwangsvoll⸗ 
den Ante beigeordnete Armenanwalt die ihm durch 
Swachf rag auf Eintragung einer Zwangs hypothek 
utaatskak Gebühr nach dem Arm AnwG. aus der 
d. 0 zal ſe erſtattet verlangen kann. Im Gegenſatz 
e Frage werlan möchte ich in Übereinſtimmung mit Kaufmann 
aeljahen. 
hte 81 die im Eingangsſatz zu der vorſtehenden Bemerkung be 
er ob ſich die im Rahmen der erſtinſtanzlichen Armen⸗ 
1 Fehlen igung erfolgte Anwaltsbeiordnung im Zweifel — d. h. 
81 die 1 ausdrücklichen poſitiven oder negativen Ausſpruchs — 
b weit di angsvollſtreckung miterſtrecht, will ich hier nicht eingehen. 
Ku die 5 zahlreichen zu der Frage veröffentlichten Entſch. (vgl. 
litten, geht achweiſe bei Stein n 8 115 N. 35) einen Überblick ger 
et wohl jetzt die Rſpr. entgegen der von Kaufmann zum 
a Ausg  Sradhten Auffaſſung überwiegend dahin, daß mangels 
zu Weite ücklichen Ausſpruchs anzunehmen ift, die Beiordnung gehe 
Nödten fel, ls es mit Rüchſicht auf 88 78, 115 Abſ. 1 Nr. 3 380. 
1 Zwang d. h. daß im Zweifel der Armenanwalt nicht auch für 
benbej: 9 pollſtreckung als beigeordnet anzuſehen iſt. Dies nur 
die vorl. Entſch. bietet zur Behandlung dieſer Frage 


nicht zuſtehen, nämlich die vorſchußweiſe Finanzierung der Vor⸗ 
bereitung des Rechtsſtreits, die Vorſtreckung der zur Beſchaffung 
von Rechtsmitteln erforderlichen Beträge. Dieſer Geſichtspunkt iſt 
bisher im Schrifttum und in der Rſpr., auch von Kaufmann: 
JW. 1930, 2029 nicht berückſichtigt worden. 


(KG., Beſchl. v. 26. Juli 1930, 20 W 6850/30.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Julius Blumenthal, Berlin. 


* 
Breslau. 


51. Armenanwaltsgebühren. Keine Erſtattung der 
Gebühr für die Stellung des Antrages beim Grundbud;- 
amt auf Eintragung einer Zwangshypothek. ) 

(OLG. Breslau, 11. ZivSen., Beſchl. v. 7. Juli 1930, 17 W 
2467/30.) 
Abgedr. IW. 1930, 2459 22. 


* 


keinen Anlaß. Bei den nachſtehenden Betrachtungen wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich eine die Zwangsvollſtrechung mitumfaſſende Armenanwalts⸗ 
beiordnung vorausgeſetzt. 

Bei der zur Erörterung ſtehende Frage handelt es ſich um 
drei ineinander greifende, aber doch ſcharf voneinander zu trennende 
Unterfragen: 

1. Erſtreckt ſich die Armenrechtsbewilligung überhaupt auf die 
Eintragung einer Zwangshypothek? 

2. Erhält der RA. für feine Berufstätigkeit anläßlich den Ein⸗ 
tragung einer Zwangshypothek die Gebühren des 8 23 Nr. 18 
NAGEDD. oder die der einſchlägigen LGebO. 2 

3. Iſt die dem RA. zuſtehende Gebühr nach 81 Arm Anw. 
aus der Staatskaſſe zu erſtatten ? 

Zu 1: Wenn die Frage des Armenrechts bei der Immobiliar⸗ 
zwangsvollſtreckung — nach ihrer bisherigen Behandlung im Schrift⸗ 
tum zu ſchließen — in früheren Zeiten kaum eine Rolle geſpielt hat, 
ſo iſt der Grund der, daß die Frage für die Gerichtsgebühren im 
Hinblick auf 8 17 PrGͤKG. (Niederſchlagung bzw. Stundung bei Vor⸗ 
weiſung eines Armutszeugniſſes) und die entſprechende Vorſchrift der 
übrigen Landeskoſtengeſetze im allgemeinen nicht praktiſch geworden 
iſt und ein Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts nicht in Frage 
Ram. Nach Einführung der Erſtattungspflicht des Staates hat die 
Frage eine weſentlich größere Bedeutung. 

Wenn das OLG. Breslau allgemein jagt, die Bewilligung des 
Armenrechts beziehe ſich nur auf ſolche Vollſtreckungsakte i. e. S., 
die in der ZPO. erſchöpfend geregelt ſeien, ſo iſt dem zunächſt be⸗ 
züglich der Immobiliarzwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
zu widerſprechen. Beide find in der ZPO. nicht erſchöpfend geregelt, 
gleichwohl greifen hier, wie durch die Erwähnung des ZwVerſtG. im 
§ 869 ZRO. blargeſtellt iſt und außer Streit ſteht, die allgemeinen 
Vorſchriften der ZPO. Platz; eine Ausnahme bezüglich des Armen⸗ 
rechts wird, ſoweit ich ſehe, im Schrifttum nirgends gemacht und 
ließe ſich auch nicht rechtfertigen. Für die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung trifft alſo der erwähnte Satz nicht zu, und be⸗ 
züglich der Zwangseintragung iſt er eben nicht mehr als das 
thema probandum. 

Soweit in den ZPOͤKomm. bei Behandlung des Armeurechts 
die Frage der Zwangshypothek berührt wird, wird ſie allerdings 
überwiegend im negativen Sinne mit der Begründung beantwortet, 
das Armenrecht erſtrecke ſich nur auf die Organe, die mit der 
Zwangsvollſtreckung i. e. S. befaßt ſeien und gelte daher nicht für 
das grundbuchamtliche Verfahren (ogl. auch Stein! 8119 N. 9). 
Auch dieſe Argumentation hält einer näheren Nachprüfung nicht 
Stand; auch ſie ſchwebt inſofern in der Luft, als ſie letzten Endes 
auf den unbewieſenen und nichts beweiſenden Satz hinausläuft, nur 
das ſei Zwangsvollſtreckung i. S. des Geſetzes, wo eigentliche Voll⸗ 
ſtreckungsorgane, Gerichtsvollzieher oder Vollſtrechungsgericht, in 
Tätigkeit treten. > 

Richtig iſt, daß ſich die Zwangseintragung als Verfahren in 
den Formen des grundbuchamtlichen Verfahrens abſpielt, das ändert 
aber nichts daran, daß ſie nach dem eindeutigen Wortlaut des 8 866 
3PO. eine Form der Zwangsvollſtreckung it. Sie trägt, wie auch 
in dem Lehrbuch und Komm. zu 58 866 ff. allgemein angenommen 
wird, doppelten Charakter. Mag auch, was die Geſtaltung des Ver⸗ 
fahrens im einzelnen anlangt, der grundbuchamtliche Charakter 
überwiegen, d. h. mögen die Vorſchriften der GBO. in weitergehen⸗ 
dem Umfange zur Anwendung kommen als die der ZPO. — an der 
prozeſſualen Seite der Zwangseintragung als Form der 
Zwangsvollſtre kung wird damit nichts geändert. 

Ebenſowenig ginge es an, der Zwangseintragung, wie es z. T. 
geſchehen, den Charakter als Zwangsvollſtreckung unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte abzuſprechen, daß ſie nicht der Befriedigung diene, 
vielmehr nur ein rein grundbuchliches Mittel zur Sicherung der 
künftigen Zwangsvollſtreckung ſei. Gewiß, die Zwangseintragung 
dient zunächſt nur zur Sicherung; wenn aber die ZPO. eben dieſe 
Sicherung als Zwangsvollſtreckung bezeichnet, d. h. als Zwangs⸗ 
vollſtrechung behandelt wiſſen will, jo it es unmöglich, von einem 
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52. $ 14 RAGebO. Dem Armenanwalt ſteht nur die 
halbe Prozeßgebühr zu, wenn die Parteien, bevor er einen 
Schriftſatz einreicht, dem Gericht mitteilen, daß ſie ſich 
verglichen haben und das Gericht dieſe Mitteilung den 
Anwälten weitergibt. 

(OLG. Breslau, Beſchl. v. 5. Juni 1930, 17 W 2029/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 


anderen theoretiſchen Zwangsvollſtreckungsbegriff ausgehend, das 
Gegenteil anzunehmen. Hingewieſen ſei in dieſem Zuſammenhange 
auch noch auf den Unterſchied zwiſchen der Zwangseintragung und 
der Verwirklichung eines auf Auflaſſung, Hypothekenbeſtellung oder 
dgl. lautenden Urteils. In Fällen letzterer Art iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung damit abgeſchloſſen, daß die erforderliche Eintragungs⸗ 
bewilligung nach $ 894 ZPO. mit der Rechtskraft des Urteils als 
abgegeben gilt, und was weiter folgt, iſt reines Grundbuchverfahren. 
Anders bei der Zwangseintragung. Hier den Vorgang als Fiktion 
einer Eintragungsbewilligung mit nachfolgendem rein grundbuchrecht⸗ 
lich zu beurteilendem Eintragungsantrag zu konſtruieren, hieße ge⸗ 
radezu die Dinge auf den Kopf ſtellen: man müßte die Fiktion der 
Eintragungsbewilligung — jedenfalls bedingt — bei jedem auf 
eine Geldzahlung lautenden Titel und zudem in Abweichung von 8 894 
ZPO. nicht erſt bei der Rechtskraft, ſondern ſchon bei der vorl. 
Vollſtreckung des Urteils annehmen! 

Die Zwangseintragung unterſteht eben ſowohl der GBO. wie 
der ZPO. Als Zwangsvollſtreckungsakt, der fie nach der klaren 
Beſtimmung des 8 866 ZPO. nun einmal iſt, wird fie von den 
Vorſchriften über das Armenrecht mitbetroffen. Daraus, daß die 
GBO. für Eintragungsanträge an ſich das Armenrecht nicht kennt, 


den Schluß zu ziehen, daß hier für den Antrag auf Eintragung der. 


Zwangshypothek das Armenrecht ausgeſchaltet ſei, ließe ſich mangels 
einer poſitiven Vorſchrift nur in der Weiſe rechtfertigen, daß hier 
die Vorſchriften der GBO. die der ZPO. begrifflich ausſchlöſſen, was 
ſich aber ſchwerlich behaupten läßt. 

Die Bewilligung des Armenrechts hat nach § 115 Abſ. 1 Nr. 1 
PO. die einſtweilige Befreiung von den Gerichts koſten zur 
Folge. Die Vorſchrift iſt in ihrer Faſſung auf den Regelfall des 
bei Gericht ſchwebenden Verfahrens abgeſtellt; in den Sonder- 
fällen, wo das Verfahren in der Hand einer anderen Stelle liegt — 
es iſt dies einmal der Fall, daß auf Grund des EG. z. ZwVerſtG. 
die Durchführung des Verfahrens einer anderen Stelle als dem AG., 
insbeſ. dem Nokar, zugewieſen iſt, und ferner der vorl. Fall der 
Zwangseintragung (jedenfalls dort, wo das Grundbuchamt nicht das 
AG. iſt) —, muß angenommen werden, daß vor den in Rede ſtehen⸗ 
den Stellen eine entſprechende Gebührenfreiheit eintritt. Dem um⸗ 
gekehrten Schluß, daß durch die Faſſung der Nr. 1 des § 115 3PO. 
das Armenrecht auf ſolche Verfahren beſchränkt wäre, wo Gerichts⸗ 
Roften erwüchſen, würde der Vorwurf formalſter Wortinterpretation 
nicht erſpart ‚leiben können. 

Nach 8115 Nr. 3 bewirkt das Armenrecht vorläufige Un⸗ 
entgeltfichkeit der Tätigkeit des beigeordneten Anwalts. Mangels 
einer entſprechenden einſchränkenden Vorſchrift kann es hier keinen 
Unterſchied ausmachen, ob die dem Anwalt zuſtehende Ge- 
bühr auf der Reichs⸗ oder einer LGeb O. beruht. 

Zu 2: Zuzugeben iſt, daß ſich über die Frage, ob der Anwalt 
für den Antrag auf Eintragung einer Zwangshypothek die Gebühr 
des § 23 Nr. 18 RAGebO. oder eine landesrechtliche Gebühr er⸗ 
hält, ſtreiten läßt. Die Antwort hängt im weſentlichen davon ab, 
wie weit man den Begriff des Verfahrens „vor den ordentlichen 
Gerichten“ i. S. des §1 RAcGeb O. und den entſprechenden Begriff im 
81 Ge. zieht. Die Geſichtspunkte, die für die Unterſtellung 
des Zwangsverſteigerungs verfahrens unter die 
LGeb O. ſprechen, ſind in dem eingehenden Aufſatz von Schanz: 
JW. 1905, 196 zuſammengeſtellt; Schrifttum (vgl. insbeſ. Walter ⸗ 
Joachim⸗Friedlaender 823 Bem. 53) und Rſpr. ſtehen, ſoweit 
ſich überſehen läßt, ganz überwiegend auf demſelben Standpunkt. An 
ihm wird um fo eher feſtzuhalten fein, als man bei den Gerichts- 
gebühren, wenn man die Zwangseintragung den Reichsgebühren⸗ 
geſetzen unterſtellen wollte — und man wird die Frage bei den Ge⸗ 
richts⸗ und Anwaltsgebühren nur übereinſtimmend beantworten 
können — zu dem ernſtlich wohl nicht zu verteidigenden Ergebnis 
gelangen müßte, daß die Zwangseintragung mangels einer enſprechen⸗ 
den Poſition im GKG. gebührenfrei wäre. 

Zu 3: Die Gebührenerſtattung aus der Staatskaſſe beſtimmt 
ſich nach dem ArmAnwG. v. 20. Dez. 1928. Nach dem vorſtehen⸗ 
den zu 2 Ausgeführten handelt es ſich bei der Zwangseintragung 
um eine landesrechtlich beſtimmte Gebühr. Nach § 1 des ge⸗ 
nannten Geſetzes erfolgt die Erſtattung nach Maßgabe der RAGebdd., 
d. h. der Reichs Gebo. Mit dieſer Faſſung iſt aber — auf den 
Regelfall abgeſtellt — nichts weiter geſagt als das, daß die Er⸗ 
ſtattung auf der Grundlage der geſetzlichen Gebührenbeſtimmungen 
zu erfolgen hat. Nichts — weder die Entſtehungsgeſchichte des Arm⸗ 
Anw. noch irgendein legislatoriſcher Zweckmäßighkeitsgeſichtspunkt 
— ſpricht dafür, daß man mit der fraglichen Faſſung die Er⸗ 


Rechtſprechung 
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53. Art. II Abſ. 2 Arm Anw. v. 20. Dez. — 
Beendigung der Inſtanz, wenn Grundurteil ergang 
und gegen dieſes Berufung eingelegt iſt? ) dee 

Die Frage, wann i. S. des Art. II Abſ. 2 des Gef. v. re 
1928 die Inſtanz beendet ift, kann nur danach entſchieden wen 
ob das Klagebegehren der Partei innerhalb der Inſtanz doiſchen⸗ 
Befriedigung oder zur Abweiſung gelangt iſt. Wenn ein wii 
urteil über den Grund des Anſpruches ergeht, fo iſt dieſer Fall An- 
nicht eingetreten, ſolange das Verfahren über den Betrag d ichen. 
ſpruches nicht beendet iſt. Das gilt auch dann, wenn das ron ue 
urteil ſelbſtändig anfechtbar iſt und angefochten und damit eine sort, 
Inſtanz eröffnet wird. Die erſte Inſtanz dauert alsdann noch ent 
bis durch BU., etwa durch Klageabweiſung, oder durch Vergleich 10 
ſchieden iſt, daß das Verfahren über den Betrag keine Fee 
findet (vgl. Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RUFT 
Anh. J zum 1. Abſchn., Anh. II zum 1. Abſchn. Anm. 19). Der im 
gegengeſetzten Anſicht des 7. ZivSen. des entſcheidenden Gerichte? jan 
Beſchl. v. 12. April 1927 (JW. 1927,16554) kann nicht beigeitün, 
werden. Die Eröffnung einer beſonderen Inſtanz hindert ebenſo net 
bei der Erlaſſung eines Teilurteils nicht das Fortbeſtehen des ge 
Rechtszuges. Auch die Erwägung, daß nach Art. I 8 1 Abſ. 4 bes 
v. 20. Dez. 1928 i. Verb. m. §8 85 RAGEbD. der Erſatzanſpruc inte 
Armenanwalts fällig wird, wenn das Verfahren länger als drei? 
ruht, kann zu einem anderen Ergebniſſe nicht führen. DIE af 
ſtimmung ſoll eine unbillige Hinausſchiebung der Fälligkeit des © die 
anſpruches verhindern. Sie kann aber nicht dazu dienen, i die 
Übergangsfrage des Art. II Abſ. 2 des Geſ. v. 20. Dez. II um 
nicht für die Fälligkeit des Anſpruches, ſondern nur für bie . 
wendbarkeit des neuen Geſetzes von Bedeutung iſt einen X elo 
als Beendigung der Inſtanz anzunehmen, der im Widerſpru inden 
der Prozeßlage ſteht. Anderenfalls könnte es aus Villigben fe dos 
gerechtfertigt erſcheinen, unter Berufung auf Art. 1 8 1 Abſ. 17 
Gef. v. 20. Dez. 1928 i. Verb. m. $85 NAGED. in einem faz 
ſtreite, der ſich in der gleichen Inſtanz jahrelang hinzieht, die Se 
als nach dreimonatiger Prozeßdauer beendet anzuſehen, eine 5 
rung, deren Unrichtigkeit auf der Hand liegt. 


7 
(OLG. Breslau, 11. ZivSen., Beſchl. v. 28. April 1930, 15 


1382/30.) Be 
Mitgeteilt von OLchR. Warſchauer, Bess 
. 


Celle. 
54. $ 1 Arm AnwG. Haftung der Staatskaſ 
nachträgliche Auslagen des Armenanwalts. ) . Stabe 
Der BeſchwF. iſt dem Behl. durch Beſchl. des LG. in f ber 
v. 4. Jan. 1929 für den erſten Rechtsgang als Armenanwal 


e 


ſtattungspflicht auf die Fälle der reichsrechtlichen Gebühren dir 
beſchränken oder, ſchärfer ausgedrückt, in den ganz vereinzelten 2a) 
nahmefällen, wo durch die Armenrechtsbewilligung nach der og! 
dem Armenanwalt eine landesrechtlich geordnete Gebühr ente ng 
wird, dieſe von der Erſtattung nach dem Arm Anw. Habe 


ſchließen wollen. 1715 
Min, Dr. Jonas, Berlin 


; alt 
Zu 53. Die Entich. bezieht ſich nicht auf den gleichen „454 
beſtand wie die in ihr zitierte des gleichen OLG. JW. 1927, Grunde 
Dort handelt es ſich nur um die Frage, ob durch ein zum u i 
ergangenes Urteil nach Einlegung der Berufung gegen dien . Staal“ 
die Fälligkeit des Erſatzanſpruches des Armenanwalts an die Gute 
Raffe eintritt. Dieſe Frage hat das OLG. Breslau in jener 17 der 
mit zwei Geſichtspunkten bejaht. Es hat angenommen, daß and 
Einlegung der Berufung gegen das Zwiſchenurteil die frühere bühren 
als abgeſchloſſen anzuſehen und damit die Fälligkeit der 10 fi 
eingetreten ſei, hat aber auch den weiteren Geſichtspunkt bern lebt 
daß die Beſtimmung des § 1 Abſ. 2 des Gef. v. 6. Febr. 1 wenden 
81 Abſ. 4 Satz 2 des Gef. v. 20. Dez. 1928, ſinngemäß anz „nor 
jei. Ich halte dieſe Entſch. für richtig und keineswegs für unverez ſch 
mit der jetzt zur Beſprechung ſtehenden Entſch. Hier handelt Ab. 
um die Frage, wann i. S. der Übergangsvorſchrift des Art. H . it 
des Geſ. v. 20. Dez. 1928 die Inſtanz als beendigt anzuſe Abs.“ 
Daß für dieſe Frage § 1 des Gef. v. 6. Febr. 1923, jetzt 9 % ſchon 
Satz 2 des Geſ. v. 20. Dez. 1928, keine Bedeutung hat, ie pieet 
OLG. Naumburg: JW. 1926, 86728 ausgeſprochen, und ich b gu 
Entſch. in der 10. Aufl. von Willenbüchers Koſtenfeſtſenn tel 
verfahren S. 191 beigetreten. Auch den Erlaß des Zwischen f. 
ſelbſt als Ende der Inſtanz, und zwar i. S. des Art. II „egal 
des Ge. v. 20. Dez. 1928, amzufehen, lehnt das DLÖ- nder, 
mit Recht ab, indem es Walker⸗Joachim⸗ Friedl gehe 
Anm. 12, Anh. J zum 1. Abſchn. folgt. Das weitere Zitat des Bryant 
Werkes iſt irreführend, weil es ſich wieder nur auf die Frag endi 
die Inſtanz i. S. der Fälligkeitsbeſtimmung des Armelmoch Dig 
iſt, bezieht. RA. Dr. Wilhelm Kraemer, 


Zu 54. Der für den Erſatz der Gebühren des Armen 


w 
0 
unbeſtrittene Grundſatz, daß der Erſatzanſpruch nur beſteh / f 


— 
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Abe worden. Gegen das Urt. des LG., durch welches Klage und 
Bekl ge abgewieſen ſind, hat die Kl. Berufung eingelegt. Der 
zweite at ſich im Berufungsverfahren nicht vertreten laſſen. Die im 
gericht Rechtsgang erforderlichen Zuftellungen find an den Beſchwx. 
geleitet worden, der ſie entgegengenommen und an den Bekl. weiter⸗ 
er St hat. Hierdurch find ihm Portokoſten entſtanden, die er aus 
deswstaatskaſſe erftattet verlangt. Dies iſt abgelehnt worden. Seine 
Beruf en erhobene Beſchw. iſt begründet. Da der Bekl. für das 
Bey gsverfahren einen RA. nicht beſtellt hatte, dauerte die Pro⸗ 
Recht macht des BeſchwF. fort (58 86f. ZPO.). Alle im zweiten 
tigkeit nge erforderlichen Zustellungen mußten daher, falls ſie Gül⸗ 
veryffz haben ſollten, an den BeſchwF. erfolgen, und letzterer war 
er ir tet, fie in Empfang zu nehmen und an den Bekl., wenn 
weiber; nicht dieſem gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen wollte, 
den Jugeben. Dieſe Verpflichtung hatte er, weil er dem Bekl. für 
denen en Rechtsgang beigeordnet war. Die ihm dadurch entſtan⸗ 
In luslagen hatte er ſomit als Anwalt der landgerichtlichen 
nung . Infolgedeſſen müſſen fie ihm auf Grund feiner Beiord⸗ 
ordmnerſaktet werden. Soweit dem Armenanwalt durch die Bei⸗ 
wachſen in erſter Inſtanz nach Zuſtellung des Urt. Auslagen er⸗ 
endet „ kann der Rechtsgang k. S. des 5119 300. nicht als be⸗ 
© angeſehen werden. 

0. Celle, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 3. Juli 1930, 2 I W 201/30.) 

Mitgeteilt von OLGR. Granzow, Celle. 
* 


er, IB. 88 115 ff. ZPO. Die Beiordnung als Armenanwalt 
nicht kt ich auch auf das Koſtenfeſtſetzungsverfahren, 
aber auf die Beſchwerdeinſtanz dieſes Verfahrens.) 
ſhließtzen Arreſtbekl. iſt das Armenrecht für die erſte Inſtanz ein⸗ 
ich der Zwangsvollſtreckung bewilligt und der BeſchwF. als 


die 
die Bestellung für die arme Partei reicht, gilt natürlich auch für 
(88 Hage der Erſtattungsfähigkeit der nach Maßgabe der NAGCD. 
. dem RA. zu erſtattenden Auslagen. 
976 ar es ſich hier um Portokoſten handelt, deren Erſtattung nach 
1.1 NAGEHD. vom RA. gefordert werden kann, iſt ihre 
Streif iche Erſatzfähigkeit nach 81 ArmAnwG. außer Zweifel. Die 
gehende e über die Erſatzpflicht des Staates für darüber hinaus⸗ 
1930 2 og. Barauslagen (vgl. darüber Friedlaender: JW. 
62028 III 3) bleibt außer Betracht. 
ordnung Nommt alſo für die Entſch. nur darauf an, ob die Bei⸗ 
kommendes Armenanwalts für die erſte Juſtanz die hier in Frage 
Rechtszude, von ihm tatſächlich während des Laufes des zweiten 
das zuges entwickelte Tätigkeit mit umfaßte, ob gebührenrechtlich 
Urt. Tnenmandat bereits vorher — etwa mit der Zuſtellung des 
hat die beendigt war, oder ob es noch fortbeſtand. Das OLG. Celle 
gebühre Frage mit Recht im letzteren Sinne entſchieden. Für die 
Beendi urechtliche Beendigung des Armenmandates iſt grundſätzlich die 
verhältnis des gegenüber der armen Partei beſtehenden Auftrags⸗ 
gehoben es Rentſcheidend. Dieſes endet, wenn es ausdrücklich auf- 
bei the, , oder wenn eine weitere Tätigkeit für die arme Partei 
Frage nner Würdigung der Stellung des Anwalts nicht mehr in 
nahmen mmen kann (vgl. hierüber und über die möglichen Aus⸗ 
n die Anm. zum Beſchl. des OLG. Königsberg: JW. 1930, 
gehört“ d Eine nicht zu einer anderen Inſtanz gehörige Tätigkeit 
ſie ihn ann noch zu den Obliegenheiten des Armenanwalts, wenn 
17 5 anwaltsrechtlichen Geſichtspunkten, kraft feiner Stel⸗ 
JW. 199 Armenanwalt, noch zuzumuten war (ſo Friedlaender: 
. 0, 2028 unter II, 60). 
führt, as war aber gegebenenfalls, wie der Beſchl. zutreffend aus⸗ 
ſtelung kunehmen. Die Inſtanz i. S. der ZPO. endet mit Zu⸗ 
auch i des Schlußurteils (Stein⸗Jonas, 8176 JI 1), war alſo 


li daß Aus 886 ZPO. i. Verb. m. § 176, 210 a ZPO. ergibt 
(4 Ein 


delt wnrde, die ſtets nach Beendigung der erſten Inſtanz 


it. Aug Unter den daſelbſt angegebenen Vorausſetzungen zuzuſtellen 
b weigere Regelung dieſer Zuſtellung ergibt ſich der Grundſatz, daß 
a) mächti uſtellungen der oberen Inſtanz ſo lange an den Prozeß⸗ 
deolgen gten der unteren Inſtanz, alſo auch an den Armenanwalt, 
f ſtellt wilſſen, als für die höhere Inſtanz ein neuer Anwalt nicht 
fen urde (Stein⸗Jonas, 8 176 IV 2; RG. 103, 334). Er 
derſtän die Zustellungen an ihn, fo ergibt ſich hieraus feine 

5 Unterer, liche Verpflichtung, die Partei von dieſen Zuſtellungen 
" un often. Dieſe Tätigkeit mußte von ihm auf Grund feiner 
uß desh für die landgerichtliche Inſtanz ausgeübt werden und 
als gebührenrechtlich zu dieſer gehörig behandelt werden. 

RA. Dr. Krakenberger, Nürnberg. 


Armenanwalt beigeordnet worden. Aus dieſer Faſſung der Armen⸗ 
rechtsbewilligung iſt ohne weiteres zu entnehmen, daß die Beiordnung 
des Armenanwalts ſich auch auf die Zwangsvollſtreckung beziehen 
ſoll (vgl. dazu die Beſchlüſſe des Senats im Recht 1928, 2798 Nr. 23). 
Der ſtaatliche Auftrag des Armenanwalts hat alſo eine umfaſſende 
Bedeutung. Es entſpricht einer anerkannten Rſpr., daß er auch für 
das Koſtenfeſtſetzungsverfahren gilt (vgl. Sydow⸗Buſch, RAcGebO., 
1929, S. 305 und Baumbach, NKoft®., 1930, S. 281 Anm. 3 B), 
ſoweit der Armenanwalt dabei für die Partei und nicht etwa Kraft 
eigenen Rechtes auf Grund des § 124 ZPO. tätig wird (vgl. Beſchl. 
des Senats v. 10. Febr. 1927, 1 W 11/27: JW. 1927, 85913). Zum 
erſtinſtanzlichen Koſtenfeſtſetzungsverfahren gehört auch die Erinnerung 
gem. 8 104 Abſ. 3 ZPO., da ſie die Entſch. nicht an ein höheres 
Gericht bringt. Im Streitfalle iſt der Armenanwalt für die Partei 
in einem Erinnerungsverfahren tätig geweſen. Ihm ſteht dafür gem. 
823 Ziff. 10 RAGED. eine Gebühr in Höhe von ¼0 nach feinem 
Streitwerte von 500 600 RM zu. Sie beträgt 6 AM und muß dem 
BeſchwF. zuzüglich 4 Pf. Umſatzſteuer aus der Staatskaſſe erſtattet 
werden. Im Beſchwerdeverfahren wegen der Koſtenfeſtſetzung iſt der 
BeſchwF. nicht als Armenanwalt beigeordnet geweſen. Inſofern liegt 
ein ſtaatlicher Auftrag, für die Partei tätig zu werden, nicht vor. 

(OLG. Celle, 1. ZivSen., Beſchl. v. 5. Juni 1930, 2 I W 140/30.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. W. Oehlſchläger, Lüneburg. 


* 
Düſſeldorf. 


56. Arm Anw G. Erſtattung von Schreibgebühren und 
Reiſekoſten des Armenanwalts aus der Staatskaſſe. f) 


J. 


Unter den vom Urkundsbeamten antragsgemäß feſtgeſetzten dem 
Armenanwalt der Kl. aus der Staatskaſſe zu zahlenden Koſten 
befinden ſich beſondere Schreibgebühren (189 S.) für Abſchriften 
jedes Schriftſatzes und jedes Beſchluſſes, die der Partei auf Ver⸗ 
langen erteilt ſeien. Die Feſtſetzung hat der Urkundsbeamte ſpäter⸗ 
hin abgeändert und die Schreibgebühren abgeſetzt, Erinnerung und 
Beſchwerde dagegen ſind zurückgewieſen. Kl. konnte ſich auf andere 
Weiſe als durch Erhalt von Abſchriften über die Schriftſätze unter⸗ 
richten. Es war nicht nötig, daß ſie neben ihrem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten beſondere Handakten anlegte und führte. Die Erteilung von 
Abſchriften an die Kl. war nicht im Intereſſe einer zweckentſprechen⸗ 
den Rechtsverfolgung geboten. Dieſe Koſten wären vermeidbar geweſen. 


Zu 55. Der Entſch. iſt beizutreten. Ein Zweifel daran, daß 
dem Armenanwalt auch die Verpflichtung überkommt, die obſiegende 
Partei im Koſtenfeſtſetzungsverfahren zu vertreten, trotzdem in dieſem 
Verfahren eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, iſt bisher 
noch nicht ausgeſprochen worden. Die Richtigkeit der Anſicht folgt 
aus der Struktur des Koſtenfeſtſezungsverfahrens der 3O., das 
dem erſtinſtanzlichen Prozeßverfahren angegliedert iſt. Ihr kann auch 
nicht entgegengehalten werden, daß das Koſtenfeſtſetzungsverfahren nach 
§ 30 Ziff. 3 i. Verb. m. § 23 Ziff. 3 RAGebO. koſtenrechtlich eine 
beſondere Inſtanz bildet. Die Vorſchriften der RAGebO. über den 
Umfang der Inſtanz haben nur für das Gebührenrecht Bedeutung. 
Wenn alſo aus ihnen ein Schluß auf den Umfang der Inſtanz i. S. 
der ZPO. zuläſſig wäre, ſo wäre es nur der Schluß aus dem Gegen⸗ 
teil: der Beſtimmung des § 30 Ziff. 3 RAGebO. würde es nicht 
bedürfen, wenn ſchon die Vorſchriften der ZPO. das Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren als eine vom erſtinſtanzlichen Prozeßverfahren getrennte 
Inſtanz behandelten. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leißzig. 


Zu 56. 1. Die drei Beſchlüſſe beſchäftigen ſich mit der Frage, ob 
die auf beſonderes Verlangen der armen Partei vom Armenanwalt 
gefertigten Abſchriften dieſem einen Anſpruch auf Erſtattung der 
bezüglichen Schreibgebühren aus der Staatskaſſe geben. Mit 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAGebO.? Anh. II zum 
erſten Abſchnitt Anm. 11 iſt davon auszugehen, daß die Auslagen 
des Armenanwalts nur erſtattungspflichtig ſind, ſoweit ſie zur zweck⸗ 
entſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig 
waren. Das wird, bezüglich der Schreibgebühren nach 8 76 Abſ. 2 
Ziff. I NAGED. nur ſelten, etwa dann der Fall fein, wenn die be⸗ 
treffende Sache ſo umfangreich oder verwickelt iſt, daß die Partei 
in größerem Umfange Abſchriften ſtets zur Hand haben muß, um 
ſachgemäß weitere Inſtruktion erteilen zu können. Bei den Beſchlüſſen 
zu I und II lagen ſolche oder ähnliche Verhältniſſe offenbar nicht 
vor. Dagegen ließen ſie ſich bei dem Beſchluſſe zu III annehmen, 
da dem Anwalt nicht zuzumuten iſt, ſeine Handakten der Partei 
von Zeit zu Zeit zu überlaſſen, gerade in Eheſcheidungsprozeſſen 
aber die Inſtruktion ſachgemäß nur erteilt werden kann, wenn die 
Partei jeweils das ganze Material vor Augen hat. 

2. über die Wichtigkeit der Wahrnehmung von Beweis⸗ 
terminen in Eheſachen iſt kein Wort zu verlieren, die Reiſe war 
ſicher erforderlich. 

LGR. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 
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Juriſtiſche Seed, 


Sie fallen daher nicht unter die Koſten, die die Staatskaſſe dem 
Armenanwalt zu erſtatten hat. 
(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 26. Juni 1939, 8 W 84/0.) 5) 


II. 


Der Armenanwalt des Kl. hat dieſem auf beſonderes Verlangen 
Abſchriften von eigenen und gegneriſchen Schriftſätzen (46 S.) er⸗ 
teilt, der Urkundsbeamte hat die Erſtattung der Schreibgebühren 
verweigert, das LG. hat ſie auf Erinnerung zugebilligt, auf Beſchwerde 
der Staatskaſſe find fie abgeſetzt. Grundſätzlich gewährt zwar 8 76 
Abſ. 2 Ziff. 1 RAGebO. dem RA. einen Anſpruch auf Erſtattung 
von Schreibgebühren für die auf beſonderes Verlangen ge⸗ 
rechtfertigten Abſchriften, welche Koſten nicht durch die Prozeßgebühr 
abgegolten ſind. Einem Armenanwalt ſind jedoch derartige Gebühren 
aus der Staatskaſſe dann nicht zu erſtatten, wenn der Armenanwalt 
das Verlangen der Partei auf Erteilung der Abſchriften als un⸗ 
billig ablehnen konnte, wie im vorl. Falle. Kl. wohnt an demſelben 
Orte wie der Anwalt und Konnte ſich ſomit jederzeit ohne nennens⸗ 
werten Zeit⸗ und ohne Geldverluſt in dem Anwaltsbüro über den 
Gang und Stand des Rechtsſtreits unterrichten laſſen, auch ſich dort 
Abſchriften der Schriftſätze ſelbſt anfertigen, zu einer Abſchrifts⸗ 
erteilung durch den Armenanwalt beſtand jedoch keine Veranlaſſung. 

(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 25. Juli 1930, 1 W 220/30.) ) 


III. 

Der Armenanwalt des Kl. hat dieſen im Eheſcheidungsprozeß 
in zweiter Inſtanz vertreten, er hat einem auswärtigen Beweisauf⸗ 
nahmetermin, in dem 12 Zeugen vernommen wurden, beigewohnt und 
der Partei auf ihr beſonderes Verlangen Abſchriften ſeiner Schrift⸗ 
ſätze (12 S.) erteilt. Die Erſtattung der Reiſekoſten und Schreib⸗ 
gebühren hat der Urkundsbeamte verweigert, auf Erinnerung ſind ſie 
zugebilligt worden. 

Die Reiſe zum Beweistermin iſt im Einklang mit der früheren 
Rſpr. des Senats (1 W 294/29) bejaht worden, es iſt zu berüdk- 
ſichtigen, daß im Eheſcheidungsprozeß die Beweisaufnahme von ganz 
ausſchlaggebender Bedeutung iſt, daß eine ſehr umfangreiche Zeugen⸗ 
vernehmung ſtattfand und es im wohlbegründeten Intereſſe der 
Partei lag, daß ihr Anwalt durch geeignete Fragen auf erſchöpfende 
Ausſagen der Zeugen hinwirkte. 

Die Koſten der von der Partei beſonders erbetenen Abſchriften 
von Schriftſätzen ſind nicht durch die Prozeßgebühr abgegolten, viel⸗ 
mehr ſchreibgebührenpflichtig. Von dieſem Grundſatz iſt aber eine 
Einſchränkung dahin zu machen, daß der Armenanwalt eine Er⸗ 
ſtattung derartiger Gebühren aus der Staatskaſſe dann nicht ver⸗ 
langen kann, wenn er begründete Veranlaſſung hatte, das Verlangen 
der Partei auf Erteilung der Abſchriften als unbillig abzulehnen. 
Indeſſen war in dieſem Falle das Verlangen der Partei berechtigt, 
da ſie in einer anderen Stadt als der Anwalt wohnte und ſich nicht 
jederzeit von dem Gang des Rechtsſtreits mündlich unterrichten laſſen 
konnte, andererſeits beſonders im Hinblick auf die Eigenart des 
Eheſcheidungsprozeſſes ein dringendes Intereſſe daran hatte, eine 
genaue Kenntnis des Inhalts der Schriftſätze zu erhalten. 

(OsG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 26. Juni 1930, 1 W 179/30.) 9) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Hugo Kaufmann I, Krefeld. 
* 
Hamm, 

57. 8 13 Ziff.4 RA Gebo. Die Beiziehung von Armen⸗ 
rechtsakten zur Benutzung darin befindlicher polizeilicher 
Auskünfte begründet nicht die Beweisgebühr. 

Das LG. hatte unter Benutzung von zwei polizeilichen Aus⸗ 
Künften, die ſich in den Akten befanden, die in dem der Klage voraus⸗ 
gegangenen Armenrechtsverfahren erwachſen waren, die Ehe auf Grund 
des 81567 Ziff. 2 BGB. geſchieden. 

Unter Berufung auf Walter⸗Joachim-Friedlaender, 
Anm. 75 zu § 13 und JW. 1930, 192, 196 u. 565 war die Feſtſetzung 
der Beweis⸗ und der weiteren Verhandlungsgebühr beantragt worden. 
LG. und OLG. haben abgelehnt. 

Allerdings würde der vom LG. angeführte Grund, daß das 
Studium der Urkunden für den Anwalt keinen Mehraufwand an 
Zeit und Tätigkeit notwendig gemacht habe, die Zuerkennung dieſer 
Gebühr nicht ausſchließen. Entſcheidend iſt vielmehr, daß die Urkunden, 
die zum Beweis gedient haben, nach wie vor Eigentum der Kl. ge⸗ 
blieben find, die fie zu den Armenrechtsakten eingereicht hat. Sie 
war jederzeit in der Lage, ſie zurückzufordern und im gegenwärtigen 
Rechtsſtreit vorzulegen. In dieſem Falle wäre eine Beweis⸗ und 
weitere Verhandlungsgebühr gem. § 13 Ziff. 4 RAcGebO. nicht ent⸗ 
ſtanden. Der Fall kann dadurch nicht einer anderen Beurteilung aus⸗ 
geſetzt werden, daß das Gericht der Einfachheit halber auf Antrag 
der Kl. die Beiziehung der Akten angeordnet hat. 

(OG. Hamm, Beſchl. v. 19. Aug. 1930, 10 W 241/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Caspari, Hagen. 
* 


1) In den Fällen zu I und II handelt es ſich nicht um 
Eheſachen. 


Karlsruhe. lt 
58. Der nach $ 668 ZPO. beigeordnete Rechts ann 
kann dann, wenn er die Unfähigkeit feiner Partei, dr 
ſelbſt zu bezahlen, entſprechend 8 118 Abf. 2 30. 12 
we iſt, ebenſo Bezahlung aus der Staatskaſſe verlang 
wie wenn er Armenauwalt wäre. }) 8665 


Der einem mittelloſen vom AG. Entmündigten gem. non 
3PO. zur Erhebung der Anfechtungsklage nach § 664 350. glos 
LG. beigeordnete RA. hatte die (von vornherein als ausſichtenn 
erſcheinende) Klage erhoben und den Kl. im Prozeß vertreten. aul. 
geſichts der Ausführungen Stein⸗Jonas, 12. und 13. 
des Kommentars zur ZPO. 8668 Anm. II hielt ſich der dee e 
dieſer Tätigkeit für verpflichtet. Nachträglich darauf aufmerbe l, 
gemacht, daß Stein⸗Jonas in der 14. Aufl. ſeiner bezügli eit ke 


ihm für den Kl. eingereichtes Armenrechtsgeſuch wegen Ausſichtele e 
keit der Rechtsverfolgung vom Gericht abgelehnt werde, ſuchte 
RA. um Bewilligung des Armenrechts für den Entmündigten. 1 
Die Gewährung des Armenrechts wurde vom LG. abgelehnt. „ ge 
legte der RA. die Vertretung des Kl. nieder. Dieſer erhob ſelhſ z 
ſchwerde an das OLG. gegen die Ablehnung des Armenrechtsgef 
wurde damit aber Roftenfällig zurückgewieſen. cht. 
Das OLG. hat bei dieſem Anlaß folgende Ausführungen 58. er 
Die Beiordnung eines RA. als Vertreter gem. 8 668 IF dann 
folgt ohne Prüfung der Ausſichten des Verfahrens und muß auch ür 
erfolgen, wenn das Gericht die Anfechtungsklage von vornherel che 
vollig ausſichtslos hält (Gegenſatz: 833 NAD.N). Der geſetzgehelneg, 
Grund iſt, dem Entmündigten „gegen den Verluſt ſeiner Handl 
fähigkeit den weiteſtgehenden Schutz zu gewähren“ (RG. 90, W. 
auch OLG. 17, 332). Die Vorausſetzungen der 88 114 und 668 8 
ſind alſo verſchiedene, und die Beſtellung eines RA. als er pen! 
bei gleichzeitiger Verſagung des Armenrechts iſt in Fällen Masche 
hier vorliegenden vom Geſetz geboten (vgl. KJ. 33, B 34). W. 
Folgen entſtehen daraus für den beigeordneten RA. 7 RA 
Der Kommentar von Stein⸗Jonas, auf den ſich der r; 
des Kl. für ſeinen Rechtsſtandpunkt und die Niederlegung der ner 
tretung nach Ablehnung des Armenrechts beruft, ſagt IM, ge 
14. Auflage (Anm. II Abſ. 2 zu 8668 ZRO.): Mit der durch die er 
ordnung begründeten Fürſorgepflicht würde eine Ablehnung nber ⸗ 
Kündigung des Mandats wegen Nichtleiſtung des Vorſchuſſes often 
einbar ſein. Der Anwalt müſſe, wenn feine Partei die Nrozeh 
nicht bezahlen könne, das Armenrecht beantragen. Werde es Bei- 
Ausſichtsloſigkeit verſagt, fo habe er damit die ihm durch DIE ihn 
ordnung erwachſenen Aufgaben zunächſt erledigt; denn ohne die ich 
geſetzlich zuſtehenden Gebühren weiter tätig zu werden, ſei 
verpflichtet. g Er 
Aber dieſe Begründung iſt in ſich widerſpruchsvoll, und 10 des 
gebnis iſt unhaltbar gerade vom Standpunkt der Furſorgepfl 


Arm 
Zu 58. Die Entſch. macht den intereſſanten Verſuch, das ach 
Anw. auf Falle anzuwenden, in denen das Armenrecht ga tigen 
bewilligt wird. Es ſetzt ſich damit über den klaren und unzwen 9g — 
Wortlaut aller bis jetzt auf dieſem Gebiete — von 1919 bis 
ergangenen Geſetze hinweg. hang 
So wohlgemeint dieſer Verſuch iſt: ich halte ſeine Au babun 
weder für rechklich möglich noch für beſonders glücklich. Die uf 
geſchaffene Lage iſt nicht ſo erfreulich, wie es zunächſt ben je pe 
hat, und das Moment der Unſicherheit wird eher erhöht —— eine 
hoben. Der Anwalt wird genötigt, einem Geiſteskranken = an’ 
ausſichtsloſe Sache feinen Beiſtand zu leiſten (was an ſich ke 
nehmlichkeit ift) mit der höchſt unſicheren Ausſicht, ſpäter von ach 
ein Honorar zu bekommen. Dieſe Ausſicht iſt in doppelter dig 
eine unſichere: einmal weiß der Anwalt nicht, wie bei Bee Pi die 
der Inſtanz die Gerichte über die ſehr zweifelhafte Rechtsſrab licht 
das OLG. entſchieden hat, denken werden; und dann wei — 
ob er den Nachweis über das Unvermögen der Partei in eien der 
Geſchäftsſtelle genügenden Weiſe wird führen können. Ob Weiner“ 
Geiſteskranke dabei unterſtützt, iſt fraglich. Der Anwalt wi aber 50 
ſeits wenig geneigt ſein, ſich mit eigenen Nachforſchungen hien 
befaſſen, und dies kann ihm auch ſchwerlich zugemutet werden ji 
M. E. iſt die Rechtslage folgende: § 668 ZPO. ſtellt noch 
einen Fall der Pflichtanwaltſchaft dar. Erteilt der (inſowent erung, 
fähige) Klient dem beigeordneten RA. Auftrag zu ſeiner Be— abel 
ſo muß der Anwalt grundſätzlich den Auftrag annehmen. Er pt liche 
da das Geſetz nichts anderes beſtimmt, Anſpruch auf die ebd 65 
Gebühren und auf angemeſſenen Vorſchuß nach 8 84 NA Zar 
kann daher auch die Annahme des Auftrags und feine 355 
von Bezahlung des verlangten Vorſchuſſes abhängig m 2100 17 
RAD. ſpricht dies für den Fall des Notanwalts (8.33 Meß zh 
ſonders aus; das gleiche Ergebnis folgt aber aus allgeme 9 
rechtlichen Geſichtspunkten auch für den Fall des 9 66 
(Friedlaender, RAO. 838 Anm. J). ade e 
8668 fragt in keiner Weiſe nach den Vermögensver ud 1 
des Entmündigten, der RU. ift ſeinerſeits nicht veranlaßt da ie @ 


ö . Wie? 
fragen, und ſehr oft gar nicht in der Lage, ſie zu ermitteln. 1 


yo 
50. 
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bei 
eier Debneten NU. und unvereinbar mit dem oben hervorgehobenen 
12 erſſchen Grund des 8668 ZPO. In den weitaus meiſten 
& im denen eine Beiordnung nach 8 668 ZPO. erfolgt, wird 
fo wird nündigte vermögenslos ſein; kann er ſeinen Auwalt bezahlen, 
gewollt er faſt ſtets einen finden, der ihm zu der — vom Geſetz ja 
derhelfen — Nachprüfung der Entmündigung durch das Prozeßgericht 
dazu fl wird. Der Standpunkt von Stein⸗Jonas würde alſo 
ausgeſch ten, daß auf dem Umweg über das Armenrecht die bei $ 668 
das lloſſene Prüfung der Ausſichten der Anfechtungsklage doch in 
ia nicht uhren eingeführt wird; denn der beigeordnete RA. brauchte 
8 — weiter tätig zu werden, wenn das Armenrecht verſagt wird. 
ſaſſund er. Kann nicht der Wille des Geſetzes fein; lediglich zur Ab⸗ 
Veiorg eines Armenrechtsgeſuchs braucht der Entmündigte nicht die 
nung eines NA.! 
Frage: t man dieſen Standpunkt alſo ab, ſo entſteht die weitere 
Sinne enthält 8 668 zugleich eine Ausnahme von 8 114 in dem 
rmenr daß das Gericht, wenn es einen NA. beiordnet, auch das 
er echt ohne Prüfung der Prozeßausſichten bewilligen muß, oder 
der beigeordnete RA., wenn er nicht mit der Klage durch⸗ 
ud von ſeiner Partei nichts erhalten kann, unentgeltlich tätig 
eerſte Löſung iſt abzulehnen, weil die Bewilligung des 
zahlun echts weitergehende Folgen nach ſich zieht als nur die Be⸗ 
9 de3 RA. aus der Staatskaſſe und vom Geſetz deutlich aus⸗ 
0 a ſein müßte, wenn fie gewollt wäre. Die zweite Löſung 
Acheint heute unbillig. 
ofkioz ange die Vertretung armer Parteien lediglich ein nobile 
nichts m der R 


der 


A. war, war eine unbezahlte Tätigkeit des Anwalts 
Lezahlelußergewöhnliches. Seit durch das Gel. v. 6. März 1923 die 
fällt und, des Armenanwalts aus der Staatskaſſe eingeführt iſt, 
aus N vergütungsloſe Tätigkeit des nach § 668 beigeordneten NA. 
die Cor: Rahmen. Hier klafft eine vom Geſetzgeber gelaſſene Lücke; 
zu wberlchte haben nur die Wahl, ihre Ausfüllung dem Geſetzgeber 
und 18 ober ſie ſelbſt vorzunehmen. Letzteres erſcheint möglich 
anwälte ig, weil die ratio legis, die zur Bezahlung der Armen⸗ 
wirtſcha ührte, der Gedanke, der Staat könne in den gewandelten 
für die lichen Verhältniſſen eine unentgeltliche Tätigkeit des RA. 
trifft. W decke der Rechtspflege nicht mehr verlangen, auch hier zu⸗ 
ſich die A et man dieſen Rechtsgedanken entſprechend an, ſo ſchließt 
die Unpagete, Der nach 8 668 beigeordnete RA. kaun dann, wenn er 
8 Ah geit ſeiner Partei, ihn ſelbſt zu bezahlen, entſprechend 
verlan, . 2 BRD. nachweiſt, ebenſo Bezahlung aus der Staatskaſſe 
in d e wie wenn er Armenanwalt wäre. Dieſes aus einem heute 

rozeßordnung herrſchenden Gedanken abgeleitete Ergebnis 


als 9% 
akkanr des Entmündigten feine Tätigkeit von der Vorſchußzahlung 
mögen machen kann, jo kann er dies ohne Rüchkſicht auf die Ver⸗ 
gleich au Hältniffe auch im Falle des 8668, folange er nicht zu⸗ 
keine Armenanwalt beigeordnet iſt. Er muß und kann ſehr oft 
der nicht ukerſchied machen zwiſchen dem zahlungsfähigen Klienten, 
Def en will, und dem Unvermögenden, der nicht zahlen kann. 
zahlungs 8 668 faſt nur bei armen Parteien praktifch werde, weil der 
beiweiſeſſa ige Entmündigte regelmäßig einen Anwalt finde, darf 
vollkon werden. Die Vertretung eines Geiſteskrauken in einer 
auf ſich nen ausſichtsloſen Sache iſt eine Bürde, die nur wenige gern 
bundenen ehen werden. Wer eine Vorſtellung von den damit ver⸗ 
Nein, Scherereien hat, wird dies beſtätigen. Dringt alſo die 
zahlung es DLG. Karlsruhe durch, fo werden die Anwälte auch den 
ri Kal en, aber nicht zahlungswilligen Klienten manches Opfer 
Galle bes 9006 ſie auf Koſtenklagen zu verweiſen, wäre gerade im 
N oft unbillig. 
na Bd nun aus dem Gefen, daß der mittelloſe Entmündigte 
fähige Didem Recht geringeren Rechtsſchutz genießt als der zahlungs⸗ 
eſe Folgen wäre gewiß unbefriedigend. Ich glaube aber nicht, daß 
0 ſung aderung gezogen werden muß. Das DLG. deutet die richtige 
aß deran, ohne ſie gelten zu laſſen. Aus § 668 ZPO. ergibt ſich, 


deiteſt ntmündigten, auch wenn feine Sache ausſichtslos iſt, 
des Prager Rechtsſchuz gewährt werden ſoll; die Durchführung 
Infolgesehes in einer Inſtanz ſoll ihm unbedingt ermöglicht werden. 


Bonn ichen it alſo g 808 gegenüber g 144 ZPO. die lex specialis: 
Meng) aß Partei das Armenrecht bewilligt wird unter der Voraus⸗ 
100 daß > ſie ihr Unvermögen zur Zahlung der Prozeßkoſten dartut 
et Entmii Sache nicht ausſichtslos oder mutwillig iſt; wenn ferner 
fallen, . die Möglichkeit haben ſoll, Anfechtungsklage zu 
9% derictin . wenn ſie ausſichtslos erſcheint, fo iſt es nur 
5 rechte dem Entmündigten, der die erſte Vorausſetzung des 

erlaſſen. in vollem Umfange dartut, den Nachweis der zweiten 
(St der eau man hat vielfach, m. E. mit geringerer Berechtigung, 
mein Sae cognitio zugunſten des im Eheprozeß Bekl. abgejehen 
Kb. die „onazl 8 114 Aum. II); in unferem Falle ſcheint 
at ſich alehend gegebene Auslegung dringend geboten. Dann er⸗ 
eren unſereruch klare und ſichere Verhältniſſe; es wird nicht eine 
die ) mi Ye Geſetzen unbekannte Rechtsform (eine Art Armenrechts⸗ 
hedelibheliggeviſſen Urteilen ex tunc eingeführt und es werden alle 


igkeite i ie i igen Ausfü 8 
utet wurden. n vermieden, die in den obigen Ausführungen am 
4 RA. Dr. Friedlaender, München. 


erſcheint billiger als alle zuvor erörterten Möglichkeiten und iſt 
deshalb als das richtige anzuſehen. 

Daraus ergibt ſich für den vorliegenden Fall, daß die Nieder⸗ 
legung der Vertretung durch den beigeordneten RA. unſtatthaft war 
und rechtlich ohne Wirkung bleibt, und daß der BeſchwF. keine Ge⸗ 
fahr läuft, durch die Verſagung des Armenrechts von der Durch⸗ 
führung ſeiner Anfechtungsklage mangels Vertreters von vornherein 
ausgeſchloſſen zu werden. 

(OLG. Karlsruhe, 3. ZivSen., Entſch. v. 25. Juni 1930, Beſchw. 
Tabelle 62/30.) 
Mitgeteilt von RA. Haulick, Konſtanz. 
* 


Kiel. 

59. § 114 3PO Eine Gewährung des Armenredts 
nach Erlaß des Urteils iſt nicht zuläſſig. Die abweichende 
Anſicht des KG. (JW. 1927, 1170) iſt abzulehnen. 

(OLG. Kiel, 4. ZivSen., Beſchl. v. 18. Juni 1930, 4 W 161/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Carl Sievekiug, Altona. 
* 
Köln. 

60. 8 5 Arm Anw.; 8 124 3PO. Keine Aufrechnung 
bei Rückgriff der Staatskaſſe gegen den koſtenpflichtigen 
Prozeßgegner. 

Nachdem durch Urt. v. 2. Dez. 1929 die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits der Kl. auferlegt worden waren, hat der Urkundsbeamte durch 
Verf. v. 29. Jan. 1930 die von der Staatskaſſe an den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten des Bekl. gemäß 8 1 Arm Anw. erſtatteten Ge⸗ 
bühren und Auslagen von der Kl. eingefordert. Die von der Kl. 
hiergegen gerichtete Erinnerung iſt nicht begründet. 

Die Anforderung der Koften iſt auf Grund des 8 5 Arm Anw. 
erfolgt, wonach das dem Prozeßbevollmächtigten des Bell. nach 8 124 
PO. zuſtehende Recht, feine Koſten von der Kl. beizutreiben, auf die 
Staatskaſſe übergegangen iſt. Die Auffaſſung der Kl., daß dieſes 
Recht nicht mehr beſtehe, weil ſie gegenüber dem Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruch der Bekl. mit ihrer in dem Rechtsſtreit 17 0 47229 geltend 
gemachten Forderung aufgerechnet und dort den Koſtenbetrag in Ab⸗ 
zug gebracht habe, iſt nicht begründet. Nach 8 124 Abſ. 2 3PO. iſt 
die der Bekl. gegenüber erklärte Aufrechnung dem ihr im Armenrecht 
beigeordneten Prozeßbevollmächtigten gegenüber unwirkſam. Er be⸗ 
hielt daher nach wie vor auf Grund des § 124 Abſ. 1 ZPO. das 
Recht, ſeine Gebühren und Auslagen von der Kl. beizutreiben. Dieſes 
Recht hat durch den gemäß 8 5 Arm Anw. erfolgten Übergang auf 
die Staatskaſſe keine Anderung erfahren. Die Kl. kann daher auch 
der Staatsſtſaſſe gegenüber mit ihrem Einwand, daß die Koſtenforde⸗ 
rung dur Aufrechnung dem Bekl. gegenüber getilgt ſei, nicht ge⸗ 
hört werden. 

(OLG. Köln, 7. ZivSen., Beſchl. v. 30. Mai 1930, 7 W 106/30.) 
Mitgeteilt von OLGR. Roters, Köln⸗Deutz. 


* 

61. 85 115 ff. ZPO.; 8 36 RAGebO. Der als Armen⸗ 
anwalt übergangene Rechtsanwalt hat kein Beſchwerde— 
recht. Die Gründe, weswegen der von einer Partei ger 
wünſchte, im Armenrecht ihr zu beſtellende Rechtsanwalt 
nicht vom Vorſitzenden beigeordnet worden tft, können 
auf Beſchwerde der Partei vom Beſchwerdegericht nach- 
geprüft werden. Der Vorſitzende fol! ſich bei der Beiord⸗ 
nung lin erſter Linie von den Grundſätzen einer gerechten 
und gleichmäßigen Verteilung leiten laſſen. 

RA. Dr. B. hat zugleich mit der Einreichung einer Klage 
das Armenrecht für den Kl. beantragt und gebeten, ihn als Armen⸗ 
anwalt beizuordnen. Das LG. hat das Armenrecht bewilligt. Der 
Vorſitzende hat indes für den Kl. einen anderen RA. beſtellt. Mit 
der Beſchwerde, die der Kl. und RA. Dr. B. gemeinſam einlegen, 
wird eine Anderung der Verfügung des Vorſitzenden verlangt, da⸗ 
hin, daß Dr. B. zum Armenanwalt ernannt wird. 

Die Beſchwerde des RA. Dr. B. iſt unzuläſſig. Nach 8 36 
RAO. ſteht der Partei und dem RA. die Beſchwerde nach Maß⸗ 
gabe der ZPO. gegen die Verfügung zu, mit welcher der Vor⸗ 
sende die Auswahl des beizuordnenden RA. trifft. Als be⸗ 
ſchwerdeberechtigt iſt nach dem Sinn und Zuſammenhang dieſer 
Beſtimmung nur der RA. anerkannt, der ausgewählt und der 
armen Partei beigeordnet iſt, nicht dagegen der RA., der ſich zur 
Übernahme des Auftrags bereit erklärt hat, der aber übergangen 
worden iſt. Denn er iſt, ſolange er noch nicht beigeordnet iſt, an 
dem Rechtsſtreit überhaupt nicht beteiligt. Er erwirbt auch aus 
einer bisherigen, vielleicht gebührenpflichtigen Arbeit für die arme 
Partei, z. B. Einreichung des Armenrechtsgeſuchs oder der Klage. 
keinen Anſpruch auf Beiordnung durch den Vorſitzenden, ſondern iſt 
freiwilliger Helfer der armen Partei und wird auf eigene Gefahr 
tätig. Wenn daher ſeiner Bitte, ihn zum Armenanwalt zu beſtellen, 
nicht entſprochen wird, iſt nicht ein das Verfahren betreffendes 
Geſuch i. ©. von 8 567 Abſ. 1 350. zurückgewieſen worden, weil 
er eben am Verfahren gar nicht beteiligt iſt. Er kann mithin auch 
nicht als beſchwerdeberechtigt nach den in §8 36 NAD. für an⸗ 
wendbar erklärten Beſtimmungen der 3 NO. angeſehen werden. 
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Die Beſchwerde des Kl. iſt nach 8 36 NAD. zwar zuläſſig, fie 
iſt aber unbegründet. Die Auswahl des Armenanwalts iſt in das 
freie Ermeſſen des Vorſitzenden geſtellt. Fraglich iſt zunächſt, wie⸗ 
weit dieſes freie Ermeſſen im Beſchwerdeverfahren nachgeprüft wer⸗ 
den darf. Stein⸗Jonas, ZPO. 5 115 Anm. V2 (vgl. auch 
JurRdſch. 1925 Nr. 931) führt hierzu aus, daß die Partei die 
Beiordnung eines bejtimmten Anwalts nicht fordern könne, das 
ausübende Ermeſſen des Vorſitzenden ſei auch in der BeſchwInſt. 
nicht nachzuprüfen, ſoweit nicht gerade aus der Perſon des bei⸗ 
geordneten Anwalts Beſchwerdegründe hergeleitet wären. Dieſe 
Einengung des Beſchwerderechts der Partei kaun nicht als gerecht⸗ 
fertigt anerkannt werden. Sie ergibt ſich nicht aus dem Geſetz, 
das ihr ohne jede Einſchränkung ein Beſchwerderecht gibt, alſo die 
Begründung der Beſchwerde freiſtellt und damit auch dem BeſchwG. 
eine Nachprüfung, z. B. der Gründe, auferlegt, mit denen der 
Beſchw§. die Beiordnung eines beſtimmten Anwalts begehrt. 
Ebenſo ſtehen die nach 8 36 NAD. anzuwendenden Vorſchriften 
der ZPO. einer Prüfung im Beſchwerdeverfahren nicht entgegen. 
Die Prüfung wäre nur dann dem BeſchwG. verſagt, wenn die Bei⸗ 
ordnung ſelbſt in dem freien Ermeſſen des Vorſitzenden ſtünde, nicht 
aber daun, wenn, wie hier, im Landgerichtsprozeß der Vorſitzende 
nach Bewilligung des Armenrechts durch die Kammer zur Be⸗ 
ſtellung eines Anwalts geſetzlich verpflichtet iſt und ihm nur in 
der Ausführung Spielraum gelaſſen iſt (vgl. Baumbach, 3PO., 
Einleitung, „Zur Anwendung des Zivilprozeßrechts“, Ziff. 7b, . 
auch JW. 1930, 549). 

Bei der hiernach zuläſſigen Prüfung, ob der Vorſitzende von 
ſeiner Befugnis, nach freiem Ermeſſen einen Anwalt auszuwählen, 
ſachlich den richtigen Gebrauch gemacht hat, können die Aus⸗ 
führungen der Beſchwerde nicht als gerechtfertigt angeſehen wer⸗ 
den. Es wird zur Begründung angeführt, daß Dr. B. der vom 
Kl. erwählte Vertrauensanwalt ſei und daß durch die Einreichung 
des Armenrechtsgeſuchs und der Klage bereits Anwaltsgebühren 
fällig geworden ſeien, die der Kl. ſonſt an Dr. B. zahlen müſſe, 
was jenem nach dem Weſen des Rechtsſtreits nicht zugemutet 
werden könne. Der Vorſitzende iſt bei der Auswahl eines anderen 
Anwalts als Dr. B. von folgenden Erwägungen ausgegangen: 
Bei ber ungeheuer angeſchwollenen Zahl der Armenjachen habe 
jeder Auwalt ein verſtändliches und als beachtlich anzuſehendes 
Intereſſe auf Berückſichtigung bei der Zuteilung; ſoweit ein An⸗ 
walt mit dem Armenrechtsgeſuch gleichzeitig die Klage einreiche, 
werde er abweichend von der Reihenfolge, die ſich aus einer vom 
Vorſitzenden perſönlich geführten Liſte ergebe, dann beigeordnet, 
wenn er die durchſchniktliche Zahl der Armenſachen nicht über⸗ 
ſchritten habe; in anderen Fällen werde nach Richtlinien verfahren, 
die mit dem örtlichen Anwaltsverein vereinbart worden ſeien; 
hiernach ſolle von dieſer Regel nur abgewichen werden, wenn die 
Beiordnung bei Anlegung eines ſtrengen Maßſtabs ſachlich be⸗ 
gründet erſcheine, z B. die arme Partei ſei Verwandte des RA. 
oder der Rechtsſtreit ſei aus einem anderen Verfahren, etwa einem 
Teilungsverfahren, entſtanden oder der RA. ſei bereits früher der 
ſtändige Rechtsbeiſtand der nunmehr verarmten Partei geweſen, 
dagegen ſolle es nicht genügen, wenn der Anwalt bereits mit der 
Partei Rückſprache genommen oder die Klage angefertigt habe; 
die Gründe, aus denen die Beiordnung eines beſtimmten Anwalts 
begehrt werde, ſollten in dem Geſuch ſo eingehend dargelegt wer⸗ 
den, daß Rückfragen des Gerichts nicht notwendig ſeien; RA. 
Dr. B. ſei bisher in mehr als der doppelten Zahl von Sachen bei⸗ 
geordnet als der Durchſchnitt ſeiner Mitanwälte; die Begründung 
der Beſchwerde, daß Pr. B. der Vertrauensanwalt des Kl. ſei, 
hätte näher dargelegt werden müſſen. 

Gegen dieſe grundſätzlichen Erwägungen, von denen ſich der 
Vorſitzende bei der angegriffenen Verfügung hat leiten laſſen, iſt 
nichts einzuwenden. Im Sinne des Geſetzes liegt es, daß die Armen⸗ 
ſachen möglichſt gleichmäßig, von Ausnahmefällen abgeſehen, auf 
die zur Beiordnung berufenen Anwälte verteilt werden. Dieſe 
Richtſchnur muß der Vorſitzende ganz beſonders zur Zeit deswegen 
einhalten, weil der beigeordnete Anwalt einen Anſpruch auf Er⸗ 
ſtattung von Gebühren gegen die Staatskaſſe erwirbt und dieſer 
Anſpruch wegen der großen Zahl der Armenſachen für ſehr viele 
RA. von erheblicher wirtſchaftlicher Bedeutung iſt. Aus dieſem 
Grunde ſind daher auch vielfach mit den örtlichen Anwalts⸗ 
vereinen ſchon Vereinbarungen getroffen worden, damit eine ge 
rechte und gleichmäßige Verteilung der Armenſachen gewährleiſtet 
wird. Lediglich von den Grundſätzen einer gerechten und gleich⸗ 
mäßigen Verteilung hat ſich der Vorſitzende beſtimmen laſſen, wie 
die eingehende Darlegung ſeines Standpunktes beweiſt, als er 
einen anderen Anwalt als Dr. B. dem Kl. beſtellte. Daß der Kl. 
ein berechtigtes Intereſſe hätte, gerade Dr. B. als Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten zu erhalten, iſt nicht erſichtlich, insbeſ. kann ſeine An⸗ 
gabe, dieſer ſei ſein Vertrauensanwalt, ohne nähere Darlegung 
der Gründe nicht beachtet werden, und kann eine Abweichung von 
den erwähnten Grundſätzen nicht rechtfertigen. 

(OLG. Köln, 2. ZivSen., Beſchl. v. 15. Mat 1930, 2 W 143/30.) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Schmidt, Köln. 
* 


äge 
62. 88 116, 627 ZPO.; 88 33, 34 RAD. Die Antrag 
aus § 627 3 PO. müffen von der armen Partei in der Nez 
zu Protokoll der Geſchäftsſtelle erklärt werden. Die An⸗ 
ordnung eines Anwalts kann abgelehnt werden. Der 

trag auf Beiordnung, der von einem Anwalt zugleich id 
dem Sachantrag geſtellt wird, ift mangels einer ausdE en 
lichen Erklärung nicht dahin zu deuten, daß über den 
Sachantrag erſt dann entſchieden werden ſoll, wenn 
Antrag auf Beiordnung ftattgegeben worden iſt— 

Die Antragſtellerin, die in Scheidung lebt, beantragte werf. 
den Prozeßbevollmachtigten des Scheidungsprozeſſes eine Einst 
gegen ihren Ehemann auf Anordnung des Getrenutlebens und Ag. 
zeitig die Bewilligung des Armenrechts für den Antrag. Da⸗ ge 
hat die EinſtwVerf. erlaffen, der Antragftellerin das Armenzehl m 
geben, die Beiordnung eines RA. aber als nicht erforderlich abgele laß 

Die Beſchwerde war zurückzuweiſen. Der Antrag auf Er er 
der EinſtwVerf. konnte nach 88 936, 920 Abſ. 3 380. vor 
Geſchaftsſtelle zu Protokoll erklärt werden. Die Beiordnung Ng. 
Anwalts war daher nicht notwendig, ſondern lag nach 8 34 nem 
im pflichtmäßigen Ermeſſen des Gerichts. Ob das LG. von Klin, 
Ermeſſen ſachgemäßen Gebrauch gemacht hat, darf hier im SE eng 
verfahren unterſucht werden. Zwar iſt in der Regel eine Pri 
im Rechtsmittelverfahren dann ausgeſchloſſen, wenn eine Pre 1 
handlung ſelbſt im Ermeſſen des Gerichts ſteht (Baumbach, 3 
Vorbem. „Zur Anwendung des Zivilprozeßrechts Ziff. 7b‘ ) ines 
das in § 35 RAD. zugelaſſene Beſchwerdeverfahren wäre ie 
ſachlichen Gehalts völlig entkleidet, wenn das BewG. nicht pra 
dürfte, ob die näheren Umſtände die Beiordnung eines An 
erheiſchen. 664 
In der Sache ift die Beſchwerde unbegründet. In JW. 1080, %% 

5 


2) 
— 


wird ausgeführt, es entſpräche nicht der auf die arme pan 
nehmenden Rückſicht, in Fallen wie hier die Beiordnung des Pr 5 
bevollmächtigten des Hauptprozeſſes abzulehnen; denn ſie went un 
naturgemäß an ihn als ihren Berater, und der Anwalt dürfe 
nehmen, daß er der armen Partei auch für die ſonſtigen aus der 
Hauptprozeß ſich ergebenden Maßnahmen ſchon aus Gründen en 
Zweckmäßigkeit im Armenrecht beigeordnet werde. Dieſe Erwag' aun 
Können nicht als durchſchlagend erachtet werden. Denn man fi 
einer armen Partei zumuten, daß fie die vielleicht kleine Unbeque dort 
keit eines Ganges zur Geſchäftsſtelle auf ſich nimmt, wenn ichen 
durch einen Antrag zu Protokoll in gleicher Weiſe ihr Ziel ere dies 
kann, wie durch einen Auftrag an ihren Prozeßbevollmächtigten. die 
gebietet ihr ſchon die pötige Rückſicht auf die Allgemeinheit, Kosten 
den Armenanwälten vergüteten Beiträge und die ſonſtigen ! des⸗ 
aus allgemeinen Steuergeldern genommen werden. Es it W ihr 
halb anzuſinnen, daß ſie den ſparſamſten Weg beſchreitet, ue; 
Ziel zu erreichen. Dies war aber hier die Erklärung ihres u gan 
zu Protokoll der Geſchäftsſtelle, zumal es ſich um einen fi ich 
einfachen und nicht ſchwierigen Antrag handelte. Auf Grund 
Erwägungen kann man auch dem Anwalt, welcher der F° 
Hauptprozeß beigeordnet iſt, zumuten, daß er fie über dieſen ihn 
belehrt, falls fie wegen der Erwirkung einer EinſtwVerf: 

ul 
Zu fragen ift allerdings noch, ob das LG. dem Antrag ge 
Erlaß der EinſtwVerf. überhaupt ſtattgeben durfte. Denn wenn cht 


zunächſt entgegenhalten, daß man von einem Anwalt erm 5 1 
Sachantrag in einem ſolchen Verhältnis zueinander ſtehen o Aus- 
kommt aber hinzu: wenn das Gericht im Sinne der erwähnten ies 
legung zunächſt nur das Armenrecht bewilligt, die aeg ch Bel 
Sas 


Partei einen ihr ſchwer verſtändlich zu machenden Formal rc, 
aft 

und man könnte, wie die Entſch. IW. 1930, 664 jagt Den Gu 
Tatigbeſr a 
Anwalts überhaupt keine Koſten entſtehen. Ganz abgesehen Kan 
zu verwirklichen iſt und von der armen Partei nicht 5 85 
1 


Rlar zum Ausdruck kommt. Sonſt muß das Gericht Gabe 


jeden Fall erlange. 5 iter vel, 
Nicht zuzuſtimmen iſt auch der in derſelben Entſch. wel F 


> 
. 
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tr 
gebenen Auſicht, daß das Gericht, indem es dem Sachantrag ſtatt⸗ 
eim „das Tätigwerden des Anwalts als zweckentſprechend anſehe; 
Arwenraſch. in der Sache ziehe unbedingt auch die Bewilligung des 
ſich. Weh und die Beiordnung des een Anwalts nach 
1 0 are dies richtig, ſo müßte in den Verfahrensarten, wo eine 
auf ung durch Anwälte nicht geboten iſt, der armen Partei immer 
begründet g, ein Anwalt beigeordnet werden, wenn der Sachantrag 
Ermeſſ et iſt. Das im § 34 NAD. dem Gericht eingeräumte freie 
veder on. wäre damit vollſtändig ausgeſchaltet, ein Ergebnis, das ſich 
mit dem Zweck noch dem Sinn des § 34 RAD. vereinigen läßt. 
Ale dieſe Erwägungen müſſen alſo zu der Aunahme führen, 


Mitgeteilt von OLGR. Dr. Schmidt, Köln. 


Königsberg. * 


dnss. § 6 GKG. Niederſchlagung bei Überſehen eines 
nrechtsgeſuchs. f) 
Nachſe kann unentſchieden bleiben, ob darin, daß das LG. die 
werden ge, ob der Anllag auf Bewilligung des Armenrechts geſtellt 
eine un ſollte, unterließ, obwohl der Klage ein Armutszeugnis beilag, 
wenn richtige Behandlung der Sache i. S. des 86 GKG. lag. Denn 
daß man dies auch bejahen und mit der Annahme rechnen würde, 
ſelben Kl. das Armenrecht bewilligt worden wäre, ſo wären die⸗ 
letzt Gebühren und Auslagen für die erſte beendete Inſtanz, die 
ichtiaon dem Kl. erfordert ſind, ebenfalls entſtanden; von ihrer Be⸗ 
80 wäre der Kl. nur noch nach § 115 3PO. einſtweilen be⸗ 
Droge, SRG. hat aber nur den Fall im Auge, daß bei fehlerloſer 
über! aler Behandlung der Sache die Gebühr und die Auslagen 
anwend nicht entſtanden wären, und iſt deshalb nicht auch dann 
15 ar, wenn es auf ein Verſehen des Gerichts zurückzuführen 
ß 


0 aß eine Partei wegen Gerichtskoſten, die entſtehen mußten, in 

Recht 10 genommen wird. Der gegenteiligen Anſicht des OLG. Celle: 

Baum. 28 Nr. 1667, die auch Friedlaender, Anm. 8a und 

zugeſtin ach, Anm. 3 zu 86 GKG. zu teilen ſcheinen, kann nicht 
dumt werden. 

„Königsberg, Beſchl. v. 6. Okt. 1930, W 924/30.) 


Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


Stettin, * 
gebb. § 115 Abſ. 2 3 O.; 81 Arm Anw. Armenanwalts⸗ 
1 * Bewilligung des Armenrechts zu einem 
willigt m Kl. iſt für die Vergnſt. das Armenrecht zur Hälfte be⸗ 
nd mit dieſer Beſchränkung der RA. H. beigeordnet worden. 
Armenanwalt macht in ſeiner Erinnerung geltend, daß von 
dung n 03. Das OLG. Celle nimmt, wie bei Friedlaender, 
Entf 0 Fußn. 8a ohne eigene Stellungnahme regiſtriert iſt, in der 
auch gr, et 1928 Nr. 405 den Standpunkt ein, daß 8 6 Gch. 
lung⸗ bewendung finde, wenn das Armenrecht „bei richtiger Behand⸗ 
berſehentlt ligt worden wäre, insbeſ. alſo, wenn das Armenrechtsgeſuch 
berg, da J nicht verbeſchieden wurde. Man wird dem OLG. Königs⸗ 
Gebühren ſich gegen dieſe Entſch. wendet, beipflichten müſſen. Die 
bei rich j entſtehen auch bei Bewilligung des Armenrechts, alſo 
An Aae Sachbehandlung; ſie ſind nur kraft Geſetzes bis zur 
whentlich 8 der Nachzahlung „geſtundet“. Könnten ſie wegen ver⸗ 
n, unterbliebener Armenrechtsbewilligung niedergeſchlagen 
125 3 5 wäre auch bei Vorliegen der Vorausſetzungen des 
e Parte eine Anordnung der Nachzahlung nicht mehr möglich. 
dein z würde alſo bei unrichtiger Sachbehandlung beſſer geſtellt 


E ide: 0 
85 1 bei richtiger, was um jo weniger angeht, als $6 Abſ. 1 
Ila eine obligatoriſche Maßnahme betrifft. Eine Nieder⸗ 


gu 8 
vo in been Vorbehalt kennt 86 GKG. nicht. Das Geſetz geſtattet 
N denen Er Falle keine Berückſichtigung der Billigkeitserwägungen, 
lauf einen, s DLO. Celle offenbar ausging. Gleichwohl wird vielfach 
ender der Wege geholfen werden können, die bei Fried⸗ 
„GKG. § 6 Anm. 25—27 angedentet find. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Wange jr Die Entich. folgt (ebenſo wie die des gleichen DLG.: 
iu 40 127 103 und neuerdings DLG. Breslau v. 29. Sept. 
an, annter. 8/25) der der Anwaltſchaft ungünſtigſten Anſicht in der 
de ge deren Stand ich zuletzt JW. 1930, 2029 kurz 
Kande, die babe. zie iſt ſorgfältig gearbeitet, vermag aber die 
JW. gen dieſe Meinung — etwa von Granzow: 83.1928, 

1930, 1476 oder von dem Unterfertigten bei Walter⸗ 


dem Streitgegenſtand von 900 AA nicht die halben Gebühren des 
Geſ. v. 20. Dez. 1928, ſondern die halben ordentlichen Gebühren bis 
zum Höchſtbetrage der Sätze jenes Geſetzes zum Anſatze zu bringen ſeien. 

Die Frage, wie die vom Staate zu erſtattenden Anwaltsgebühren 
zu berechnen ſind, falls das Armenrecht nur zu einem Bruchteile 
bewilligt iſt (§S 115 Abſ. 2 ZPO.), iſt außerordentlich ſtreitig. Ein⸗ 
verſtändnis beſteht jetzt wohl darüber, daß der Fall, in welchem das 
Armenrecht nur für einen Bruchteil des Streitgegenſtandes 
bewilligt worden iſt, anders zu behandeln iſt als der Fall, in welchem 
das Armenrecht für den ganzen Streitgegenſtand, aber nur zu einem 
Bruchteil der entſtehenden Koſten gewährt worden iſt. 

Für den letztgenannten Fall werden drei verſchiedene Be⸗ 
rechnungsarten angewendet. Die eine will zur Feſtſtellung der von 
dem Armenanwalt verdienten Gebühren, wie hier der BeſchwF., von 
jeder nach der NAGEbD. berechneten Gebühr den Bruchteil errechnen, 
der dem Armenrechtsbruchteil entſpricht, und das Ergebnis, falls es 
den Höchſtbetrag der nach dem ArmAnwG. möglichen Gebühren über⸗ 
ſteigt, auf diefen ermäßigen (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 
8. Aufl., Anh. I zum 1. Abſchn. Anm. 145; OLG. Breslau [3. ZivSen.]: 
Recht 1925 Nr. 761; Königsberg |7. Ziv Sen.]: JW. 1926, 715; 
Celle 1. ZivSen.]: JW. 1926, 849 16; 1928, 12410; Hamm: BurBl. 
1927, 7; Baumbach, Noft®. IV 8 1 Anm. 5; Krakenberger, 
NAGED., Zuſ. II 8 1 Anm. 9; Granzow: L3. 1928, 380; JW. 
1930, 1476; Friedlaender: JW. 1929, 3183 21). 

Eine andere Berechnungsart ſchlägt Jonas, DERG., 2. Aufl., 
III 81 Anm. 4a vor. Er berechnet ebenfalls zunächſt jede Gebühr 
nach der RAGebO. und nimmt hiervon den dem Armenrechtsbeſchluß 
entſprechenden Bruchteil der Gebühr. Dazu ermittelt er den Streit⸗ 
wert, der dieſem Gebührenbruchteil unter Zugrundelegung der Ge⸗ 
bührenſtaffel des 89 NAGEHD. entſpricht, und gewährt dann von 
dem jo gefundenen Streitwert die nach § 1 Abſ. 2 Arm Anw. dem 
Armenanwalt zuſtehende Gebühr. Dieſer Berechnungsart iſt das KG. 
(20. ZivSen.) in ſeiner Entſch. JW. 1929, 13431 gefolgt; ſiehe auch 
Sydow-Buſch⸗Krieg, NAGED., 13. Aufl., III § 1 Anm. 9. 

Die dritte Berechnungsart gewährt dem RA. von der nach 
81 Abſ. 2 des Geſ. v. 20. Dez. 1928 von dem vollen Streitwert be⸗ 
rechneten Gebühr den Bruchteil, der dem Armenrechtsbeſchluß ent⸗ 
ſpricht (OLG. Stettin: 33 P. 52, 103; Breslau: 3DJuſt Amtm. 1926, 
480; Köln: 3 DJuſtAmtm. 1928, 464; Dresden: SächſArchRpfl. 1928, 
19; Nürnberg: Bay. 1928, 25; Frankfurt: 3 DJuſtAmtm. 1929, 
425; ZW. 1929, 3183 21). 

Der Senat glaubt, die beiden erſten Berechnungsarten ablehnen 
und ſich für die dritte entſcheiden zu müſſen. Bei dieſer Berechnungs⸗ 
art erleidet der Armenanwalt im Vergleich zu den beiden anderen 
einen gewiſſen Gebührenausfall, und daher wird gegen dieſe Be⸗ 
rechnungsart geltend gemacht, daß ſie dem Grundgedanken des 
Arm Anw. und ſeinem ſozialen Charakter nicht genügend Rechnung 
trage (Granzow: JW. 1930, 1477). Allein weder der Wortlaut noch 
die Entſtehungsgeſchichte des Arm Anw. in feiner jetzigen Faſſung 
rechtfertigen die Schlußfolgerung, daß der Geſetzgeber für den hier 
allein in Betracht kommenden Fall der teilweiſen Bewilligung des 
Armenrechts einen den Armenanwalt begünſtigenden Standpunkt habe 
einnehmen wollen. 

Das Geſ. v. 20. Dez. 1928 regelt den Erſatzanſpruch des Armen⸗ 
anwalts gegenüber der Staatskaſſe und beſtimmt, daß er nach Maß⸗ 


Joachim⸗Friedlaenders, Anh. II zum 1. Abſchn. Fußn. 23 2 
u. JW. 1929, 3183 21 — angeführt worden find, nicht zu widerlegen. 

Ganz richtig hebt das OLG. hervor, daß der Armenanwalt nur 
als ſolcher, nur kraft ſeiner durch das Armenrecht und die Bei⸗ 
ordnung begründeten Stellung, Gebühren vom Staat verlangen kann. 
Iſt das Armenrecht nur zur Hälfte bewilligt, ſo iſt er auch nur „zur 
Hälfte“ Armenanwalt. Was bedeutet dies aber? Es bedeutet, daß 
die Partei die Hälfte der Gebühren wie jeder andere Klient bei 
Fälligkeit bezahlen und im Rahmen des § 84 NAGEbD. vorſchießen 
muß, während bezüglich der anderen Hälfte ihr gegenüber die „geſetz⸗ 
liche Stundung“ Platz greift. Niemand beſtreitet, daß dieſe Hälfte⸗ 
beträge ausſchließlich nach der RA Geb O. zu berechnen ſind. 
Bezüglich dieſer ſo berechneten Hälftebeträge nimmt 
alſo der RA. die Stellung des Armenanwalts ein: 
er darf inſoweit von der Partei vor Eintritt der Vorausſetzungen 
der 88125, 126 ZPO. keine Zahlungen verlangen, er erwirbt 
inſoweit die Rechte aus 8124 ZRD. gegen den erſtattungspflich⸗ 
tigen Gegner uſw. Wenn daher das OLG. Stettin ausführt, der 
Armenanwalt könne nach dem Geſ. v. 20. Dez. 1928 Erſtattung ſeiner 
Gebühren aus der Staatskaſſe nur in dem Umfange verlangen, 
in dem er die Stellung eines Armenanwalts hat, ſo 
iſt dieſer Satz zwar durchaus zutreffend; aber er führt das Gericht 
zu unrichtigen Folgerungen, weil es über den Umfang der Stellung 
des Armenanwalts eine unzutreffende Auffaſſung hat. Kraft feiner 
Stellung als Armenanwalt hat dieſer die halben Gebühren 
nach der RA Geb O. zu verlangen, und zwar von der Partei und 
dem Gegner ohne ſummenmäßige Beſchränkung. Das Armenrecht iſt 
ja nur zur Hälfte bewilligt worden, weil das Gericht annimmt, die 
Partei könne die halben Gebühren alsbald bezahlen, und bei dieſer 
Schätzung mußte das Gericht von den vollen Gebühren nach der 
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gabe der RAchebO. für gewiſſe Streitwerte, die ſich in der Ab⸗ 
ſtufung von der RAcGebO. unterſcheiden, beſtimmte Gebühren er⸗ 
hält, die hinter denen der RAGebO. zurückbleiben. Daraus ergibt 
ſich, daß der Armenanwalt keine höheren Gebühren beanſpruchen 
kann, als der Geſetzgeber ihm in dieſem Geſetz zubilligt. Es iſt aber 
nirgends zum Ausdruck gebracht worden, daß der Rechtsanwalt den 
Erſtattungsanſpruch bis zum Höchſtbetrage der hier ausgeworfenen 
Gebühr auch dann erhalten ſoll, wenn aus irgendwelchem Grunde die 
Gebühr unter den Höchſtbetrag ſinken ſollte. Wie SI RUGEGD. die 
Wertſtufe und die Gebührenſtaffel für die vollen Gebühren angibt, 
fo ſtellt auch 8 1 Arm Anw. die Wertſtufe und die Gebührenſtaffel 
für die vollen Gebühren auf, und es iſt aus der Faſſung dieſes 
Geſetzes nicht zu entnehmen, daß der Geſetzgeber beabſichtigt habe, 
dem Armenanwalt die Gebühren in gleicher Höhe zuzubilligen, wenn 
er infolge der teilweiſen Bewilligung des Armenrechts nur einen 
Anſpruch auf einen Bruchteil dieſer Gebühren hat. 

Die Vertreter der zuerſt genannten Berechnungsart nehmen aller⸗ 
dings gerade an, daß der Armenanwalt den Anſpruch auf die volle 
Gebühr habe. Friedlaender: JW. 1929, 3183 21 führt aus, 
daß die niedrigere Gebührenſtaffel des ArmAnwG. in gar keinem 
inneren Zuſammenhange mit dem Gedanken des Quotenarmenrechts 
ſtehe. Wenn der Armenauwalt der armen Partei zur Führung eines 
Rechlsſtreites mit einem beſtimmten Streitwert beigeordnet ſei, dann 
habe er den Anſpruch auf die Armenanwaltsgebühr von dieſem Streit⸗ 
gegenſtand nach Maßgabe des ArmAnwG. ohne Rückſicht darauf, 
ob der Partei das Armenrecht voll oder zu einem Bruchteil gewährt 
worden ſei. Granzow: Lg. 1928, 380 rechtfertigt dieſe Anſicht 
durch den Hinweis darauf, daß die teilweiſe Bewilligung des Armen⸗ 
rechts im Hinblick auf die Verhaltniſſe der Partei ſtattfinde und nicht 
aus Rückſicht auf die Staatskaſſe erfolge. Seinen Ausführungen liegt 
der Gedanke zugrunde: Soweit der Partei das Armenrecht nicht 
bewilligt iſt, haftet ſie dem beigeordneten RA. für die entſtehenden 
Gebühren; ſoweit ſie aber infolge der Bewilligung des Armenrechts 
von der Entrichtung der Gebühren einſtweilen befreit iſt, will das 
Arm Anw. den Armenanwalt für feine unentgeltliche Tätigkeit ent⸗ 
ſchädigen, und dieſe Entſchädigung bemißt ſich nach dem Streit⸗ 
wert des Rechtsſtreits zu dem vollen Satz der Gebührenſtaffel des 
ArmAnwG., jedoch nur mit der Beſchränkung, daß der Armenanwalt 
von ſeinem Auftraggeber und der Staatskaſſe zuſammen nicht mehr 
als der Wahlanwalt erhalten darf. 

Auch für die zweite Berechnungsart muß man die Begründung 
darin ſuchen, daß der Armenanwalt bei teilweiſer Bewilligung des 
Armenrechts von der Partei nur einen Bruchteil der Gebühren der 
RAGebO. erhält und im übrigen unentgeltlich tätig wird. Dieſe un⸗ 
entgeltliche Arbeitsleiſtung wird bei dieſer Berechnungsart aber be⸗ 
ſonders bewertet, und als Bewertungsmaßſtab wird der Streitwert 
aufgeſtellt, der dem Bruchteil der Gebühren aus 89 NAGED. für 
die unentgeltliche Arbeitsleiſtung entſpricht. 

Der Senat kann nicht anerkennen, daß der Geſetzgeber mit der 


RAcGebO. ausgehen. Die Quote (hier ½) iſt alſo gefunden worden 
mit Rückhſicht auf die Verhältniſſe der Partei und die Höhe der 
geſetzlichen Gebühren nach der NAGED. (und dem GRG.). Welchen 
Sinn es aber haben ſoll, dieſe jo gefundene Quote nun auch zu den 
Grenzbeträgen in Beziehung zu ſetzen, bis zu denen der Staat 
für die Koſten des Armenanwalts als ſolchen haftet, das erſcheint 
mir auch nach den Ausführungen des OLG. Stettin durchaus un⸗ 
erfindlich. 

Die hier bekämpfte Auslegung klammert ſich, genau betrachtet, 
an den Wortlaut des Geſetzes. Aber auch dieſe Beweisführung iſt 
nicht zutreffend. Hier darf vielleicht zunächſt in Parentheſe auf fol⸗ 
gendes hingewieſen werden: Rittmann⸗ Wenz vertrat (13. Aufl. 
§ 1 Anm. 8) auf Grund des Gef. v. 18. Aug. 1923 und der BD. 
v. 13. Dez. 1923 unſere Meinung (Berechnung der Quote aus 
den vollen Gebühren nach dem wirklichen Streitwert und dann 
Herabſetzung auf die vollen Gebühren aus der Wertgrenze zu 
2000 RAM), und zwar deshalb, weil es im Geſ. v. 18. Aug. 1923 
hieß: „So wird nur der Betrag erſtattet.“ An der gleichen Stelle 
tritt aber Rittmann⸗Wenz für die hier bekämpfte Anſicht ein, 
ſoweit das Geſ. v. 14. Juli 1925 zur Anwendung gelangt: einzig 
und allein deshalb, weil hier eine beſondere Gebührenreihe als Grund⸗ 
lage der Berechnung aufgeſtellt ſei. Er bringt alſo ausſchließlich wegen 
des verſchiedenen Wortlauts die beiden Geſetze in einen Gegenſatz zu⸗ 
einander, ohne zu unterſuchen, ob Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß 
eine Abweichung gewollt war, und ohne der Weſensart der neuen 
„Gebührenreihe“ nachzugehen. 

Wenn man dagegen zunächſt fragt, was der Geſetzgeber gewollt 
habe und wenn man erkannt hat, daß die wegen teilweiſer Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Partei nach den vollen Gebühren der RAceb O. er⸗ 
rechnete Quote gar keine innere Beziehung zu den für den Staat 
beſtimmten Haftungsgrenzen oder „Gebührenreihen“ hat, ſo muß man 
zu dem Schluß kommen, daß der Geſetzgeber ſeine Beſtimmungen 
überhaupt ohne Rückſicht auf das Quotenarmenrecht getroffen und 
mit der Wertgrenze wie mit der Staffel des 8 1 Abf. 2 des geltenden 
Geſetzes nur diejenigen Beträge bezeichnen wollte, über die hinaus 
der Staat in keinem Fall eine Haftung zu übernehmen hatte. 


Faſſung des ArmAnwGl., welches für beſtimmte Wertſtufen being 
Gebühren feſtſetzt, für den in Rede ſtehenden Fall dem Armen or” 
Gebühren von einem in dem Rechtsſtreit gar nicht eit 
kommenden, ſondern künſtlich errechneten A) 
wert hat zuſprechen wollen (ebenſo Friedlaender: JW. 
31831, Granzow: JW. 1950, 1477). eh? 
Der Senat hält es aber auch nicht für möglich, daß der ier 
geber bei Erlaß des Arm Anw. beſtimmen wollte: Im Dal ufe 
vollen Bewilligung des Armenrechts find die Wertſeuſſe 
und die Gebühren dem Arm Anw G. zu entnehmen; im ert 
der teilweifen Bewilligung des Armenrechts find aber per 
ſtufe und Gebühren nicht dem Arm Auw G., ſondern zun 
R AGebO. zu entnehmen, und das Arm Anw. iſt nut 
Feſtlegung der Höchſtgrenze der Gebühren heranzuziehen. wich 
Kraemer: 33P. 52, 103 glaubt aus der zeitlichen EM Ar” 
lung des Erſtattungsanſpruchs des Armenanwalts gegen die u z. 
kaſſe einen Grund gegen die dritte Berechnungsart heriettt nden 
können. Die zeitliche Aufeinanderfolge der in Betracht komme ge 
Geſetzesvorſchriften ſpricht aber nach der Meinung des Sena 1919 
rade zugunſten dieſer Berechnungsart. Das Gef. v. 18. Dez. den 
(Rl. 2113) brachte in Art. 11 die Erſtattung der Aus tahe, 
des Armenanwalts aus der Staatskaſſe, wenn er ſie von dar te 
ftattungspflichtigen Gegner nicht beitreiben konnte. teien diefen 
Art. III die teilweiſe Bewilligung des Armenrechts ein. Nach ligung 
Geſetz unterlag es keinem Zweifel, daß im Falle teilweiſer Bewilliguch⸗ 
des Armenrechts der Armenanwalt nur einen entſprechenden zaklaſſe 
teil des damals geltenden Auslagenpauſchſatzes von der Staal 
erſtattet verlangen konnte (Friedlaender: 22.1920, 206). af 
Geſ. v. 6. Febr. 1923 (RGBl. I, 103) verpflichtete die Staate ſaß⸗ 
dem Armenanwalt die Gebühren und Auslagen nach ae, 
gabe der RAGebO. und der fie ergänzenden Vorſchriften zu olige 
und auch hier erhielt der Arntenanwalt im Falle teilweiſer Be ni 
des Armenrechts nur den entſprechenden Bruchteil der Gebühre ufl⸗ 
Auslagen erſetzt (Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, 15 daß 
Anh. II zum 1. Abſchn. Anm. 9). Es beſtand alſo kein Zwei echte 
der RA. trotz feiner Beiordnung als Armenanwalt für den egen 
ſtreit mit ſeinem ganzen Streitwerte einen Erſtattungsanſpruch Iheie 
die Staatskaſſe aus dem ArmAnwG. doch nur zu dem Den 
herleiten konnte, zu dem das Armenrecht bewilligt worden war. dem 
Worten: „Im Falle der Bewilligung des Armenrechts“, die In über 
Gef. v. 18. Dez. 1919 in die den Stoff behandelnden Geſetze well 
nommen worden find, iſt demnach nicht der Sinn beizulegen“ Be⸗ 
das Armenrecht bewilligt worden iſt“, ſondern ihnen wohnt des 
deutung inne: „in dem Umfange der Bewilligung 
Armenrechts, wie fie nach 8115 ZPO. zuläſſig Geſebe 
An dieſer Grundlage des Geſetzes iſt durch die ſpäteren . pe 
und Verordnungen, nad) denen die Gebühren nicht über EN er 
ſtimmte Wertſtufe hinaus zu erſtatten oder nach beſonderen indert 
ſtufen und Gebührenſtaffeln zu berechnen waren, nichts gi 


Der Wortlaut des Geſetzes iſt mit dieſer Auffaſſung sur 
vereinbar. 8 1 Abſ. 1 ſagt: „In bürgerlichen Rechteſ rene die 
us” 
arme Partei beftellten Rechtsanwalte die Gebühren und ts, 
lagen nach Maßgabe der Gebührenordnung für de Ge⸗ 
anwälte mit folgenden Veſchränkungen erſetzt.“ I. nur 
bührenberechnung erfolgt alſo grundſätzlich nach der NUDE er; 
die Erſatzpflicht des Staates unterliegt den „folgenden Beſchranken f 
Die Säge, welche auf der Grundlage des Abſ. 2 zu berechne mch 
ſtellen nun nicht etwa beſondere „Gebühren“ dar; es exiſti ge? 
eine Gebührenforderung gegen die Partei auf Bezahlung der“ 
und eine davon getrennte Forderung gegen den Staat auf Be 
der Gebühr b (zur Widerlegung einer ſolchen Annahme gene die 
Hinweis auf die 88 3 und 5 des Gef. und auf die Grund! arte? 
das RG. 126, 178 aufgeſtellt hat; vgl. auch neuerdings Oe die * 
dorf: JW. 1930, 207638). Die Summe derjenigen Sätze, e Ges 
aus 51 Abſ. 2 bes Gef. ergeben, bildet nicht eine feloitänbihi, an 
bührenforderung; ſie bezeichnet vielmehr nur denjenigen An „ 
einer höheren, nach der RAcheb D. berechneten Gebührenſgen al 
für den der Staat mithaftet. Der Charakter dieſer g ge; 
Haftungsgrenzen wird alſo auch durch den Wortlaut des Ge uch 
kennzeichnet. Sobald man dies aber anerkennt, muß man f 
geben, daß die Haftungsgrenzen für alle Fälle gelten fe air 
ſie nicht nochmals durch die einem ganz anderen Gedanken am 
gehörende Armenrechtsquote eingeſchränkt werden. Der hier ” fon 
Irrtum konnte überhaupt nur dadurch entſtehen, daß man Ul, 
es handle ſich im 8 1 Abf. 2 des geltenden Geſetzes oder er Br 
Abſ. 2 des Gef. v. 14. Juli 1925 (deſſen erſter Abſatz lauer af 
Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren . wird nachm 95 
gabe der folgenden Vorſchriften beſchränkt,) nit He 
rechnung von Gebührenforderungen, während es |! f 
die Berechnung von Haftungsgrenzen handelt. Bez > obig 
dieſen Irrtum und ſeine Wirkungen iſt folgender Satz 
Entſcheidung: der Ge 
„Der Senat Hält es aber auch nicht für möglich, daß Falle 1% 
geber bei Erlaß des Arm Anw. beſtimmen wollte: im 
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die = Hätte der Geſetzgeber durch die ſpäteren Zuſätze nicht nur 
die 0 he der zu erſtattenden Gebühren beſchränken, ſondern auch 
dies ndlage ſeiner Erſtattungspflicht ändern wollen, ſo hätte er 
Gef — Ausdruck bringen müſſen. Daher kann auch jetzt unter dem 
Staataß 20. Dez. 1928 der Armenanwalt ſeine Gebühren aus der 
er bi aſſe nur in dem Umfange erſtattet verlangen, in dem 
da 5 tellung eines Armenanwalts hat. Iſt der Partei 
fo bormenrecht nur zu einem Bruchteil der Koſten bewilligt worden, 
gegen auch der ihr beigeordnete RA. für den Erſtattungsanſpruch 
eines die Staatskaſſe nur in Höhe dieſes Bruchteils die Stellung 
rmenanwalts; daher ſind auch ſeine Gebühren aus dem 
Di G. nur nach dieſem Bruchteil zu berechnen. 

des leſes Ergebnis ſteht keineswegs im Widerſpruch mit dem Zweck 
dar, Zeſetzes. Das Gef. v. 6. Febr. 1923 bezweckte, den unter den 
durch hen Geldverhältniſſen notleidenden Rechtsanwälten eine Hilfe 
Nach eb d währung einer Vergütung in Höhe der vollen Sätze der 
ep. für ihre Tätigkeit in Armenſachen zu gewähren. Daß die 
entſpre ng bei teilweiſer Bewilligung des Armenrechts nur in dem 
wähnt zenden Bruchteil der Gebühren beſtand, wurde, wie oben er⸗ 
frage 5 nicht in Zweifel gezogen. Die hier zu entſcheidende Streit⸗ 
lief icheſtand erſt durch die Anderungsgeſetze, und deren Zweck 
a cherlich auf eine Schmälerung der Vergütung der Rechts⸗ 
daß die für ihre Tätigkeit in Armenſachen hinaus. Die Annahme, 
des ger Geſetzgeber hierbei den Sonderfall der teilweiſen Bewilligung 
nehmen nenrechts von einer Schmälerung der Gebühren habe aus⸗ 
ben; und durch die Zulaffung einer beſonderen Berechnungsart habe 
- Sgen wollen, entbehrt jeder Grundlage. 

art nchließlich ſei zur Rechtfertigung der hier gewählten Berechnungs⸗ 
bühre arauf hingewieſen, daß ſie allein es ermöglicht, die Ge⸗ 
die A und Auslagen gleichmäßig zu behandeln; denn 
nicht e Berechnungsarten ſind bei der Berechnung der Auslagen 
Br 0 eltendber, und auch bei ihnen muß für die Auslagen auf die 
in batellsberechnung zurückgegriffen werden. Der Geſetzgeber hat aber 
bühren Faſſung des ArmAnwG. nirgends angedeutet, daß die Ge⸗ 
worfen und die Auslagen einer verſchiedenen Berechnungsweiſe unter⸗ 

werden ſollten. 


say Stettin, 5. Ziv Sen., Beſchl. v. 4. Juni 1930, 4 U 141/29, 
Mitgeteilt von OLGR. Fiſcher, Stettin. 
Dre 
den. b) Strafſachen. 
Sache 8 305 StPO. Beſchlüſſe über Ablehnung von 


erſtändigen ſind nicht mit Beſchwerde anfechtbar. 


I. 
Sacher LG. hat durch Beſchluß das von dem Angehl. gegen den 
ändigen angebrachte Ablehnungsgeſuch für begründet erklärt. 
füge, 5 hiergegen gerichtete Beſchwerde der StA. wird darauf ger 
Unparteil kein Grund vorliege, der das vom Mngekl. gegen die 
ſerkigt PP e en I gehegte Mißtrauen als gerecht» 
inen laſſe. 

fg. Beachtung der Beſchwerde wird der angefochtene Beſchluß 

* und das Ablehnungsgeſuch als unbegründet verworfen. 
derſtändige⸗ iſt davon auszugehen, daß die Ablehnung eines Sach⸗ 
Standen gen, nur zur Vorausſetzung hat, daß vom ſubjektiven 
liegt unte des Ablehnenden aus die begründete Beſorgnis vor⸗ 
“ der Sachverſtändige nicht unbefangen ſei. Es kann jedoch 
er geltenloße Meinung des Ablehnenden genügen, ſondern es muß 
der d gemachte Ablehnungsgrund auch geeignet ſein, den Ver⸗ 
des Senn, parteilichkeit zu begründen. Daran fehlt es nach Anſicht 
5 fd d im vorl. Falle. Wie die Stra. mit Recht angenommen 
ie fämtlichen vom Angekl. vorgebrachten Ablehnungsgründe 


vollen Ber: 
bührer dewilggung des Armenrechts ſind die Wertſtufe und die Ge⸗ 
willigungen ArmAnwch zu entnehmen; im Falle der teilweiſen Be⸗ 
dem Ar. des Armenrechts ſind aber Wertſtufe und Gebühren nicht 
Arman aw. ſondern der RAGebO. zu entnehmen, und das 
eran, ich: 5 nur zur Feſtlegung der Höchſtgrenze der Gebühren 
85 „Wirklichkeit ſind Wertſtufe und Gebühren in beiden Fällen 
aber kor cbeb d. zu entnehmen. Die Begrenzung der Staatshaftung 
dieſer 3 ſich in beiden Fällen nur aus dem ArmAnwGG. Mit 
te tellung iſt der obigen Entſch. der Boden entzogen. 
ſicht an DSG. führt schließlich noch zur Rechtfertigung jeiner An⸗ 
gleichmaz aß nur ſie es ermögliche, die Gebühren und Auslagen 
gedeutet g zu behandeln. Der Geſetzgeber aber habe nirgends au⸗ 
duchnund daß die Gebühren und Auslagen einer verſchiedenen Be⸗ 
rſtündfi iſe unterworfen werden ſollten. Das iſt mir nicht ganz 
Inſofern f. Für die Auslagen hat es nie Haftungsgrenzen gegeben. 
eine 53 beſteht ſeit Einführung ſolcher Grenzen für die Gebühren 
leich 0b iedenheit in der Behandlung der beiden Kategorien, ganz 
Schwieri m es ſich um volles oder um Quotenarmenrecht handelt. 
> Okeiten haben ſich aus dieſer Verſchiedenheit noch nie ergeben. 
. RA. Dr. Friedlaender, München. 


an ſich nicht geeignet, die Unparteilichkeit des Sachverſtändigen in 
Zweifel zu ziehen. Auch für den Aıgekl. beſteht kein vernünftiger 
Grund, derartigen Zweifel zu hegen, nachdem der Sachverſtändige 
in der erſtinſtanzlichen Hauptverhandlung ſeiner eidlichen Verſicherung 
nach das von ihm erforderte Gutachten unparteiiſch und nach beſtem 
Willen und Gewiſſen erſtattet hat. Tatſachen, aus denen der Angel. 
trotzdem mit Grund der Unparteilichkeit des Sachverſtändigen 
mißtrauen könnte, ſind nicht beigebracht, geſchweige denn gemäß 
874 Abſ. 3 SPD. glaubhaft gemacht. 
(Os G. Dresden, Beſchl. v. 5. Juni 1929, 1 OStReg. 225/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


II. 

Die Str. hat durch Beſchluß die Vernehmung der örtlich zu⸗ 
ſtändigen Gerichtsärzte als Gutachter zu den bereits erörterten Be⸗ 
handlungsfällen einiger Zeugen durch den erſuchten Richter an⸗ 
geordnet und durch Beſchl. v. 25. Jan. 1930 das Ablehnungsgeſuch 
17 Angel. gegen dieſe Gerichtsärzte für unzuläſſig und unbegründet 
erklärt. 

Beide Beſchlüſſe find Entſch. des erkennenden Gerichts i. ©. 
des 8305 StPO., die der Urteilsfällung vorausgehen. Die Gutachten 
der gem. § 223 StPO. als Sachverſtändige zu vernehmenden Gerichts⸗ 
ärzte ſollen mit den anderen Hauptverhandlungsergebniſſen zuſammen 
die Grundlage für das zu fällende BU. bilden. Somit ſteht ſowohl 
der die Vernehmung der Sachverſtändigen anordnende Gerichtsbeſchluß 
wie der auf das Ablehnungsgeſuch ergangene Beſchluß mit der künf⸗ 
tigen Urteilsfällung in einem inneren Zuſammenhang und dient zu 
ihrer Vorbereitung. Eine Entſch., durch die dritte Perſonen betroffen 
werden i. S. des 8305 Satz 2 StPD., liegt nicht vor. Der Sach⸗ 
verſtändige iſt im Strafverfahren keine drikte Perſon, ſondern Ge⸗ 
hilfe des Richters. Außerdem ſind die Beſchwerden nicht von den 
Sachverſtändigen, ſondern vom Angel. eingelegt worden, alſo von 
einem, der am Strafverfahren als Partei beteiligt iſt. 

Beide Beſchwerden find daher nach 8 305 SPD. unzuläſſig. 

Soweit der beſchließende Senat Hinfichtlich der über eine Ab⸗ 
lehnung von Sachverſtändigen entſcheidenden Beſchlüſſe des erkennen⸗ 
den Gerichtes früher eine andere Rechtsauffaſſung vertreten hat (wie 
im Beſchl. v. 5. Juni 1929, 10 StReg 225/29), hält er an dieſer 
Anſicht nicht mehr feft. Er hat fie bereits im Beſchl. 1 08tReg 251/29 
v. 5. Juli 1929 (SächſRpflArch. 1929, 450) für den Fall aufgegeben, 
daß es ſich um einen in der Hauptverhandlung ſelbſt erlaſſenen Be⸗ 
ſchluß handelt. Auf die dortigen Ausführungen wird verwieſen. Die 
Rſpr. des NG. ſteht der jetzt vertretenen Rechtsanſicht nicht entgegen. 
Denn die in Frage kommenden Entſch. (RöSSt. 25, 361; 47, 239; 
RG. Rſpr. 10, 353) behandeln nur die Frage, ob der Beſchluß des 
erkennenden Gerichtes über die Ablehnung eines Sachverſtändigen im 
Reviſions verfahren nachgeprüft werden kann. Es ift auch kein 
Grund erſichtlich, weshalb eine außerhalb der Hauptverhandlung nach 
Eröffnung des Hauptverfahrens vom erkennenden Gericht über die 
Ablehnung eines Sachverſtändigen erlaſſene Entſch. anders behandelt 
werden ſoll als eine in der Hauptverhandlung ſelbſt ergangene. Denn 
8305 StPO. kennt inſoweit keinen Unterſchied (ebenſo OLG. Breslau: 
Det Z. 1930 Rſpr. Nr. 156). 

(OL®. Dresden, Beſchl. v. 19. Febr. 1930, 1 OStReg. 62/30.) 


Landgerichte. 
a) Zivilſachen. 


Hannover. I. Materielles Recht. 


1. 88 195, 196 BG B. Iſt ein Anwalt zur Rückzahlung 
eines Teiles feiner auf Grund eines rechtskräftigen Ur- 
teils beigetriebenen Gebühren verpflichtet, wenn ſpäter 
durch Anderung des Wertfeſtſetzungsbeſchluſſes, auf dem 
das rechtskräftige Urteil beruht, der Streitwert herabge— 
fest wird? 1) 

Die Vorausſetzungen für eine Reſtitutionsklage ſind nicht ge⸗ 
geben. 

Auf 8 767 ZPO. kann der geltend gemachte Anſpruch un⸗ 
mittelbar auch nicht geſtützt werden, weil eine Zwangsvollſtreckung 


Zu 1. Die vorliegende Entſch. will dem Auftraggeber, gegen 
den der Anwalt ein rechtskräftiges Urt. auf Gebührenzahlung er⸗ 
ſtritten hatte, im Falle nachträglicher Herabſetzung des Streitwerts 
einen Anſpruch auf Rückgewähr der zuviel gezahlten Gebühren unter 
dem Geſichtspunkt der Rechtskraftwirkung der Vorentſcheidung ver⸗ 
ſagen. Daß das Ergebnis nicht befriedigt, liegt auf der Hand; jede 
Abſchneidung eines materiellen Anſpruchs durch prozeſſuale Vor⸗ 
gänge — mag es ich um Rechtskraftwirkung, Präkluſionen oder ſonſt 
etwas handeln — löſt ein gewiſſes peinliches Gefühl aus. Keinesfalls 
könnte auch zur Rechtfertigung des Ergebniſſes etwa der Gedankte 
herangezogen werden, daß es für den Anwalt eine unbillige Härte 
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nicht in Betracht kommt, nach Beendigung der Zwangsvollſtreckung 
aber die Klage aus § 767 ZPO. regelmäßig nicht mehr zuläſſig iſt. 
Es fragt ſich ſomit nur, ob die Klage ſich etwa aus 8 812 BGB. 
begründen läßt. Dies iſt nach Anſicht des BG. zu verneinen. 

Das, was der Kl. von den Bekl. jetzt zurückerſtattet verlangt, 
haben letztere unſtreitig auf Grund eines rechtskräftig gewor⸗ 
denen Urt. erhalten. 

Grundſätzlich kann aber in der Erlangung des rechtskräftig Zu⸗ 
erkannten keine Bereicherung, insbeſ. keine ungerechtfertigte 
Bereicherung gefunden werden, ſo daß grundſätzlich deswegen eine 
Kondiktion ausgeſchloſſen iſt. Im Anſchluß an dieſen allgemein feſt⸗ 
ſtehenden Grundſatz iſt im RGRKomm. zu § 812 Anm. 6 Ziff. 2d 
ausgeführt: 

„Natürlich ſind als Kondiktionsgründe nur diejenigen Tatſachen 
ausgeſchloſſen, die vor dem für die Rechtskraft maßgebenden Zeit⸗ 
punkt liegen. Nachträgliche Tatſachen, d. h. ſolche, die nach dem 
Schluſſe der letzten Verhandlung oder nach Ablauf der Einſpruchsfriſt 
eingetreten ſind (vgl. 8 767 Abſ. 2 ZPO.), können ohne Verſtoß 
gegen die Rechtskraft zur Stütze einer Rückforderung benutzt werden.“ 

Es muß ſich nach dieſen Ausführungen alſo um nachträglich 
eingetretene Tatſachen handeln, die eine Einwendung gegen den durch 
das Urt. feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt begründen können. 

Dabei iſt aber immer davon auszugehen, daß an dem rechts⸗ 
kräftig einmal feſtgeſtellten Anſpruch inſofern nicht zu rütteln iſt, 
als die formellen oder materiellen Vorausſetzungen für die Anerken⸗ 
nung dieſes Anſpruchs niemals im Wege des 8 767 3PO. nachgeprüft 
werden können; das wäre vielmehr nur im Wege einer Nichtigkeits- 
oder Reſtitutionsklage möglich, deren Vorausſetzungen hier zweifellos 
nicht vorliegen. 

Handelt es ſich nun bei der erſt einige Jahre nach eingetretener 
Rechtskraft des Urt. veränderten Streitwertfeſtſetzung um eine ſolche 
„nachträgliche Tatſache“ i. S. der obigen Ausführungen, die eine 
Einwendung gegen den rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch be⸗ 
gründen können? 

Dieſe Frage iſt zu verneinen; denn dieſe nachträgliche Streit⸗ 
wertfeſtſetzung iſt nicht geeignet, eine Einwendung gegen den rechts⸗ 
kräftig feſtgeſtellten Anſpruch ſelbſt zu begründen. Sie iſt nur 
geeignet, die materielle Vorausſetzung für die damalige Anerkennung 


ſein würde, längſt durch ſeine Kaſſe gelaufene Gelder zu erſtatten. 
Man denke nur an den umgekehrten Fall einer nachträglichen Streit⸗ 
werterhöhung: hier etwa dem Anwalt die Nachforderung zu ver⸗ 
ſagen — und zu dieſem Ergebnis müßte man, wenn man die Ein⸗ 
rede der Rechtskraft durchgreifen läßt, konſequenterweiſe kommen 
(vgl. Stein! 8 322 bei Fußn. 102 f.) — würde eine mindeſtens 
ebenſo große Unbilligkeit darſtellen. 

Die Entfch. ſcheint mir aber nicht nur im Ergebnis befremdlich, 
ſondern auch rechtlich nicht haltbar. Daß vorliegend für eine Reſti⸗ 
tutionsklage kein Raum iſt (vgl. dazu auch Stein n 8 580 N. 21), 
und daß etwas, was auf Grund eines rechtskräftigen Urt. geleiſtet 
iſt — vielleicht vom Fall der Urteilserſchleichung abgeſehen —, nicht 
als ungerechtfertigte Bereicherung zurückgefordert werden kann, 
iſt von dem LG. zutreffend dargelegt. Nicht erwogen iſt aber der m. E. 
durchſchlagende Geſichtspunkt des vertraglichen Rückgewähr⸗ 
anſpruchs. 

Auszugehen iſt davon, daß der Wertfeſtſetzungsbeſchluß (8 18 
GKG.) feinem Weſen nach keine eigentliche richterliche Entſch., kein 
deklaratoriſch Rechtsfolgen feſtſtellender Ausſpruch, vielmehr ein kon⸗ 
ſtitutiver Verwaltungsakt iſt, jo auch KG.: ZW. 1926, 27043 und 
Friedländer, RAGebO.s Anm. 40 zu 8811, 12. Dies ergibt 
ſich vor allem aus der Wirkung des Beſchluſſes für und gegen alle 
Beteiligten, auch wenn fie z. B. am Beſchwerdeverfahren gar nicht teil⸗ 
genommen haben, ſowie aus der jederzeitigen Abänderbarkeit (8 181 
GG.). Nach § 11 NAGED. iſt der gerichtliche Wertfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß für die Berechnung der Anwaltsgebühren maßgebend; das 
beſagt: die in dem Mandatsvertrag enthaltene Vergütungsabrede geht 
dahin: „Ich verpflichte mich, dir den Betrag zu zahlen, der ſich nach 
dem Wertfeſtſetzungsbeſchluß ergibt“, oder auf die Spitze geteieben: 
„den Betrag, der durch ſtaatlichen Verwaltungsakt beſtimmt werden 
wird“ — nicht etwa dahin: „Ich werde dir den ſich objektiv nach dem 
Streitwert ergebenden Betrag zahlen, deſſen Höhe vom Gericht dekla⸗ 
ratoriſch feſtgeſtellt werden wird.“ Geht man hiervon aus, ſo liegen 
folgende Parallelfälle nahe: jemand verpflichtet ſich gegenüber einem 
anderen, deſſen Steuern zu erſtatten, oder etwa der Mieter einer Villa 
verpflichtet ſich dem Eigentümer gegenüber, den gerade fällig gewor⸗ 
denen Straßenanliegerbeitrag zu zahlen. In derartigen Fällen — wo 
die Verpflichtung dahingeht, an einen anderen eine ſich ihrem Be⸗ 
trage nach aus einem ſtaatlichen Verwaltungsakt ergebende Zahlung 
zu leiſten — wird man die Abrede unbedingt ſinngemäß dahin aus⸗ 
legen müſſen, daß bei fpäterer Anderung des feſtgeſetzten 
Betrags eine Nachzahlungs⸗ bzw. Rückzahlungs⸗ 
pflicht einzutreten hat. Daran kann m. E. gar kein Zweifel 
beſtehen. Hatte in dem Beiſpiel der Mieter der Villa dem Eigentümer 
entſprechend der letzterem zugegangenen Veranlagung 1000 RA er⸗ 
ſtattet, ſo hat er bei nachträglicher Herabſetzung des Anliegerbeitrags 
auf 800 RAM eben einen vertraglichen Rückgewähranſpruch auf 
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des feſtgeſtellten Anſpruchs nachträglich als unrichtig und enge 
das Urt. möglicherweiſe als verfehlt erſcheinen zu laſſen. Solche Kon- 
wendungen find aber auf Grund des $ 767 ZRD., der ja im i, 
diktionafalle nach der Anſicht des RERKomm. analog anzuwenden 
niemals zuläſſig, weil bei 8 767 ZRO. immer von der Richlig 
des feſtgeſtellten Anſpruchs ausgegangen und nur feſtgeſtellt wird, 
hinterher ein Gegenrecht entſtanden iſt, das den feitgeitellten een 
jetzt als erfüllt oder als untergegangen oder als erledigt un 
läßt. Deshalb ift auch in einem Falle, in dem ſchon vor Elallun 
eines auf einen Vertrag gegründeten Urt. die Möglichkeit der and 
fechtung des Vertrags (z. B. wegen argliſtiger Täuschung) be ech⸗ 
die Geltendmachung einer auf eine nachträglich abgegebene 767 
tungserklärung geſtützten Einwendung im Wege der Klage na 55 1 
für ausgeſchloſſen erachtet worden, obwohl der Schuldner ‚od 
den die Anfechtung begründenden Tatſachen erſt 726 
Erlaß des Urt. Kenntnis erlangt hatte (Gruch. 57, lch! 
Die oben zitierte Anſicht des NONKomm. kann ſomit 1 55 
als Stütze für eine vorliegendenfalls gegenüber dem rechtskene 
feſtgeſtellten Urteilsanſpruch begründete Klage aus ungerechtfert 
Bereicherung angeſehen werden. 1907: 
Der vorliegende Fall liegt einem vom KG. am 27. Sept. ‚anti 
OLG. 18, 55 entſchiedenen Rechtsfalle im entſcheidenden Punkte “ au 
gleich. Dort beruhte allerdings das rechtskräftig gewordene Urt. te 
einem Anerkenntniſſe des Kl.; aber dieſes Anerkenntnis die 
hinterher durch Anfechtung beſeitigt und dadurch dem den. 
Grundlage entzogen, es alſo als materiell unrichtig hingeſtellt n Fall 
Das in dem vom KG. entſchiedenen und in dem vorliegenden B ie 
Gleiche iſt, daß ſich in beiden Fällen der Angriff des Kl. gegen pe 
Grundlage, auf der das rechtskräftig gewordene Urt 
ruhte, richtet. eines 
Das KG. kommt zu dem Ergebnis, daß gegen die Stützen fit 
einmal rechtskräftig gewordenen Urt. nur mit den geſetzlich ein⸗ 
vorgeſehenen Mitteln angekämpft werden könne. Es führt im 
zelnen aus: Rück 
„Das Urt. bildet einen ſelbſtändigen Schuldgrund, ohne ub 
ſicht darauf, ob die Verurteilung auch durch einen materiellen m 
grund gerechtfertigt geweſen ift. Der Kl. meint, das Urt. durch nen. 
diktion des zugrunde liegenden Anerkenntniſſes beſeitigen zu 5 


a Te bet 
200 RM, und dieſem Anſpruch ſtände auch nicht entgegen, daß 
Villeneigentümer entſprechend der Veranlagung über 1000 N birkt 
den Mieter bereits ein rechtskräftiges Urt. in dieſer Höhe er dot 
hatte. Ebenſo muß aber die Rechtslage auch bei dem Anwalts der⸗ 
beurteilt werden: d. h. mangels einer (zweifellos zuläſſigen) ache 
weitigen beſonderen Abrede muß die nach den geſetzlichen mit 
bühren erfolgende andats übertragung A 5 an? 
der ſtillſchweigenden Nebenabrede geſchloſſſem „un 
geſehen werden, daß, wenn die für die Gebüh 
berechnung maßgebliche gerichtliche Wertfeſtſe he 
nachträglich eine Anderung erfährt, ein entſpre be- 
der Nachforderungs⸗ bzw. Rückgewähranſpru 
ſtehen ſoll. Vorliegend handelt es ſich um eben dieſen vertra chlfer, 
Rückgewähranſpruch — nicht nur einen Anſpruch aus unge m 
tigter Bereicherung. Ein Anſpruch letzterer Art wäre allerdings abel 
die Rechtskraftwirkung der Vorentſch. abgeſchnitten, keinesfalls über 
der vertragliche Rückgewähranſpruch, denn der Umſtand, daß, ge 
einen aus einem Vertrage erwachſenen Anſpruch zugunſten de 
rechtigten rechtskräftig entſchieden iſt, ſteht dem nicht entgegen / dem 
aus demſelben Vertrage auf Grund ſpäteren Eintritts eines 1 
Vertrage vorgeſehenen Ereigniſſes ein Anspruch auf Rück 
entſteht. & del 

Inſtruktiv iſt übrigens in dieſem Zuſammenhange w— al 
in der erwähnten Entſch. des G.: JW. 1926, 27043 behandel bete. 
der Streitwertherabſetzung während des ſchwebenden Gebüh agen 
zeſſes. Hier iſt der Rechtsſtreit unter Koſtenbelaſtung des ben s 
Mandanten bezüglich des Mehrbetrags für erledigt erklärt Komfort! 
der mit dem vorſtehend entwickelten Gedankengang durchaus ande 
gehenden Erwägung, der Gebührenanſpruch habe bis zu der ſen⸗ 
rung der Wertfeſtſetzung in der ſich aus dem erſten Beſchluß erg eine 
den Höhe beſtanden und habe erſt durch die Wertherabſetzu 


entſprechende Reduktion erfahren. = pie 
Die dargelegte Konſtruktion des Rechtsverhältniſſes anten 
Annahme eines mit der Streitwertänderung zur Entſtehung e 


den vertraglichen Nachforderungs⸗ bzw. Rückgewähranſpru zog 

ſcheint mir auch allein geeignet, die hier ſonſt entſtehenden 

befriedigend zu löſen: pp 
Zunächſt die Frage der Verjährung. Von dem Stau 30 

dieſer Konſtruktion ergibt ſich ohne weiteres die — auch rein gel der 

mäßig am nächſten liegende — Löſung, daß für den neuen, “in 

einen oder der anderen Seite entſtandenen Anſpruch eben vom 

tritt feines Entſtehungstatbeſtands, der Anderung der Wertfe 

eine ſelbſtändige, von den ſonſtigen Anſprüchen aus dem dern 

verhältnis unabhängige Verjährungsfriſt läuft. Bei der Nachfone 19 

des Anwalts iſt es ſelbſtverſtändlich die kurze Verjährung de⸗ 

Nr. 15 BGB. Bei dem Nückgewähranſpruch der Partei wig wen 

m. E. die gleiche Friſt annehmen dürfen; die entſprechende = 4 


Be. 1 


5 
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da, wenn das Anerkenntnis des Kl. nachträglich beſeitigt werden 
Der der wird hierdurch doch das rechtskräftige Urt. nicht hinfällig. 
schrieb. der Staatsgewalt kann nur in den geſetzlich hierfür vor⸗ 
En. venen Formen beſeitigt werden; ſolange die rechtskräftige 
formell beſteht, ſind die Parteien daran gebunden. Dem⸗ 
riellen er iſt nicht zu prüfen, ob etwa die — formellen oder mate⸗ 
find d —. Vorausſetzungen der Entſch. nachträglich weggefallen 
die Bekl. durch die Beitreibung nur das erlangt haben, was 
erachte und des Urt. zu fordern berechtigt waren, liegt keine ‚un- 
Di gte“ Bereicherung vor.“ 
Die „Ne Geſichtspunkte ſchlagen auch im vorliegenden Falle durch. 
2 der Tatſache der nachträglichen Streitwertabänderung her⸗ 
gegen n Angriffe des Kl. richten ſich im vorliegenden Falle gar nicht 
ö dr rechtskräftig feſtgeſtellten Anſpruch als ſolchen, ſondern 
griſfe Grundlagen, auf denen dieſer Anſpruch beruht. Solche 
klärt And aber nur zuläſſig, wenn das Geſetz ſie für zuläſſig er⸗ 
Angriffe chtigkeits⸗Reſtitutionsklage). 8 767 3PPO. erklärt ſolche 
au, 15 aber nicht für zuläſſig. Nach alledem erſcheint ein Anſpruch 
0 gerechtfertigter Bereicherung micht gerechtfertigt. 
Hannover, Urt. v. 13. Juni 1930, 7 8 443/30.) 


Mitgeteilt von Dr. jur. Rupp, Hannover. 


Koblenz. * 
in 5 89181, 516, 525, 930 BGB. Eltern können ein bereits 
jährf zer Wohnung befindliches Klavier einem minder⸗ 


t 

ſchen len, zum Haushalte gehörenden Kinde rechtswirkſam 
Kind zn ohne daß eine Übergabe des Klaviers an das 
10 7 erfolgen braucht. 

Nena ig wird auch bei Eigentumsübertragung durch Er⸗ 
erhältr 
balenis 


an be Jedoch bedarf es der Neuſchaffung eines Beſitz⸗ 


der 
egen. ° 
Sa 8 
en 
ſeine Intent daß der Vertreter bei Vertragsabſchluß mit ſich ſelbſt 


E 
Vorher * 
Rel Eimeritt 


ma war gerade dieſer Wille des geſetzlichen Vertreters zum 

ſamen Vollzug der Eigentumsübertragung des Klaviers 
A Kl. erforderlich. Durch die Eigentumsübertragung iſt aber 
Für diesen de geſchädigt worden, ſondern fie lag in ihrem Intereſſe. 
ich jap, Fall war aber dem Vater der Kl. ein Kontrahieren mit 
gl. Nh. durch das die Intereſſen der Kl. gefördert werden, geſtattet 


7 . 


Koblenz, 3. Zt., Urt. v. 16. Jan. 1930, 3 8 206/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dronke, Koblenz. 
* 


bun 
nenden Nr. 16 daſ. ſcheint mir hier näher zu liegen als die An⸗ 


nur nebenbei allgemeinen Vorſchrift des 8 195 BGB. — doch dies 


allichtier die Frage des Ausgleichs mit dem erſtattungs⸗ 
en Eur Gegner: Man wird vom Standpunkt der vorliegen⸗ 


Maßgabe darüber ſtreiten können, ob nun der Gegner nur nach 
dach bezügl; reduzierten Wertfeſtſetzung erſtattungspflichtig iſt oder 
aß der glich des Mehrbetrags — letzteres unter dem Geſichtspunkt, 


Möglich obſiegende Teil nur einmal den höheren Betrag ohne die 
lun ihn N der Rückforderung hat zahlen müſſen, alſo inſoweit 
get wie mtwendigleit i. S. des 8 91 ZRO. vorgelegen hat. Gleich⸗ 
Siebnis an ſich entſcheidet — in jedem Falle ein unbefriedigendes 
band pn entweber für den einen oder den anderen Teil! Vom 
ö gen ni te der hier vertretenen Anſicht können derartige Weite⸗ 
ge . nicht entſtehen: muß die ſiegreiche Partei ihrem Anwalt in⸗ 
0 a etzung des Streitwerts etwas nachzahlen, jo iſt der ge⸗ 
dererſetze der eines ergänzenden Koſtenfeſtſetzungsverfahrens; hat 
infolge Herabſetzung des Streitwerts der ſiegreiche Teil 
ve info orderungsanſpruch gegen feinen Anwalt erlangt, jo ijt 
We na en der Erſtattungsanſpruch gegen den unterlegenen Geg⸗ 
du der Volle untergegangen — ein Ergebnis, das letzterer im 
Vollſtreckungsgegenklage gegen den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
ereicherungsklage geltend zu machen in der Lage iſt. 
MinR. Dr. Jonas, Berlin. 


2 
I JW. 1908, 311. 


wbb Das Urteil iſt im Ergebnis nicht zu billigen, da es zu 
je ens „Folgen führt und die Durchführung eines Vergleichs⸗ 
aft zwe cas cßlich macht. Angenommen, daß das der Gläubiger⸗ 

RS Sicherſtellung zur Verfügung geſtellte Schuldnerver⸗ 


trages vernachläſſigt wird. Die einfache 


Münſter. 

3. § 771 3PO. Die Sicherungsübereignung des ge⸗ 
ſamten Warenlagers an ein Gläubigerbeiratsmitglied 
zur Sicherſtellung aller Gläubiger gibt dem Treuhänder 
kein Interventionsrecht gegenüber einem pfändenden 
Gläubiger. f) 

Die Klage iſt nur begründet, wenn das Eigentumsrecht des 
Kl. nicht nur ein formelles, ſondern auch ein wirtſchaftliches iſt, und 
die gepfändeten Gegenſtände wirtſchaftlich zum Vermögen des Kl. 
gehören (Stein, 8771 3PO., Anm. II I a). Dieſe Vorausſetzung 
iſt nicht gegeben. Das Eigentumsrecht, das der Kl. geltend macht, 
beruht auf dem beſtätigten Vergleich. Dieſer iſt für den Umfang 
und für den Inhalt der Rechte des Kl. maßgebend. Nach dem Ver⸗ 
gleich ift die Rechtsſtellung des Kl. ein Treuhandverhältnis. Der Kl. 
iſt ſelbſt in dem Vergleich als Treuhänder bezeichnet. Der Zweck 
der Treuhänderſchaft iſt auf eine Sicherung der Gläubiger gerichtet. 
Ihnen ſoll der wirtſchaftliche Wert des übertragenen Warenlagers 
zufallen. Demgemäß iſt nach den Beſtimmungen des Vergleichs das 
Warenlager im Intereſſe der Gläubiger zu verwalten. Der Kl. ſelbſt 
erhält keine Verfügungsgewalt hinſichtlich des Warenlagers. Er hat 
nur die Intereſſen der Gläubigerſchaft wahrzunehmen und in derem 
Auftrage und für deren Rechnung den Verkauf des Warenlagers 
durch den Schuldner und die Einnahmen und Ausgaben zu über⸗ 
wachen. Er hat nicht das Recht das Warenlager ganz oder zum 
Teil im eigenen Namen zu veräußern. Hiernach ſind dem Kl. durch 
den Vergleich Rechte übertragen, die wirtſchaftlich einem Eigentum 
nicht gleichkommen, ſondern die ihm lediglich die Stellung eines 
Verwalters einräumen. Es handelt ſich demnach lediglich um eine 
Treuhandverwaltung. Wirtſchaftlich gehören die gepfändeten Gegen⸗ 
ſtände nicht zum Vermögen des Kl. und find daher wirtſchaftlich 


mögen nur einen gewiſſen Bruchteil der geſamten Gläubigerforde⸗ 
rungen deckt, ſo würde eine erfolgreiche Zwangsvollſtreckung eines 
einzelnen Gläubigers ihm eine Befriedigung in Höhe von 100% 
verſchaffen; damit wird Sinn und Zweck eines Vergleichs vollkommen 
zerſchlagen. Der Irrweg des Gerichts iſt nur zu erklären durch die 
verhängnisvolle Anwendung der Begriffe des formellen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Eigentums, indem es ſich auf Stein⸗Jonas (8771 
H 1a) beruft. Es kann im einzelnen verwieſen werden auf Merkel, 
der Liquidationstreuhandvergleich: JW. 1930, 1342, welcher die in 
Stein⸗ Jonas vertretene Anſicht widerlegt (dortſelbſt auch weitere 
Zitate aus Literatur und Rſpr.). Dem Ziviljuriſten muß dringend 
empfohlen werden, die Begriffe des „formellen“ und „wirtſchaftlichen“ 
Eigentums am liebſten aus dem Sprachſchatz ganz zu entfernen; nur 
durch Anwendung dieſer ihrer Natur nach unjuriſtiſchen Begriffe 
iſt eine Verwirrung und Unklarheit eingetreten. Das geltende Recht 
kennt nur einen Eigentumsbegriff und ein Eigentum. Wenn Eigen⸗ 
tum rechtswirkſam begründet ift, übt es feine volle Wirkſamkeit 
aus — auch im Hinblick auf 8 771 ZRO. Die Beſonderheiten des 
Treuhandeigentums liegen in dem mit der Eigentumsübertragung 
verbundenen obligatoriſchen Vertrag, welcher die Ausübung des 
Treuhandeigentums regelt; in dieſem obligatoriſchen Vertrag finden 
auch alle wirtſchaftlichen Intereſſen der Beteiligten ihre Berüchſichti⸗ 
gung. An Stelle des wirtſchaftlichen Eigentums tritt alſo das obli- 
gatoriſch gebundene Eigentum. Für den vorl. Fall folgt aus 
dieſen Ausführungen, daß der Treueigentümer gegen jeden Dritten 
feine Eigentümerſtellung — auch im Wege des 8 771 BRD. -— 
ſchützen muß. Iſt einer der Beteiligten in ſeinem Recht verletzt, ſo 
kann er feinen Angriff nur aus dem zugrunde liegenden obli⸗ 
gatoriſchen Vertrag herleiten. Es iſt nicht angängig, daß einer der 
Treuhandgläubiger aus der Reihe tanzt und ſich durch Pfändung 
eine Rechtsstellung verſchafft, auf welche er keinen Auſpruch hat. 
Falls der Treuhänder ſein Eigentum nicht zugunſten der Gläubiger 
ausübt, ſo haben ſelbſtverſtändlich die verletzten Gläubiger gegen ihn 
entſprechende Anſprüche aus dem obligatoriſchen Vertrag. Es kommt 
allerdings in der Prazis ſehr häufig vor — im vorl. Fall ſcheint 
es auch ſo zu liegen —, daß die Geſtaltung des obligatoriſchen Ver⸗ 
Redewendung, daß den 
Gläubigern zur Sicherſtellung das geſamte freie Warenlager auf dem 
Namen eines Treuhänders übereignet werde, muß in dieſer Unvoll⸗ 
Rommenheit Quelle von Streitigkeiten werden; es iſt unbedingt er⸗ 
forderlich, Rechte und Pflichten des Treuhänders ſcharf zu umgrenzen, 
insbeſ. genaue Regelung dahin zu treffen, in welcher Weiſe das 
Treuhandeigentum ſeiner Zweckverwendung zugeführt werden ſoll. 
Im Intereſſe einer reibungsloſen Durchführung eines Vergleichs- 
verfahrens, insbeſ. eines Liquidationsvergleichs kann nur dringend 
empfohlen werden, dieſem Punkt beſondere Beachtung zu ſchenken 
(ähnliche Ausführungen bei Moſchel, Zwang zum Konkurs, Finanz⸗ 
a Handelsblatt der Voſſiſchen Zeitung Nr. 222/38, Beilage von 
930). 

Für die Entſch. dieſes Falles kann nur die eine Frage er- 
heblich ſein, ob aus dem abgeſchloſſenen Vergleich die zur Begrün⸗ 
dung rechtswirkſamen Eigentums erforderlichen Tatbeſtandsmerkmale 


abgeleitet werden können. 
RA. Paul Jeſſen, Kiel. 
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nicht ſein Eigentum. Da dem Kl. hiernach nur formell ein „Eigen⸗ 
tum“ au dem Warenlager übertragen worden iſt, hat er kein, die 
Veräußerung hinderndes Recht. 


(LG. Münſter, 1. K., Urt. v. 20. Mai 1930, 1 8 205/50.) 


II. Verfahren. 


Berlin. Zivilprozeßrecht und Vergleichsordnung. 

4. 88 776, 915 ZPO. Quittung des Gläubigers und 
Verzicht auf die Rechte aus dem Haftbefehl führen im 
Offenbarungseidverfahren nicht zur Löſchung des Schuld- 
ners im Schuldnerverzeichnis. Sie verhindern nur Voll⸗ 
ziehung des Haftbefehls. 

Richtig iſt, daß die einſtweilen beſtehen bleibenden Voll⸗ 
ſtreckungsmaßregeln bei Vorlegung von Quittungen gemäß 8 775 
Ziff. 4 ZPO. in der Regel aufzuheben find, ſobald der Gläu⸗ 
biger den Vollſtreckungsauftrag zurücknimmt oder auf die Rechte 
aus der Vollſtreckung verzichtet. Allein die Aufhebung beruht 
in dieſen Fällen ausſchließlich auf dieſer Zurücknahme und 
dem Verzicht und nicht den Beſtimmungen der SS 775, 776 
ZPO., die, wie das AG. richtig ausführt, bei Vorlage von 
Quittungen ſtets nur zu einer Einſtellung und nicht auch zur Auf⸗ 
hebung der Vollſtreckungsmaßnahmen führen können. Eine Auf⸗ 
hebung der Vollſtrechungsmaßnahmen auf Grund der S$ 775, 776 
380. iſt ſonach nicht ſtatthaft. Ebenſowenig aber rechtfertigt auch 
der Verzicht des Gläubigers auf dieſe aus dem Haftbeſchluß die 
Aufhebung desſelben. Allerdings liegt darin gleichzeitig die Zurüch⸗ 
nahme des Offenbarungseidverfahrens gegen den Schuldner. Allein im 
Offenbarungsverfahren hat der ſonſt allgemein geltende Grundſatz, 
daß Vollſtreckungsmaßnahmen aufzuheben ſind, ſobald der Gläubiger 
den Auftrag zurücknimmt oder auf die Rechte aus der Vollſtreckung 
verzichtet, nicht uneingeſchränkte Gültigkeit. Die an die Tatſache 
der Haftanordnung geknüpfte öffentlich-rechtliche Wirkung der Ein⸗ 
tragung des Schuldners in das Schuldverzeichnis und das damit 
verbundene Intereſſe der Offentlichkeit einer genauen Nachprüfung 
der Rechtmäßigkeit des Erlaſſes des Haftbeſchluſſes führen vielmehr 
zu der von der beſchließenden Vollſtreckungsbeſchwerdekammer in 
ſtänd. Rſpr. vertretenen Anſicht, daß eine Aufhebung des Haft⸗ 
beſchluſſes, abgeſehen von den Fällen des 88 775 Ziff. 1, 3, 776 
3 O., nur zuläſſig iſt, wenn dieſer, was von Amts wegen zu prüfen 
iſt, zu Unrecht erlaſſen iſt. Die Kammer erachtet daher, die Zah⸗ 
lung der Schuld, Zurücknahme des Offenbarungseidantrages und den 
Verzicht des Gläubigers auf die Rechte aus dem Haftbeſchluß in ſtänd. 
Praxis nicht als hinreichenden Grund für die Aufhebung des Haft⸗ 
beſchluſſes. Dieſe hindern nur deſſen künftige Vollziehung, laſſen 
ihn aber in ſeinem Beſtande unberührt. 

Die Koſtenentſch. beruht auf $ 97 ZRD. 

(LG. J Berlin, 9. ZK., Beſchl. v. 21. Juni 1930, 25 T 1329/30.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Julius Blumenthal, Berlin. 
* 
Chemnitz. 

5. 8 519 BO. Verſäumung der Friſt zur Zahlung 
der Gerichtsgebühr für die Berufungs inſtanz. Eine Wie» 
dereinſetzung gegen die Verſäum ung iſt nicht ſtatthaft, 
wenn die zahlungspflichtige Partei ſich des Poſtſcheckamts 
bedient und die Gutſchriftanzeige verſpätet ein geht. f) 

Die zahlungspflichtige Partei hat die Zahlung der Prozeß⸗ 
gebühr zweiter Inſtanz nicht innerhalb der ihr v. 11. bis 25. März 
1930 gejegten Friſt nachgewieſen. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob in einem ſolchen Falle eine Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
überhaupt zuläffig iſt, was zu bejahen fein dürfte (vgl. RG. 125, 71, 
721); Stein⸗Jonas, 8519 b III D 2). 

Wenn auch die Bekl. die Prozeßgebühr am 22. März 1930 


Zu 5. Schwer glaublich, aber leider wahr! Je mehr ſolche 


Entſch. ergehen, um fo eher wird vielleicht der Kampf der Anwalt⸗ 


ſchaft gegen die Beſtimmung des $ 519 Abſ. 6 ZPO., eine der 
ſchlimmſten Blüten der Emminger⸗ Novelle, Erfolg haben. Denn 
eine Entſch. wie die vorliegende enthält einen Beleg mehr für die 
Behauptung, daß durch kleinen Formelkram das materielle Recht ge⸗ 
Kränt wird. 

Aber dieſe Erwägung „je ſchlimmer je beſſer“ ändert nichts an 
der Notwendigkeit, Entſch. wie die vorliegende als verfehlt und ſchwer 
glaublich zu bezeichnen. Wenn zwiſchen der Einzahlung auf das 
Poſtſcheckkonto und der Nachricht an das AG. vier Tage vergehen, 
alſo eine für heutige Verkehrs⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe kaum ver⸗ 
ſtändliche und jedenfalls nicht erträgliche Friſt, ſo iſt dies ein Zu⸗ 
fall, den wahrlich die Partei nicht abwenden kann; dieſes Riſiko hat 
fie nicht zu tragen, und wenn es ihr das Gericht durch Verſagung det 
Wiedereinſetzung aufbürden will, ſo bedeutet das, den Regreßprozeß 
gegen den Poſtfiskus geradezu herauszufordern. 

Geh. IR. Dr. Heilberg, Breslau. 


1) JW. 1929, 3183. 


zwiſchen 8 und 9 Uhr in Berlin auf das Poſtſcheckkonto der Gerth 
kaſſe C. eingezahlt hat, ſo mußte ſie doch damit rechnen, 0 
fahrungsgemäß mehrere Tage bis zur Übermittlung der Na 
über die Einzahlung an die Gerichtskaſſe und das LG. ider 
gehen würden. Tatſächlich iſt in dem Koſtenbogen als Tag w 
Zahlung der 26. März 1930 eingetragen. Die Mitteilung der sofgt 
zahlung an die Kaſſe it daher auch erſt am 26. März 1930 fund 
Das Riſiko der Verſpätung bei der gewählten Art der Übermittel. 
hat die Bekl. zu tragen. Es liegt demnach kein unabwen 
Zufall bei Verſäumung der Einzahlungsfriſt vor. 
(LG. Chemnitz, 6. IR , Beſchl. v. 29. April 1930, 6 Dg 89/30.) 
Mitgeteilt“ von RA. Karl Karger, Chemniß 
* 
Dresden. en 
6. 57 Bergld. Hat der Schuldner die verfügbeaez 
Vermögenswerte zur Sicherung der Durchführung er, 
abgeſchloſſenen Vergleichs einem Treuhänder übere igen 
ſo wird durch einen Verzug des Treuhänders in der ger’ 
zahlung der Vergleichsraten der dem Schuldner im 
gleiche gewährte Schulderlaß nicht hinfällig. 
(LG. Dresden, 3. 3K., Urt. v. 2. Juli 1930, 3 Du 4/30.) 
Mitgeteilt von RA. Kurt Langer, Dresden. 
* 
Duisburg. 
7. 81034 3 PO. Ein Schiedsgericht kann kein 
ſäumnisurteil erlaſſen. f) 5 nich 
Nach 8 1042 Abſ. 2 3 9. it der Volsſtreckungsbeſchluß 4 
zu erlaſſen, d. h. der Antrag auf Vollſtreckbarerklärung dune 
weiſen, wenn ſich der Spruch über eine geſetzliche Vorſchriſt DM nicht 
geſetzt hat, auf deren Innehaltung die Parteien rechtswirkſam 
hätten verzichten können. 


Ver- 


. 
Zu 7. Die Entſch. mag im Ergebnis richtig fein. June 
gründung unterliegt gewiſſen Bedenken. Sie ftügt die Unzü 1 
keit des Vollſtreckungsbeſchluſſes darauf, daß ſich das Schieds Por- 
über eine Vorſchr. hinweggeſetzt habe, auf deren Einhaltung die E 
teien nicht hätten verzichten können, und denkt hierbei an den Rath 
daß im Schiedsverfahren ein techniſches Verſäumnisurteil u! 1 
haft ſei. Dies wird abgeleitet aus 8 1034 ZPO., wonach der 9 und 
richter vor Erlaſſung des Schiedsſpruches die Parteien zu hösel he, 
das dem Streit zugrunde liegende Sachverhältnis zu ermitteln 9 
ſoweit er die Ermittelung für erforderlich halte. Ran 
Hierbei entſteht vor allem der Zweifel, ob man ſagen ug 
die Schiedsrichter Hätten ſich über eine zwingende Vorſchr. „hun und 
geſetzt“, da nach ziemlich einhelliger Auffaſſung der Ms 
Rechtslehre hierzu ein bewußter Verſtoß gegen einen als an aber 
bar erkannten zwingenden Rechtsſatz erforderlich ware; es N, im 
zum mindeſten in tatſächlicher Hinſicht ſehr zweifelhaft, ob Unfall 
E + 


gegebenen Falle die Schiedsrichter (wahrſcheinlich Laien!) der m nd 
haftigkeit eines techniſchen Verſäumnisurteils bewußt, geweſen eine 
Des weiteren iſt aber fraglich, ob es ſich hier wirklich um dez 


zwingende Vorſchr. handelt. Was zunächſt die Gewähren hon 
rechtlichen Gehörs betrifft, ſo iſt dieſem Erfordernis han 
genügt, wenn einer Schiedspartei die Möglichkeit zum — „ 
deln geboten wurde; ob ſie von derſelben tatſächlich Gebrauch! einer 
iſt an ſich unerheblich; weshalb es ſehr wohl denkbar iſt, PAD den 
ſäumig gebliebenen Schiedspartei das rechtliche Gehör gewährt riet 
ift. Sodann aber kann gerade auf die Gewährung des rech 
Gehörs verzichtet werden, wie ſich aus 8 1041 Abſ. 2 IF unt 
voller Deutlichkeit ergibt. Bliebe als unverzichtbare Vorſcht unde 
der Satz übrig, daß das Schiedsgericht das dem Streit zug zu 
liegende Sachverhältuis zu ermitteln hat. Hier iſt allerding im 
ſagen, daß grundſätzlich das Präjndiz des 8331 BF: geit 
Schiedsverfahren keine Anwendung findet, daß alſo die Saule 
des Schiedsbeklagten nicht die Fiktion des Zugeſtändniſſes de her 5 
riſchen Behauptungen zur Folge hat. Eine andere Frage 
ob nicht durch den Schiedsvertrag vereinbart werden kan, laß 
beim Ausbleiben des Schiedsbeklagten die erwähnte Rn „ 
greifen ſolle. Denn wenn unzweifelhaft die Parteien das Recht 
das Schiedsverfahren zu regeln, ſo können ſie auch für A für 
ſäumnisfall die gleiche Behandlung vorſehen, wie ſie die 3* 9 
das ordentliche Verfahren vorſchreibt. Wenn alſo etwa in de örſen 
nung eines inſtitutionellen Schiedsgerichts (wie es vielſach das dre, po 
ſchiedsgericht iſt), eine entſprechende Regelung enthalten don giel⸗ 
würde dies m. E. keiner zwingenden Vorſchr. widerſprechen nich 
mehr durchaus rechtsgültig ſein. Es iſt im vorliegenden Fa 7 ent 
zu erſehen, ob eine ſolche Regelung ſtattgefunden hat, ob ſie = 1⸗ 
ich in dem durch den Schiedsſpruch in Bezug genommene 
Schiedsgerichts O. getroffen iſt. lung, jo 
Fehlt es allerdings an einer ſolchen vertraglichen Regen Mer’ 
muß es bei dem Grundſatze bewenden, daß ein eigentliche de die 
ſäumnisurteil im Schiedsverfahren unſtatthaft iſt. Indeſſen j ef für 
Tatfache, daß ſich ein Schiedsſpruch „Verſäumnisurteil“ nenn u 
ſich allein noch nicht ausreichen, einen Vollſtreckungsbeſchluß 
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laſſen⸗ den 

Dau (Stein⸗Jonas, 14. Aufl., 81034 Anm. II 3 S. 1116; 

Wenn dba ch, PO. 5. Aufl. 8 1034 Anm. 4 D 0; OLG. 5, 207). — 

— Schiedsrichter gleichwohl ein Verſäumnisurteil erlaſſen hat 

hat 8 ein ſolches handelt es ſich im vorliegenden Fall allein —, ſo 

er zwi gegen § 1034 ZPO. verſtoßen, auf deſſen Innehaltung, weil 
on gend iſt, die Parteien auch nicht verzichten konnten. 
Duisburg, Beſchl. v. 8. Mai 1930, 2 T 133/30.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Katzenſtein, Duisburg. 
Waſſeldorf. * 


in — Zwangsvollſtreckung des Abzahlungsverkäufers 
(2 unter Eigentumsvorbehalt verkauften Sachen. f) 
Düſſſeldorf, 7. Ziv Sen., Urt. v. 26. April 1929, 7a 875/29.) 


Abgedr. JW. 1929, 31935. 
erſich ag machen. Vielmehr kommt es darauf an, ob aus dem Spruch 
des 3.30 iſt, daß das Schiedsgericht ein Verſäumnisurteil nach Art 
hat erf 1 ZRO., d. h. unter Zugrundelegung der Geſtändnisfiktion, 
davon aſſen wollen (wie es hier in der Tat geſchehen iſt). Abgeſehen 
fie he ann es nämlich fein, daß die Schiedsrichter, namentlich, wenn 
bogleich f Juriſten ſind, von einem „Verſäumnisurteil“ ſprechen, 
in Abm. lie ſachlich dem Erfordernis des 8 1034 ZPO. genügt, d. h. 
aug ſeiſenheit des Bekl. das Sachverhältnis ermittelt, vielleicht auch 
ii 1 Säumigbleiben, was durchaus ſtatthaft iſt, Beweisindizien 
amkeit Ungunſten entnommen haben. Alsdann tut es der Wirk⸗ 
Unregh t des Schiedsſpruches keinen Eintrag, daß er ſich (ſachlich zu 
) als Verſäumnisurteil bezeichnet. 
Geh. IR. Prof. Dr. W. Kiſch, München. 


Zu 8. A. Anm. Oertmann, ebenda. 


Frage Die Entſch. behandelt die in der Praxis äußerſt wichtige 
zahlun, ob in der Pfändung der verkauften Sache ſeitens des Ab⸗ 
des G0 verkäufers ein Rücktritt i. S. des 8 5 AbzG. liegt. Die Härte 
des 99 88 für den Verkäufer liegt in der geſetzlichen Fiktion 
borbehal die Zurücknahme der Kaufſache auf Grund des Eigentums⸗ 
drück gilt ſelbſt dann als Rücktritt, wenn der Verkäufer aus⸗ 
I erklärt, daß er gar nicht zurücktreten wolle. 
Tarbeftmniegenbenfalis handelt es fih nun um folgenden typiſchen 


läßt 08 A. hat dem B. ein Fahrrad auf Abzahlung geliefert; er 
berſtei agelbe auf Grund vollſtrechbaren Zahlungstitels pfänden und 
das gern. B. erhebt Vollſtreckungsgegenklage mit der Begründung, 


tritt dach auf Zahlung ſei nach Rechtskraft des Urteils durch Rück⸗ 
der Pfan Vertrage gem. § 5 des Gef. erloſchen; der Rücktritt ſei in 
dorf, bang der Kaufſache zu finden. Mit Recht erklärt LG. Düſſel⸗ 
entſch. « 35 hier keine Anwendung finde. Die Begründung der 
liege, be af in der Pfändung ein Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt 
von Erltiedigt allerdings nicht. Sie iſt rein „dogmatiſch“ (im Sinne 
(le hit Fuchs), während ſich die richtige Begründung „ſozio⸗ 


e „aus dem Zwecke des AbzGG. ergibt. Der Zweck dieſes Ge⸗ 
ſchützen ht darin, den wirtſchaftlich Schwachen vor Ausbeutung zu 
an f e ſoll dem Verkäufer nicht möglich ſein, die Sache wieder 
Bine zu bringen und gleichwohl den Kaufpreis zu verlangen. Dem 


bein —9 „Biebes widerſpricht es aber nicht, wenn der Verkäufer 
in x ) a 
lichen Melden läßt, denn die Pfändung vollzieht ſich unter öffent⸗ 


ſelöſt i 


0 wüch rten, während er andererſeits den Kaufpreis behalten dürfte, 
werden de damit ein Anreiz zu unlauteren Machenſchaften geſchaffen 

Der ie bei der öffentlichen Verſteigerung in Wegfall kommen. 
2%, Rtre herrſchenden Lehre entſpricht allerdings die Entſch. des 
zu 9882 elborf nicht. Ich verweiſe auf Staub⸗Koenige, Anh. 
ziehung Anm. 74, wo es heißt: „Als Zurücknahme gilt jede Ent⸗ 
butziehun r Sache aus dem Beſitz des Käufers, mag dieſe Beſitz⸗ 
Rufe, 9 auch im Wege der Zwangsverſteigerung durch den Ver⸗ 
avi fein.“ In der amtlichen Begründung zu 8 5 labgedr. 
G88. des 8 von Samer S. 109) heißt es: „Eine Zurücknahme 
run A iſt übrigens ftets anzunehmen, wenn der Verkäufer auf 
antzieh. es ihm vorbehaltenen Eigentums dem Käufer die Sache wieder 
en alſo auch wenn er fie infolge beſonderer Vertragsabrede zum 


don U Verkauf bringt.“ Daß der Zweck des Geſetzes unabhängig 
ute eden des Geſetzes ermittelt werden kann, entſpricht der 
5 ee überwiegenden Lehre. Immerhin bleibt die Rechtslage nach 
eiteres unſicher und es iſt dem Abzahlungsverkäufer nicht ohne 
begenſtan zu raten, die Zwangsvollſtreckung in den Abzahlungs⸗ 
ichterhalte zu richten, wenn er gleichwohl die Kaufpreisforderung auf⸗ 


n will. Die Peſtimmung des 8 5 wirkt ſich ja nicht nur 


Frankfurt a. M. 

9. 8 751 ZPO. Behandlung der Bürgſchaftsurkunden, 
die zur Ermöglichung der Zwangs vollſtreckung an Stelle 
der Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung beigebracht 
werden. ) 

Der angefochtene Beſchluß verwechſelt ebenſo wie die darin 
angeführten Entſcheidungen die Sicherheitsleiſtunng als außer⸗ 
prozeſſualen Vorgang und die Art und Weiſe, wie die Sicher⸗ 
heitsleiſtung im Vollſtreckungsverfahren in Erſcheinung tritt. 
§ 751 II beſtimmt nichts darüber, wie die Sicherheitsleiſtung 
beſchaffen ſein muß, ſondern lediglich, in welcher Form der 
Nachweis zu führen iſt, daß die vom Prozeßgericht angeordnete 
Sicherheit geleiſtet worden iſt. Wie die Sicherheitsleiſtung beſchaffen 
fein muß, darüber hat allein das Prozeßgericht zu entſcheiden und 
dieſes hat in vorliegendem Falle eine privatſchriftliche Bürgſchaft 
für zur Sicherheitsleiſtung ausreichend erachtet. Um vollſtrecken zu 
können, waren die Gläubiger alſo lediglich verpflichtet, eine ſolche 
Bürgſchaft beizubringen und zu hinterlegen, falls die Hinterlegung 
vom Prozeßgericht angeordnet worden wäre; nur für den Nachweis, 
daß die Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung erfolgt iſt, verlangt 
8 751 II die öffentliche oder öffentlich beglaubigte Form, und den 
Nachweis der Hinterlegung der Bürgſchaftsurkunde kann danach der 
Vollſtreckungsgläubiger ebenſo durch Zuſtellung des amtlichen Hinter⸗ 
legungsſcheines, über deſſen Qualität als öffentliche Urkunde Zweifel 
nicht obwalten können, erbringen, wie bei der Hinterlegung von 
Geld und Wertpapieren. Da die Hinterlegung der Bürgſchaftserkla⸗ 
rung vom Prozeßgericht jedoch nicht angeordnet worden iſt, ſo iſt mit 
der in Rſpr. und Schrifttum überwiegend vertretenen Meinung davon 
auszugehen, daß $ 751 II in einem derartigen Falle überhaupt keine 
Anwendung findet, und daß in dieſem Falle die Zuſtellung einer be⸗ 
glaubigten Abſchrift der privatſchriftlichen Bürgſchaftsurkunde ge⸗ 
nügt, um zur Vollſtreckung ſchreiten zu können (vgl. KG.: JW. 1927, 
1326; ebenſo Entſch. in Jurgdſch. 1926, 213 und in JW. 1927, 
13221). Der Anſicht der 4. Fer ZivK. in dem Beſchl. v. 14. Juni 
1928, 21 T 618/28, vermag ſich die entſcheidende Kammer nicht auzu= 
ſchließen. 

(LG. Frankfurt a. M., 10. Z K., Veſchl. v. 8. Dez. 1928, 21 T 871/28.) 
Mitgeteilt von RA. Ungeheuer, Frankfurt a. M. 
* 


bei den ſog. Abzahlungsgeſchäften im engeren Sinne, ſondern bei 
jedem Ratenverkauf an Nichtkaufleute aus. Insbeſ. ift im Autohandel 
der Verkauf eines Kraftwagens gegen Teilzahlungen an eine im 
Handelsregiſter nicht eingetragene Perſönlichkeit ſtets als Abzahlungs⸗ 
geſchäft zu betrachten. Gerade für den Autohandel iſt die vorliegende 
Entſch. von beſonderer Wichtigkeit. 

RA. Dr. Herzſtein, Fürth i. B. 


Zu 9. Die Behandlung der Bürgſchaftsurkunden, die zur Er⸗ 
möglichung der Zwangsvollſtreckung an Stelle der Sicherheitsleiſtung 
durch Hinterlegung beigebracht werden, macht der Praxis Schwierig⸗ 
keiten. Die Sicherheitsleiſtung erfolgt im gegebenen Falle durch Stel⸗ 
lung eines tauglichen Vürgen. Nach § 751 Abſ. 2 ZPO. darf der 
Beginn der Zwangsvollſtreckung alſo nur erfolgen, wenn die Stel⸗ 
lung eines tauglichen Bürgen durch eine öffentliche oder öffentlich 
beglaubigte Urkunde nachgewieſen, und eine Abſchrift dieſer Urkunde 
bereits zugeſtellt iſt oder gleichzeitig zugeſtellt wird. Der abgedruckte 
Beſchl. folgert daraus, daß das Prozeßgericht dem Gläubiger ge⸗ 
ſtattet hatte, die Sicherheitsleiſtung durch Veibringung einer ſchrift⸗ 
lichen Bürgſchaftserklärung des Frankfurter Baukvereins zu bewerk⸗ 
ſtelligen, daß die Beibringung einer ſchriftlichen Bürgſchaftserklärung 
und Zuſtellung einer beglaubigten Abſchrift der Urkunde genüge. 
Dieſe Anſicht ſcheint mir darauf zu beruhen, daß in den Wortlaut 
des § 751 Abſ. 2 ZPO. die Worte „durch Hinterlegung“ hinter das 
Work „Sicherheitsleiſtung“ hineininterpretiert werden. Zutreffend iſt, 
daß, ſolange die Leiſtung prozeſſualer Sicherheiten durch Stellung 
eines tauglichen Bürgen nicht zuläſſig iſt, die Sicherheitsleiſtung nur 
durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren bewirkt werden kann, 
ſo daß die Sicherheitsleiſtung durch eine öffentliche oder öffentlich be⸗ 
glaubigte Urkunde nachgewieſen werden kann nur durch den Hinter⸗ 
legungsſchein. Die Beſtimmung des 8 751 Abſ. 2 ZRO. ſoll dem 
Schuldner und vor allem dem Vollſtreckungsorgan die Prüfung er⸗ 
möglichen, ob die Vorausſetzungen der Vollſtreckung vorliegen. Wenn 
für den Fall der Sicherheitsleiſtung durch Hinterlegung dieſer Nach⸗ 
weis durch Zuſkellung beglaubigter Abſchrift einer öffentlichen oder 
öffentlich beglaubigten Urkunde gefordert wird, fo it ſchwer einzu⸗ 
ſehen, warum im Falle der Sicherheitsleiſtung durch Stellung eines 
tauglichen Bürgen die Beſtimmung nicht anwendbar ſein ſollte. Von 
der Tauglichkeit des Bürgen hat ſich allerdings das Prozeßgericht, 
das die Sicherheitsleiſtung durch Bürgſchaft zuläßt, vorher zu über⸗ 
zeugen. Daß aber der vom Prozeßgericht als tauglich gefundene Bürge 
die Bürgſchaft tatſächlich übernommen hat, muß dem Vollſtreckungs⸗ 
organ nachgewieſen werden. Dieſen Nachweis durch Vorlegung einer 
privatſchriftlichen Bürgſchaftsurkunde führen zu laſſen, erſcheint nicht 
unbedenklich. Ich halte deshalb die Entſch. des LGG. Frankfurt a. M. 
nicht für zutreffend. RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 
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Rechtſprechung Juriſtiſche ee, 


Hannover. 

10. $ 513 3PO. Ein Fall der Verſäumnis liegt nicht 
vor, wenn der Rechtsanwalt zu den Akten gemeldet iſt und 
noch in angemeſſener Zeit nach der feſtgeſetzten Termins⸗ 
ſtunde im Verhandlungszimmer erſcheint. 

(LG. Hannover, Urt. v. 9. Juli 1930, 8 8 579/30.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Gröpke, Hannover. 
* 


Karlsruhe. 

II. 85 13, 49, 69 Verglo. Nach Aufhebung des Ver⸗ 
gleichs verfahrens find die Mitglieder des Gläubigeraus⸗ 
ſchuſſes nicht mehr zur Akteneinſicht berechtigt, ſelbſt wenn 
fie die Überwachung der Einhaltung des Zwangs vergleichs 
übernommen haben. f) 

„Der Beſchwerdeführer begehrt die Einſicht in die Gerichts⸗ 
akten ausdrücklich in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes. Das Amt der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes war 
aber mit der am 10. Mai 1929 erfolgten Aufhebung des Vergleichs⸗ 
verfahrens kraft Geſetzes beendigt (8 69 Abſ. 3 Vergl.). Sollten die 
Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes noch fernerhin eine Tätigkeit 
im Intereſſe des Schuldners oder der Gläubigerſchaft entfalten, {a 
geſchieht dies außerhalb ihrer Amtsſtellung und ohne gerichtliche Mit⸗ 
wirkung lediglich Kraft Vollmacht der Beteiligten (vgl. Bendix zu 
8 69 Abſ. 3 Vergld.). Es iſt ohne Bedeutung, daß der Gläubigeraus⸗ 
ſchuß im genehmigten Vergleich v. 6. Mai 1929 die Verpflichtung 
übernommen hat, die Ausführung des Vergleichs zu überwachen. Die 
Beſchwerde iſt ſonach nicht begründet. Es mag aber bemerkt werden, 
daß der Akteninhalt, ſo weit er nach der Beſtätigung des Vergleichs 
und der Aufhebung des Verfahrens erwachſen iſt, für die Glaubiger 
ohne Belang iſt und deshalb die Einſicht der Akten in entſprechender 
Anwendung des $ 13 Abſ. 2 VerglO, auch einem Gläubiger hätte ver⸗ 
ſagt werden können.“ 

(LG. Karlsruhe, Beſchl. v. 9. Sept. 1929, 3 28 108/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Fritz Oppenheimer, Karlsruhe. 


Zu 11. Es unterliegt keinem Zweifel, daß nach dem Wortlaut 
und Inhalt der 88 13, 49 und zumal 69 VerglO. die Verſagung 
der Akteneinſicht gegenüber dem betr. Anwalt als Gläubigerausſchuß⸗ 
mitglied in Ordnung geht. Denn zunächſt iſt das Recht der Einſicht⸗ 
nahme auf die im $ 13 ausdrücklich angeführten Perſönlichkeiten, 
Schuldner, Vertrauensperſon und Gläubiger, beſchränkt, für welche 
letzteren allerdings auch ein bevollmächtigter Anwalt funktionieren 
kann. Allein RA. X. hat ſich ja auf feine ſpezielle Berechtigung als 
Gläubigerausſchußmitglied berufen, für welches ein Sonderrecht durch 
die VerglO. an ſich nicht gewährt iſt (ieſow, Komm. z. Vergl. 
©. 176 Note 4). Auch die allgemeine Norm des § 299 Abſ. 2 ZRD., 
welche die Glaubhaftmachung eines rechtlichen Intereſſes vorſchreibt, 
wird hier nicht helfen können. Dazu kommt noch, daß allerdings die 
Befugniſſe der Vergleichsorgane nach 8 69 VerglO. mit der Auf⸗ 
hebung des Vergleichsverfahrens ein Ende haben (Cahn, Komm. z. 
Bergld. S. 331: „Die Funktionen der VP. und Ausſchußmitglieder 
bezweckten die Vorbereitung, Unterſuchung, Förderung und Fundie⸗ 
rung des Vergleichs. Sobald dieſes Ziel erreicht iſt, wird das Amt 
der Vergleichsorgane überflüſſig“). 

Auch materiell und wirtſchaftlich erſcheint der Beſchluß des 
AG. Raſtatt gerechtfertigt, wie der Schlußpaſſus des einſchlägigen 
Beſchluſſes v. 6. Aug. 1929 dartut. Denn der betr. Akteninhalt war 
objektiv und effektiv für die Gläubiger belanglos. Ein Intereſſe eines 
Gläubigerausſchußmitglieds jenſeits der Intereſſen der Gläubiger kann 
aber hier ſinngemäß nicht beſtehen. AG. u. LG. ſind unter dieſen Um⸗ 
ſtänden durch die VerglO. vollkommen gedeckt. — 

Gleichwohl mache ich kein Hehl daraus, daß ich 
als Vergleichsrichter in ſolchem Falle glatt die 
Akteneinſicht gewährt hätte. Ich bin eben ein abgeſagter 
Feind jedes Formalismus. Was kann denn ſchon für eine üble 
Folge entſtehen, wenn der Akteninhalt zwar belanglos iſt und 
dennoch das Gläubigerausſchußmitglied (ein Anwalt, der doch wahr⸗ 
lich die Grenzen ſeiner Befugniſſe kennt), die einſchlägigen Akten 
einſieht? Sieht er die Akten ein, ſo iſt er und die etwa hinter ihm 
ſtehende Partei oder der geſamte Gläubigerausſchuß, den er informie⸗ 
ren kann, gewiß beruhigt. Man ſollte aber als Vergleichsrichter ſolche 
pſychiſche Einſtellung nicht unterſchätzen. Die ratio legis läuft doch 
allemal darauf hinaus, befugte Wünſche zuzulaſſen und unbefugte 
zurückzuweiſen. Das Ermeſſen des Gerichts aber geht ſehr weit, weil 
doch ſogar dritte Perſonen ohne Einwilligung der Parteien die Ein⸗ 
ſicht der Akten vom Vorſtand des Gerichts geſtattet bekommen 
können, wenn ein rechtliches Intereſſe glaubhaft gemacht wird. 

In unſerem Falle iſt aber noch ein beſonderer Anlaß gegeben, 
die Einſichtsbefugnis und möglichkeit möglichſt weit auszudehnen. 
Denn der Gläuberausſchuß, der zwar gemäß § 69 Bergld. als folder 
nicht mehr amtiert, hat, laut genehmigtem Vergleich v. 6. Mai 1929 
ab, die Verpflichtung der Kontrolle der Vergleichsverpflichtungen 
übernommen, wie dies mehr und mehr in Ergänzung einer diesbezüg⸗ 
lichen Lücke der VerglO. gang und gäbe iſt und wird. Wo die Sache 


Berlin. . Armenrecht. 


nd 
„ 12. Dem Rechtsanwalt ſteht nach dem Arm Anw. H MM 
Anderung des GKG. v. 20. Dez. 1928 im Gegenſatz zu g 
Arm Anw. v. 6. Febr. 1923 ein Anſpruch auf Erſtatt 
der Umſatzſteuer gegen die Staatskaſſe nicht zu. 


(LG. I Berlin, Beſchl. v. 5. Juni 1930, 29 T 634,30.) 


* 
Krefeld. 


in 

13. §1 Arm Anw. Die Beiordnung eines Nl 1A 
Vergleichsverfahren begründet für ihn einen ange 
gegen die Staatskaſſe auf Erſtattung ſeiner Geb 
und Auslagen. 5) er 

Das Arm Anw. ſieht im 8 1 eine Erſtattung nur für Be 
liche Rechtsſtreitigkeiten“ vor. Zwar hat der Vorderrichter terig am 
Vergleichsverfahren deshalb als „bürgerliche Rechtsſtreitigbe beit, 
geſehen, weil die Vorſchriften der ZPO. darauf anwendbar du 
Der Sprachgebrauch ſowohl des Gch. wie der NUGED. zeigt 950 
die Überſchriften des 2. u. 3. Abſchnitts, daß in dieſen HE 1 
Vergleichsverfahren im Gegenſatz zu bürgerlichen Rechtsſtreitign im 
geſtellt wird, der Begriff der bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten „ur 
Arm Anw. ift kein anderer als in den vorerwähnten See auf 
unmittelbare Anwendung des 81 Arm Anw. v. 20. Dez.! ri 
das Vergleichsverfahren iſt daher nicht angängig linſofern 15 
Rittmann⸗Wenz, 14. Aufl., zu 8 1 des Gef. Anm. 2 S. % 
Jonas, Gch, zu 31 des Geſ. S. 335), es if jedoch du en 
ſtimmung des 81 Arm Anw. auf das Vergleichsverfahren enen 
anzuwenden. Denn das Arm Anw. hat keine ſelbſtändige bt A 
ſondern bildet im $1 eine Ergänzung der ZPO.: das AM zw 
aus dem Wortlaut, der an die Bewilligung des Armenrechts nr 
knüpft, und aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes, deſſen eit 
läufer, das Gef v. 18. Dez. 1919 ausdrücklich in die po, c l 
(vgl. den Beſchl. des KG. v. 20. Okt. 1929: JM Bl. 1922,5 igen 
dem das Geſetz als „die bisherigen armenrechtlichen Beftimmi! 0. 
der ZPO. ergänzende Vorſchrift“ bezeichnet wird). Gemäß 8 8 mn, 
finden nun auf das Vergleichsverfahren, wenn nicht anders beit‘ 
— — bes un 
aber ſo gelagert iſt, beſteht ganz gewiß ein beſonderes rechtliche ter 
wirtſchafkliches Intereſſe, ſich von dem Inhalt der Akten zu fein 
richten, und von allem, ſelbſt von dem Nichtvorhanden 
gewiſſer Schriftſtücke, im Intereſſe der Geſchäftsüb 
Kenntnis zu nehmen. In drei Minuten hätte Herr Kollege Fach 
Akten eingeſehen. Nun ſind zwei Inſtanzen und die durch die 
veranlaßte Beſprechung aus der Verſagung erwachſen. berg 
RA. Geh. IR. Dr. Hugo Cahn l, Nürn 


Anm. 1 l. öl 


Geſchäftsaufſicht (8 14 GeſchAufſ VO.) (mein Komm., Anm. 1406 


und § 12 GVG. gehören, fo auch das gerichtliche ergehen 


sonen 
wo es ſich nicht um einen Rechtsſtreit zwiſchen zwei gleichbere her 
Parteien handelt, ſondern um die Abwendung des Konk urs Vel“ 
das Vermögen des Schuldners zum gemeinen Beſten durch tiger: 
trag (Vergleich) unter Berückſichtigung der Belange aller Bete, put 
Enkſprechend anwendbar find daher auch die Beſtimmungen " 10 vel 
Armenrecht in den 88 114127 ZPO. Die gleiche Aufſaſſe 990 
tritt Bleyer für das Konkursverfahren (Anm. 3 zu 5 dachte in 
wogegen Bernhard Mayer die Bewilligung des Armen era . 
gerichtlichen Vergleichsverfahren für begrifflich ausgeſchloſſen mah 
(Komm., Anm. 1 zu 8 8 u. Anm. 18 zu 8 23 Vergld.). Dem i nie 
ich nicht beizupflichten, ſchon um deswillen nicht, weil ja Bel 
lediglich „entſprechende“ Anwendbarkeit den Beſonderheiten if. & 
gleichsverfahrens in genügendem Maße Rechnung getragen frei 
kommt aber noch hinzu, daß ſelbſt in den Angelegenheiten wege ent’ 
willigen Gerichtsbarkeit des $1 F., für welche man icht 
ſprechende Anwendbarkeit der zivilprozeſſualen Beſtimmungen ei 
grundſätzlich wie in $8 VerglO., fondern nur aus nah rade 
(88 3, 15, 16 Abſ. 2, 27, 88, 98 366.) verordnet hat, chen it 
a derjenigen über das Armenrecht ausdrücklich gel 4 
68 14 F665). 

II. Durch meine Ausführungen unter I wird die 7 un 
nicht entſchieden, ob auch das ArmAnwch. v. 12. Dez. 1928 fat 
gleichsverfahren zur Anwendung gelangt. Dieſe Frage muß „He 
werden. Denn es iſt richtig, daß das erwähnte Geſetz an. ue 
willigung des Armenrechts“ anknüpft bzw. auf dieſen 2 Er 
drücklich abgeſtellt iſt und ſich ſchon um deswillen als 11 
gänzung der zivilprozeſſualen Vorſchriften darſte lau- 

IR. Bendix, Br 


—ahrg. 1930 Heft 44.451 


bie = 
Kat iöriften der ZPO. entſprechende Anwendung. Iſt aber 8 1 
iſt ez WG. nur eine Ergänzung der ZPO. (88 114 ff. ZPO.), ſo 
dleichsdeach allgemeinen Regeln der Geſetzanwendung auf das Ver⸗ 
zuwend erfahren mit den Vorſchriften der ZPO. entſprechend an⸗ 
en (5 8 VerglO.). 

Anwendu seht fehl, wenn die BeſchwF. ausführt, eine entſprechende 
barbe ung des Arm Anwch, ſei wohl für die freiwillige Gerichts 
Amenrenöglich, da 8 14 FGO. die Vorſchriften der 3 PO. über das 
angz echt ausdrücklich beziehe, nicht aber ſei dies für den Vergleich 
ſteht I Der Unterſchied zwiſchen 814 FGG. und 8 8 Vergld. be⸗ 
RO, li darin, daß jene Vorſchrift nur „die Vorſchriften der 
der Ipsen das Armenrecht“, dieſe dagegen die geſamten Vorſchriften 
ſchriſten für entſprechend anwendbar erklärt (ſoweit nicht die Vor⸗ 
ft der VerglO. entgegenftehen). Daß 8 8 VerglO. die Ve⸗ 
dusſchlte en der ZPO. über das Armenrecht von der Anwendung 
hervor en wolle, geht aus den Beſtimmungen der VerglO. nicht 
in dez 300 Kieſow, Komm., 1. u. 2. Aufl., zu 88 Anm. 2; der 
teilig. „Aufl. 1930 ebenda ohne Begründung vertretenen gegen⸗ 
56 einung kann nicht zugeſtimmt werden). KG.: IM Bl. 1922, 
ie Erſtattung von Armenanwaltsgebühren aus der Staats⸗ 
das Verfahren freiwilliger Gerichtsbarkeit als Recht an⸗ 
55 hat daher auch unterſtützenden Wert für die Erſtattung im 
f chsverfahren. 
des Arn, getroffene Entſch. entſpricht auch dem Sinne und dem Zweck 
irge wel nv. denn dieſes Geſeg hat ſeinen Grund „nicht in 
Safe here dem Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten an⸗ 
der men Eigenheiten, ſondern in der allgemeinen Erwägung, daß 
ſeſesliche Ar menanwolt beſtellte RA. auf alle Fälle für die unter 

Zwange aufgewendeten Auslagen Entſchädigung erhalten 
er deshalb ihretwegen notfalls die Staatskaſſe in Anſpruch 
ſatz i könne“ (ſo zutreffend das KG. ebenda). Gemäß dieſem Grund⸗ 
auch naher 9 1 ArmAnwch. auf das Vergleichsverfahren, wenn dieſes 
Degen als „bürgerliche Rechtsſtreitigkeit“ anzuſehen iſt, ent⸗ 
zu 8 1 des auvenden (vgl. Baumbach, RKoſtG., 3. Aufl. 1929, 
(90; es Geſ. Anm. 1). 

„Krefeld, 4. K., Beſchl. v. 20. Sept. 1930, 4 T 417/30.) 
Mitgeteilt von IR. Dr. Hugo Kaufmann l, Krefeld. 


Ye, + 


Armen 8 667 BGB.; 8 5 Arm Anw. Der zweitinſtanzliche 
der lenvalt hat gegen den erſtinſtanzlichen Armenanwalt 
Gange nen Partei, der einen zugunſten der Partei er- 
Auſpuen Koſtenfeſtfetzungsbeſchluß vollſtreckt hat, einen 
eigene) auf Zahlung eines anteiligen Betrages der 
kaſſe ebenen Summe, ohne daß der ihm aus der Staats- 
80 uſtattete Betrag anzurechnen iſt. 7) 

after}, einem Vorprozeß war Bekl. Armenanwalt einer Partei in 
fan, Juſtanz, Kl. Armenanwalt der gleichen Partei in zweiter In⸗ 


ber Hege m des gejamten Rechtsſtreites, bie reſtlichen % der Koften 
92,36 Ke eite auferlegt. Kl. erhielt ſeine Armenrechtsgebühren mit 


I ungspe aus der Staatshaſſe erſetzt. Bekl. betrieb das Koſtenfeſt⸗ 
rechnunberfahren; er erſuchte den Kl. um Überſendung ſeiner Koſten⸗ 
lautete Sr welche nach Abzug der Armenrechtsgebühren über 286,33 AM 
gan ie vom Bekl. eingereichte Koſtenrechnung lautete auf ins⸗ 
genpart 6,69 AM. Der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß ſetzte die von der 
ſeſt zei des Vorprozeſſes zu erſtattenden Koſten auf 406,69 AM 
N 5 etrag trieb Bekl. bei; Kl. hat davon nichts erhalten. 
tes fein eanſprucht von den beigetriebenen 406,69 Nl die Zahlung 
lachnet 8 Koſteurechnung entſprechenden Teilbetrages; dieſen be⸗ 


10 4% nach Gleichung 406,69 Adi X — 696,69 : 286,33 mit 
nachung . Bekl. beſtreitet feine Paſſivlegitimation zur Geltend⸗ 
n beahbes Koſtenanſpruchs; mindeſtens müßte ſich der Kl. die an 

da alten Armenrechtsgebühren von 92,36 AM anrechnen laſſen. 

G. hat die Klage abgewieſen. Das LG. hat dem Kl. den 
rag von 167,10 K / zugeſprochen. 
urch, daß Bekl. in dem Koſtenfeſtſetzungsverfahren auch die 


voll, Tas 
en Bet 


Dad 


he gen 14, Der Tatbeſtand ift nicht ganz klar zu erkennen. Hat 
95d. ober e, Koſten auf den Namen der Armenanwälte gemäß 8 124 
dolle ir 0 auf den Namen der Partei feſtſetzen laſſen? Im erſteren 
5 l. a Urt. zweifellos richtig. Denn dann hat der Bekl. für 
bed 1 perſönlich gehandelt und als fein Vertreter für ihn das 
fe nommen. Aber auch im anderen Falle wird man dem Urt. 
i Rechte müffen: denn der Kl. mußte annehmen, daß der Bekl. 
tat durch . Armenanwalt ſo gut wie möglich wahren werde, näm⸗ 
er ding eranlaſſung der Koſtenfeſtſetzung auf den Namen des Kl.; 

N fl. © nicht, fo handelte er auftragswidrig und er müßte dann 
on, Au 00 ſtellen, wie wenn er den Auftrag richtig vollzogen hätte. 
berenen S N nochmalige Anrechnung des von der Staatskaſſe er⸗ 
ei Eages wurde mit Recht abgelehnt. Dieſer Betrag war ja 
orden. Einreichung der Koſtenrechnung des Kl. in Abzug gebracht 


RA. Dr. Friedlaender, München. 
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auf Erſuchen überſandte Koſtenrechnung des Kl. benutzt hat, hat Behl. 
die Beſorgung eines Geſchäfts für den Kl. übernommen, und zwar 
im Verhältnis zwiſchen den Parteien unentgeltlich, ſo daß zwiſchen 
ihnen ein Auftrag zuſtande gekommen iſt. Nach 8 667 BGB. iſt der 
Beauftragte verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er aus der 
Geſchäftsbeſorgung erlangt hat, herauszugeben. Der Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß des AG. lautet im ganzen über den Betrag von 406,69 AM. 
Aus der Geſchäftsbeſorgung für den Kl. hat der Bekl. infolge der 
Verwendung der Koſtenrechnung des Kl. in dem Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren einen Betrag erlangt, der ſich nach folgender Gleichung er⸗ 
rechnet: 406,69 N.: X = 696,69 RM : 286,33 Nell. Dieſe Gleichung 
ergibt zugunſten des Kl. zu X einen Betrag von 167,10 AM. 

Es kann ſich nur darum handeln, ob der Kl. ſich die aus der 
Staatskaſſe erhaltenen 92,36 RM anrechnen laſſen muß. Das BG. 
hat dieſe Frage verneint. Allerdings geht nach 8 5 ArmAnwG. der 
Anſpruch des RA., ſoweit ihm ein ſolcher wegen feiner Gebühren und 
Auslagen gegen die von ihm vertretene Partei oder einen erſatzpflich⸗ 
tigen Gegner zufteht, mit der Erſtattung auf die Staatskaſſe über. 
Auf dieſe Vorſchrift kann der Bekl. ſich aber nicht berufen. Auf die 
Staatskaſſe geht nur der Anſpruch des Armenanwalts gegen ſeine 
Partei oder gegen den erſatzpflichtigen Prozeßgegner ſeiner Partei 
über. In vorliegendem Falle handelt es ſich aber um einen Anſpruch 
des Kl. als des einen Prozeßbevollmächtigten gegen den Bekl. als 
den anderen Prozeßbevollmächtigten derſelben Partei auf Grund eines 
Auftragsverhältniſſes. Im übrigen erhält der Kl., auch wenn ihm 
167,10 RM zugeſprochen werden, einſchließlich der von der Staats⸗ 
kaſſe erhaltenen 92,36 AA immer noch nicht die vollen ihm zu⸗ 
ſtehenden Gebühren. 

(LG. Lyck, Urt. v. 4. Juni 1930, 5 8 222/30.) 


Mitgeteilt von RA. Pickert, Angerburg (Ditpr.). 


Berlin. 4. Gebühren und Koſten. 

15. 8 29 GKG. Für die Rückzahlung des nicht ver⸗ 
brauchten Teiles der Gerichtskoſten hat die Erklärung des 
Gerichts, daß der Güteantrag als zurückgenommen gelte, 
dieſelbe Bedeutung, wie die Zurücknahme durch die Par- 
tei ſelbſt. f) 

Allerdings betrifft 8 29 Abſ. 2 GKG. nur die Zurücknahme der 
Klage durch Parteierklärung, da dies die einzige Möglichkeit einer Klage⸗ 
rücknahme iſt. Da jedoch §31 a GKG., der die Gebühr für das Güte⸗ 
verfahren behandelt, nur eine entſprechende Anwendung des 8 29 
GKG. vorſchreibt und da das Güteverfahren außer der Rücknahme des 
Güteantrages durch Parteierklärung noch den Beſchl. aus § 499f. ZPO. 
Rennt, durch den das Gericht den Güteantrag für zurückgenommen er⸗ 
klären kann, einen Beſchluß, der bereits ſeiner Faſſung nach keine 
Sachentſcheidung ſondern eine fingierte Parteierklärung iſt, ſo be⸗ 
ſtehen nach der Anſicht der Beſchwerdekammer keine Bedenken, auch 
in einem ſolchen Fall die Vorſchr. des 8 29 Abſ. 2 GRG. auf das 
Güteverfahren entſprechend anzuwenden. Dies führt dann aber dazu, 
daß die Gebühr, da die Zurücknahmeerklärung vor Stellung eines 
Sachantrages ausgeſprochen iſt, ſich auf ein Viertel der vollen Gebühr 
(nicht etwa auf ein Viertel der Gütegebühr — vgl. Rittmann⸗ 
Wenz, Anm. 4 zu 831 GG. —) ermäßigt. Dieſe beträgt ent⸗ 
ſprechend einem Objekt von 273,75 RA gem. 88 8, 7 Ga. 2,30 Nl. 
Da die Kl. eine Gebühr von 4,50 AM für das Güteverfahren gezahlt 
hat, kann fie folglich den Unterſchiedsbetrag von 2,20 K., ſoweit 
dieſer nicht anderweit verbraucht iſt, zurückgezahlt verlangen. Hier⸗ 
nach rechtfertigt ſich die getroffene Entſcheidung. 

(LG. 1 Berlin, Beſchl. v. 13. Febr. 1929, 29 T 116/29.) 
Mitgeteilt von RU. Hermann Salomon, Berlin. 


* 


16. 8 271 Abſ. 3 3 PO. iſt im Güteverfahren nicht an⸗ 
wendbar. fr) 
(LG. II Berlin, Beſchl. v. 11. Juli 1930, 23 T 355/30.) 


Mitgeteilt von AR. Dr. Schaefer, Berlin. 
* 


Zu 15. Die Entſch. zieht aus der Beſtimmung des Geſetzes, 
daß der Güteantrag als zurückgenommen gilt, wenn im Gütetermin 
ſeitens der Partei niemand erſcheint, die zutreffende koſtenrechtliche 
Folge, daß auch für die Gebühren die Sache jo anzuſehen ift, als 
ob der Güteantrag durch Parteierklärung zurückgenommen 
worden wäre. 

RA. Dr. Wilhelm Kraemer, Leipzig. 


Zu 16. Die Rſpr. der Berliner Gerichte iſt leider in vorſtehen⸗ 
der Rechtsfrage nicht einheitlich. Das AG. Berlin-Mitte hält den 
8271 ZRDO. auch im Güteverfahren für anwendbar (vgl. JW. 
1929, 3196 und die dort angegebene Rſpr.; vgl. auch LG. Breslau 
unten Nr. 19). D. S. 
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17. Inwieweit ſind die Gebühren der Rechtskon⸗ 


ſulenten, der Vertreter von Einziehungsſtellen von Ge⸗ 
werbe⸗ oder Detailiſtenkammern erſtattungsfähig? ) 
Seit über drei Jahren befolgt die 9. ZK. als Beſchwerdeſtelle 
bezüglich der Beſchwerden wegen Gebühren und Auslagen der Rechts⸗ 
Ronjulenten und der ſonſtigen gewerbsmäßigen Vertreter gegen Be⸗ 
ſchlüſſe des AG. die Praxis, nur den Rechtskonſulenten, und zwar 
nur den der hieſigen Rechtskonſulenteninnung angehörenden, die 
halben Anwaltsgebühren zuzubilligen. Die Beſchwerdeſtelle iſt zu dieſer 
Praxis nur mit Widerſtreben übergegangen, nachdem auch im übrigen 
Deutſchland Rechtskonſulentengebühren zugebilligt wurden. Sie iſt aber 
der Meinung, daß nicht jedem Rechtsberater Gebühren zuzuſprechen 
ſind, beſchränkt ſich vielmehr auf die der Innung angehörenden 
Rechtskonſulenten. Denn nur dieſe bietet nach ihren Satzungen eine 
genügende Gewähr dafür, daß der Nechtskonfulent einwandfrei und 
rechtskundig genug iſt, um das Publikum geeignet zu beraten. Dieſe 
Praxis fußt allein auf Billigkeits⸗ und Zweckmäßigkeitserwägungen 
und rechtfertigt ſich insbeſ. aus der Erwägung, daß eine gedeihliche 
Rechtspflege im weſentlichen nur durch die Anwaltſchaft gewährleiſtet 
iſt. Allerdings hat das HanſOLG. auch den Vertretern der Ein⸗ 
ziehungsſtelle der Gewerbekammer und der Detailiſtenkammer Ge⸗ 
bühren, und zwar in Höhe der halben Anwaltsgebühren, zugebilligt. 
Dieſer Praxis vermag ſich die 9. ZK. nicht anzuſchließen. Es kann 
ſich auch auf Grund der Ausführungen des BeſchwF. nicht dazu ent⸗ 
ſchließen, ſeine bisherige Praxis aufzugeben. Denn anderenfalls wäre 
eine Grenze für die Zubilligung von Gebühren überhaupt nicht zu 
ziehen, und es müßten letzten Endes jedem, der einen anderen vor 
Gericht vertritt, Gebühren zugebilligt werden. Eine ſach⸗ und rechts⸗ 
kundige Beratung und Vertretung iſt aber nur durch den Anwalt 
gewährleiſtet, der ſeine Befähigung durch Vorbildung und Examen 
erlangt hat. Dieſe Gewähr beſteht ſonſt nicht, da heute noch ein jeder 
ſich ohne jegliche Vorbildung als Rechtsvertreter niederlaſſen kann und 
nicht einmal eine polizeiliche Zulaſſung erforderlich iſt. Dieſe Gewähr 
erſcheint auch nicht dadurch gegeben, daß der Rechtsvertreter einer 
größeren und bekannten Organiſation angehört. Denn das Gericht 
it im Einzelfall nicht in der Lage, nachzuprüfen, ob der Rechts⸗ 
vertreter die zur ſach- und rechtskundigen Beratung und Vertretung 
des Publikums erforderliche Befähigung hat, ob daher die für ſeine 


Zu 17. 1. Der vom LG. aufgeſtellte Satz, daß ſach- und 
rechts kundige Beratung und Vertretung nur durch 
den nach Vorbildung und Examen befähigten Rechts⸗ 
anwalt gewährleiſtet ſei, iſt derart zutreffend, daß beiſpiels⸗ 
weiſe auch da, wo eine Vorbildung für anwaltſchaftliche Tätigkeit 
gejetzlich nicht erfordert wird, die Parteivertreter freiwillig die 
gleiche Vorbildung, wie ſie der rechtsgelehrte Richter beſitzen muß, 
auf ſich nehmen (vgl. z. B. hinſichtlich Finnland Sundſtröm in 
„Die Rechtsanwaltſchaft“ von Magnus, 1929, S. 90); die rechts⸗ 
wiſſenſchaftliche Vorbildung und die Standesdiſziplin bieten die vom 
LG. angenommene Gewährleiſtung. Die Beſtimmung in 8157 Abſ. 1 
3PO. kann nur aus dieſer Grundauffaſſung des Geſetzes heraus ver⸗ 
ſtanden werden. Von dieſem Geſichtspunkt aus würde freilich gemäß 
891 3PO. — weil die Koſten zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung nicht notwendig waren — da, wo genügend 
Anwälte zur Verfügung ſtehen, eine Erſtattung der an Rechts⸗ 
konſulenten von ihrer Partei geleiſteten Koſten der Prozeß⸗ 
vertretung in allen Fällen abgelehnt werden müſſen (vgl. Levin: 
JW. 1927, 1660 und in ſeinem dort zit. Werk über den Anwalts⸗ 
zwang S. 150; LG. III Berlin und Friedlaender: JW. 1926, 75; 
Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAceboO.s SI Fußn. 3 
u. Nachtrag dazu; Friedlaender: JW. 1928, 1890 gegen LG. 
Koblenz dort; unter Aufgabe früherer Praxis erkennt LG. III Berlin: 
JW. 1927, 1660 die Erſtattungsfähigkeit an). So weit wie Levin, 
Friedlaender, LG. III Berlin: JW. 1926, 75 geht das LG. nicht, 
ſondern ſchließt ſich der vielfach geübten entgegengeſetzten Übung an. 
Freilich nur hinſichtlich ſolcher Rechtskonſulenten, die einem beſtimmten 
Verband angehören, da dieſer Verband nach ſeiner Satzung Gewähr 
dafür biete, daß ſeine Mitglieder zu geeigneter Beratung des 
Publikums einwandfrei und rechtskundig genug ſeien. Das OG. iſt 
nach der Begründung ſeines Beſchluſſes auch zu dieſer Praxis nur 
mit Widerſtreben im Hinblick auf anderwärts beſtehende Übung über⸗ 
gegangen. In der Tat wird man bezweifeln dürfen, ob ſich ohne 
Rechtsſtudium und praktiſche vorbereitende Tätigkeit bei Gericht und 
Anwalt das erforderliche Maß von Rechtskenntnis erwerben läßt. 
Vgl. auch zur ganzen Frage: Stein⸗Jonas, ZPO. 8 91 VII 4; 
Kann, 3PO. 8 91 S. 310; Willenbücher, Koſtenfcſtſetzungs⸗ 
verfahren 10 S. 120, 121. 

2. Da ich den oben dargelegten Gedankengängen von Levin, 
Friedlaender u. a. mich anſchließe, halte ich aus dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Einſtellung zur Frage der Erſtattungsfähigkeit der Koſten von 
Rechtskonſulenten heraus den ablehnenden Standpunkt des LG. Ham⸗ 
burg hinſichtlich der Vertreter von Einziehungsſtellen von Gewerbe⸗ 
oder Detailiſtenkammern für zutreffend; daneben iſt auch die beſondere 
Begründung dieſes Gerichts beachtlich. Die gleiche Beurteilung ergibt 
ſich hinſichtlich Syndizi von Vereinen (Mieter⸗, Hanusbeſiger⸗ 


Tätigkeit aufgewendeten Koſten als zur zweckentſprechenden nel 
verfolgung notwendig anzuſehen ſind. Um hier eine einheitliche 
in Deutſchland zu erzielen, erſcheint ein Geſetz erforderlich. 280 
(LG. Hamburg, 9. AR., Beſchl. v. 21. Jan. 1929, Z Bs IX 1627 
Mitgeteilt von Richter Dr. Thomſen, Hamburg; 
— 
München. zel 
18. 88 16, 23 Ziff. 5, 25 RAchebd. Iſt nach eier 
einſeitigen Vertagungsantrag der Rechtsſtreit haften“ 
Hauptſache erledigt und in einem neuen Termin 9095 N 
urteil erlaſſen, fo iſt nur eine Verhandlungsgebüh 
erſtatten. 7) ai, 
Das Gericht tritt zwar der Auffaſſung bei, daß einem ebd. 
eine Verhandlungsgebühr auf Grund des § 23 Ziff. 5 R 
nicht nur dann zuſteht, wenn über 


anne 
einen Verhandlungsantteg 
ſtreitig verhandelt worden iſt, ſondern 


unter Anwendung ge 
8 16 NRAGEGD. auch dann, wenn der RA. den VertagWfZ 
antrag ſtellt, ohne daß der Gegner erſchienen iſt, ooch gen 
wenn er erſchienen iſt — widerſpricht. Denn auch in ee 
Fall wird vor dem Gericht verhandelt, d. h. ein Antrag re 
allerdings „nichtſtreitig“ i. S. § 18 a. a. O. (vl. Wo 
Joachim⸗Friedlaender, RAGED. 8. Aufl., Aum. 5 
§ 32; KG.: JW. 1925, 2020; Os. Hamburg: JW. 192% 
Befehl. des LO. München I v. 20. Aug. 1927, PRIA 1199/20) 24 
Dem BeſchwF. ſteht daher an ſich eine Gebühr von 950 
für die Verhandlung v. 18. Okt. 1928 zu. „ 8 
Nach 8 25 RAchebO. kann aber der MU. jede der in delle 
benannten Gebühren in jeder Inſtanz rückſichtlich eines jeden with, 
des Streitgegenſtands nur einmal beanſpruchen, und zwar; die 
wenn die Gebühr zweimal in verſchiedener Höhe verdient würe, gen 
niedrigere Gebühr durch die höhere abſorbiert. Im, vorlleg gez, 
Falle wurde dem BeſchwF. für die Verhandlung v. 22. Nov. zig in 
in welcher er nach Erledigung der Hauptſache ein Schiedsur dull 
Koſtenpunkt erwirkte, eine Gebühr von 5/0 in Höhe von gleicden⸗ 
1 K. zugebilligt. Er kann daher die Verhandlungsgebühr in en, 
ſelben Verfahren in der gleichen Höhe nicht zweimal beanſpru em 
Walter⸗Joachim-Friedlaender ſtehen zwar auf Fal 
Standpunkt (§ 25 Anm. 10 RAchebO.), daß in einem ſolchen 


7 ll / 
vereinen), von Inkaſſoinſtituten, von einzelnen F in gh 
ferner hinſichtlich einfacher Angeſtellten von ſolchen, z. dere 
zahlungsgeſchäften uſw. Freilich iſt die Praxis vielfach eine ke; 6 
3.8. LG. Koblenz: JW. 1928, 1890; auch Stein⸗Jonas rae“ 
ebenſo LG. Bielefeld: ZW. 1928, 2166 (Arzteinkaſſobüro); chende 
mer ebenda; LG. Ulm: JW. 1929, 888; dagegen nehmen able men 
Stellung ein: Kann 1. 0. (betr. Angeſtellte von 90.1 
Prozeßrichtervereinigung Berlin: JW. 1928, 2693 (esgleichen Je 
Berlin: 38 P. 54, 68 und LR. Friedlaender dort (desgle 
Carlebach: JW. 1929, 888 (betr. Syndikus). 115 

3. Was die Höhe der Entſchädigung des Ren en 
konſulenten betrifft, jo beſtimmt fie ſich gegenüber der von enſt⸗ 
vertretenen Partei in der Regel nach den Grundſätzen des 5 675, 
vertrags, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtand hat (8 „us 
663, 665670, 672—674, 611, 612 ff., evtl. 315, 316 Bc ei 
nahmsweiſe mag Werhvertrag vorliegen; die Erſtattungs ur pie 
regelt ſich ausſchließlich nach 8 91 38O.; es ergibt ſich daß die 
jenigen, welche die Erſatzfähigkeit bejahen, die Schwierigkeit, leinen 
Koſten des Rechtskonſulenten häufig (beſonders in Sachen mit ler mit 
Streitwert) die Anwaltsgebühren überfteigen; man hilft ſich Ya 79 
der Anlehnung an Anwaltsgebühren, die zu einem Bruchteil ( font 
zugebilligt werden, und ftellt den Satz auf, daß bie in eil 
gleichen Fall ſich ergebenden Anwaltsgebühren niemals chin, 
werden dürfen (Kann I. c.; die bei Walter⸗ Jochen! 
Friedlaenders 81 Fußn. 3 Angeführten; Willen: 1 die 
O. 121 u. a). Offenbar liegt hier nur ein Notbehelf vor du den 
Vergütung der Tätigkeit des Rechtskonſulenten kann nicht nm 
auf beſonderen Grundſätzen aufgebauten Syſtem der geſetzlichen noch 
lung der Anwaltsgebühren gemeſſen werden. Im einzelnen ba 
Rſpr. und Literatur bei Stein⸗Jonas 891 Fußn. 127, er. 

IR. Dr. Geiershöfer, Nürnb 5 
9 

Zu 18. In der grundſätzlichen Frage, ob auf Grund 97 ben 

Ziff. 5 RAcGeb O. auch in dem Falle eine Gebühr erwächſt, km das 


in dem das Schlußurteil erging, die Hauptſache erledigt, 10 wöͤte⸗ 

dem Anwalt eine Gebühr nicht erwachſen, die nicht angefallene, 

wenn die Hauptſache bis zum Schluſſe anhängig geblieben ig 
NA. Dr. Wilhelm Kraemer, LM 


Fir 
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die . * 
nag olenforberung wie ein neuer Anſpruch zu behandeln ſei, dem⸗ 
um, ie Verhandlungsgebühr zweimal zu berechnen ſei. Dieſer Auf⸗ 
ang kann aber nicht beigetreten werden. Wie das OLG. Ham⸗ 
au u O diſpr. 15, 187 zutreffend ausführt, ist ein Unkerſchied 
ge hrt, ob es ſich bei den in Frage ‚ftehenden Verhandlungs⸗ 
bär zn um ungleichartige Gebühren (3. B. kontradiktoriſche Ge 
handen ur die Hauptſache und nichtkontradiktoriſche für die Koſten) 

. oder ob die gleiche Gebühr zweimal in Frage kommt. 
es auch richtig iſt, daß nach Erledigung der Hauptſache die 
forget erledigte Koſtenforderung ihren Charakter als Neben⸗ 
dies boch verloren hat und zur Hauptſache geworden iſt, ſo ändert 


18. 5, och nichts an der Tatſache, daß die erſte Verhandlung v. 
9 308 M 1928 auch ſchon dieſe Koſtenforderung als (obligatoriſchen, 


der Vel PO.) Streitgegenſtand mitumfaßte. Es iſt demnach in 
der erhandlung v. 18. Nov. 1928 nicht über etwas Neues, ſon⸗ 
worden r über einen Teil desjenigen Streitgegenſtandes verhandelt 
wäre 5. der bereits Gegenſtand einer Verhandlung geweſen war. Es 
nu ein eigenartiges Ergebnis, wenn die Verhandlungsgebühr dann 
Über mal berechnet werden dürfte, wenn nach einer Verhandlung 
lache | ne Vertagung zur Hauptſache ein Verſäumnisurteil über Haupt⸗ 
Verh AM Koſten ergeht, dann aber zweimal anfiele, wenn nach einer 

ung über die Vertagung zur Hauptſache ein Verſäumnis⸗ 
ur mehr über die Koſten ergeht. 
auf . Ergebnis ſtehen auch R.: JW. 1899, 494; 1897, 240 7 
gebühr gleichen Standpunkt, die gleichfalls eine Verhandlungs- 

06 nur einmal zubilligten. 
F Minden I, 25. Jan. 1929, Beihrofteg. Nr. VIII 57/29.) 


Mitgeteilt von Dr. Julius Siegel, München. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeitsgericht. 


von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
1 Dr. W. Oppermann, Dresden. 


ließ 88 31, 561, 314 3 . 8 61 Artec, Der $ 61 Arbchg. 

iftfanch die Erſtattung von Koſten der Beratung und 
ill ſatzentwerfung durch einen Rechtsanwalt oder 
Koſten en Rechtsverſtändigen aus; auch dieſe Koſten ſind 
von PN des Rechtsſtreits. Der Anfprud auf Erftattung 
kann; oöehloften kann nicht zum Gegenſtand eines ſelb⸗ 
gemanden auf materielles Recht geſtützten Rechtsſtreits 
regelt t werden; das Koſtenfeſtſetzungsverfahren der 8PO. 
Siege sc) Geltendmachung der Koſten aus- 


Berich 
= tet 
Lozent 


zum ger Kl. hat im Dienſt des Gemeinſchuldners geſtanden und 
vom dnkurs Anſprüche aus dem Dienſtverhältnis angemeldet, die 
darauf i l. als dem Konkursverwalter beſtritten wurden. Er hat 

N einem Vorprozeß vor dem ArbG. feine Anſprüche gegenüber 


bude 1. Der entſchiedene Rechtsſtreit beſitzt grund⸗ 
Abſ. g che Bedeutung, deshalb hatte auch das Arbch. (88 61 


ſieht vor A 


ht, 
don Goal es ſich um die rechtlich intereſſante Frage, ob Erſatz 
der Rot der nach außen nicht in Erſcheinung tretenden Beratung 


gegenüüen, Gegenſatz zum rein zivilprozeſſualen Koſtenausſpruch), 
in allen dem Gegner begehrt werden kann. Der Anſpruch wurde 
Ich jr Inſtanzen abgelehnt. 
e 
5 . 8 Agende Bemerkungen: 
dittig kr arbeitsgerichtliche Zuſtändigkeit ſcheint un⸗ 
beweſen 5 
bajen x Der 
feinen materiellrechtlicher Natur, wonach § 61 ArbGG. über 
Suſprugortlaut hinaus jeden 
ift der obſiegenden Partei für Beratungs⸗ und 
bolerte ſatzbearbeitungskoſten ausſchließe. Auch wenn die 
At erdolfaſſung des R.: JW. 1926, 1542 nicht ſchlechthin ge⸗ 
1 dchck. A will, fo darf man doch gerade für den Bereich des 
Daltun 113 der auf Verbilligung des Verfahrens und tunlichſte Aus⸗ 
Lenden g den iſtiſcher, insbeſ. anwallſchaftlicher Hilfskräfte zielende 
eden geſetzlichen Willen (für den erſten Rechtszug, der hier 


gent 


dem Bebel geltend gemacht und im weſentlichen durchgeſetzt; der Ver⸗ 
walter iſt zur Tragung der Prozeßkoſten mit Ausnahme gewiſſer hier 
nicht in Betracht kommender Sonderkoſten verurteilt worden. Der 
Kl. hat ſich hierbei der Hilfe des RA. K. in B. bedient, dem 
er dafür 300 AM gezahlt hat. Im gegenwärtigen Rechtsſtreit ver⸗ 
langt er vom Bekl. Erſatz dieſes Betrages mit Zinſen, indem er 
geltend macht, die Zuziehung des RA. ſei infolge des Schuldner⸗ 
verzugs des Bekl. notwendig geworden, auch vom Bekl. ſelbſt 
als zweckmäßig ſeinerzeit ausdrücklich anerkannt worden. Die Auf⸗ 
wendung der 300 RA ſtelle alſo einen Vermögensſchaden des Kl. 
dar, den der Bekl. nach 8 286 BGB. zu erjegen verpflichtet ſei. 
In beiden Vorinſtanzen unterlegen, erſtrebt der Kl. mit der vom 
ArbG. zugelaſſenen Rev. Beachtung feines Klageantrags. Der Bekl. 
hat um Zurückweiſung der Rev. gebeten. 


Der Berg. hat ſeine Entſch. auf zwei ſelbſtändige Erwägungen 
geſtützt. Er hat die Klage in erſter Linie deshalb abgewieſen, weil 
die vom Kl. dem RA. gezahlte Vergütung zu den Koſten des früheren 
Rechtsſtreits gehöre, Prozeßkoſten aber nicht Gegenſtand eines anderen 
Rechtsstreits fein könnten, ihre Erſtattung vielmehr nur in dem durch 
die ZPO. geregelten Koſtenerſtattungsverfahren verlangt werden könne. 
Die Rev. bemängelt hierzu ſowohl die Annahme des BG., daß die 
ſtreitige Vergütung zu den Koſten des früheren Rechtsſtreits i. S. 
des § 91 3PO. zu zählen ſei, als auch die Meinung, der Weg einer 
ſelbſtändigen Klage ſei für die Geltendmachung von Prozeßkoſten 
ſchlechthin ausgeſchloſſen. Zu dem erſten Punkt behauptet die Rev., 
die durch das ſtrittige Honorar abgegoltene Tätigkeit des RA. habe 
mindeſtens zum Teil ſchon vor der Klagerhebung gelegen. Es ſei 
ſchon in der Klage ausgeführt worden, daß der Kl., nachdem ſeine 
Verhandlungen mit dem Bekl. ergebnislos geweſen ſeien, ſich von 
dem RA. über die Rechtslage habe beraten laſſen, dieſer habe darauf 
ſchon vor Einleitung des Rechtsſtreits einen umfangreichen Schrift⸗ 
wechſel mit dem Bekl. geführt. Es handle ſich mindeſtens zum Teil 
um Koſten, die ſchon vor der Klagerhebung entſtanden 
ſeien. Es iſt richtig, daß in der Klageſchrift behauptet war, der RA. 
habe zunächſt den Kl. über den Umfang ſeiner Anſprüche aufgeklärt 
und alsdann verſucht, mit dem Bekl. zu einer gütlichen Erledigung 
des Streits zu kommen. Maßgebend aber iſt nicht der Inhalt der 
Schriftſätze, ſondern das, was in der mündlichen Verhandlung vor⸗ 
getragen iſt. Und hierfür erbringt der Urteilstatbeſtand vollen 
Beweis, ſoweit er nicht — was hier nicht in Frage kommt — 
durch das Sitzungsprotokoll entkräftet wird (§ 314 ZPO.). Nach dem 
Tatbeſtand des arbeitsgerichtlichen Urteils wie nach dem Urteil des 
BG. hat der Kl. vorgetragen, er habe „in dem Rechtsſtreit“ oder 
„für ſeinen Rechtsſtreit“ mit dem Bekl. den RA. zu feiner Beratung 
zugezogen. Im Bu. iſt der Klagevortrag des näheren noch dahin 
wiedergegeben, daß die Tätigkeit des RA. in Beratung und im Ent⸗ 
werfen von Schriftſätzen beſtanden habe. In der Berufungsbegründung, 
die der Tatbeſtand des augefochtenen Urteils als vorgetragen be⸗ 
zeichnet, hat der Kl. ſogar nur von ſeinen Verhandlungen mit dem 
RA. geſprochen, die notwendig geweſen ſeien, um die Klageſchrift ab⸗ 
zufaſſen. Danach ſtellt das Vorbringen der Rev., der RA. ſei nicht 
nur in unmittelbarem Zuſammenhang mit der Einleitung und Durch⸗ 
führung des Vorprozeſſes tätig geweſen, eine neue Behauptung dar, 
die in dieſem Rechtsgang nicht beachtet werden kann. Nach dem, 
was ausweislich der nicht berichtigten Tatbeſtände dem BG. vor⸗ 


allein in Frage ſteht; 8 61 Abſ. 1 betrifft nur dieſen; im Berufungs⸗ 
und Reviſionsverfahren vor ABS. und RArbG. gilt § 61 Abſ. J 
nicht, weil in 88 64 und 73 der Abſ. 1 des 8 61 nicht als anwendbar 
angeführt ift) folgern, die ſtrittigen Koſten auszuſcheiden; wenn, wie 
8 61 beſtimmt, nicht einmal die Koſten eines zugelafſenen Prozeß⸗ 
bevollmächtigten und Beiſtands erſtattungsfähig ſind, ſo unterliegen 
die Koſten der entfernteren Tätigkeit, nämlich bloßer anwaltſchaft⸗ 
licher Beratung oder Schriftſatzentwerfung, doch wohl erſt recht nicht 
der Erſtattung, zumal nicht im hier allein in Frage ſtehenden erſten 
Rechtszug, welcher Rechtsanwälte als Prozeß bevollmächtigte überhaupt 
ausſchließt. Wollte man dieſe Koſten der Erſtattung unterſtellen, ſo 
läge ein mit der nun einmal vorhandenen Beſtimmung des 8 61 Abſ. 1 
Kaum verträglicher Rechtszuſtand vor. Man muß daher, ganz gleich⸗ 
gültig, ob die fraglichen Koſten als ſolche des Rechtsſtreits erſcheinen 
oder nicht, die Erſtattung ablehnen, weil in § 61 zum mindeſten für 
das Gebiet des erſten Rechtszugs des Arbeitsrechtsſtreits im weiteſten 
Sinn ein materiellrechtlicher Grundſatz aufgeſtellt iſt. Die bewußte 
Ausſchließung rechtskundiger Tätigkeit und ihrer Erſtattung mag 
man im Intereſſe einer geordneten Rechtspflege und Entwichlung 
wie Befruchtung des Arbeitsrechts und ArbGG. bedauern, ſie enk⸗ 
ſpricht aber zur Zeit dem Geſeße. 
Da die Beſtimmung des 8 61 Abf. 1 Satz 2 hinſichtlich der 
juriſtiſch vorgebildeten und ſonſtigen Prozeß bevollmächtigten und 
Beiſtände nicht unterſcheidet, gilt auch in bezug auf Nicht⸗ 
anwälte und Nichtjuriſten (Gewerkſchaftsbeamte, 
Syndizi, Rechtsagenten, ſonſtige Ratgeber) die Aus- 
ſchließung der Erftattung von Koſten für Beratung und ſonſtige 
Rechtshilfe. 

3. a) Ob ſich die Vergütung des Rechtsanwalts im 
Arbeitsgerichtsverfahren erſter Inſtanz nach der 
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Juriſtiſche Bon 


getragen war, durfte und mußte dieſes annehmen, daß es ſich bei 
dem ſtreitigen Betrag um Koſten handelte, „die unmittelbar die 
Führung des Rechtsſtreits betrafen“. Die Rev. meint allerdings, auch 
die laufende Beratung während des Prozeſſes habe mit dieſem in 
einem ſo loſen Zuſammenhang geſtanden, daß die dafür aufgewendeten 
Koſten niemals Gegenſtand eines Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ſein 
könnten. Das iſt aber ein völlig unhaltbarer Standpunkt. Wenn eine 
Partei ſich während des Rechtsſtreits über dieſen und die von ihr 
in ihm zu treffenden Maßnahmen laufend beraten läßt, ſo gehört 
das unmittelbar zum Prozeßbetrieb und die dadurch entſtandenen 
Koſten ſind Koſten des Rechtsſtreits. Ob ſie erſtattungsfähig 
ſind, iſt eine andere Frage; auch wenn ſie nicht als ſolche anerkannt 
werden, bleiben ſie deshalb doch Koſten des Rechtsſtreits. 

Dem BG. iſt aber auch darin beizutreten, daß der Anſpruch 
auf Erftattung von Prozeßkoſten nicht zum Gegen⸗ 
ſtand eines ſelbſtändigen Rechtsſtreits gemacht werden 
kann, ſondern daß das in der ZPO. geregelte Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
verfahren der einzige Weg für ſeine prozeſſuale Durchführung iſt. 
Das entſpricht der ſeit langem feſtgehaltenen Rſpr. des RG. (RG. 10, 
310; 22, 423; 66, 200). Das R ArbG. tritt dem bei. Auch die Rev. 
greift dieſen Rechtsſtandpunkt nicht an, ſoweit es ſich um die Geltend⸗ 
machung einer rein prozeßrechtlichen Koſtenpflicht handle, d. h. ſoweit 
dieſe Pflicht lediglich auf dem Urteilsausſpruch bernhe, der ſeinerſeits 
wiederum die Pflicht zur Koſtentragung dem im Prozeß Unterlegenen 
lediglich wegen des ihm ungünſtigen Prozeßausgangs aufbürde. Anders 
liege aber die Sache, wenn eine Partei die ihr erwachſenen Prozeß⸗ 
koſten als Schäden geltend mache, die ihr durch den Verzug des 
Gegners in der Erfüllung ſeiner Schuldnerpflicht entſtanden ſeien, 
wenn alſo der Erſtattungsanſpruch ohne Bezugnahme auf den Prozeß⸗ 
ausgang und den Urteilsausſpruch über die Koſten allein auf die 
Vorſchrift des 8 286 BGB. geſtützt werde. Dieſer Schadenserſatz⸗ 
anſpruch müſſe, ebenſo wie der Anſpruch auf Erſatz anderer durch den 
Verzug des Schuldners entſtandener Schäden, im ordentlichen Klage⸗ 
weg geltend gemacht werden können. Dem kann nicht gefolgt werden. 
Richtig iſt ſo viel, daß SA ZPO. ganz davon abſieht, ob der im 
Rechtsſtreit Unterlegene ſchuldhaft damit gehandelt hat, daß er es auf 
den Prozeß hat ankommen laſſen. Im Prozeß glaubt regelmäßig jede 
Partei im Recht zu ſein, und häufig kann ihr daraus kein Vorwurf 
gemacht werden. In ſolchen Fällen würde § 286 BGB. verſagen. 
Es wäre alſo an ſich denkbar, daß die ZPO. mit Rüchkſicht auf die 
Fragwürdigkeit eines aus 8 286 BGB. hergeleiteten Koſtenerſtattungs⸗ 
anſpruchs eine beſondere Koſtenerſtattungspflicht geſchaffen hätte, die 
keine weitere Vorausſetzung hat, als das Unterliegen im Prozeß, 
daß aber daneben der aus § 286 BGB. folgende Schadenserſatz⸗ 
anſpruch durchaus, alſo auch in bezug auf die Prozeßkoſten, unberührt 
beſtehen geblieben wäre und nach den allgemeinen Regeln über privat⸗ 
rechtliche Schadenserſatzanſprüche geltend gemacht werden könnte. Daß 
das aber nicht die Abſicht der ZPO. war, iſt herrſchende Meinung, 
namentlich auch vom RG. ausgeſprochen. Das RArbG. trägt keine 
Bedenken, dem beizuſtimmen. Die ZPO. hat die Frage ſowohl nach 
Umfang wie nach der Verfahrensſeite erſchöpfend geregelt und dabei 
den durchaus die Regel bildenden Fall zugrunde gelegt, daß, wie es 
in RG. 66, 199 ausgedrückt iſt, in der Regel kein anderer Ver⸗ 
pflichtungsgrund als das Unterliegen im Prozeß beſteht, daß alſo 
jede Prozeßpartei im guten Glauben an ihr Recht geſtritten hat, 
ohne daß man ihr dabei eine Fahrläſſigkeit zum Vorwurf machen 
kann. Ob in dem Fall bewußt böswilliger Prozeßführung ($ 826 BGB.) 
etwas anderes gilt, mag fraglich ſein, kann aber hier dahingeſtellt 


RA Geb O. oder nach Landesrecht richtet, iſt zweifelhaft; 
vgl. auch Walter⸗Joachim⸗Friedlaenders, NAGED. 81 
Anm. 58 a; Merzbacher⸗Krakenberger, RAGebO. 8 1 
Anm. 20; anders Baumbach, ArbGG. § 12 10 und RKoſtG.s, 
zu RAGebO. § 1 Anm. 3; erſtere laſſen Landesgebührenrecht, letzterer 
die AAGED. (847) für Beratung gelten; ich halte Landesgebühren⸗ 
recht für anwendbar. Hinſichtlich der Vergütung im Verfahren vor 
LAG. und RArbG. beſteht trotz verſchiedenartiger Begründung 
Einigkeit dahin, daß NAGED. Platz greift. 

b) Soweit die RAGebO. direkt oder nach Landesrecht (z. B. 
Art. 16 PreGebO., § 27 BayGebD., die beide den 8 94 NAGED. 
als entſprechend anwendbar bezeichnen) entſprechend gilt, mag auch 
an 894 RA Geb O. gedacht werden, wonach für das Verhältnis 
zum Erſtattungspflichtigen vertragsmäßige Vergütung nicht in Be⸗ 
tracht kommt. Für den obigen Streitfall hätte § 94 nur Bedeutung, 
wenn man die Erſtattungspflicht überhaupt bejahen würde (wie nicht) 
und wenn die beanfpruchten 300 RM etwa nicht die geſetzliche, ſondern 
eine vereinbarte höhere Vergütung darſtellten; der wiedergegebene Tat⸗ 
beſtand obigen Urteils läßt das nicht erkennen, die runde Summe 
von 300 % ſpricht für ein vereinbartes Honorar. 


4. Die Ausführungen des NArbcz., wonach etwaige vor⸗ 
prozeſſuale Koſten im gegenwärtigen Rechtsſtreit außer acht 
bleiben müſſen, laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen (88 561, 
314 BED. § 72 Abſ. 2 ArbGG.) 

5. Gleiches gilt für die zutreffende Annahme, daß es ſich um 
Koſten des Rechtsſtreits handle, auch wenn ſie nicht er⸗ 


2 

bleiben. Da, wo das RG. einen bürgerrechtlichen Anſpruch auf 19 
ſtattung von Prozeßkoſten anerkannt und ſeine Geltendmachung bu 
Klage zugelaſſen hat (3. B. RG. 54, 57), handelte es ſich um Ae, 
Rojten, die aus beſonderen Gründen nicht Gegenſtand des Ko 
feſtſetzungsverfahrens ſein konnten. air 

Das BG. hat den ſtreitigen Anſpruch hilſsweiſe auch fen, 
lich geprüft und im Hinblick auf 861 ArbGG. für "ar 
begründet erklärt. Auch dieſe Erwägungen müſſen als 90. 
treffend anerkannt werden. Schon im Urt. des 2. ZivSen. des uch 
v. 23. März 1926 (JW. 1926, 1542) iſt ausgeſprochen, daß open 
dann, wenn man einen Anſpruch auf Erftattung von Prozehkd} 
unter dem Geſichtspunkt eines rein privatrechtlichen Schadens ch 
anſpruches anerkennen wolle, doch die für die Koſtenerſtattungspf 10 
geltenden prozeßrechtlichen Grundſätze jedenfalls ſoweit maß 
ſeien, als es ſich um die Frage der Verurſachung und die 
legungspflicht handle. Es iſt aber darüber hinaus anzunehmen, . 
der etwa beſtehende bürgerrechtliche Schadenserſatzanſpruch den pe 
rechtlichen Beſtimmungen auch über den Umfang der Koſtenerſtactr 
pflicht unterliegt. Im Verfahren vor den ArbG. ſchließt 8 61 nnd 
die Erſtattung der Koſten für die Zuziehung eines Prozeßbevong K. 
tigten und Beiſtandes aus. Nun iſt zwar richtig, daß der 878 
weder als Prozeßbevollmächtigter noch als Beiſtand i. S. der n 
bis 90 ZPO. im vorliegenden Fall tätig geworden iſt. Er Weis 
ganzen Vorprozeß dem ArbGG. gegenüber überhaupt in keiner den 
in Erſcheinung getreten, namentlich hat er die von ihm beef 
Schriftſätze von dem Kl. ſelbſt unterſchreiben und einreichen fa en, 
Aber der Sinn des 8 61 ArbGG. geht weiter und umfaßt auch! igen 
die, wie hier, durch die bloße Beratung durch einen RA. oder ſonſt 15 
Rechtsverſtändigen im Verlauf eines arbeitsgerichtlichen Prozeſſes arli, 
ftanden find. Ein ausgeſprochenes Ziel des ArbGG. beſteht d ent 
das Verfahren nach Möglichkeit zu verbilligen. Ferner ſoll dem hüt 
gegengewirkt werden, daß bemittelte Parteien ſich der Prozeßh 
bezahlter Kräfte bedienen und damit eine Überlegenheit gegen nl, 
ihrem unbemittelten Gegner gewinnen. Dieſe Zwecke würden U © 
wenn zwar Koſten für Prozeßvertretung und Beiſtandſchaft i. = ber 
85 7890 ZPO. von der Erſtattung ausgeſchloſſen wären, nich end 
Koſten für ſonſtige Prozeßhilfe. Dem hat ſich auch der Kl. anſche ge 
infofern angepaßt, als er gar nicht verſucht Hat, im Koſtenfeſtſetzun 
verfahren Erſtattung der ſtreitigen Summe zu erreichen. 


Ob die von der Rev. beſonders angegriffene Erwägung ac 
LArbG. ſchlüſſig iſt, daß die Beſtimmung des § 61 Arb&G., wo 
Entſchädigung für die Zeitverſäumnis nicht gewährt werden joll, 
gangen werden könnte, wenn man einen Anſpruch auf Er ng 
der Koſten eines RA. oder ſonſtigen Rechtsverſtändigen für Abfaff 
der Schriftſätze zulaſſen würde, kann dahingeſtellt bleiben. 


Daß, wie die Rev. meint, einem unbemittelten zaun ct 
organiſierten Arbeitnehmer die Durchführung eines Rechtsſtren ng 
ſchwert wird, wenn er keine Ausſicht hat, Koſten eines zur Ber ger 
zugezogenen Rechtsverſtändigen erſetzt zu erhalten, iſt richtig und 
der Geſetzgeber hat ſich, wie die Entſtehungsgeſchichte der 88 1 Be⸗ 
61 ArbGG. zeigt, über alle gegen dieſe Beſtimmung geäußerten 
denken bewußt hinweggeſetzt. 
(NArbG., Urt. v. 21. Juni 1930, RAG 21/30.) 


Mitgeteilt von RA. Schumacher, Dortmund. 


alt 
ſtattungsfähig find; gerade der $47 NAGED. im Zusammen 
mit 81 NAGED. ſpricht dafür, daß die Vergütung für die wat 
Rechtsſtreit betreffende Beratung Prozeßkoſtencharakker beſitzt; en; 
gilt 8 47 nur für das Verfahren vor den ordentlichen Gere gc. 
che 


für die nachfolgende in 6 behandelte Frage Bedeutung! z auf 
6. Mit der Meinung, daß Prozeßkoſten als ſolcht en 


Grund Zivilrechts (hier 8286 BGB.) nicht in der 
geſonderten Verfahren von Gegenpartei geld mit 
werden können, befindet ſich das RArbGG. im Einklang 098 
der herrſchenden, auf Urt. der VergivSen. des RG. v. 18. DR. 22, 
(RG. 10, 310) zurückgehenden Rechtsauffaſſung; vgl. auch 
423; 66, 199; JW. 1899, 276; Os Rſpr. 39, 39 u. a.; 
Jonas, ZRO., vor 8 91 11 Ziff. 2, 3, hinſichtlich gewiſſen ot 
nahmen aber III a. a. O.; Sydow⸗Buſch⸗Krantz, 8511) 5 
§ 91; anſcheinend auch Skonietzki⸗Gelpcke, ZPO. AMT ein⸗ 
8 91 Anm. la, 1b; Seuffert, ZBO., vor 8 91 (nicht gewichtige 
deutig); a. A. Kann, 3PO.s, vor 8 91 Anm. 3 a. Diele rahren 
und rechtlich intereſſante Frage bietet für das Arbeitsgerichts. nicht 
keine Beſonderheit; im Rahmen dieſer Anm. kann au 

näher eingegangen werden. 


Sieh, 


SR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg, 
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C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfmanzhof. 


2 
Prien von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Ar ft 
nd Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


rz $ 234 RAbgO. Wird die mündliche Erklärung 
Ste teuerpflichtigen, daß er die Abänderung eines 

erbeſcheides anſtrebe, in einem Schreiben der ange⸗ 
fo jenen Behörde an eine andere Behörde feſtgehalten, 
kot“ dies als Einlegung eines Rechtsmittels zu „Proto- 

1. S. des 8 234 R Abg. zu werten. 
der Wegen die Steuerbeſcheide v. 31. Mai und 5. Juni 1929 hat 
abferti w. am 6. Juni 1929 zwar nur mündlich bei der Zoll⸗ 
dollun d ungsſtelle Einwendungen erhoben und Nachprüfung der Ver⸗ 
gungsft gebeten. Dieſes Vorbringen des BeſchwF. hat die Zollabferti⸗ 
anſtalt lle aber in einem an die Techniſche Prüfungs⸗ und Lehr⸗ 
Der araerichteten Schreiben v. 13. Juni 1929 ſchriftlich niedergelegt. 
mitten ſicht des § 234 NUBGD., der die Einlegung der Rechts⸗ 
legun, Möglichſt erleichtern will, entfpricht es, dieſe schriftliche Nieder⸗ 
im Rn mündlichen Beſchwerdevorbringens durch die Zollſtelle der 
ſtellen 24 RAbgO. geforderten Erklärung zu Protokoll gleichzu⸗ 
bescheiden deshalb die Anfechtung gegen die genannten Steuer⸗ 

e als form⸗ und friſtgerecht gelten zu laſſen. 

H., 4. Sen., Urt. v. 2. April 1930, IV A 29/30.) 

* 


2 
Sten er I 288 RAbgdO. Gebühren bei Zuziehung mehrerer 
Feſſſez berater für dasſelbe Rechtsmittel. Reiſegebühren; 
etzungs- und Erinnerungsgebühr. }) 
hat ar BeſchwF. hat im Rechtsbeſchwerdeverfahren obgeſiegt. Er 
zwar ktattung feiner Koſten in Höhe von 500 RM beantragt, und 
8 ur die Gebühren für drei Steuerberater, die Koſten fir eine 
l Beh München, eine ſolche nach Münſter und eine Gebühr 
hat ih eraters für die Koſtenfeſtſetzung. Die Geſchäftsſtelle des Sen. 
Bevolſen nur 219,70 / bewilligt, und zwar die Gebühr für einen 
deren Pachigten in Höhe der vollen Rechtsanwaltsgebühr. Die an⸗ 
rung 5 hat ſie geſtrichen. Hiergegen hat der BeſchwF. Erinne⸗ 
n. 
Re „en Vertreter macht geltend, der Beſchw§. habe im Lauf des 
heri beſchwerdeverfahrens erkannt, daß die Fähigkeiten ſeines bis⸗ 
nicht 3; Steuerberater für die Vertretung in der Rechtsbeſchwerde 
einem reichen, er habe ſich daher an ſachverſtändiger Stelle nach 


dieſen anderen Steuerberater am Sitz des Fincher. erkundigt und 
habe BL feiner Vertretung beauftragt. Die Reiſe nach München 
für der BeſchwF. für notwendig gehalten und nach Lage der Sache 


rotwendig halten dürfen, ebenſo die Reiſe nach Münſter. Die 


im 92 2. 1. Den Ausführungen des RFH., daß im allgemeinen 
tigten e des 8 288 RAbgdoO. nur die Koſten eines Bevollmäch⸗ 


face berſtatten find, it durchaus beizutreten. Iſt der Steuer⸗ 
tig 


um die teuerpflichtige zu dem Steuerberater unternommen hat, 
dann e über den Sachverhalt zu unterrichten. Das kann aber nur 
nach ö richtig gehalten werden, wenn entweder der Steuerpflichtige 
riftlig er Bildung außerſtande war, eine einfache Angelegenheit 
Cachl arzulegen oder wenn es ſich um eine derart ſchwierige 
iin, d andelte, daß eine mündliche Rückſprache unentbehrlich er⸗ 
erſehen einer dieſer Fälle gegeben war, läßt der Beſchluß nicht 


lich ber Der Rh. ſtellt die „wiſſenſchaftlichen Steuerberater“ bezüg⸗ 
ſinde ei öhe ihrer Vergütung vollkommen den RA. gleich und 
Verwarelne Stütze dieſes Standpunktes darin, daß auch die preuß. 
u ſehen ugsrechtsräte gleiche Stellung einnähmen. Es iſt intereſſant 
Sl be ſchlimmen Früchte der inſoweit nicht zu billigende 
die Pan des RS.: 398. 1930, 20973 ( meine Anm. dazu) trägt. 
hütung arts des MFH, welche gewiſſen Nichtanwälten dieſelbe Ver⸗ 
J. 19 zuweiſt, wie fie RA. zuſtehen, iſt von Krämer, Anm. zu 
reits 0 0 2098 L und Levin, Anm. zu JW. 1930, 23121 be⸗ 
ann. wirkſam bekämpft worden, daß darauf verwieſen werden 
weng Die Streichun der für das Erinnerungsverfahren angeſetzten 
würde niechtfertigt ſich dadurch, daß fie einem RA. nicht zuftehen 
Mir and und die dieſem zukommenden Koſtenbeträge den Höchſtſatz 
ere Bevollmächtigte oder Beiſtände bilden. 
LER. Dr. A. Friedlaender, Limburg (Lahn). 


dem RA. zukommende Gebühr für den Koſtenfeſtſetzungsantrag ſtehe 
auch einem akademiſch gebildeten Steuerberater zu. 

Die Erin gerung iſt nur zum kleineren Teil begründet. Nach 
§ 288 NAD. umfaßt die Koſtenlaſt die Erſtattung der notwen⸗ 
digen Auslagen, die den Beteiligten erwachſen ſind; notwendige 
Auslagen ſind dem obſiegenden Steuerpflichtigen zu erſtatten. Die 
Koſten der Zuziehung eines Bevollmächtigten ſind nur erſtattungs⸗ 
fähig, wenn die Zuziehung notwendig war. Es fragt ſich alſo, ob 
im vorliegenden Falle die Zuziehung mehrerer Bevollmächtigter im 
Rechtsbeſchwerdeverfahren notwendig war. Im allgemeinen wird man 
davon ausgehen können, daß für einen Rechtszug nicht mehr als 
ein einziger Vertreter erforderlich iſt. Ausnahmen kommen nur in 
Frage aus ganz beſonderen Gründen. Solche Gründe lagen hier nicht 
vor. Man kann nicht ſagen, daß gerade im Lauf des Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahrens ein Wechſel des Vertreters notwendig war. 
Vielmehr hätte der BeſchwF. bei Anwendung der erforderlichen Sorg⸗ 
falt in der Beſorgung derartiger Geſchafte ſich ſofort die Frage vor⸗ 
legen müſſen, ob die Art der Sachbehandlung durch ſeine bisherigen 
Vertreter die Zuziehung eines beſonders ſachverſtändigen weiteren 
Steuerberaters notwendig mache. Dann wären für die Rechts⸗ 
beſchwerden nur die Koſten eines einzigen Vertreters erwachſen. Wenn 
der Beſchw§. erſt im Lauf des Rechtsbeſchwerdeverfahrens ſeinem bis⸗ 
herigen Vertreter wegen Mißtrauens in deſſen Fähigkeiten auf Grund 
ſeiner Leiſtungen in den Vorinſtanzen die Vertretung entzogen hat, 
ſo hat er die Mehrkoſten der Zuziehung eines weiteren Vertreters 
ſelbſt zu tragen. Dieſe Rechtsauffaſſung entſpricht auch der Regelung 
im Zivilprozeß. Dort iſt in 8 91 Abſ. 2 ZPO. beſtimmt, daß die 
Koſten der Zuziehung mehrerer RA. nur inſoweit zu erſtatten ſind, 
als ſie die Koſten eines RA. nicht überſteigen, oder als in den 
Perſon des RA. ein Wechſel eintreten mußte. Eine Ausnahme iſt 
von der Rechtsübung entſprechend der RAGebO. nur inſoweit zu⸗ 
gelaſſen, als bei Verſchiedenheit des Wohnſitzes vom Gerichtsort 
zwiſchen die Partei und den Prozeßbevollmächtigten als Verbindungs⸗ 
mann am Wohnſitz ein ſog. Verkehrsanwalt eingeſchoben wird, der 
den Verkehr zwiſchen Partei und Bevollmächtigten als Vertrauens⸗ 
perſon der Partei und örtlicher Sachverſtändiger vermittelt; das 
kam aber im vorliegenden Fall nicht in Betracht. Die Koſten eines 
Vertreters mit der vollen Gebühr eines RA. hat die Geſchäftsſtelle 
des Sen. dem BeſchwF. bereits zugebilligt. Der Sen. billigt dies. 
Daß der Wechſel in der Perſon des Vertreters während der Inſtanz 
nicht notwendig war, muß dann angenommen werden, wenn ſchon 
bei Beginn der Inſtanz ein geeigneter neuer Vertreter hätte auf⸗ 
geſtellt werden können. Dagegen iſt dem BeſchwßF. dahin recht zu 
eben, daß er bei der Auswahl des Vertreters nicht an die an 
1 Wohnſitz vorhandenen Steuerberater gebunden war, wenn es 
ſich um ein Rechtsmittelverfahren handelte, für das am Wohnſitz 
keine Rechtsmittelbehörden vorhanden ſind, und der Steuerpflichtige 
daher annehmen kann, daß am Sitze einer Rechtsmittelbehörde ge⸗ 
eignetere Berater zu finden ſind. Unter dieſen Umſtänden iſt aber 
zu unterſtellen, daß der BeſchwF. zum Zweck der Unterrichtung dieſes 
Beraters an deſſen Wohnſitz fahren mußte. Es ſind ihm deshalb die 
Koſten für die Reiſe nach Münſter zu erſetzen. 


Dagegen ſind ihm die Koſten für die Reiſe nach München an 
den Sitz des RF. nicht zu erſtatten. Nachdem der Beſchwß. in 
Dortmund oder doch in Münſter paſſende Steuerberater finden 
konnte oder gefunden hat, war es nicht mehr notwendig, daß er 
nach München fuhr. Es kommt nicht darauf an, ob er ſelbſt dieſe 
Reiſe für notwendig erachtet hat, ſondern ob die Reiſe bei ver⸗ 
nünftiger Überlegung notwendig war. Nachdem aber der Beſchwß. 
in der Lage war, mehrere Steuerberater in Tätigkeit zu ſetzen, 
kann man von dieſem Standpunkt aus die Reiſe nach München 
nicht mehr als unumgänglich anſehen. 

Die aus der Beſonderheit der RAGebO. zu erklärende Gebühr 
für den Koſtenfeſtſetzungsantrag kann wiſſenſchaftlichen Steuerberatern 
nicht verſagt werden, nachdem der Rö H. dieſen im übrigen grund⸗ 
ſätzlich dieſelben Gebühren wie den RA. zubilligt und dieſe bejondere 
Gebühr auch ſchon den nicht als RA. anzuſehenden Verwaltungs⸗ 
rechtsräten gewährt worden iſt. 

Der BeſchwF. beantragt nun weiter, ihm auch gemäß 8 23 
Ziff. 10 NAGED. für die Erinnerung eine Erinnerungsgebühr zu 
bewilligen in Höhe von 9,90 K. Dieſes Begehren iſt unbegründet. 
Denn das Erinnerungsverfahren bildet mit dem Feſtſetzungsverfahren 
eine Inſtanz, es gehört begrifflich zum Feſtſetzungsverfahren, wie 
die Gebührenordnung in 8 30 Abſ. 3 ausdrücklich beſtimmt. Es kann 
daher auch nicht neben der Feſtſetzungsgebühr eine beſondere weitere 
Erinnerungsgebühr beanſprucht werden (vgl. Walter⸗Joachim⸗ 
Friedlaender, RAGebO. S. 297). 

Dem BeſchwF. find deshalb zuzubilligen und zu erſtatten: Die 
Gebühr für einen Vertreter in Höhe der vollen Gebühr eines RA. 
mit 219,70 K., für eine Reiſe nach Münſter 20 , für den 
Koſtenfeſtſetzungsantrag 4,50 AM, zuſammen 244,20 AM. 

Im übrigen ift die Erinnerung als unbegründet zurückzuweiſen. 

($FH., 6. Sen., Beſchl. v. 17. Sept. 1930, VI A 1928/29.) 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Gade, 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke, Landgerichtsdirelktor 
Kerſting, Verlin. 


[* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt.] 


1. 8 336 AngVerſG. Verſchulden bei einem Konkurs- 
verwalter. 


Die Reichsverſicherungsanſtalt hat den RA. X. als Konkurs⸗ 
verwalter mit einer Geldſtrafe von 40 K und einer Nebenſtrafe 
von 294 RA belegt, weil er für zwanzig Angeſtellte der Firma 9. 
Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung teilweiſe für die Monate März 
bis Mai 1926 nicht verwendet hat. Gegen dieſe Strafverfügung 
hat der Konkursverwalter Beſchwerde beim OVerſA. eingelegt. Dieſes 
hat die Sache zur grundſätzlichen Entſch. an das RVerſA. abgegeben. 

Das MVerſsA. hat die Beſchwerde zurückgewieſen. 

Der beſchwerdeführende Konkursverwalter iſt als Arbeitgeber 
der im Geſchäft der Gemeinſchuldnerin nach Konkurseröffnung weiter⸗ 
beſchäftigten Perſonen anzuſehen. Er kann daher als Arbeitgeber 
gemäß § 336 AngVerſcz. in Strafe genommen werden, ſofern deſſen 
Vorausſetzungen vorliegen. Nach dieſer Vorſchrift kann die Reichs⸗ 
verſicherungsanſtalt Arbeitgeber, die es unterlaſſen, rechtzeitig für 
ihre verſicherungspflichtigen Beſchäftigten Marken zu verwenden, mit 
Ordnungsſtrafen in Geld belegen. Gleichzeitig kann ſie die Zahlung 
des Ein⸗ bis Zweifachen der Rückſtände als Nebenſtrafe auferlegen. 
Nach der ſtändigen Rſpr. des RVerſA. iſt eine Beſtrafung nur 
möglich, wenn einer rechtmäßigen Anordnung ſchuldhaft zuwider⸗ 
gehandelt wird. Das iſt vorliegend der Fall. 

Der BeſchwF. hat für die von ihm nach Konkurseröffnung 
weiterbeſchäftigten Angeſtellten die nach dieſem Zeitpunkt fälligen 
Beiträge in Höhe von 294. AM nicht entrichtet, obwohl ihm dieſe 
Verpflichtung nach 8 182 AngVerſcG. oblag und er an die Ent» 
richtung dieſer Maſſeſchulden darſtellenden Beiträge mehrfach von 
der Reichsverſicherungsauſtalt, auch unter Strafandrohung, erinnert 
worden iſt. Die hierin liegende ſchuldhafte Nichtentrichtung der Bei⸗ 
träge hat er damit zu entſchuldigen geſucht, daß er geglaubt habe, 
wegen vorliegender hoher Maſſeſchulden die Beitragsforderung der 
Reichsverſicherungsanſtalt nach 860 KO. nur verhältnismäßig oder 
gar nicht befriedigen zu können. Dieſe Behauptung iſt jedoch nicht 
geeignet, die Annahme eines Verſchuldens des Beſchw§. auszu⸗ 
ſchließen. Allerdings tritt nach 8 60 KO., ſobald ſich heransſtellt, 
daß die Konkursmaſſe zur vollſtändigen Befriedigung aller Maſſe⸗ 
gläubiger nicht ausreicht, eine verhältnismäßige Befriedigung der⸗ 
ſelben ein. Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob der BeſchwF. als 
Konkursverwalter berechtigt geweſen wäre, die Beiträge zur An⸗ 
geſtelltenverſicherung verhältnismäßig zu kürzen, was allerdings bei 
der Verwendung von Beitragsmarken kaum durchführbar geweſen 
wäre, oder ob er verpflichtet war, nach der Höhe der bezahlten Ge⸗ 
hälter der Angeſtellten auch die vollen Beiträge zu zahlen, ge⸗ 
gebenenfalls, wenn die Maſſe nicht ausreichte, unter Kürzung der 
Gehälter. Jedenfalls hat der Konkursverwalter keines von beiden 
getan, er hat, trotzdem er nach dem eingereichten Schlußbericht fort⸗ 
laufend Gehälter an die Angeſtellten gezahlt hat, überhaupt keine 
Beiträge zur Angeſtelltenverſicherung entrichtet. Indem er dies unter⸗ 
ließ, hat er die ihm als Arbeitgeber nach § 182 AngVerſch. ob⸗ 
liegende Pflicht, für die Angeſtellten der Gemeinſchuldnerin Beiträge 
zu entrichten, ſchuldhaft verletzt. Da er auch die Strafandrohung 
der Reichsverſicherungsanſtalt unbeachtet gelaſſen hat, hat ihn die 
Reichsverſicherungsanſtalt zu Recht gemäß 8336 Abſ. 1 Satz 1 
AngVerſcG. mit einer Ordnungsſtrafe von 40 RAM belegt. Auch die 
Verhängung einer Nebenſtrafe in Höhe des Einfachen der Rückſtände 
war nach 8336 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. geſetzlich berechtigt. 

(RVerfA., Entſch. v. 7. Mai 1930, III AV 33/29 B. Eu M. 27, 452.) 
8. 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Berlin. 


L* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
verſorgungsgerichts abgedruckt.] 


* 1. Die VO. des Reichspräſidenten zur Behebung 
finanzieller, wirtſchaftlicher und ſoztaler Notſtände v. 
26. Juli 1930 (RG Bl. I, 311) IV. Abſchn., 3. Tit., Art.! findet 
auf die beim Inkrafttreten der VO. anhängigen Sachen 
keine Anwendung. 

(RVerſorgGer., Urt. v. 21. Aug. 1930, M Nr. 35545/29, 15; 
Grdſ. E.) A.] 

* 
2. Der Rekurs iſt nach dem IV. Abſchn. Art. 3 Nr. 2 
der BD. des Reichspräſidenten v. 26. Juli 1930 (RG Bl. I, 
311) auch ausgeſchloſſen, wenn das Verſorgcger. die Frage 
des urſächlichen Zuſammenhanges offen gelaſſen hat. 
(RVerſorg Ger., Urt. v. 8. Aug. 1930, M Nr. 555/30, 26.) [A.] 
* 


91 
3. Wenn es ſich um die Rückforderung zu ume 


empfangener Elternrente handelt, iſt der Rekurs Kl. 

die VO. des Reichspräſidenten v. 26. Juli 1930 (ROT u 

311) IV Abſchn., 3. Tit., Art. 3 Nr. 2 und 6 nicht aus 

ſchloſſen. 5 

(AVerforgber., Urt. v. 8. Aug. 1930, M Nr. 42674/29, 26.) 9 
* 


zu des 

4. Bei der Waiſenrente eines unehelichen Kinde, 

iſt der Rekurs auf Grund des Art. 3 Abſ. 1 Nr. 5 der aut 

des Reichs präſidenten v. 26. Juli 1930 (Rc Bl. I, 310 re 
inſoweit ausgeſchloſſen, als es ſich um die bean 
Vorausſetzung des § 41 Abſ. 2 Nr. 5 RVerſorgGer. (Gla 
haftmachung der Vaterſchaft) handelt. 5 

(RVerſorgcher., Urt. v. 9. Aug. 1930, M Nr. 1648/30, 18.) (A. 


* 

ed 

** 5. Die Feſtſetzung des Veſoldungsdienſtalters Nr 

nach dem 1. April 1920 penſionierten Offiziers due b. 

zuſtändige Verwaltungs behörde iſt gem. § 11 Beſold m. 

30. April 1920 der Nachprüfung durch die Gerichte enta0d 
(NVerſorgGer., Urt. v. 6. Ang. 1930, M Nr. 21047/28, 23. Grdſ. 


* 


tie 
6. Auch bel rechtlichen Sweifelafragen it Do 
gung nach 8 65 Abſ. 2 VerfG. unzuläſſig. 


(MVerſorgcher., Urt. v. 7. Mai 1930, M Nr. 35121/28, 2.) 


II. Länder. 


Oberverwaltungsgerichte. 


Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OBER. Geh. Reg. von Kries u. RA. Dr. Gö rt 
Berlin. 


it 

1. 8 23 RheinKrD.; 88 121 Abſ. 3, 126 Pr ch. 151 

in 8 121 Abſ. 3 Pre VG. zugelaſſene Beſchwerde tebi rat 

dem zu, der zum Gemeindevorſtand gewählt, vom La zeig! 
aber mit Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes nicht beſt 


worden iſt. 


u 
8 121 Abſ. 3 Pro VG. läßt Beſchwerden gegen die untet, I 
ſtimmung des Kreisausſchuſſes gefaßten Beſchlüſſe des Landra⸗ 
binnen einer beſtimmten Friſt und nur an eine beſtimmte gr 
den Bezirksausſchuß, zu. Die Beſchwerde iſt eine förmli ligten 
ſchwerde, die nicht jedermann, ſondern nur dem rechtlich Bete e 
zuſteht, nämlich demjenigen, welchem ein rechtlich geſchütztes 8 einet 
die Befugnis gibt, am Verfahren unmittelbar in der Stellung 
Partei teilzunehmen. 


ed 


„ di e 
meindevertretung als das hierzu berufene Organ der Gemen it 
lber, 5 


8 72 rhein. GemD.); die Grundlage für die Entſchlüſſe des Seide 
und des Kreisausſchuſſes bildet ausſchließlich die von der 0 dutch 


dieſe Wahl zwiſchen der Gemeindevertretung einerſeits und de inde⸗ 
ſichtsbehörde anderſeits entſtehen, haben in verſchiedenen Gef den! 
verfaſſungsgeſetzen einen beſonderen geſetzlichen Ausdruck gef 

es iſt dem Wahlkörper oder der Gemeindevertretung daß her“ 
der Beſchwerde, alſo einer förmlichen Beſchwerde gegen! e int 
ſagenden Beſchlüſſen der Aufſichtsbehörde eingeräumt worden, enen 
855 heſſ. L&emd. und im 8 64 hohenzoll. Gemd.; ebenſo indever, 
gemäß 813 Zuft®. der Gemeindevorſtand oder die Gemen bei 
tretung eine Abänderung der Entſcheidung der Aufſichtsbehs 

dem Miniſter des Innern beantragen. ind 


5 
Die Gewählten ſelbſt erlangen durch die Wahl zum Gand die 
vorſteher oder Stellvertreter kein Recht auf Beſtätigung. für k 
Beſtätigung verſagt, fo haben fie demzufolge, ſelbſt wenn Nora 
ein finanzielles, wirtſchaftliches oder kommunal politiſches 4 im 
auf dem Spiele ſteht, auch keinen rechtlich geſchützten Alan 
Wege der förmlichen Beſchwerde eine anderweitige Entſchell Inet, r 
Beſchlußbehörde herbeizuführen. Ein ſolches rechtlich geſchützte? ae 
eſſe, am Beſchlußverfahren des § 121 Pre. unmittelbar i 


** 
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nehme 


konnte ſteht ihnen nicht zur Seite. Die mangelnde Aktivlegitimation 
auch e wegen des Fehlens eines rechtlich begründeten Anſpruchs 
Sri ct durch die Zustellung der Beſchlüſſe des Landrats und des 
fen, usſchuſſes an die Beſchw . herbeigeführt werden. Endlich be» 

0 einerlei geſetzliche Beſtimmung, durch welche etwa einer 
t der Gemeindevertretung ein Rechtsanſpruch auf Be⸗ 


daten ir 


tät; . 
wenßung eines ihrer Mitglieder gegeben wäre. Eine analoge An⸗ 


dun 


werd 


er erde fachlich erörtert, ohne hierbei, was bedenklich erſcheint, 

ſcheidene Frage der Beſtätigung überhaupt und im ganzen zu ent⸗ 
Sei u. Er hätte aber, da aus keiner geſetzlichen Vorſchrift die 
Mis der Beltz. zur Einlegung der Beſchwerde herzuleiten iſt, 


8 des 86 Gemeindewahl®. iſt hier völlig ausgeſchloſſen. 
dase Rechtslage hat der Bezirksausſchuß verkannt. Er hat die 
ü 


Berlin dar. 


die Beſchwerde als unzuläſſig abweiſen müſſen. Der Anfechtungs⸗ 
klage war daher ſtattzugeben. 
(PrO G., 2. Sen., Urt. v. 30. Mai 1930, II A 34/29.) 


Berichtigung. 


Der JW. 1930, 3078 unter der überſchrift „Der Menſch im 
Arbeitsrecht“ veröffentlichte Aufſatz von RA. Prof. Dr. Sinz⸗ 
heimer ſtellt ein Referat über den von dem Verfaſſer ge⸗ 
haltenen Vortrag in der Freien Sozialiſtiſchen Vochſed ue in 


Überfiht der Rechtſprechung. 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


em 5 242 BGB. Iſt ein Gläubiger 
h bezußergerichtlichen Sanierungsver⸗ 
105 ne veten, wodurch den Gläubigern 
8 mg 15 
pouch überlaſſen wird, ſo hat er nur An⸗ 


einem 7, 


er auf Hotper 5 wird, wogegen 
5 orderung verzichtet, jo 
nic kann ſchäftsgrundlage weggefallen und 


fer, wi 


11 24 
aner dude. Zu den wertbeſtändigen, 
durderunſwertung alſo nicht zugänglichen 
010 ange gehören auch ſolche, die zwar 
Fichte ng einer beſtimmten Geldſumme 
Fall der And, bei denen aber für den 
5 ae des Wertes a ar 
ung die Berichtigung der Geld⸗ 
t vo 
augen behalten iſt. Bei ſolchen Forde⸗ 
Re Abt aber zu prüfen, ob die vor⸗ 
ergehen der Berichtigung nicht nur 
lt it end für die Dauer der Inflation 
eit 242 Band. 3310 6 
algen . B. Die Abwägung des gegen- 
ſenurſachunſchuldens ſowie des Maßes der 
aufen Wü 80 eines Schadens unterliegt der 
ir Rechts gung des Tatrichters, die nur 
88 2 38K ler vom Rev. nachzuprüfen 
hend 276, gi 
Wa Choral? BGB. Anwaltshaftung. Der 
hen nn zur ue beratende Anwalt rät dem 
og elta übernahme der Alleinſchuld ge- 
e ‚on der Frau erklärten Unter⸗ 
Der Anwalt hat den Mann 
otzdem erhobenen Unterhalts⸗ 
15525 der Frau freizuhalten. RG. 
8 
000 3838. 157, 242, 779, 831 Wg. 
fe; „Nein Se $ 151 Gewd. Sprengungen 
ac da embruch. Auslegung eines Ver⸗ 
aberg dung für Angeſteltte. 886. 
Ne 421 u 
Rap De 164 BGB. Vorausſetzungen 
Jae Daches, gültigen Schuldmitüber⸗ 
be. 422 ff. „Koln 33283 
em Kosten Geſamtgläubigerſchaft 
f ange benſeſtſetzungsbeſchluß. OLG. 


ſuzliche B.: § 5 Arm Anw. Der zweit⸗ 
u ana; Menamiart hat gegen den 

i, deen Armenanwalt der gleichen 
einen zugunſten der Partei 


ei 


ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß voll⸗ 
ſtreckt hat, einen Anſpruch auf Zahlung 
eines anteiligen Betrages der beigetriebenen 
Summe, ohne daß der ihm aus der Staats⸗ 
kaſſe erſtattete Betrag anzurechnen iſt. 
LG. Lyck 336714 

88 675, 278, 254 BGB. Zur Anwalts⸗ 
haftung, Haftung für Erfüllungsgehilfen, 
mitwirkendes Verſchulden der Partei. OLG. 
Königsberg 3329 4 

88 812 ff. BGB. Iſt ein Anwalt zur 
Rückzahlung eines Teiles ſeiner auf Grund 
eines rechtskräftigen Urteils beigetriebenen 
Gebühren verpflichtet, wenn ſpäter durch 
Anderung des Wertfeſtſetzungsbeſchluſſes, 
auf dem das rechtskräftige Urteil beruht, 
der Streitwert herabgeſetzt wird? LG. 
Hannover 33611 , 

8 817 BGB. Anwaltshaftung. Der beide 
Eheleute beratende Anwalt rät dem Mann 
zur Übernahme der Alleinſchuld gegen 
einen von der Frau erklärten Unterhalts- 
verzicht. Der Anwalt hat den Mann von 
den trotzdem erhobenen Unterhaltsan⸗ 
ſprüchen der Frau freizuhalten. RG. 33061 

88 839, 254 BGB.; 8 168 Satz 2 FchG. 
Amtspflicht des Notars zur Prüfung der 
ihm bei Beurkundung einer durch Verpfän⸗ 
dung von Wertpapieren zu ſtellenden 
Sicherheit übergebenen Wertpapiere, und 
zwar nicht nur der Zins⸗ und Erneuerungs⸗ 
ſcheine, ſondern vor allem der Mäntel. 
NG. 3309 5 

§ 839 BGB.; Art. 45 PrßGG. 1. Die 
Beglaubigung einer Ausfertigung iſt eine 
dem Notar perſönlich obliegende Amts⸗ 
pflicht; ihre übereinſtimmung mit der Ur⸗ 
ſchrift muß er perſönlich nachprüfen, auf 
Angeſtellte darf er ſich hierbei nicht ver⸗ 
laſſen. 2. Abwägung des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens als vom NG. im Gegenſatz zu 
der vom BG. gefundenen Teilung ſelb⸗ 
ſtändig zu beantwortende Rechtsfrage. RG. 
33073 

88 873, 875, 877, 878 BGB.; 8 938 
PO. Eine Einſtw Verf., durch welche dem 
Eigentümer verboten wird, über ſein 
Grundſtück zu verfügen, wird nicht bereits 
mit dem Eingang des Erſuchens um Ein⸗ 
tragung beim GBA. und auch noch nicht 
mit der Eintragung im Grundbuch, ſon⸗ 
dern erſt mit der Zuſtellung an den Eigen⸗ 
tümer wirkſam. OLG. Naumburg 333517 


Geſetz betreffend die Abzahlungsgeſchäfte. 


Zwangsvollſtreckung des Abzahlungsver⸗ 
käufers in die unter Eigentumsvorbehalt 
verkauften Sachen. LG. Düſſeldorf 33655 


2. verfahren und Koiten. 
Zivilprozeßordnung. 


8 9 3PO. 8 9 iſt nicht anwendbar, wenn 
der Gläubiger, weil der Schuldner das Ka⸗ 


pital zurückbehält, Zinſen verlangt, die er 
bei Rückzahlung ſonſt durch Neuanlegung 
des Kapitals erhalten hätte. KG. 33318 

8 71 ZPO. Bei Entſcheidungen über die 
Zulaſſung als Nebenintervenient iſt die 
weitere Beſchwerde zuläſſig. OLG. Breslau 
333211 

ss 91, 627 ZPO. Wenn — in regelwid⸗ 
riger Weiſe — über die Koſten im einſt⸗ 
weiligen Verfügungsverfahren in dieſer 
ſelbſt nicht entſchieden worden iſt, dann 
umfaßt die Koſtenentſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache nicht ohne weiteres die Koſten der 
EinſtwVerf. KG. 3340 22 

891 ZPO. In einem Beſchluß, der die 
Anordnung eines Arreſtes oder die An⸗ 
ordnung einer EinſtwVerf. enthält, iſt ſtets 
auch über die Koſten des Verfahrens zu 
entſcheiden. KG. 3338 21 

8 91 II 2 ZPO. Die Koſten mehrerer 
RA. ſind auch dann zu erſtatten, wenn in 
der Perſon des RA. ein durch Selbſtmord 
des erſten Prozeßbevollmächtigten notwen⸗ 
dig gewordener Wechſel eintreten mußte. 
KG. 3337 20 

ss 91, 103, 106 ZPO. Sind die Koften 
im Urteil nach Bruchteilen verteilt, ſo muß 
bei der Berechnung des zu erſtattenden 
Betrages vom Geſamtbetrag der Koſten 
ausgegangen werden. Der Betrag, den der 
Anwalt einer Partei aus der Staatskaſſe 
erhalten hat, darf nicht abgeſetzt wer— 
den. — Der Anſpruch der Staatskaſſe 
gegen den Gegner kann niemals den im 
Ausgleichsverfahren ermittelten Koſtenan⸗ 
ſpruch der Armenpartei überſteigen. OLG. 
Celle 3346 34 

88 91, 99, 139, 264, 268 Nr. 2, 527 3PO.; 
88 1, 3 Nr. 1, 2 und 4, 7, 9 AnfG. Koſten⸗ 
pflicht des Kl. nach Erledigung der Haupt⸗ 
ſache, wenn die Klage falſch geſtellt war. 
OLG. Bamberg 33317 

Ss 91 ZPO. Sit § 91 38 O. bei Nicht⸗ 
eröffnung des Konkurſes entſprechend an⸗ 
zuwenden? Stehen ſich der den Konkurs⸗ 
antrag ſtellende Gläubiger und der Schuld⸗ 
ner als Prozeßparteien gegenüber? KG. 
3340 23 

§ 91 ZPO. Erſtattungsfähigkeit der Ko⸗ 
ſten mehrerer Anwälte. KG. 333719 

§ 91 3PO. Inwieweit ſind die Gebühren 
der Rechtskonſulenten, der Vertreter von 
Einziehungsſtellen von Gewerbe⸗ oder De⸗ 
tailiſtenkammern erſtattungsfähig? LE. 
Hamburg 336817 

8 91 3PO. Zu den Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits i. S. 8 91 BRD. gehören auch die 
Koſten der Ausfertigung und Zuſtellung 
des Urteils. OLG. Stuttgart 33524 

8 91 ZPO; 88 45, 93, 94 RAGebd. 
Wenn eine Partei ihrem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten als Vergütung für die Wahr⸗ 
nehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins im Wege der Honorarverein⸗ 


3374 


barung diejenigen Beträge zugeſteht, die 
ſie dem auswärtigen RA. hätte zahlen 
müſſen, dann ſind dieſe Koſten erſtattungs⸗ 
fähig. OLG. Breslau 3343 29 

8 93 38. Koſtenlaſt nach Freigabe im 
Interventionsprozeſſe. Veranlaſſung zur 
Klagerhebung. Begriff des ſofortigen An⸗ 
erkenntniſſes. OLG. Breslau 334430 

88 99, 271, 575 3PO. Durch ein An⸗ 
erkenntnis des Bekl. unter Proteſt gegen 
die Koſtenlaſt wird der Klaganſpruch in 
der Hauptſache nicht erledigt, wenn der 
Kläger es unterläßt, einen Antrag auf 
Anerkenntnisurteil zu ſtellen. Es iſt nicht 
zuläſſig, über die Koſten allein zu ent⸗ 
ſcheiden, ſolange nicht eine Entſcheidung in 
der Hauptſache ergangen iſt. KG. 3340 24 

8 114 3 PO. Eine Gewährung des 
Armenrechts nach Erlaß des Urteils iſt 
nicht zuläſſig. Die abweichende Anſicht des 
KG. (JW. 1927, 1170) iſt abzulehnen. 
OLG. Kiel 335759 

88 115 ff. ZPO. Umfang des Anſpruchs 
des Armenanwalts gegen die Staatskaſſe 
auf Erſtattung von Auslagen. KG. 3352 50 

88 115 ff. 3PO.; 836 RAcGebO. Der 
als Armenanwalt übergangene Rechts⸗ 
anwalt hat kein Beſchwerderecht. Die 
Gründe, weswegen der von einer Partei 
gewünſchte, im Armenrecht ihr zu be⸗ 
ſtellende Rechtsanwalt nicht vom Vor⸗ 
ſitzenden beigeordnet worden iſt, können 
auf Beſchwerde der Partei vom Be- 
ſchwerdegericht nachgeprüft werden. Der 
Vorſitzende ſoll ſich bei der Beiordnung 
in erſter Linie von den Grundſätzen einer 
gerechten und gleichmäßigen Verteilung lei⸗ 
ten laſſen. OLG. Köln 3357 61 

88 115 ff. ZPO. Die Betordnung als 
Armenanwalt erſtreckt ſich auch auf das 
Koſtenfeſtſetzungsverfahren, nicht aber auf 
die Beſchwerdeinſtanz dieſes Verfahrens. 
OLG. Celle 3355 55 

8 115 Abſ. 2 ZPO; 8 1 Arm Anw. 
Armenanwaltsgebühren bei Bewilligung 
des Armenrechts zu einem Bruchteil. OLG. 
Stettin 3359 64 

88 116, 627 ZPO.; 58 33, 34 RAD. Die 
Anträge aus 8 627 3PO. müſſen von 
der armen Partei in der Regel zu Pro⸗ 
tokoll der Geſchäftsſtelle erklärt werden. 
Die Beiordnung eines Anwalts kann ab⸗ 
gelehnt werden. Der Antrag auf Bei⸗ 
ordnung, der von einem Anwalt zugleich 
mit, dem Sachantrag geſtellt wird, iſt 
mangels einer ausdrücklichen Erklärung 
nicht dahin zu deuten, daß über den 
Sachantrag erſt dann entſchieden werden 
ſoll, wenn dem Antrag auf Beiordnung 
ſtattgegeben worden iſt. OLG. Köln 3358 62 

§ 124 3PO.; 85 Arm Anw. Keine 
Aufrechnung bei Rückgriff der Staatskaſſe 
gegen den koſtenpflichtigen Prozeßgeguer. 
OSG. Köln 3357 60 

8191 Ziff. 4 ZPO. 1. Iſt eine Zuſtellung 
richtig erfolgt, ſo iſt eine unrichtige Be⸗ 
zeichnung der Perſon, der zugeſtellt ſein 
ſoll, unſchädlich. RG. 3310 6 

8234 ZPO. 1. Hat das OLG. die Wie⸗ 
dereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Bewährungsfriſt durch 
Beſchluß erteilt, ſo kann dieſe Erteilung 
nicht mit der Reviſion gegen das der Be⸗ 
rufung ſtattgebende Urteil angegriffen wer⸗ 
den. 2. War das Armenrechtsgeſuch recht⸗ 
zeitig eingereicht, ſo iſt im Falle der nach⸗ 
träglichen Bewilligung des Armenrechts 
die ſpäter als unrichtig erkannte anfäng⸗ 
liche Ablehnung des Armenrechts als un⸗ 
abwendbarer, die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand rechtfertigender Zufall an⸗ 
zuſehen. RG. 33128 

§ 271 Abſ. 3 3 PO. iſt im Güteverfahren 
nicht anwendbar. LG. II Berlin 336716 

SS 271, 99, 575 ZPO. Durch ein An⸗ 
erkenntnis des Bekl. unter Proteſt gegen 
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Juriſtiſche Wochenſchrif, 


die Koſtenlaſt wird der Klaganſpruch in 
der Hauptſache nicht erledigt, wenn der 
Kläger es unterläßt, einen Antrag auf 
Auerkenntnisurteil zu ſtellen. Es iſt nicht 
zuläſſig, über die Koſten allein zu ent⸗ 
ſcheiden, ſolange nicht eine Entſcheidung 
in der Hauptſache ergangen iſt. KG. 3340 24 

S 272 b ZPO.; 88 20, 24 GKG. Infor⸗ 
matoriſche Anhörung eines vom Vorſitzen⸗ 
den zur mündlichen Verhandlung geladenen 
Zeugen rechtfertigt nicht Beweisgebühr 
nach GKG. KG. 3341.25 

8322 ZPO. Erſtreckt ſich die Bindung 
des Berufungsgerichts an ein formell 
rechtskräftiges Zwiſchenurteil, das den An⸗ 
ſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt 
erklärt hat, auch auf die in den Gründen 
niedergelegte Auffaſſung über die rechtliche 
Charakteriſierung und die Entſtehungszeit 
des Anſpruchs? Geltendmachung des An⸗ 
ſpruchs aus Art. 661 C. c. auf Erſatz des 
halben Wertes der Mauer gegen den 
Eigentümer des Nachbargrundſtückes. OLG. 
Köln 333416 

Der Tatbeſtand des 8 323 ZPO. wird 
nicht dadurch erfüllt, daß ſich die Be⸗ 
urteilung geändert hat und ſich daraus 
ſcheinbar eine weſentliche Veränderung 
zwiſchen einſt und jetzt ergibt, es muß 
vielmehr in Wirklichkeit eine weſentliche 
Anderung eingetreten ſein. RG. 3315 10 

88 330 f. ZPO. ſiehe $ 513 ZRD. 

§ 349 ZPO. In nichtvermögensrechtlichen 
Streitigkeiten darf der Einzelrichter nich: 
nach Lage der Akten durch Urteil entſchei⸗ 
den. KG. 33329 

8 380 ZPO. Bei der Terminsanberau⸗ 
mung iſt auf die wirtſchaftlichen Belange 
der Zeugen Rückſicht zu nehmen. OLG. 
Breslau 33331 

88 476, 61 SPD. Zuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung an einen von mehreren Streit⸗ 
genoſſen? OLG. Köln 33283 

8513 ZPO. Ein Fall der Versäumnis 
liegt nicht vor, wenn der Rechtsanwalt zu 
den Akten gemeldet iſt und noch in an⸗ 
gemeſſener Zeit nach der feſtgeſetzten Ter⸗ 
minsſtunde im Verhandlungszimmer er⸗ 
ſcheint. LG. Hannover 3366 10 

SS 516, 518, 519 ZPO. Zur wirkſamen 
Einlegung der Berufung genügt es, wenn 
der Berufungskläger nachweiſt, daß er noch 
nicht zugeſtellt habe und daß ſeit der Ver⸗ 
kündung noch nicht fünf Monate verſtrichen 
find. OLG. Celle 3333 15 

8519 ZPO. Verſäumung der Friſt zur 
Zahlung der Gerichtsgebühr für die Be⸗ 
rufungsinſtanz. Eine Wiedereinſetzung gegen 
die Verſäumung iſt nicht ſtatthaft, wenn 
die zahlungspflichtige Partei ſich des Poſt⸗ 
ſcheckamts bedient und die Gutſchriftanzeige 
verſpätet eingeht. LG. Chemnitz 33645 

88 519 Abſ. 6, 234 ZRD. Es iſt einer 
armen Partei nicht geſtattet, durch Wieder⸗ 
holung eines ſachlich geprüften und als un⸗ 
begründet befundenen Armenrechtsgeſuchs 
eine beliebige Erſtreckung der geſetzlichen 
Rechtsmittelfriſt herbeizuführen; vielmehr 
iſt die Frage der Rechtzeitigkeit der Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels auf eigene Koſten 
vom Zeitpunkt der Zuſtellung des erſten 
Verſagungsbeſchluſſes aus zu beurteilen. 
RG. 3311? 

8565 Abſ. 2 ZPO. Zum Umfang der 
Bindung des BerR. an die der Aufhebung 
zugrunde gelegte rechtliche Beurteilung des 
RG. RG. 33149 

SS 567, 402, 397 ZPO. Die Beſchwerde 
iſt unzuläſſig, wenn die Vornahme der be⸗ 
anſtandeten Handlung im freien Ermeſſen 
des Gerichts ſteht. KG. 3332 10 

88 627, 91 3PO. Wenn — in regelwidri⸗ 
ger Weiſe — über die Koſten im einſt⸗ 
weiligen Verfügungsverfahren in dieſer 
ſelbſt nicht entſchieden worden iſt, dann 


7 
umfaßt die Koſtenentſcheidung e 
Hauptſache nicht ohne weiteres die 0 
der einſtweiligen Verfügung. KG. ou! 
Der nach 8 668 ZPO. beige 
Rechtsanwalt kann dann, wenn er DE he 
fähigkeit ſeiner Partei, ihn ſelbſt Ba 
zahlen, entſprechend 8118 Abſ.? “pi 
nachweiſt, ebenſo Bezahlung all nen 
Staatskaſſe verlangen, wie wenn er 358 55 
anwalt wäre. OLG. Karlsruhe 3 
8 693 ZPO. Unterbrechung der 0 
jährung durch Zahlungsbefehl, wenn des 
Antragſtellung über das Vermögen gi! 
Schuldners der Konkurs eröffnet wird pi 
Verjährung wird unterbrochen, weng 
Zuſtellung des Zahlungsbefehls der c 
kurseröffnung vorausgeht, dagegen g 
unterbrochen, wenn ſie ihr folgt. 
3316 11 f 
8 707 ZPO. Bei Koſtenfeſtſetzungsbeſchs 
fen, die auf Grund einer durch Gegen 
beſchluß erlaſſenen EinſtwVerf. — 
ſind, iſt in entſprechender Anwendung Jol 
Beſtimmung des 8 707 ZPO. für den gun 
des Widerſpruchs die einſtweilig zit 
ſtellung der Zwangsvollſtreckung 5 
OLG. München 3350 46 Bir, 
8 751 ZPO. Behandlung der bet 
ſchaftsurkunden, die zur Ermöglichung 
Zwangsvollſtreckung an Stelle der, coach 
heitsleiſtung durch Hinterlegung DEI 
werden. LG. Frankfurt a. M. 3365 il 
8 767 ZPO. Iſt ein Anwalt zur 
zahlung eines Teiles feiner auf hene 
eines rechtskräftigen Urteils beige! bun 
Gebühren verpflichtet, wenn ſpäter neh 
Anderung des Wertfeſtſetzungsbeſ ruh 
auf dem das rechtskräftige Urteil, 6.9 
der Streitwert herabgeſetzt wird? 
nover 33611 „gerll 
8 767 BRD. Fortbeſtehen des Si, mt 
an der Vollſtreckungsgegenklage dau BI 
Läufigen Verzichts des Gläubiger fi 5 
Vollſtreckung. Geſamtgläubigerſchaſt „gb 
einem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
Breslau 33453 ig 
8 771 ZPO. Die Sicherungsüben gar 
des geſamten Warenlagers an gang oll 
bigerbeiratsmitglied zur Sicherſtelln in J. 
Gläubiger gibt dem Treuhänder ande“ 
terventionsrecht gegenüber einem dz 
den Gläubiger. LG. Münſter 7 Si 
88 776, 915 Ind. Quittung DEE, 4 
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n 


bigers und Verzicht auf die bar 
dem Haftbefehl führen im Offer e 1 
eidverfahren nicht zur Löſchung dee de 
ners im Schuldnerverzeichnis. hefe 
hindern nur Vollziehung des Hal 
LG. J Berlin 33644 el 
Der Perſonenkraftwagen eines 7GB 
mäklers gehört nicht zu den du fanden 
Ziff. 5 BO. geſchützten Gegen 
Del. Kiel 3350 4 Berli, 
8 852 1 au Bea 9055 
rung eines Erſatzanſpru 5 
Rechtsanwalt 1 rede 2 950 
lift gegen den Verjährungseinwal 
Königsberg 33295 „ 50 
SS 883, 888 ZPO, Verhältnis r Kale 
Beugezwang zur Vorlegung eine 5 
buchs? Os GG. Bamberg 5600, 9. 
8 890 38 0.; 88 133, 157, Seng 
710, 851 BOB 9151 Gerd, Sung 
gen in einem Steinbruch. Ausleß ne 
Vergleichs. Haftung für Angeſtel 
Bamberg 33251 852 
88 915. 776 8 . Quittung dete © 
bigers und Verzicht auf die RE gu 
dem Haftbefehl führen im ee 5 
eidverfahren nicht zur Löſchung 5 Ce 5 
ners im Schuldnerverzeichnis. ſtbeſe 
hindern nur Vollziehung des Ha a 
LG. 1 Berlin 33644 il, die 
88.925, 929 ZPO. das use 
das der Arreſtbefehl oder die E 
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Sfr 
zur lterhatten wird, bildet ſofort einen 


. S gangsvollſtreckung geeigneten Titel 
g 10 ARD. OLG. Dresden 333314 
0 ZPO.; 88 873, 875, 877, 878 


verboten wird, 
zu verfügen, wird nicht bereits 
ira ung Eingang des Erſuchens um Ein- 
mit — beim GBA. und auch noch nicht 
bern en Eintragung im Grundbuch, ſon⸗ 
kümer 5 mit der Zuſtellung an den Eigen⸗ 

Eine birtſam. OLG. Naumburg 3335 17 
feriigen den Erlaß einer Einſtw Verf. recht⸗ 
aigentun Gefährdung des Sicherungs⸗ 
ner ge 15 liegt nicht vor, wenn der Schuld⸗ 
über digen den Willen des Gläubigers 


usa. in feinem Beſitz befindlichen, dem 
fern übereigneten Sachen verfügt, ſo⸗ 
ü die völlige Befriedigung des 


ubi Ae E 
Waben g ſicherer Ausſicht ſteht. OLG. 


J 105 
kein ya „BPO. Ein Schiedsgericht kann 
burg 3304 F nnisurteil erlaſſen. LG. Duis⸗ 


Geſe 
b Über die Zwangsverſteigerung und 
Zwangsverwaltung. 


5 f 
dae 89 ZwVerſtcß. 1. Der 
Ha 


in 5 
cht bei tels, in Wirklichkeit aber überhaupt 
zur Ent ehendes Recht kommt dadurch nicht 


= ſte ung; ein zwar beſtehendes, aber 
hie eringſte Gebot nicht hineinge⸗ 
uülendes eigentlich dem Erlöſchen anheim ⸗ 
Heine in echt müſſen ſich bei irriger Auf⸗ 
laßer en Zuſchlagsbeſchluß der Er⸗ 
alen, ſonſtige Beteiligte gefallen 
dedeutun Frei richterliche Nachprüfung der 
er genug des Zuſchlagbeſchluſſes, auch in 


züngsrie Fust. Der Wille des Verſteige⸗ 
er rs iſt dabei ſo weit maßgebend, 
emmen Mm Beſchluß zum Ausdruck ger 
erſte Es können auch Vorgänge aus 
Beſgerungstermin zur Erläuterung 
Nacht e ſſes herangezogen werden. 
nirſteiger liche Abänderung durch den 
c un Wigsrichter, abgeſehen von Be⸗ 
8 Res: 91 5 i. S. 

., nicht möglich. Ergänzungs⸗ 
au. bfi Scale daher auch 
t raft ohne Wirkung; 


iſt unrichtig. RG. 331912 


901 Arbeitsgerichtsgeſetz. 


Ang. 
ter g 61 bc. 89 31, 561, 314 BRD. 
Mn) ! ArbGG. ſchließt auch die Er⸗ 
ri an Koſten der Beratung und 
&ufigen 9 awerkung durch einen RA. oder 
Wen fing ztsverſtändigen aus; auch dieſe 
tan pruch a. Koſten des Rechtsſtreits. Der 
in nicht Erſtattung von Prozeßkoſten 
digen außum Gegenſtand eines ſelb⸗ 
ſtreiteuf materielles Recht geſtützten 
0 ungsve gemacht werden; das Koſten⸗ 
auszeſſuale fahren der ZPO. regelt die 
cließlich 0 der Koſten 
MArbG. 


Konkursordnung. 


. Auch ein unzuläſſig er⸗ 
fontursverfahren wird durch die 
1 Fand Eröffnungsbeſchluſſes zu⸗ 
. Sung der afursverwalter dadurch zur 
daz chwebenr Anfechtungsklage legitimiert. 
5 zwei Konkursverfahren über 
aden derſelben Perſon neben⸗ 
er 5 der 
e > 
n. er ea gejondert 


1 05 


872 RD. Zt 8 91 380. bei Nicht⸗ 
eröffnung des Konkurſes entſprechend an⸗ 
zuwenden? Stehen ſich der den Konkurs⸗ 
antrag ſtellende Gläubiger und der Schuld⸗ 
un als Prozeßparteien gegenüber? KG. 
33 22 


Vergleichsordnung ). 


8 7 VerglO. Hat der Schuldner die ver⸗ 
fügbaren Vermögenswerte zur Sicherung 
der Durchführung des abgeſchloſſenen Ver⸗ 
gleichs einem Treuhänder übereignet, ſo 
wird durch einen Verzug des Treuhänders 
in der Auszahlung der Vergleichsraten der 
dem Schuldner im Vergleiche gewährte 
Schulderlaß nicht hinfällig. LG. Dresden 
3364 6 

ss 13, 49, 69 VerglO. Nach Aufhebung 
des Vergleichsverfahrens ſind die Mit⸗ 
glieder des Gläubigerausſchuſſes nicht mehr 
zur Akteneinſicht berechtigt, ſelbſt wenn ſie 
die Überwachung der Einhaltung des 
Zwangsvergleichs übernommen haben. LG. 
Karlsruhe 3366 11 


Geſetz betr. die Anfechtung von Rechts⸗ 
handlungen eines Schuldners außerhalb 
des Konkurſes. 


88 1. 3 Nr. 1. 2 u. 4, 7, 9 AnfG.; 88 A 
99, 139, 264, 268 Nr. 2, 527 ZPO. Koſten⸗ 
pflicht des Kl. nach Erledigung der Haupt⸗ 
ſache, wenn die Klage falſch geſtellt war. 
OLG. Bamberg 3331? 

§ 3 Nr. 1 Anfb. Die Anfechtung aus 83 
Nr. 1 wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der dem Zugriff der Gläubiger ent⸗ 
zogene Gegenſtand vom Anfechtungsgegner 
0 Wert bezahlt worden iſt. RG. 
332112 


Geſetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 


§ 168 Satz 2 366.; 58 254, 839 BGB. 
Amtspflicht des Notars zur Prüfung der 
ihm bei Beurkundung einer durch Ver⸗ 
pfändung von Wertpapieren zu ſtellenden 
Sicherheit übergebenen Wertpapiere, und 
zwar nicht nur der Zins⸗ und Erneuerungs⸗ 
ſcheine, ſondern vor allem der Mäntel. 
NG. 3309 5 


Art. 45 Pr.; 8 839 BGB. 1. Die 
Beglaubigung einer Ausfertigung iſt eine 
dem Notar perſönlich obliegende Amts⸗ 
pflicht; ihre Übereinſtimmung mit der Ur⸗ 
ſchrift muß er perſönlich nachprüfen, auf 
Angeſtellte darf er ſich hierbei nicht ver⸗ 
laſſen. 2. Abwägung des eigenen Ver⸗ 
ſchuldens als vom RG. im Gegenſatz zu 
der vom BG. gefundenen Teilung ſelb⸗ 
80755 zu beantwortende Rechtsfrage. RG. 


Notariatsrecht. 


Der Notar iſt nicht verpflichtet, von ſich 
aus ſelbſt das Grundbuch einzuſehen; er 
muß ſich aber vor der Beurkundung eines 
Grundſtückkaufvertrages davon überzeugen, 
daß der Käufer zuverläſſige Kenntnis von 
dem Hypothekenſtande hat und die Be⸗ 
teiligten darauf hinweiſen, daß die Be⸗ 
urkundung auf ihre Gefahr geſchehe. RG. 
3306 2 


Gerichtskoſtengeſetz. 


§ 6 GKG. Niederſchlagung bei überſehen 
eines Armenrechtsgeſuchs. OLG. Königs⸗ 
berg 3359 83 

Für die Bemeſſung des Streitwerts bei 
Unterhaltsverträgen iſt 8 9 3PO., nicht 
a 5 5.2 GͤKG. maßgebend. OSG. Celle 


1) Vgl. 88 157, 242 BGB. 


88 20, 24 GͤKG.; 8 272 b ZPO. Infor⸗ 
matoriſche Anhörung eines vom Vorſitzen⸗ 
den zur mündlichen Verhandlung geladenen 
Zeugen rechtfertigt nicht Veweisgebühr 
nach GKG. KG. 334125 

§ 29 GG. Für die Rückzahlung des 
nicht verbrauchten Teiles der Gerichts⸗ 
koſten hat die Erklärung des Gerichts, 
daß der Güteantrag als zurückgenommen 
gelte, dieſelbe Bedeutung, wie die Zurück⸗ 
nahme durch die Partei ſelbſt. LG. Berlin 
3367 15 6 

§ 34 Gͤc.; 88 5, 9, 12 PrNotGebd. 
Vorausſetzungen eines Auftrages und Be⸗ 
griff eines Urkundenentwurfes i. S. 89 
daſ. Amtsverpflichtung eines im Dezember 
1923 in Anſpruch genommenen Notars, 
die Beteiligten auf ihre dahingehende Frage 
darüber zu belehren, daß vom 1. Jan. 
1924 ab mit Herabſetzung der Notars⸗ 
gebühren zu rechnen fei. RG. 33074 

S 74 GKG. Sit gem. § 74 Abſ. 4 GRG. 
auf die Klage der Termin zur mündlichen 
Verhandlung ohne vorherige Zahlung der 
Prozeßgebühr beſtimmt worden, ſo iſt es 
unzuläſſig, hernach den Kl. zur mündlichen 
Verhandlung nicht zuzulaſſen. KG. 3341 26 
„gu Auslegung des 874 GKG. KG. 
3343 27 


Rechtsanwaltsordnung. 


Zur Auslegung des 8 18 Abſ. 6 NAD. 
OLG. München 3350 47 

88 33, 34 NAD.; 88 116, 627 ZPO. Die 
Anträge aus 8 627 ZPO. müſſen von der 
armen Partei in der Regel zu Protokoll 
der Geſchäftsſtelle erklärt werden. Die Bei⸗ 
ordnung eines Anwalts kann abgelehnt 
werden. Der Antrag auf Beiordnung, der 
von einem Anwalt zugleich mit dem Sach⸗ 
antrag geſtellt wird, iſt mangels einer 
ausdrücklichen Erklärung nicht dahin zu 
deuten, daß über den Sachantrag erſt 
dann entſchieden werden ſoll, wenn dem 
Antrag auf Beiordnung ſtattgegeben wor⸗ 
den iſt. OLG. Köln 3358 62 


Rechtsanwaltsgebührenordnung. 


813 Ziff. 3 RAGebd. Vorausſetzung der 
Vergleichsgebühr bildet entſprechende Tätig⸗ 
keit des Anwalts gegenüber der Gegen⸗ 
partei. Beratung der eigenen Partei genügt 
nicht. KG. 333618 

813 Ziff. 3 NAGEHD. Keine Vergleichs⸗ 
gebühr, wenn zwar die Mitwirkung, aber 
nicht der Abſchluß des Vergleiches in die 
Inſtanz fällt, für die der Rechtsanwalt 
als Armenanwalt beigeordnet war. OG. 
Breslau 3343 28 

815 Ziff. 4 RAGebO. Die Beiziehung 
von Armenrechtsakten zur Benutzung darin 
befindlicher polizeilicher Auskünfte begrün⸗ 
det nicht die Beweisgebühr. OLG. Hamm 
3356 57 

814 NRAGEbD. Dem Armenanwalt ſteht 
nur die halbe Prozeßgebühr zu, mern die 
Parteien, bevor er einen Schriftſatz ein⸗ 
reicht, dem Gericht mitteilen, daß ſie ſich 
verglichen haben, und das Gericht dieſe 
Mitteilung den Anwälten weitergibt. OLG. 
Breslau 3354 52 

88 16, 23 Ziff. 5, 25 NAGEHD. Iſt nach 
einem einſeitigen Vertagungsantrag der 
Rechtsſtreit in der Hauptſache erledigt und 
in einem neuen Termin Koſtenurteil er⸗ 
laſſen, jo iſt nur eine Verhandlungsgebühr 
zu erſtatten. LG. München 3368 18 

S 23 Nr. 18 RAGebdO.; Art. 8 PrRAGebd. 
Der Antrag auf Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek gem. 88 867, 932 BED. 
begründet die Gebühr des 8 23 Nr. 18 
RAcebO. nicht die des Art. 4 PrRA⸗ 
Gebo. OLG. Köln 3350 4 
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Rechtſprechung 


88 27, 44 NAGEHD. Nach Zurückverwei⸗ 
fung darf die Verkehrsgebühr nicht erneut 
in Auſatz gebracht werden. OLG. Königs⸗ 
berg 3350 45 

828 NAGEHDO. Gebührenſelbſtändigkeit 
des Arreſtverfahrens. Os. Celle 3346 33 

88 31, 23 Ziff. 18 RAGebO. Für das 
Erſuchen um Veröffentlichung des Urteils 
in ſechs verſchiedenen Zeitungen kann der 
RA. keinesfalls die ſechsfache Gebühr for- 
dern, da dieſe Handlung als einheitliche 
Maßnahme aufzufaſſen iſt. Ob der RA. 
überhaupt neben der Prozeßgebühr eine 
beſondere Vergütung fordern kann, bleibt 
dahingeſtellt. OL. Hamm 3350 2 

§ 36 RAGebd.; Ss 115 ff. ZPO. Der als 
Armenanwalt übergangene Rechtsanwalt 
hat kein Beſchwerderecht. Die Gründe, wes⸗ 
wegen der von einer Partei gewünſchte, 
im Armenrecht ihr zu beſtellende Rechts⸗ 
anwalt nicht vom Vorſitzenden beigeord⸗ 
net worden iſt, können auf Beſchwerde 
der Partei vom Beſchwerdegericht nach⸗ 
geprüft werden. Der Vorſitzende ſoll ſich 
bei der Beiordnung in erſter Linie von 
den Grundſätzen einer gerechten und gleich⸗ 
mäßigen Verteilung leiten laſſen. OLG. 
Köln 335761 

88 45, 93, 94 NAGED; SI BED. 
Wenn eine Partei ihrem Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten als Vergütung für die Wahr⸗ 
nehmung eines auswärtigen Beweis⸗ 
termins im Wege der Honsorarverein⸗ 
barung diejenigen Beträge zugeſteht, die 
ſie dem auswärtigen RA. hätte zahlen 
müſſen, dann ſind dieſe Koſten erſtattungs⸗ 
fähig. OLG. Breslau 3343 20 

88 63 ff. RAGebO. Der Rechtsanwalt, 
der im Vorverfahren, aber nicht in der 
Hauptverhandlung verteidigt hat, kann 
außer der Gebühr für 8 67 Abſ. 1 eine 
weitere Gebühr nicht beanſpruchen. Bay⸗ 
Ob LG. 33261 

Neben der Gebühr des 867 NAGCHO. 
kann eine ſolche nach § 89 anfallen, wenn 
der RA. zwar nicht die Verteidigung in 
der Hauptverhandlung führt, aber dem Ge⸗ 
richt glaubhaft macht, daß er nach Er⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens noch beſon⸗ 
dere Dienſte zum Zwecke der Verteidigung 
des Angekl. geleiſtet hat. BaydbLG. 33272 


Armenanwaltsgeſetz. 


Armenanwaltsgebühren. Keine Erſtat⸗ 
tung der Gebühr für die Stellung des 
Antrages beim Grundbuchamt auf Ein⸗ 


tragung einer Zwangs hypothek. OG. 
Breslau 3353 61 

Arm AnwG. Erſtattung von Schreib⸗ 
gebühren und Reiſekoſten des Armen⸗ 


anwalts aus der Staatskaſſe. OLG. Düſ⸗ 


ſeldorf 3355 55 

81 Arm AuwG.; $ 115 Abi. 2 38. 
Armenanwaltsgebühren bei Bewilligung 
des Armenrechts zu einem Bruchteil. OLG. 
Stettin 3359 64 

Dem Rechtsanwalt ſteht nach dem Arm⸗ 
Anm. und Anderung des GAG. vom 
20. Dezember 1928 im Gegenſatz zu dem 
Arm Anw. vom 6. Februar 1923 ein An⸗ 
ſpruch auf Erſtattung der Umſatzſteuer 
gegen die Staatskaſſe nicht zu. LG. I 
Berlin 3366 12 

81 Arm Anw. Die Beiordnung eines 
RA. im Vergleichsverfahren begründet für 
ihn einen Anſpruch gegen die Staatskaſſe 
auf Erſtattung ſeiner Gebühren und Aus⸗ 
lagen. LG. Krefeld 3366 13 

91 Arm Anw. Haftung der Staats⸗ 
kaſſe für nachträgliche Auslagen des 
Armenanwalts. OLG. Celle 335454 


Art. II Abſ. 2 Arm AnwG. Beendigung 
der Inſtanz, wenn Grundurteil ergangen 
und gegen dieſes Berufung eingelegt iſt? 
OLG. Breslau 335453 

85 Arm Anw.; § 667 BGB. Der zweit⸗ 
inſtanzliche Armenanwalt hat gegen den 
erſtinſtanzlichen Armenanwalt der gleichen 
Partei, der einen zugunſten der Partner 
ergangenen Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß voll⸗ 
ſtreckt hat, einen Anſpruch auf Zahlung 
eines anteiligen Betrages der beigetriebenn 
Summe, ohne daß er ihm aus der Staats⸗ 
kaſſe erſtattete Betrag anzurechnen iſt. 
LG. Lyck 336714 

85 Arm Anw.; 8 124 3PO. Keine Auf⸗ 
rechnung bei Rückgriff der Staatskaſſe 
gegen den koſtenpflichtigen Prozeßgegner. 
OLG. Köln 3357 60 


Gebührenordnung für Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige. 


88 3, 4 ZeugGebO. Trotz Anerkennung 
der Gebo. für Architekten und Jugenieure 
als im allgemeinen üblichen Preis kann im 
Einzelfall geprüft werden, ob eine Ver⸗ 
gütung nach dieſer GebD. für die Leiſtung 
üblich iſt. §S 4 Abſ. 2 trifft nur den Fall, 
daß die ganze Tätigkeit des Sachverſtän⸗ 
digen in der Teilnahme an Terminen be⸗ 
ſteht. Odch. Stettin 335148 

88 3 Abſ. 3, 14 ZeugGeboO. Schreib⸗ 
gebühren für die vom Sachverſtändigen 
gelieferten Abſchriften ſeines Gutachtens. 
OLG. Celle 334132 


Preußiſche Notargebührenordnung. 


88 5, 9, 12 PrNotGebd.; 8 34 PrGͤch. 
Vorausſetzungen eines Auftrages und Be⸗ 
griff eines Urkundenentwurfes i. S. § 9 
daſ. Amtsverpflichtung eines im Dezember 
1923 in Anſpruch genommenen Notars, 
die Beteiligten auf ihre dahingehende Frage 
darüber zu belehren, daß vom 1. Januar 
1924 ab mit Herabſetzung der Notars⸗ 
gebühren zu rechnen ſei. RG. 33074 


U 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 27 e, 28 StGB.; § 267 Abſ. 5 StPO. 
Zur Reviſibilität der mir lien Die 
Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe iſt nur einer der für die Straf⸗ 
zumeſſung maßgebenden Geſichtspunkte. 
Teilzahlungen müſſen dem Verurteilten 
immer dann bewilligt werden, wenn ihm 
die ſofortige Zahlung der Geldſtrafe nach 
ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen nicht 
zumutbar iſt. RG. 332415 

88 73, 74, 154 StGB. Vorausſetzungen 
des Fortſetzungszuſammenhangs zwiſchen 
zwei wiſſentlich falſchen eidlichen Ausſagen. 


NG. 332516 


Strafprozeßordnung. 


88 137, 217 StPO. Auf die Einhaltung 
der Ladungsfriſt namens des Angekl. zu 
verzichten, iſt der Verteidiger nur berech⸗ 
tigt, wenn er zu Verzichtserklärungen be⸗ 
ſonders bevollmächtigt iſt. RG. 3325 17 

§ 244 StPD. Eine teilweiſe Wahrunter⸗ 
ſtellung iſt unzuläſſig und rechtfertigt die 
Ablehnung des Beweisantrages nicht. RG. 
332518 

8 267 Abſ. 5 StPO.; 88 27e, 28 StGB. 
Zur Reviſibilität der Strafzumeſſung. Die 
Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Ver⸗ 


1 „ Sta, 
die f 
zal 


hältniſſe iſt nur einer der für 
zumeſſung maßgebenden 
Teilzahlungen müſſen der 
immer dann bewilligt werden, 17 
die ſofortige Zahlung der Geldſtraſk nich 
feinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
zumutbar iſt. RG. 332415 ug 
§ 268 Ab}. 2 StPO. Eine Ausſeßung ge 
Urteilsverkündung iſt nicht ſchon D Sch 
geben, wenn die Zeit zwiſchen den unn 
vorträgen und der Urteilsve. gane 
außer mit der Beratung auch mit z zit 
ausgefüllt war, die im weſentliche! geg, 
Vorbereitung der Beratung dienten, 
332619 (era 
8 305 StPO. Beſchlüſſe über Able! 227 
von Sachverſtändigen ſind nicht mag 
ſchwerde anfechtbar. OSG. Dresden. ah 
88 345, 378 StPO. Hat der Km 
(oder Neben⸗) Kläger zwei Anwälten au, 
macht erteilt, und iſt dann auf je per 
trag der eine ihm als Armenanwn on, 
geordnet worden, fo wird die Nenn gi 
begründungsfriſt gleichwohl durch e at! 
ſtellung des Urteils an den zweite ihn 
walt in Lauf geſetzt, ſofern nicht lt be, 
erteilte Vollmacht in dieſem ag 
reits widerrufen war. Der Autre 
Beiordnung eines Anwalts als nur 
anwalt ſtellt eine — ſei es auch cht bi 
dingte — Entziehung der Volleaatgges 
bisherigen Anwalts nicht dar. RO 


C. 
Steuerrecht. 


Reichsabgabenordnung. kung 
576 Rabgo.; 89 Zo. Cet 
fähigkeit für Abſchriften der = an d 
Beweisſchlüſſe und Beweisprotolo 
Partei. Och. Düſſeldorf 3347 ache 00 
8 234 RAbgO. Wird die münd er 00 
klärung eines Steuerpflichtigen, De al 
Abänderung eines Steuerbeſcheide aug 
ſtrebe, in einem Schreiben der. 
gangenen Behörde an eine ande tego 
hörde feſtgehalten, jo iſt dies als oll“ 5 
eines Rechtsmittels zu „Proto 
des 8 234 NAbgD. zu werten. 
33711 aueh 
8288 RAbgO. Gebühren bei H Neth 
mehrerer Steuerberater für dagen 1 
mittel. Reiſegebühren; Feſtſetzun 
Erinnerungsgebühr. RH. 3371 


D. t 
Sonſtiges öffentliches NEN" f 


Soziale Verſicherungs⸗ u. Verſorgung 
ſiehe S. 3372. 


t 
Preußiſches eanbesvervoltungebe g 


88 121 Abſ. 3, 126 Preno.; 8 380 
Kr. Die in 8 121 Abſ. 3 Pedem 
gelaſſene Beſchwerde ſteht nich ahl, „ 
der zum Gemeindevorſtand ge? 
Landrat aber mit Zuſtimmung Y; 
ausſchuſſes nicht beſtätigt worde 
OVG. 33721 


E 


Ausländiſches Recht. 
Code civil. 


es 
8 322 ZPO. Geltendmachung 620 ir 
ſpruchs aus Art. 661 C. e. auf 
halben Wertes der Mauer 
Eigentümer des Nachbargrundſt 
Köln 333416 
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